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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/241: Halbwertzeit - Mückenstiche ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gemeinsame Pressemitteilung:

Gronau/Münster, 10. Dezember 2019

Abseilaktion vor Uranmüllzug bei Münster

- Uranmüllzug von Urananreicherungsanlage Gronau erneut gestoppt

- spontane Mahnwachen in Gronau, Ochtrup und Burgsteinfurt

- "Uranmüllexporte von Gronau nach Russland einstellen"



Der heutige Uranmüllzug mit 600 t abgereichertem Uranhexafluorid (UF6)
aus der Urananreicherungsanlage (UAA) Gronau/Westfalen Richtung Russland
wurde am Dienstag (10.12.19) zwischen Münster-Häger und Münster-Kinderhaus
durch eine Abseilaktion von der Brücke der A1 erneut aufgehalten. Die
Polizei stoppte daraufhin den Uranzug kurz vor 12 Uhr im Bahnhof von
Altenberge und ist vor Ort. Ein Kletterteam der Polizei ist um 13 Uhr
eingetroffen. Um 13.20 Uhr wurde die Aktion beendet.

Anti-Atomkraft-Initiativen kündigten allerdings weitere Protestaktionen
gegen den Uranmüllexport nach Russland an. Um 14.15 Uhr passierte der
Sonderzug den Münsteraner Hauptbahnhof und fuhr Richtung Hamm weiter.

Dienstagvormittag gab es spontane Mahnwachen in Gronau, Ochtrup und
Burgsteinfurt, wo der Uranzug ebenfalls zehn Minuten mitten im Bahnhof
stand. AtomkraftgegnerInnen fordern ein Ende der Uranmüllexporte von
Gronau nach Russland. Für den Nachmittag wurden weitere spontane
Mahnwachen entlang der Bahnstrecke angekündigt, u. a. um 14.30 Uhr am
Bahnhof von Unna sowie um 16 Uhr in Ennepetal am Bahnhof.

Bereits beim letzten Uranmülltransport von Gronau nach Russland Mitte
November stoppten AtomkraftgegnerInnen den Uranzug bei Burgsteinfurt im
Münsterland mit einer Abseilaktion für mehr als sieben Stunden. Auch in
Russland werden neue Proteste geplant. Rund 54.000 Menschen haben dort
bereits eine Online-Petition von Greenpeace Russland gegen die
Uranmüllexporte unterschrieben. Gestern unterstützte der Ko-Vorsitzende
der russischen Umweltorganisation Ecodefense, Vladimir Slivyak, die
Mahnwachen in Münster und in Unna.




Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.laka.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/673: Klimakampf und Kohlefront - gespaltene Zungen ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 9. Dezember 2019

COP 25 | BUND: 

Mit Datteln 4 droht klimapolitisches Armutszeugnis der Bundesregierung



Am heutigen Montag erklärte Jochen Flasbarth, Staatssekretär im
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Nukleare Sicherheit, in
Madrid, dass das umstrittene Steinkohlekraftwerk Datteln 4 entgegen der
Empfehlung der Kohlekommission ans Netz gehen soll. Hierzu sagt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Wir sind auf der Weltklimakonferenz, es geht um ambitionierteren
Klimaschutz und die Bundesregierung plant zeitgleich Datteln 4 in Betrieb
zu nehmen. Das wäre ein Armutszeugnis und untergräbt einmal mehr die
Glaubwürdigkeit dieser Bundesregierung in Sachen Klimaschutz. Der deutsche
Kohleausstieg darf nicht mit der Inbetriebnahme eines Kohlekraftwerks
konterkariert werden. Datteln 4 darf nicht ans Netz.

Mit Datteln 4 würde die Bundesregierung den Kohlekompromiss begraben. Der
mühsam ausgehandelte Konsens zwischen Wirtschaft, Gewerkschaften, Anwohnern
und Umweltverbänden sowie die von der Bundesregierung angekündigte 
Eins-zu-eins-Umsetzung der Kommissions-Empfehlungen wären damit vom Tisch.

Wir erwarten, dass die Bundesregierung Wort hält und Uniper sich von seinem
Skandal-Projekt endgültig verabschiedet. Das wäre volkswirtschaftlich
allemal preiswerter als das Kraftwerk mit aller Gewalt ans Netz zu bringen.

Der sich jetzt abzeichnende Gesetzesentwurf darf so nicht vom Kabinett
beschlossen werden. Wir rufen die beteiligten Ministerien auf, dringend
nachzubessern und den Kohlekompromiss eins zu eins umzusetzen."



Hintergrund zu Datteln 4: Datteln 4 würde jährlich bis zu 8,4
Millionen Tonnen CO2 ausstoßen. Der Kohlekompromiss vom Januar sieht vor,
das bis heute nicht fertig gestellte Kraftwerk gegen eine Entschädigung
nicht in Betrieb zu nehmen. Die Bundesregierung hat bis heute kein
Kohleausstiegsgesetz vorgelegt, aber scheint neue Kohlekraftwerke ans Netz
gehen zu lassen. Seit 2007 bemüht sich der Kraftwerksbetreiber E.ON bzw.
Uniper, das Kraftwerk Datteln 4 durchzusetzen. Schon mehrfach war der
Kohlemeiler aufgrund der Klagen des NRW-Landesverbandes des BUND und von
Anwohnerinnen und Anwohnern juristisch gescheitert. Auch derzeit verfügt
der Bau wegen der noch anhängigen BUND-Klagen weder über eine
rechtskräftige planungsrechtliche Grundlage noch eine bestandskräftige
Bau- und Betriebsgenehmigung.



Informationen zu Datteln 4 finden Sie unter: 

www.bund-nrw.de/publikationen/detail/publication/bund-hintergrund-steinkohlenkraftwerk-datteln-4

Weitere BUND-Informationen zur COP finden Sie unter:

www.bund.net/cop25

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/672: Klimakampf und Kohlefront - wir fordern mehr ... (AufBäumen)


AufBäumen - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

+++ Klimaaktivist*innen stören den Betrieb bei RWE Zentrale in Köln
+++ RWE soll enteignet werden +++ Energieproduktion soll vergesellschaftet
werden +++



Köln - Zeitgleich mit den Klimaverhandlungen in Madrid und kurz
nach den erfolgreichen Blockaden von Kohleinfrastruktur in der Lausitz
durch das Bündnis Ende Gelände hat die Gruppe AufBäumen vor dem RWE
Hauptsitz in Köln Junkersdorf demonstriert und zivilen Ungehorsam
geleistet.

Nach der gemeinsamen Tanzdemo mit Fridays for Future haben hunderte
Menschen mit vielfältigen Aktionen den Betrieb gestört. Die
Aktivist*innen versuchten in die Nähe des Gebäudes zu gelangen, wurden
aber mit unverhältnismäßiger Gewalt der Polizei daran gehindert. Dies
geschah unter dem Motto: "Enteignungsparty - (Ab) heute gehört der
Laden uns."

"Der notwendige gesellschaftliche Wandel ist nur ohne
profitorientierte Großkonzerne wie RWE möglich. Der Energiesektor muss
entprivatisiert und demokratisiert werden, um ein wirklich nachhaltiges
und soziales Wirtschaften zu ermöglichen. Deswegen handeln wir jetzt und
enteignen RWE", so Pressesprecher Dominic da Silva Cordeiro von
AufBäumen.

Die ungehorsamen Aktionen finden im Rahmen der Kampagne 
"RWE ENTEIGNEN-ENERGIEPRODUKTION VERGESELLSCHAFTEN" statt. Diese Kampagne fordert eine
Enteignung des Energieriesens RWE, nachdem dieser selbst Jahrzehnte lang
die Häuser von Menschen enteignete um Kohle abzubauen und Profite zu
maximieren.

"Auf die Bedürfnisse der Menschen - sowie die immer weiter
voranschreitende Klimakrise - nahm und nimmt RWE keine Rücksicht. Wir
sehen Energieversorgung als Grundbedürfnis an, nicht als Ware. Deshalb
sollten alle Menschen Zugang zu Energie bekommen und mitentscheiden
können, wie diese produziert und verteilt wird", so Paula Moser,
Pressepsrecherin von AufBäumen.

Die Energieproduktion muss dabei ökologisch stattfinden und den
Bedürfnissen der Anwohnenden, Mitarbeitenden und Verbrauchenden
angepasst sein. Die Enteignung ist der erste notwendige Schritt hin zu
einem energiedemokratischen und klimagerechten System.


Social Media:

aufbaeumen.net

facebook.com/gegenKohle

twitter.com/aufbaumen

flickr.com/aufbaeumen

 * 

Quelle:

AufBäumen

E-Mail: aufbaeumen-presse@riseup.net

Internet: https://aufbaeumen.net
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7282: Universität Hamburg lässt Jubiläumsjahr ausklingen, 17.12.2019


Universität Hamburg

Mit zwei "Vorlesungen für Alle" und Lichtinstallation:

Universität Hamburg lässt Jubiläumsjahr ausklingen



Am 17. Dezember 2019 verabschiedet sich die Universität Hamburg mit zwei
öffentlichen Vorträgen und einer Lichtinstallation aus ihrem Jubiläumsjahr.
Anlässlich ihres 100-jährigen Geburtstags hat die Universität ihr Ziel, die
Stadt zum Campus zu machen, mit zahlreichen Veranstaltungen umgesetzt. Auch
in Zukunft will sie mit öffentlichen Wissensformaten eine "Universität für
alle" sein.

Den Abschluss der in 2019 gestarteten Reihe "Vorlesung für Alle" bilden am
17. Dezember zwei Vorträge. Mittags spricht in der Handelskammer
Universitätspräsident Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen zum Thema "Wer wird
ein erfolgreicher Unternehmer?". Aus der Perspektive der
Erziehungswissenschaft erklärt Lenzen, ob es schon in der Kindheit Merkmale
und Einflüsse gibt, die jemanden dazu befähigen, ein erfolgreiches
Unternehmen aufzubauen, welche persönlichen Eigenschaften dabei hilfreich
sind und welche Fähigkeiten man sich auch später noch für dieses Ziel
aneignen kann. Diese Vorlesung für Alle in der Handelskammer läuft unter
dem Titel "Kurz vor träge - Wissenschaftstalk".

Abends geht es dann im Sonderzug der S-Bahn Hamburg um das Thema "Die
schmelzende Heimat des Weihnachtsmannes". Prof. Dr. Dirk Notz vom
Exzellenzcluster "Climate, Climatic Change, and Society" (CLICCS) der
Universität Hamburg spricht über neueste wissenschaftliche Erkenntnisse zum
Klimawandel in der Arktis. Der Sonderzug startet vom Bahnhof
Dammtor/Universität. Die Teilnahme ist nur mit einem gültigen Ticket
möglich.

Zudem verabschiedet sich die Universität mit einer Dankes-Illumination aus
ihrem Jubiläumsjahr. Mit Beginn der Dunkelheit erstrahlt das Hauptgebäude
der Universität in den Farben und mit dem Logo des Jubiläumsjahres. Diese
Illumination bildet den Abschluss der Reihe "Hamburger Wahrzeichen
gratulieren". Statt eines Gratulationsspruchs sendet die Universität nun
ein Dankeschön an die Bürgerrinnen und Bürger.

"In unserem Jubiläumsjahr haben wir die Stadt zum Campus gemacht", blickt
Lenzen auf 2019 zurück. "Wir haben unsere Verbundenheit mit Hamburg mit der
'Vorlesung für Alle' an ungewöhnlichen Orten ausgedrückt, mit dem 'Sommer
des Wissens' auf dem Rathausmarkt und mit vielen Ausstellungen, Führungen,
Vorträgen und Diskussionsrunden an der Universität und in der Stadt."

Die letzten beiden Vorträge der "Vorlesung für Alle" im Jubiläumsjahr:

• Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen: "Wer wird ein erfolgreicher
Unternehmer?", 12.30 Uhr, Handelskammer der Stadt Hamburg, Adolphsplatz 1.
Es sind noch Karten verfügbar.

• Prof. Dr. Dirk Notz: "Die schmelzende Heimat des Weihnachtsmanns",
18.20 Uhr, Bahnhof Dammtor/Universität (Treffen gegenüber McCafé). Es sind
noch Karten verfügbar.

Der Eintritt ist frei. Anmeldung unter:

https://www.jubilaeum.uni-hamburg.de/programm/vorlesung-fuer-alle.html

 * 

Quelle:

Universität Hamburg

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Referat Medien- und Öffentlichkeitsarbeit

Mittelweg 177, 20148 Hamburg

Telefono: +49 40 42838-2968, Fax: +49 40 42838-2449

E-Mail: medien@uni-hamburg.de

Internet: www.uni-hamburg.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1493: Berlin - My favorite kitab, Hassan Blasim "Der Verrückte vom Freiheitsplatz", 23.01.2020


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Januar 2020

Do 23.1., 19:30 Uhr

Reihe o My favorite kitab

Ghayath Almadhoun im Gespräch mit Ramy Al-Asheq über Hassan
Blasims »Der Verrückte vom Freiheitsplatz«

7 EUR / erm. 4 EUR



Wie erzählt man vom Irak? Also von einem Land, das sich seit 35
Jahren im Krieg befindet? Von Geiselnehmern in Bagdad, den Hasen in
der Grünen Zone, den 1001 Messern und dem Mehlsack voller Köpfe? Die
Geschichten des Autors und Filmemachers Hassan Blasim erzählen den
Irak der letzten Jahrzehnte als surrealistisches Inferno - den Krieg
mit dem Iran, die Herrschaft und den Sturz Saddam Husseins, die
Besatzungszeit und die sich ausdehnende Wüste der Erinnerung - aber
wer spricht denn noch vom Irak in Zeiten des scheinbar unendlichen
syrischen Krieges? Über sein Lieblingsbuch unterhält sich diesmal der
syrisch-palästinensische Autor und Lyriker Ghayath Almadhoun, der
mittlerweile in Schweden lebt und Berlin mit einem DAAD-Stipendium
kennengelernt hat, mit dem Autor und Journalisten Ramy Al-Asheq.

In arabischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung von Leila
Chammaa

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Januar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1492: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 16. - 26. Dezember 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 51. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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Einladung und Pressemitteilung vom 10.12.2019

        

Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

            

            

            *Mittwoch, 18. Dezember 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Lesung
        

              Buchschätze des Nordens | Gemeinschafts-Lesung von 5
            Hamburger Autoren

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Buchschätze des Nordens
Foto: by v. links: S. Rehle, S. Wittern, B. Beermann, M. Franke und M. Bottke




        Buchschätze des Nordens


        Möchten Sie sich mitten im Weihnachtsstress einen gemütlichen Abend
        mit anregenden Geschichten gönnen? Bei einer gemeinschaftlichen
        Lesung entführen fünf Autor*Innen aus Hamburg ihre Zuhörer in
        märchenhaftes Hamburg und weit über dessen Grenzen hinaus, in
        unfassbare Welten. Reisen Sie mit Björn Beermann und seiner
        16-jährigen Heldin „Mitra“ in ein Hamburg voller Magie. In der
        Geschichte „Auf leeren Seiten“ von Melanie Bottke begegnen Sie
        außergewöhnlichen Schriftstellern und rätseln um das Geheimnis eines
        mordlüsternen Psychopathen. Genießen Sie mit „5 tales of faith“ von
        Marleen Franke ein nervenaufreibendes Urban-Fantasy Abenteuer, das
        sich rund um den Globus entspinnt. Begleiten Sie die Autorin
        Stephanie Wittern in „Ein Kuss aus Asche und Staub“ in eine
        mystische Geistwelt, wo die Waise Maya zerrissen scheint zwischen
        Liebe und Tod. Verlieben Sie sich bei „Winterzauber auf Gracewood
        Hall“ von Sandra Rehle in eine romantische Wintergeschichte, perfekt
        zur Weihnachtszeit.

        

        Besetzung:

        Björn Beermann

        Melanie Bottke

        Stephanie Wittern

        Marleen Franke

        Sandra Rehle

        

        Weitere Informationen:

        https://www.bjoern-beermann.de/

        https://www.melaniebottke-autorin.de/

        https://www.instagram.com/marleen_f_autorin/

        https://www.instagram.com/sandrarehle/
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            *Donnerstag, 19. Dezember 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Lesung mit Musik 

              Helmut Barthel liest „Zauber kalt 2“ | Lesung mit Musik

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Helmut Barthel
Foto: by MA-Verlag




        "Zauber kalt 2“


           "Folgt mir nun auf die Reise in eine ferne Vergangenheit, die der
        Zukunft doch so nahe ist, wie die Worte, die ich gebrauchen werde,
        um Euch die Begebenheiten meiner Wanderschaft an die Quellen der
        Zauberei zu erzählen." 

        

        Kurz vor Weihnachten liest der Autor Helmut Barthel aus dem frisch
        erschienenen zweiten Teil seiner Trilogie "Zauber kalt - Ein Märchen
        für Erwachsene", mit dem vielversprechenden Titel “Die wilde Jagd”.
        Zudem trägt er, einer nun schon liebgewonnenen und vom Publikum
        eingeforderten Weihnachtstradition folgend, die Erzählung "Die
        Nacht" sowie das eine oder andere Gedicht aus eigener Feder vor.
        Musikalisch begleitet wird die Lesung mit Gitarrenklängen von
        Stephen Foley.

        

        Besetzung:

        Helmut Barthel – Lyrik

        Stephen Foley - Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        http://www.schattenblick.de/index.html
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            * Weihnachtliches Buffet im Komm du am 2.
            Weihnachtsfeiertag von 11.00 - 14.00 Uhr 

                   Buffet für 19,90€ - Um Voranmeldung wird
            gebeten!

        

               Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073
        Hamburg-Harburg

               Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder
        E-Mail: kommdu@gmx.de

               Homepage: http://www.komm-du.de
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Weihnachtliches Buffet im Komm du
Foto: Komm du




        Weihnachtliches Buffet im Komm du


        Vom 20. Dezember 2019 bis zum 2. Januar 2020 befindet sich das Komm
        du Team im Weihnachts-Urlaub! 

        Wer aber ein wunderschönes weihnachtliches Buffet genießen möchte,
        kann am 2. Weihnachtsfeiertag von 11 - 14 Uhr bei uns für nur 19,90€
        festlich speißen!

        

            Weitere Informationen unter:

        https://www.komm-du.de/
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (9.11.2019 bis 7.2.2020)

            Ulrike Burbach - Verlorene Zeit | Kunstausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Ulrike Burbach
 Foto: by Ulrike Burbach




        Verlorene Zeit


        Unter dem Titel “Verlorene Zeit” stellt die Malerin Ulrike Burbach
        vom 9.11.2019 bis 7.2.2020 im Kulturcafé Komm du ihre Bilder aus,
        deren Thema die Unergründlichkeit der Natur ist: Abweichungen und
        Wiederholungen in Formen und Strukturen, ein Zusammenspiel aus Chaos
        und Ordnung. Tier – und Pflanzenformen lösen sich zeitweilig ins
        Absurde und Bizarre auf.

        

        Die Werke der Künstlerin entstehen in Mischtechnik aus einer Mixtur
        von Ölkreiden, verschiedenen Stiften und Tempera. Dabei werden keine
        aufwendigen Materialien eingesetzt, denn die Bilder sind sowohl von
        der Primitiven Malerei ursprünglich lebender Völker als auch von der
        Wertschätzung der manuellen Fähigkeiten der Künstlerin beeinflusst.

        

        Von Anfang an interessierte sich die Autodidaktin für malerische
        Abstraktionen. In unserer

        gewohnten Sichtweise habe die Natur stark an Bedeutung verloren, so
        die Malerin. Sie versuche, ihr durch Bilder, die über das Hier und
        Jetzt in eine vielleicht verlorene Zeit hinausgingen, neue Bedeutung
        zu verleihen. Denn wir Menschen schützen nur, was uns bedeutsam
        erscheint.

        

        Die Ausstellung findet vom 9. November 2019 bis zum 7. Februar 2020
        statt.

                    

        Weitere Informationen:

        www.jerzykowski.wix.com/ulrikeb
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 10.12.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/811: Verteidigung vor dem Internationalen Gerichtshof - Aung San Suu Kyi diskreditiert sich endgültig


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2019

GfbV zu Aung San Suu Kyi beim Internationalen Gerichtshof:

- Gräueltaten des Militärs sind unbestreitbar und unentschuldbar

- San Suu Kyi kann sich jetzt nicht mehr glaubhaft von den Verbrechen
distanzieren

- Sie verspielt den letzten Rest Respekt vor ihren früheren Leistungen



Die Außenministerin und Staatsrätin von Myanmar Aung San Suu Kyi wird heute
[10.12.2019] als Verteidigerin vor dem Internationalen Gerichtshof in Den
Haag auftreten. Gambia hatte dort wegen schwerster
Menschenrechtsverletzungen Klage erhoben. "Die Gräueltaten des
myanmarischen Militärs gegen die muslimischen Rohingya sind unbestreitbar
und unentschuldbar", erklärt Ulrich Delius, Direktor der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV). "Dass die ehemals hochangesehene San Suu Kyi sie
persönlich vor Gericht rechtfertigen möchte, wird auch den letzten Rest
Respekt vor ihren früheren Leistungen zunichtemachen."

Es sei unüblich, dass die Außenministerin eines Landes in so einem Fall als
Verteidigerin auftritt. In der Regel seien Generalanwälte oder
Justizminister dafür zuständig. "Frau San Suu Kyi ist es offenbar
innenpolitisch wichtig, die Verbrechen ihres Militärs medienwirksam zu
verteidigen", so Delius. "Auf dem internationalen Parkett kann sie sich
jetzt nicht mehr glaubhaft von den Vergewaltigungen, den Morden und der
Massenvertreibung distanzieren."

Mehrere Institutionen der Vereinten Nationen, darunter der Hohe Kommissar
für Menschenrechte, die Sonderberichterstatterin für Menschenrechte in
Myanmar und die unabhängige internationale Ermittlungsmission bezeichnen
das Vorgehen des myanmarischen Militärs als klassischen Fall ethnischer
Säuberung beziehungsweise als Völkermord.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FIAN





MELDUNG/180: Brasilien brennt - Deutsche Ärztepensionen heizen Landgrabbing und Expansion der Agrarindustrie an


Fian - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Brasilien brennt: Deutsche Ärztepensionen heizen Landgrabbing und
Expansion der Agrarindustrie an



Anlässlich des Tags der Menschenrechte hat FIAN Deutschland heute eine
Studie zu Auswirkungen der Investitionen deutscher Ärztepensionen in
Brasilien veröffentlicht. Die Menschenrechtsorganisation kritisiert die
Geldanlage der Ärzteversorgung Westfalen-Lippe als "menschenrechtlich
verantwortungslos" und "ökologisch verheerend".

Köln: Die heute veröffentlichte Studie "Brasilien: Pensionskassen machen
Geschäfte mit Ackerland" der Menschenrechtsorganisation FIAN deckt auf, wie
internationale Investmentfonds und Pensionskassen die Existenz ländlicher
Gemeinden im Nordosten Brasiliens zerstören. In Deutschland beteiligt sich
die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe (ÄVWL) mit 100 Millionen US-Dollar an
einem solchen Land-Fonds. Dieser hat alleine in Brasilien 133.000 Hektar
Land aufgekauft. Viele der Flächen sind riesige Gensoja-Felder. Die Studie
zeigt, wie in Brasilien ganze Gemeinden vertrieben und Böden und Gewässer
durch Agrarchemikalien kontaminiert werden. So stieg in der untersuchten
Region Piaui die Anzahl der Vergiftungsfälle in nur fünf Jahren um 200
Prozent. Wälder werden gerodet, Menschen verlieren ihre Existenz und
wandern in die Städte ab. "Die Fonds sind zwar nicht selbst an der
Vertreibung der örtlichen Bevölkerung beteiligt. Sie sind aber ein
wesentlicher Bestandteil dieser destruktiven Entwicklung. Denn die
Pensionskassen profitieren unmittelbar von Bodenspekulation und steigenden
Grundstückspreisen", so FIAN-Agrarreferent Roman Herre.

Pensionskassen legen weltweit über vierzig Billionen Dollar an. Seit der
Finanzkrise 2007 ist verstärkt auch Ackerland in ihren Blick geraten. So
ist der nach eigenen Angaben größte Landbesitzer der Welt ein Pensionswerk:
der US-amerikanische Fonds TIAA, in den auch die ÄVWL investiert hat. TIAA
hat weltweit rund 850.000 Hektar Land aufgekauft - mehr als die gesamte
Ackerfläche von Baden-Württemberg. FIAN versucht seit 2012, die ÄVWL zu
einem Ausstieg aus dem Investment zu bewegen - bislang ohne Erfolg. Trotz
vielfacher Kritik, auch von Seiten eigener Pensionäre, hält die ÄVWL an der
Investition fest. "Die brennenden Wälder in Brasilien sollten der
Ärztekasse endlich die Augen öffnen, in welchen Strukturen dort investiert
wird", so Herre weiter. "Ärzte sollen eine ordentliche Pension erhalten,
aber nicht auf Kosten der Menschenrechte!".

Problematisch bewertet FIAN auch die Haltung der Aufsichtsbehörde. Das
Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat die Aufsicht über die ÄVWL inne.
"Wir haben vergeblich versucht, mit dem Ministerium ins Gespräch zu
kommen", so Roman Herre. "Leider verweigert das Ministerium jegliche
Diskussion über seine menschenrechtliche Verantwortung als
Aufsichtsbehörde. Dabei hätte das Ministerium die Möglichkeit - und die
Pflicht -, solche fatalen Investitionen zu regulieren."



Die Studie "Brasilien: Pensionskassen machen Geschäfte mit Ackerland" ist
abrufbar unter: www.fian.de/aerzteversorgung und kann unter info@fian.de
kostenlos bestellt werden. Der Tag der Menschenrechte wird jeweils am 10.
Dezember begangen. Er erinnert an die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte, die am 10. Dezember 1948 durch die UN-Generalversammlung
verabschiedet wurde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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INTERVIEW/141: 24. Linke Literaturmesse - Zeuge alter Kämpfe ...    Walter Bauer im Gespräch (SB)




Am 16. März 2007 wurde nach 85 Jahren das Nürnberger AEG-Stammwerk geschlossen.
Kurz nach Bekanntwerden der Absicht des Eigentümers Electrolux, das Werk
abzuwickeln, kam es bereits im Dezember 2005 zu einem spontanen Streik. Mitte
Januar 2006 wurde nach einer Urabstimmung erneut unter großer Beteiligung der
ArbeiterInnen für sechs Wochen gestreikt. Am 7. März 2006 wurde ein von der IG
Metall und Electrolux ausgehandelter Sozialtarifvertrag in einer Urabstimmung
von der Mehrheit der Belegschaft gutgeheißen. Der damals bundesweit für viel
Aufmerksamkeit sorgende und von breiter solidarischer Unterstützung getragene
Streik ging damit so gütlich zu Ende, wie es im Rahmen der
sozialpartnerschaftlich organisierten Arbeitsgesellschaft der Bundesrepublik
häufig der Fall ist.

Seit November 2016 befindet sich auf dem Werksgelände die Kulturwerkstatt Auf
AEG, ein im Rahmen der Stadtplanung für den Nürnberger Westen mit öffentlichen
Mitteln gefördertes Kulturzentrum. Wie bereits im Vorjahr fand dort auch 2019
die Linke Literaturmesse statt. Zu deren Begründern gehört mit Walter Bauer ein
Aktivist des mit starker Beteiligung der radikalen Linken durchgeführten
AEG-Streikes. Zudem hat der auf der Messe mit einem Stand präsente Verlag Die
Buchmacherei den 2007 herausgegebenen Band "Wir bleiben hier. Dafür kämpfen
wir!" über den Arbeitskampf bei AEG in Nürnberg im Programm. Grund genug,
um Walter Bauer einige Fragen zur Historie des Ortes und seiner Verbindung zur
Literaturmesse zu stellen.
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Walter Bauer

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Walter, worum ging es bei dem Streik vor dreizehn Jahren?

Walter Bauer (WB): Es war ein Streik gegen die Schließung dieses AEG-Werkes.
Begonnen hatte es eigentlich mit der Schließung verschiedener kleinerer
AEG-Betriebe, so in Tübingen und an anderen Orten. Die Lawine kam immer näher.
Zwei Jahre dauerten die Verhandlungen über die Zukunft des Werkes. Der
Hintergrund bestand darin, daß entweder AEG oder Siemens sterben sollte. Die
Deutsche und die Dresdner Bank waren beide involviert und der Ansicht, daß ein
Unternehmen reicht. Dieses Werk sollte in Richtung Tschechien verlagert werden.

Die Gewerkschaft hat zur Demonstration gegen die Schließung aufgerufen. Der
Streik wurde zur Unterstützung der Verhandlungen geführt. Das war ein totaler
Streik, das heißt mit Blockaden, mit Ein- und Ausgangssperren und allen
möglichen weiteren Aktionen. Er war breit angelegt und für die linke Szene in Nürnberg interessant,
weil damit eine direkte Zusammenarbeit mit der Arbeiterbewegung möglich wurde.
Es war schon ein wichtiges Ereignis, so wurde zum Beispiel zuvor ein Sozialforum
gebildet. Es gab ein Streikzelt, es wurden Podiumsdiskussionen geführt und
verschiedene Flugblätter herausgegeben.

Schließlich kam es, wie das bei der Gewerkschaft oft der Fall ist, zum Kompromiß. Viele,
vor allem die ausländischen Arbeiter, wollten weiterstreiken, doch der Streik
wurde dann abgebrochen. 

SB: Warst du im Streikkomitee aktiv?

WB: Ich war presserechtlich verantwortlich für diese linke außergewerkschaftliche
Bewegung, obwohl ich ja seit meiner Lehrzeit Mitglied bei der Gewerkschaft bin.
Wir wollten zusätzlichen Druck entwickeln, damit nicht nur um Abfindungen
gekämpft wird, sondern tatsächlich um dieses Werk, egal, was darin produziert
wird, weil man die Produktion ja auch ändern kann. Das war das große Ziel in
dieser Richtung.

SB: Gibt es auch einen Zusammenhang zur Linken Literaturmesse?

WB: Es gibt einen etwas weiter reichenden Zusammenhang. Die Leute, die bei der
Linken Literaturmesse und der Literaturarbeit in Nürnberg aktiv waren, gehörten
natürlich auch diesen Bewegungen an. Ich hatte die Libresso-Buchhandlung hier
übernommen, und Robert hatte das Metroproletan-Archiv mit aufgebaut. Beides war
im KOMM angesiedelt. Das hat sich dann von Infoständen bis hin zur Buchmesse
entwickelt. Robert, Ute und ich waren praktisch süchtig nach Literatur.

SB: Heute sind wir also wieder bei AEG angekommen?

WB: Ja, heute sind wir wieder bei AEG (lacht). Ich bin ja seit 1965/66
Kommunist, und Robert ist bei den Autonomen. Diese Kombination war eigentlich
produktiv.

SB: Walter, danke für das Gespräch.
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Spurensuche im postindustriellen Zeitalter

Fotos: © 2019 by Schattenblick
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Vorplatz am Eingang zur Kulturwerkstatt auf AEG

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://diebuchmacherei.de/produkt/wir-bleiben-hier-dafuer-kaempfen-wir/

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0019.html


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in
Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:


BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)

BERICHT/099: 24. Linke Literaturmesse - schließlich die geballte Faust ... (SB)

BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/101: 24. Linke Literaturmesse - Verbotsopportunismus ... (SB)

BERICHT/102: 24. Linke Literaturmesse - türkische Motive ... (SB)

BERICHT/103: 24. Linke Literaturmesse - fehlt nur das Recht auf das Völkerrecht ... (SB)

BERICHT/104: 24. Linke Literaturmesse - Berufsverbote gestern und heute ... (SB)

BERICHT/105: 24. Linke Literaturmesse - fremd, schwach und verdrängenswert ... (SB)

BERICHT/106: 24. Linke Literaturmesse - zur Protestkundgebung gegen den Deutschen Genderkongress ... (SB)

BERICHT/107: 24. Linke Literaturmesse - nicht zurückzudrehen ... (SB)

BERICHT/108: 24. Linke Literaturmesse - Leben dritter Klasse ... (SB)

BERICHT/109: 24. Linke Literaturmesse - der bewaffnete Kampf in Griechenland ... (SB)

BERICHT/110: 24. Linke Literaturmesse - Berlin, die Stadt der Häuserkämpfe und Wohnungsnöte ... (SB)

BERICHT/111: 24. Linke Literaturmesse - Roß und Reiter nennen ... (SB)

BERICHT/112: 24. Linke Literaturmesse - Frauenkampf auf breiter Basis ... (SB)

BERICHT/113: 24. Linke Literaturmesse - Bildung und Herrschaft ... (SB)

INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)

INTERVIEW/123: 24. Linke Literaturmesse - vereint gegen Klimafolgen und System ...    Klara Beck und Alina Nüßing im Gespräch (SB)

INTERVIEW/124: 24. Linke Literaturmesse - Edition Mezopotamya ...    Martin Birkner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)

INTERVIEW/126: 24. Linke Literaturmesse - Dialektische Infragestellung ...    Gunnar Schedel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/127: 24. Linke Literaturmesse - altes und neues anarchisches Selbstverständnis ...    Kura und Peter im Gespräch (SB)

INTERVIEW/128: 24. Linke Literaturmesse - deutsche Rapgeschichte von davor ...    Kutlu Yurtseven im Gespräch (SB)

INTERVIEW/129: 24. Linke Literaturmesse - ob ich zum Kampf geboren bin ...    Michael Csaszkóczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/130: 24. Linke Literaturmesse - die Konfrontation setzt sich fort ...    André Scheer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/131: 24. Linke Literaturmesse - die rechte Sicht auf Frauenpower ...    Paul B. Kleiser im Gespräch (SB)

INTERVIEW/132: 24. Linke Literaturmesse - Straße frei für morgen ...    Peter Wahl im Gespräch (SB)

INTERVIEW/133: 24. Linke Literaturmesse - es gibt das Problem der Männergewalt ...    Lena Becker im Gespräch (SB)

INTERVIEW/134: 24. Linke Literaturmesse - Widerspruchstheoreme ...    Lisa Riedner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/135: 24. Linke Literaturmesse - deutsch dominierte Eurozentrik ...    Helmut Kellershohn im Gespräch (SB)

INTERVIEW/136: 24. Linke Literaturmesse - Irland läßt hoffen ...    Uschi Grandel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/137: 24. Linke Literaturmesse - Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft Algeriens ...    Donata Kinzelbach im Gespräch (SB)

INTERVIEW/138: 24. Linke Literaturmesse - den Anfang nicht versäumen ...    Anne Reiche im Gespräch (SB)

INTERVIEW/139: 24. Linke Literaturmesse - Freiheit, Demokratie und sozialistisches Ansinnen ...    Astrid Schmeda im Gespräch (SB)

INTERVIEW/140: 24. Linke Literaturmesse - dem Arbeitskampf geschuldet ...    Rainer Knirsch im Gespräch (SB)


11. Dezember 2019
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TREFF/1280: Stuttgart - das Junge Literaturhaus, Schreibzirkel junger Autor*innen, 28.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Montag. 28.01.19, 19.00 Uhr

Schreibzirkel junger Autor*innen

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/stand = Schreibzirkel



Du schreibst gelegentlich Gedichte oder Prosatexte, hast vielleicht
sogar ein ganzes Buchprojekt in der Schreibtischschublade und Lust,
dich mit anderen jungen Autor*innen auszutauschen? Im Literaturhaus
habt ihr die Gelegenheit, über eure Texte und Schreibversuche zu
sprechen, über Ideen, kreative Verfahren, Probleme und Blockaden zu
diskutieren. Ob ihr euch Feedback zu mitgebrachten Textproben
einholt, euch an gemeinsamen Schreibansätzen versucht oder euch
einfach mit Gleichgesinnten vernetzt, steht euch frei.

Anmeldung unter Ort: Literaturhaus Stuttgart

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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ADVENT/132: Adventskalender - für den 12. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Donnerstag, den 12. Dezember

[image: Adventskalender 12. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Zu solchen Zeiten

die Gänge füllen,

kämpfen und streiten

und furchtbar brüllen.

zum 12. Dezember 2019




Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de






Zurück zum Inhaltsverzeichnis








[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8829: Und morgen, den 12. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.12.2019 bis zum 13.12.2019 +++
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Die Grade sinken,

graugrieselnaß,

Jeans Freunde klinken

sich in sein Faß.
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FRAGEN/030: Großbritannien - Soziale Probleme, gespaltene Gesellschaft (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.12.2019

Soziale Probleme, gespaltene Gesellschaft



In Großbritannien stehen diese Woche Neuwahlen an. Die Briten wählen am
12. Dezember zum vierten Mal in zehn Jahren ihr Parlament. Für Prof. Dr.
Roland Sturm, der kürzlich für die Bundeszentrale für politische Bildung
(bpb) den Länderbericht Großbritannien herausgegeben hat, ist diese Wahl
anders, polarisierender. Wir haben mit dem Inhaber des Lehrstuhls für
Deutsche und Vergleichende Politikwissenschaft, Europaforschung und
Politische Ökonomie an der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU) darüber gesprochen, was die Wahl für Großbritannien
bedeutet.


Die Briten wählen am 12. Dezember ihr Parlament. Premierminister Boris
Johnson erhofft sich dadurch eine breite Unterstützung für seine
konservative Partei und für den Brexit. Wird dieser Plan aufgehen?

Auch wenn die aktuellen Umfragen die Konservativen und Premierminister
Boris Johnson vorne sehen, sind Vorhersagen und Prognosen äußerst
schwierig. Denn anders als bei Wahlen in Deutschland, wo das
personalisierte Verhältniswahlrecht gilt, ist es in Großbritannien nicht
entscheidend, so viele Stimmen wie möglich zu bekommen, sondern so viele
Wahlkreise wie möglich, damit Sitze im Parlament und damit gegebenenfalls
eine Regierungsmehrheit zu erreichen. Gewählt wird nach einem relativen
Mehrheitswahlrecht.

Dabei zieht ausschließlich der Kandidat eines Wahlkreises in das Parlament
ein, der die meisten Stimmen erhält. Es gilt das Motto
"First-past-the-post". Wer als erster die Ziellinie überquert, gewinnt. Der
Mitbewerber geht leer aus. Die Stimmen der Verlierer werden nicht im
Parlament repräsentiert und sind verloren. So könnte es mitunter sein, dass
die Konservative Partei von Boris Johnson zwar landesweit eine hohe
Prozentzahl an Wählerstimmen erhält, aber vergleichsweise wenige Sitze im
Parlament bekommt, wenn sie entscheidende Wahlkreise knapp verliert.

Wagen wir dennoch eine Prognose?

Wir haben die Brexit-Partei von Nigel Farage, die zwar nur in Wahlkreisen
antritt, in denen bei der letzten Wahl die Labour-Partei gewonnen hat, um
den Konservativen nicht zu schaden. Man nimmt aber letztendlich trotzdem
auch in den Labour-Wahlkreisen den Konservativen Stimmen weg, so dass
Labour dadurch leichter wiedergewinnt. Zudem ist unklar, wie sich die
Liberaldemokraten schlagen werden. Einige konservative Europa-Freunde
haben im Vorfeld angekündigt, für diese zu stimmen.

In Schottland wird sicherlich die Schottische Nationalpartei die meisten
Sitze gewinnen und Boris Johnson keine Chance haben. Weiterhin ist offen,
wie sich Wahlbündnisse gegen die Konservativen durchsetzen werden. Die
Konservativen könnten im Süden des Landes einige Wahlkreise verlieren,
aber auch im Gegenzug Wahlkreise im Norden von Labour dazugewinnen, so
dass es am Ende womöglich reichen wird für Boris Johnson und seine
Konservative Partei. Es wird in jedem Fall spannend, wie sich das Ergebnis
in Parlamentssitze umrechnen lassen wird.

Welche Wahlkampfthemen sind für die Briten jenseits des Brexits von
Bedeutung?

Eines der wichtigsten Wahlkampfthemen in Großbritannien ist seit jeher der
steuerfinanzierte National Health Service (NHS), also das staatliche
britische Gesundheitswesen. Im Raum steht aktuell der Labour-Vorwurf,
wonach Boris Johnson nach dem Brexit den Ausverkauf des NHS an US-Firmen
plane. Für die Briten ist das ein Unding, denn das kostenlose
Gesundheitswesen für alle hat in Großbritannien denselben Status wie die
Queen, ist also unantastbar. Wenig überraschend versprechen deshalb auch
alle Parteien sehr viel Geld. Boris Johnson etwa will neue Krankenhäuser
bauen lassen. Nachbesserungen sind auch dringend nötig. Denn die soziale
Lage hat sich seit der Finanzkrise 2008 durch eine rigide Sparpolitik mit
teils massiven Kürzungen deutlich verschärft. Die landesweiten sozialen
Probleme schlagen sich auch im Gesundheitswesen nieder.

Wir lesen jeden Tag Schlagzeilen, die vermitteln, nach dem Brexit gibt es
nur Verlierer. Ist das zu schwarzgemalt?

Es ist schon absurd: Da wurde etwas beschlossen, von dem klar ist, dass es
dem Land schaden wird, wenn es wirklich kommt. Alle seriösen Ökonomen
bestätigen, dass ein vollzogener Brexit Großbritannien wirtschaftlich
einen massiven Schaden zufügen wird. Die Wirtschaftsbeziehungen zu Europa
haben ein solches Ausmaß, dass selbst das Erschließen neuer Märkte in
Indien oder in den USA diese Lücke niemals schließen könnte. Und:
Landstriche wie Wales, wo die Bevölkerung in der Mehrheit für einen
Austritt gestimmt hat, leben paradoxerweise von EU-Geldern. Gewinner wird
es also kaum geben bei einem vollzogenen Brexit, auch wenn
Brexit-Befürworter das Gegenteil behaupten.

Was sagt die Brexit-Debatte über die Gesellschaft in Großbritannien
aus?

In der Brexit-Debatte zeigt sich deutlich, wie gespalten die Gesellschaft
in Großbritannien inzwischen ist. Bei allen anderen Themen hat man bisher
immer einen Kompromiss gefunden. Doch in der Brexit-Frage hat der berühmte
britische "Common sense" versagt. Die beiden Lager sind stattdessen immer
extremer geworden. Boris Johnson will den EU-Ausstieg ohne Wenn und Aber,
zur Not auch ohne ein Abkommen. Dagegen steht der Chef der britischen
Labour-Opposition, Jeremy Corby. Dieser propagiert einen Sozialismus der
70er-Jahre mit einer völlig neuen Wirtschaftsordnung inklusive
Verstaatlichungen. Diese Kompromisslosigkeit im Parlament ist ein Spiegel
der britischen Gesellschaft. Wir erleben sehr ideologisierte Verhältnisse,
die man so bisher nicht kannte in Großbritannien. Bleibt zu hoffen, dass
mit der Wahl am Donnerstag auch der "Common sense" wiedergewinnt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 09.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ITALIEN/291: Neue Regierungskrise? Sterne-Partei torpediert Zusammenarbeit mit Sozialdemokraten (Gerhard Feldbauer)


Am Freitag ist die zweite Regierung von Giuseppe Conte 100 Tage im Amt

Steht schon wieder eine neue Regierungskrise ins Haus?

Sterne-Partei torpediert Zusammenarbeit mit Sozialdemokraten

von Gerhard Feldbauer, 11. Dezember 2019



Am kommenden Freitag ist die zweite Regierung von Giuseppe Conte (die
erste bestand von Juni 2018 bis August 2019 aus PD und M5S) 100 Tage
im Amt. Die meisten Medien, so kürzlich die den Sozialdemokraten
(Demokratische Partei - PD) nahestehende römische "La Repubblica",
bezweifeln, daß das Kabinett die nächsten 100 Tage überleben wird. Die
renommierte Denkfabrik Teneo brachte gerade eine Einschätzung ihres
Analysten Wolfango Piccoli, der meint: "Die Regierung ist im Grund
komatös und unfähig zu regieren. Sie wird durch einen Faktor künstlich
am Leben erhalten: Die Drohung, die bei Wahlen von Matteo Salvinis
Lega ausgeht", der diese mit Unterstützung der faschistischen Allianz
aus der Forza Italia (FI) Ex-Premiers Berlusconi und der Brüder
Italiens (FdI) von Giorgia Meloni gewinnen könnte.

Verstärkt wurden die Befürchtungen durch Berichte der Ratingagentur
Fitch, die damit rechnet, dass die Spannungen zwischen der
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und den Sozialdemokraten zu einer
Regierungskrise führen könnten. Die staatliche Nachrichtenagentur
"ANSA" gab die Einschätzung der Fitch gleich zweimal wieder, in der es
heißt: Diese "anhaltende politische Unsicherheit" stelle "einen
Risikofaktor für eine faktisch stagnierende Wirtschaft dar". Die
"Verhandlungen über das Haushaltsgesetz von 2020" verdeutlichten die
politischen Spannungen zwischen den M5S und dem PD. Das stelle "ein
Risiko für die Dauer der Exekutive für die gesamte Legislative" dar.

"La Repubblica" schrieb zustimmend, statt in "politischen Diskussionen
über den Europäischen Stabilitätsmechanismus (MES) die tatsächlichen
wirtschaftlichen Probleme", die "dramatisch" seien, zu klären, würden
"zweitrangige Fragen" (Plastiksteuer, Zuckersteuer,
Dienstwagenbesteuerung) diskutiert, bei denen M5S-Chef Luigi Di Maio
an der Seite von Lega-Chef Matteo Salvini stehe, während die "Daten
über einen neuen Rückgang der Produktivität unbeachtet" blieben. Das
sei "der Grund dafür, warum unser Wachstum seit wenigstens zwei
Jahrzehnten sehr niedrig ist". Ohne Wirtschaftswachstum sei es aber
unmöglich, "die Staatsschulden zu verringern". Das könne dazu führen,
dass Italien die EU um eine "externe Rettung" bitten müsse.

Noch ist nicht entschieden, ob Brüssel den italienischen Haushalt 2020
akzeptieren wird, der kaum ein Wachstum vorsieht, dagegen ein Defizit
von 2,2 Prozent gegenüber den eigentlich vereinbarten 1,5 Prozent.
Nachdem Salvini gedroht hat, die Euro-Zone zu verlassen, ist die
Meinung der Fitch offensichtlich ein "Wink mit dem Zaunpfahl" aus
Brüssel, keinen neuen Zwist zuzulassen und dem MES zuzustimmen.

Um bei drohenden Neuwahlen Wähler zu gewinnen, will Premier Giuseppe
Conte den Sozialdemokraten folgen und einige soziale Zugeständnisse
machen. Wie "La Repubblica" am Dienstag schrieb, seien PD-Chef Nicola
Zingaretti und der Generalsekretär der Gewerkschaft CGIL, Maurizio
Landani, mit Conte überein gekommen, dazu mit den Unternehmern eine
"strategische Allianz" zu schließen, was gewöhnlich "Sozialpakt"
genannt wird. Auf welche Kompromisse sich die Gewerkschaften hier
einlassen, welche Opfer hier von den arbeitenden Menschen verlangt
werden, ist noch offen.

Die von den Sozialdemokraten eingebrachten sozialen Forderungen sehen
eine Steuerreform vor, die mehr die arbeitenden Menschen entlasten
soll, was sich logischer Weise gegen die reichen Oberschichten
richtet. Während M5S das demagogisch lautstark unterstützt und den
Erfolg für sich beansprucht, blockiert der rechte Flügel unter Luigi
Di Maio das im Kabinett. Conte will die Staatseinnahmen durch einen
verstärkten Kampf gegen die Steuerhinterziehung erhöhen. Laut
Schätzungen gehen jährlich rund 100 Milliarden Euro am Fiskus vorbei.
Dass die reichen Oberschichten auch hier in den Fokus kommen, geht
auch auf Initiativen der Sozialdemokraten zurück. Auch hier blockt Di
Maio ab und ist dagegen, dass Steuerhinterzieher bereits ab 150.000
Euro mit Gefängnis bestraft, das Vermögen von Steuerflüchtlingen
beschlagnahmt und die digitale Steuererfassung eingeführt wird.
Politisch von Bedeutung ist auch, dass die PD und die in der Regierung
vertretene gemäßigte Linkspartei Freie und Gleiche (LeU) ins Parlament
den Antrag für ein neues Wahlgesetz einbringen, das das von dem Chef
der faschistischen Forza Italia (FI), Ex-Premier Berlusconi, einst
eingeführte undemokratische Direktwahlsystem beseitigt und zum
Verhältniswahlrecht zurückkehrt.

Den Hintergrund bilden Veränderungen im Parteiengefüge der heterogenen
Regierungskoalition. Nach der Abspaltung der rechten Fraktion unter
Matteo Renzi, der eine neue Partei Viva Italia (Lebendiges Italien)
gründete, demonstriert PD-Chef Nicola Zingaretti ihre stärkere
sozialdemokratische Ausrichtung. Er drängt auf Korrekturen des von der
faschistischen Lega hinterlassenen Erbes, was sich u. a. in der
Annahme des von der PD eingebrachten Antrages zur Bildung eines
Senatsausschusses zur Untersuchung und Bekämpfung von Fremdenhass,
Rassismus und Antisemitismus zeigte. Es wird auch deutlich, dass
Premier Conte, obwohl parteilos, aber als ein Anhänger der
Sterne-Partei galt, inzwischen auf Distanz zu Di Maio geht und es
immer öfter zur, wenn auch nicht offen geäußerten Konfrontation kommt.

So wenn der Premier auf Facebook erklärte: "Wir führen die größten
Steuersenkungen der letzten Zeit im Vergleich zum Szenario mit
unveränderten Richtlinien in einem komplizierten öffentlichen
Finanzrahmen durch. Wer auch immer etwas anderes sagt, ist ein Lügner
oder äußert sich in böser Absicht". Dafür erhält er "Applaus von der
PD", während "mit Di Maio Eiszeit herrscht", schrieb der Mailänder
"Corriere della Sera". Als die PD bei der Regionalwahl in Umbrien (wo
der Kandidat der Lega von der faschistischen Allianz mit 57,55
gewann) ihre Stimmen von 18,7 Prozent bei der Parlamentswahl im März
2018 auf 22,4 steigern konnte, während M5S von damals rund 32 Prozent
auf unter acht absackte, stellte Zingaretti klar: "Wir sind die erste
Koalitionspartei im Land, wenn auch nicht im Parlament".

Zum Test, ob die Regierung noch hält, dürften die Regionalwahlen in
der Emilia Romagna und Kalabrien am 26. Januar werden, wo M5S ein
Wahlbündnis mit der PD abgelehnt hat und allein antritt. Mit ihrer
Entscheidung, "in Konkurrenz zur PD anzutreten", erweise M5S Lega-Chef
Salvini "einen Gefallen", erklärte der in der Emilia als
Spitzenkandidat von der PD vorgeschlagene Stefano Bonaccini, der von
einer Linken Mitte Rückhalt erhält. Salvini, dessen Kandidat dort -
wie in Umbrien - wieder von der faschistischen Allianz (FI und FdI)
unterstützt wird, hat öffentlich erklärt, dort die jahrzehntelange
"rote Herrschaft" zu brechen und damit das Signal zum Sturz der
Regierung mit den Sozialdemokraten zu geben.

 * 

Quelle:

© 2019 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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MELDUNG/401: "Zeitgeschichte des Rechts" - Aktuelles Themenheft der "Zeithistorischen Forschungen" (idw)


Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF) - 09.12.2019

"Zeitgeschichte des Rechts" - Aktuelles Themenheft der "Zeithistorischen
Forschungen"



Die neue Ausgabe der Fachzeitschrift "Zeithistorische Forschungen"
untersucht und diskutiert die "Zeitgeschichte des Rechts". Das Themenheft
(2/2019) bietet auf rund 200 Seiten ein breites Spektrum von Beiträgen,
die juristische und zeithistorische Perspektiven miteinander
verschränken.

Die "Zeithistorischen Forschungen" werden am Leibniz-Zentrum für
Zeithistorische Forschung Potsdam (http://www.zzf-potsdam.de)
herausgegeben von Frank Bösch, Konrad H. Jarausch und Martin Sabrow.
Die Zeitschrift erscheint dreimal jährlich gedruckt im Verlag Vandenhoeck
& Ruprecht und zugleich im Open Access.

Originalpublikation, Themenheft (2/2019):

http://www.zeithistorische-forschungen.de/2-2019

Die Epoche der Zeitgeschichte ist zugleich eine Epoche des Rechts und der
Verrechtlichung. Ohne Aufmerksamkeit für juristische Zusammenhänge können
moderne Gesellschaften nicht verstanden werden. Gleichwohl hat sich die
zeithistorische Forschung bislang nur wenig für dieses juristische
Fundament der Gegenwart interessiert, sondern sich meist auf jene
Konfliktzonen beschränkt, in denen ein politischer Streit um Rechtsnormen,
ihre Genese und Auslegung geführt wird. Doch während die Missachtung
bereits vorausgesetzter rechtsstaatlicher Konventionen besondere
Aufmerksamkeit findet, treten die Normalität des Rechts, seine
Wandlungsfähigkeit, seine Beharrungskraft wie sein Obstruktionspotential
in den Hintergrund.

Das Themenheft begibt sich auf die Suche nach solchen überall vorkommenden
Praktiken und Kontexten des Rechts. In vier Fallstudien werden Eigenlogik
und Geschichtsmächtigkeit des Rechtlichen im 20. Jahrhundert erkundet:
Anhand der Tätigkeit sozialistischer Anwälte zwischen Kaiserreich und
Weimarer Republik, am Beispiel des Arbeitsrechts in der NS-Diktatur, mit
Blick auf die Diskussion um einen "Stillstand der Rechtspflege" in den
1930er-Jahren sowie auf die Zusammenarbeit polnischer und westdeutscher
Juristen nach 1945 werden rechtliche Abläufe, Über- und Irrgänge
beleuchtet. Zugleich zielt das Heft auf eine interdisziplinäre
Verständigung über Traditionslinien und methodische Instrumente, über
wissenschaftliche Klassiker und mögliche Ansätze einer von Jurist*innen
und Historiker*innen gleichermaßen und gelegentlich sogar gemeinsam
betriebenen Rechtsgeschichte.

Die Gastherausgeber*innen des Themenhefts sind Julia Eichenberg, Benjamin
Lahusen, Marcus M. Payk und Kim Christian Priemel.


Originalpublikation:

http://www.zeithistorische-forschungen.de/2-2019

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.zeithistorische-forschungen.de

- Zeithistorische Forschungen im Open Access

http://www.zzf-potsdam.de

- Website des Leibniz-Zentrums für Zeithistorische Forschung Potsdam

http://www.vandenhoeck-ruprecht-verlage.com

- Website der Vandenhoeck & Ruprecht Verlage

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF), 09.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KALENDERGESCHICHTEN/108: 12-2019   Der kleine Elefant - Ende gut, alles gut (SB)



[image: Roland steht, als nun großer Elefant, der Gräfin gegenüber und hält in seinem Rüssel sein kleines, rotes Herzkissen - Buntstiftzeichnung © 2019 by Schattenblick]

Roland hatte von dem Wundergras getrunken und war wie versprochen sehr
schnell sehr groß geworden. Als er im Wasser sein Spiegelbild
erblickte, war er beeindruckt von sich selbst und seiner neuen
Erscheinung. Und so kam es, dass die Gräfin am nächsten Morgen
vergeblich nach ihrem kleinen Elefanten Ausschau hielt.



Die Gräfin hatte etwas zu lange geschlafen, aber auch Johann war nicht
rechtzeitig wach geworden. Beide waren sehr erschöpft von den
Anstrengungen der Reise und der Aufregung und Sorge, die sie gefangen
nahm, während sie vergeblich den kleinen Elefanten Ronny suchten. Doch
nach einer Tasse Kaffee, den Johann über einen Campingkocher
zubereitet hatte, brachen sie auf, um den kleinen Elefanten zu fragen,
ob er wieder mit nach Hause kommen wolle. Sie erblickten die Herde in
dem kleinen Tal und schritten forsch darauf zu. Doch wohin die Gräfin
ihre Blicke auch schweifen ließ, nirgends konnte sie ihren kleinen
Ronny entdecken. Der allerdings sah sie sofort und stürmte freudig auf
sie zu. Er wunderte sich wie mächtig seine Schritte sich anfühlten und
wie sein Gewicht den Boden erbeben ließ. Roland schätzte, dass er wohl
nicht nur sehr groß geworden war, sondern auch ziemlich schwer. Aber
es fühlte sich gut an, richtig gut.

Gräfin Gerlinde allerdings blieb ängstlich stehen und auch Johann
drehte sich bereits zur Seite, um notfalls die Flucht zu ergreifen.
Der riesige Elefant hielt direkt auf sie zu und schien es auch noch
eilig zu haben. Was wollte dieses gewaltig große, furchteinflößende
Tier nur von ihnen. Verteidigte er seine Herde und sah in den beiden
Menschen eine Gefahr?

"Gräfin, ich schlage vor, wir ziehen uns sofort zurück. Auf die
Begegnung mit einem so mächtigen Tier, dass vielleicht auch noch
wütend auf uns ist, kann ich gut und gerne verzichten", schlug Johann
vor. "Ja, ja, Sie haben recht, nur schnell weg hier!", schrie die Gräfin
schon beinahe.

Dann rannten sie beide so geschwind wie ihre ermatteten, alten Knochen
es zuließen, bis zu ihrem Lagerplatz. Dort schnappten sie sich das
Nötigste, ließen das Zelt zurück, denn das könnten sie später immer
noch holen. Doch der Elefant rannte auch schneller und verfolgte die
Flüchtenden.

Roland war verwirrt, er begriff nicht, warum die Gräfin
vor ihm floh. Was hatte er getan, dass sie sich vor ihm ängstigte? Wo
liefen die beiden denn hin?

"Johann, lass uns schnell zum Flugzeug laufen, vielleicht macht der
Elefant davor halt", haspelte die Gräfin in ihrer Luftnot. Johann
nickte nur und so lenkten sie ihren Lauf in Richtung Flugplatz. Dort
angekommen suchten sie sofort Schutz in der Hütte, die am Rand des
schmalen Rollfeldes stand, schlossen die Tür hinter sich und ließen
sich auf die dort stehende Bank nieder. Sie mussten erst mal
verschnaufen. Zum Glück war niemand dort, es kam ja auch nur sehr
selten vor, dass hier ein Flugzeug landete und die Ankömmlinge hier
darauf warteten von einem Ortskundigen abgeholt zu werden. Nach einer
Weile erhob sich die Gräfin, steuerte auf das Fenster zu, wischte den
Staub von der Scheibe und schaute hinaus.

"Johann, rasch, sehen Sie nur was der Elefant dort vorhat. Er scheint
in das Flugzeug zu wollen."

"Wie bitte? Das ist doch unmöglich, der ist doch viel zu groß!",
empörte sich Johann, stand aber sogleich neben der Gräfin und
beobachtete das Geschehen mit eigenen Augen.

Dieser riesige Elefantenbulle setzte tatsächlich einen Fuß auf die
Treppe, zog ihn dann aber zurück und steckte nun seinen Rüssel durch
die offen stehende Kabinentür.

"Was sucht er denn da? Dieser Elefant ist reichlich neugierig",
bemerkte Johann.

Roland sah das alles etwas anders. Er war sehr betrübt darüber, dass
die Gräfin sich vor ihm fürchtete. Wie konnte er ihr nur verständlich
machen, das er eben derselbe kleine Ronny war, der einst bei ihr in
der Villa gelebt hatte? Er sah eine Möglichkeit darin, sich
Gegenstände zu schnappen, die ihm gehörten, wie das große Bananen- oder
Herzkissen, den Kopfschmuck oder die Transportkiste. Dann wollte
er sie der Gräfin zeigen. Er hoffte, sie würde dann wissen, dass er
eben derjenige sei, dem diese Dinge vertraut waren.

"Oh, wie winzig meine Kissen sind, die einstmals so groß waren! Und
die Kiste, da soll ich hinein gepasst haben? Unmöglich! Mein
Kopfschmuck, wie winzig, den kann ich mir grad' noch um den Rüssel
binden!", staunte der kleine große Elefant. Dennoch trug er die Sachen
zusammen, legte sie vor das Flugzeug auf einen Haufen und trötete.
Aber sein Plan schlug fehl.

"Johann, sieh nur, ach weh, wie schrecklich. Nun ergreift dieses
Untier auch noch die Kissen von Ronny und seinen Kopfschmuck, oh, und
nun auch noch die Transportkiste. Was soll das nur. Was will dieses
Wesen damit denn anfangen?", bekümmert stöhnte sie laut auf.

In dem Moment wurde die Tür geöffnet und Kuro trat ein, wollte aber
sofort wieder kehrt machen, als er die beiden Gäste dort am Fenster
stehen sah. Johann drehte sich geschwind um und erkannte den Jungen
sofort. "Halt, bleib doch Kuro, was suchst du denn hier?",
hielt er ihn auf.

"Ich wollte nur mein Fernglas holen. Vor langer Zeit hat es hier
jemand liegen gelassen. Ab und zu leihe ich es mir aus, um die Vögel
besser beobachten zu können", erklärte er.

"Komm doch bitte mal hier herüber und sieh dir das an. Was meinst du,
was dieser große Elefantenbulle mit den Sachen von unserem kleinen
Elefanten anfangen will? Du kennst dich doch mit den Tieren hier im Land
besser aus als ich."

Kuro erkannte Roland sofort und lachte, drehte sich zu den beiden um
und schüttelte den Kopf. "Onkel Johann", so hatte Johann dem Jungen
erlaubt ihn zu nennen, "vor
dem da draußen braucht ihr keine Angst zu haben, das ist doch Ronny
oder Roland oder wie immer ihr ihn auch nennt!"

"Willst du mich veräppeln? Ronny ist winzig, dieser da kann niemals
unser Ronny sein!", beharrte Johann leicht verärgert.

"Doch, doch, verstehst du denn nicht? Er hat von der Pflanze
getrunken, die Mama Maja ihm verabreicht hat, ja, ich hab 's selbst
gesehen, ganz bestimmt." Kuro baute sich zu seiner vollen Größe auf,
streckte seinen Rücken und erklärte weiter: "Ich war neugierig, als
ich Mama Maja beim Zubereiten des Tranks heimlich zusah." - "Wer ist
den Mama Maja?", mischte sich nun die Gräfin ein.

"Die Elefantin, die Chefin der ganzen Elefantenfamilie, bei der der
kleine Ronny untergekommen ist und sich mit dem Elefantenbaby Nico
angefreundet hat", klärte Kuro die beiden Erwachsenen auf. "Erzähl weiter",
forderte Johann.

"Ich versteckte mich hinter einem Busch, der kleine Elefant verbarg
sich hinter einem Baum, trank von dem Wundergras, trank die ganze
Melonenschale aus und dann, dann begann er zu wachsen. Das dauerte
nicht lange, da war aus ihm ein stattlicher Elefantenbulle geworden.
Ja, da draußen, das ist Ronny."

Johann und die Gräfin sahen sich ungläubig an. Entschlossen schritt
die Gräfin auf die Tür zu, öffnete sie und näherte sich ohne zu zögern
dem großen Elefanten. "Bist du das Ronny?", sprach sie laut und deutlich.

Roland nahm das rote Herzkissen und schwenkte seinen Rüssel auf und
ab, dann trötete er sein übliches "Guten Morgen". Da erkannte die
Gräfin ihn und Freudentränen kullerten über ihre Wangen. Sie umfasste
seinen Rüssel und streichelte ihn liebevoll, Roland wackelte mit
seinen riesigen Ohren. Inzwischen hatte sich auch Johann genähert und
dem Elefanten ein freundliches Hallo gesagt. Kuro hielt sich im
Hintergrund und sah einfach der herzlichen Begrüßung zu.

"Oh je, und ich hatte solche Angst vor dir, aber wie konnte ich denn
ahnen ...", die Gräfin beendete den Satz nicht, weil sie zugleich
lachen und weinen musste.

"Johann, ich glaube damit ist die Entscheidung gefallen, denn als so
großer Elefant kann er nicht wieder mit uns nach Hause kommen. Was
meinen Sie, was wir nun unternehmen sollten?", unsicher sah sie ihn
an.

"Was halten Sie davon, wenn auch wir hier im Land bleiben, die Zelte
daheim abbrechen und uns hier ein neues Zuhause aufbauen?", schlug er
vor.

"Das ist eine wunderbare Idee. Dann sind wir in Ronnys Nähe und
vielleicht können wir Tieren, die in Not geraten sind, helfen!",
begeisterte sich die Gräfin Gerlinde.

"Wenn Sie erlauben, werde ich alle nötigen Schritte in die Wege leiten.
Wir bleiben hier." Es war nicht zu übersehen, dass auch er sich
freute. Kuro hockte sich ins Gras und sah noch, wie Roland seine
beiden Begleiter zu seiner Elefantenfamilie führte, folgte ihnen wenig
später und wurde Zeuge einer stürmischen Begrüßung durch das
Elefantenbaby Nico, das auch die Gräfin und Johann freundlich
begrüßte.



Ende




zum 1. Dezember 2019
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TREFFEN/207: Bielefeld - "Weihnachten weltweit". Wie wird in anderen Ländern Weihnachten gefeiert? 15.12.19


Stadt Bielefeld

"Weihnachten weltweit" im Historischen Museum



Bielefeld (bi). Im Wohnzimmer wird ein Nadelbaum aufgestellt und
festlich mit Kugeln und Kerzen geschmückt: Das ist der bekannteste
Weihnachtsbrauch hier in Deutschland. Doch wie wird in anderen Ländern
Weihnachten gefeiert? Das können Kinder im Alter von 6 bis 8 Jahren am
Sonntag, 15. Dezember, von 14:30 bis 15:30 Uhr im Historischen Museum
erfahren. Dabei wird aus fair gehandelten Materialien auch ein
Weihnachtsanhänger gebastelt.

Die Teilnahme kostet 6 Euro. Eine Anmeldung erfolgt unter 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/414: Jahrestreffen des Artothekenverbands Schleswig-Holstein in Kiel (Suedkultur)


Kunstleihe Harburg - Ein Projekt der Initiative Suedkultur - 10.12.2019

Jahrestreffen des Artothekenverbands Schleswig-Holstein in Kiel

Hamburg schließt nach 30 Jahren auf!



Kiel. 30 Jahre brauchte es, doch ausgerechnet zum Jubiläum wird es wahr:
der Artothekenverband Schleswig-Holstein beschloss auf seiner diesjährigen
Jahreshauptversammlung, seinen Namen in Artothekenverband
Schleswig-Holstein&Hamburg zu ändern. Denn auch in Hamburg wird nun Kunst
verliehen.

Seit 40 Jahren gibt es die wohl älteste Kunstleihe in Kiel, die
Stadtbilderei und seit 30 Jahren den Landesverband der Schleswig-
Holsteinischen Artotheken mit Sitz in Eckernförde. In diesem Jahr und nach
längerer Vorbereitungszeit nun kam eine weitere Artothek namens
"Kunstleihe Hamburg" hinzu. "Da die noch einiges vor haben und einen guten
Start hingelegt haben, ist es nun an der Zeit, auch dort tatkräftig zu
unterstützen", so der 1. Vorsitzende des Landesverbandes, Norbert Weber zur
geplanten Satzungsänderung. Auf der Jahresversammlung wurde Weber zudem für
weitere drei Jahre in seinem Amt bestätigt und Stephan Tresp als sein
Stellvertreter. Schriftführerin ist für weitere drei Jahre Ingela Wieking
von der Artothek der Deutschen Zentralbücherei in Apenrade. Als klares
Zeichen der Verbandserweiterung wurde zudem Heiko Langanke von der
Kunstleihe Hamburg als Beisitzer gewählt.

Zum Jubiläumsjahr ist nun nicht nur ein neuer Webauftritt mit vielfältigen
Nutzungsstrukturen seiner Mitglieder beim Bundesverband in Köln auf den Weg
gebracht, sondern auch das nächste Jahrestreffen in Hamburg geplant. Ebenso
arbeitet der Dachverband intensiv mit dem digicult-Verbund in Kiel
zusammen, um das kulturelle Erbe auch der Artotheken zu digitalisieren und
so auch der Nachwelt verfügbar zu halten .

Artotheken sind erstmals in den 70er Jahren aufgekommen und ähnlich wie
Stadtbüchereien oder Mediatheken dazu da, zeitgenössische Kunst gegen eine
geringe Gebühr zu verleihen. Bundesweit gibt es rund 130 Artotheken mit
teils unterschiedlichen Ausrichtungen. Dabei hat die Kieler "Stadtbilderei"
stets wichtige Impulse gegeben und Norbert Weber aus Eckernförde gilt als
wichtiger und über lange Jahre eifriger Streiter für die Idee des
Kunstverleihs.

Die Hamburger "Kunstleihe" eröffnete erst Anfang 2019 als erste
nichtkommerzielle Artothek und hatte in gut zwei Jahren Vorbereitungszeit
viel auf die Unterstützung des Schleswig-Holsteinischen Verbandes bauen
dürfen. Sie ist somit folgerichtig die 12. Artothek im Landesverband.




Weitere Infos:

http://www.museen-sh.de/museum/arth und

http://www.artothek.org/

 * 

Quelle:

Kunstleihe Harburg - Ein Projekt der Initiative Suedkultur

E-Mail: kunstleihe@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de/kunstleihe
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AUSSTELLUNG/9757: Münster - "Form - Fläche - Farbe, Hans Kraft als Werbegrafiker 1920-1960", bis 15.03.20


Stadt Münster

Form - Fläche - Farbe

Ausstellung im Stadtmuseum / Werbegrafiker Hans Kraft / Schanze-Mitglied



Münster (SMS) Mit der Ausstellung "Form - Fläche - Farbe - Hans Kraft
als Werbegrafiker 1920 - 1960" widmet sich das Stadtmuseum bis zum 15.
März 2020 ausgewählten Werken des versierten Malers und Grafikers. Das
Schanze-Mitglied war mehr als ein Gebrauchsgrafiker. Kontraststarke
Farbenspiele, kräftige Formen und skurrile Figuren dominieren seine
Werke.

1895 in Paderborn geboren, nahm Kraft als Freiwilliger am Ersten
Weltkrieg teil. Als er 1919 als Leutnant das Militär verließ, begann
er noch im selben Jahr ein Studium an der Kunstakademie in Kassel. Zu
seinen Studienfreunden gehörten münstersche Künstler, unter anderem
Theodor Hölscher und Josef Wedewer. Ab 1927 unterrichtete Kraft als
Zeichenlehrer und Kunsterzieher am Städtischen Gymnasium, dem heutigen
Ratsgymnasium, in Münster. 1930 schloss er sich der Freien
Künstlergemeinschaft Schanze in Münster und dem Bund Deutscher
Grafiker an. Krafts Werke fanden sich bis in die 1960er Jahre
regelmäßig in Ausstellungen in Münster und Westfalen. In dieser Zeit
sorgte er auch für die Organisation zahlreicher Ausstellungen seiner
Schüler, die etwa im Rathaus oder auch im Landesmuseum stattfanden.
In der aktuellen Ausstellung zeigt das Stadtmuseum über 20
großformatige Plakatentwürfe und Plakate für Karnevalsfeste,
Ausstellungen und Großveranstaltungen. Viele schuf Kraft dabei für die
Freie Künstlergemeinschaft Schanze, aber auch für die Halle
Münsterland oder die Reichsbahndirektion Münster. Weiterhin werden
kleine Skizzen, Entwürfe, Werbekarten, Anzeigen, Briefköpfe und andere
Gebrauchsgrafiken präsentiert, die eindrucksvoll seine Arbeitsweise
erkennen lassen.

Der Eintritt ins Museum ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUFBAU/580: Was bedeutet der Frauen*streik für die Gewerkschaftsbewegung?


aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

FRAUENKAMPF

Was bedeutet der Frauen*streik für die Gewerkschaftsbewegung?



Der enorme Mobilisierungserfolg des Frauen*streiks zieht
Reflexionsbedarf nach sich. Mit gewerkschaftlichem Blick auf
zukünftige Arbeitskämpfe können einige Punkte hervorgehoben
werden.


(az) In den Vorbereitungen auf den Frauen*streik wurde schon
sichtbar, welche Schichten des Proletariats das Zentrum der Bewegung
bilden. Am stärksten beteiligten sich Frauen aus KiTas, Krippen,
Horten, Schulen, der Sozialen Arbeit und in geringerem Masse aus
Spitälern. Sie entsprechen den mittleren und unteren Schichten des
interpersonellen Arbeitssektors, in welchem die Arbeit mit Menschen im
Zentrum steht. Also eben dem, was man unter Sorge-Arbeit versteht. Den
unteren Schichten des interpersonellen Arbeitssektors sind auch
Dienstleistungsbereiche wie die Gastronomie oder der Verkauf
zuzurechnen. Hier fällt auf, dass diese mit Ausnahme einer
Selbstorganisierung in der Gastronomie in Zürich in viel geringerem
Masse mobilisiert wurden. Ebenfalls stark vertreten waren hingegen die
akademische Schicht und die mittleren Schichten des
organisatorisch-administrativen Sektors. Der Kern der mobilisierten
proletarischen Schichten ist also relativ deckungsgleich mit der
Basis, auf welche linke Politik momentan zurückgreifen kann.
Erstaunlich ist jedoch, dass diese Basis so zahlreich auf die Strasse
mobilisiert werden konnte.


Die Qualität liegt in der Verselbständigung

Das, was den Streik zumindest in Zürich aus klassenkämpferischer Sicht
qualitativ besonders macht, waren die Prozesse in den Monaten vor dem
Streiktag. Der qualitative Sprung fand da statt, wo sich die
Vorbereitungen zum Frauen*streik verselbständigt haben. Bisher kaum
aktive Frauen haben begonnen, sich individuell oder kollektiv am
Arbeitsplatz zu verhalten und die politischen Forderungen so auf
praktische Fragen hin zuzuspitzen, dass sich KollegInnen und Chefs
positionieren mussten. Schon in den letzten Wochen hatten die
Vorbereitungen auf den Frauen*streik eine solche Eigendynamik in den
Betrieben entwickelt, dass niemand mehr den Überblick darüber hatte,
wo denn gestreikt würde. Der Bewegung zum Frauen*streik ist es also
gelungen, einen Diskurs um die Beteiligung, Legitimität und Gründe des
Frauen*streiks auf die öffentliche Agenda zu setzen, welcher nicht nur
über die Medien portiert wurde, sondern auch eine gewisse Verankerung
durch die Mund-zu-Mund-Propaganda hatte, und der sich über praktische
Kampfformen manifestierte. Aus klassenkämpferischer Sicht liegt in der
Konfrontation am Arbeitsplatz eine ganz andere Qualität als in der
blossen Teilnahme an einer Demonstration. Entsprechend drückt sich die
Qualität des Frauen*streiks mitunter darin aus, wie tiefgreifend
Frauen im Vorfeld im Arbeitsalltag selbstbewusste und konfrontative
Aktionen planten und wie sie sich am Vor- und Nachmittag des
Frauen*streiks, wo sie aktiv der Arbeit fernbleiben mussten,
mobilisierten.


Spontaneität vs. Organisierung

Diese Selbstorganisierungsprozesse wiederum haben eine ambivalente
Wirkung - auf betrieblicher Ebene aber auch in Bezug auf die gesamte
Bewegung. Als kollektive Prozesse, in welchen sich die Kolleginnen in
ihren Betrieben vertieft mit ihrer gesellschaftlichen und
betrieblichen Position auseinandersetzen und politisieren, sind sie
wichtig für die Entwicklung von kämpferischem Klassenbewusstsein.
Entsprechend bot diese Kampagne mit der Dauer von über einem halben
Jahr genügend Zeit, um vertiefte Prozesse zu gewährleisten. Gleichsam
aber tendieren längere Prozesse und damit auch Auseinandersetzungen
und Interaktionen mit den Chefs dazu, auf der praktischen Ebene zu
Kompromisslösungen zu führen. Mitunter wurden Forderungen der
Belegschaften teilweise so durch die Personalabteilungen integriert,
dass die Belegschaften die Initiative darüber verloren. Es kam also
zum Beispiel zur paradoxen Situation, dass Lehrerinnen-Teams, die erst
wenige Tage vor dem Frauen*streik begannen, sich kollektiv damit
auseinanderzusetzen, radikalere und entschlossenere Schritte
umsetzten, als solche, die schon seit Monaten auf den Tag
hinarbeiteten und Kampfmassnahmen gründlicher diskutierten.

Auf der Ebene der Gesamtbewegung ist aufgefallen, dass sich die
Gewerkschaften stark zurückgehalten haben. Und es ist zu vermuten,
dass die enorme Stärke der Bewegung gerade durch die
Selbstorganisierung innerhalb der Frauen*streikkollektivs entstanden
ist. Sie waren genug offen und genug entschlossen, um einen
Anziehungs- und Orientierungspunkt für die Bewegung zu bieten. Während
man sich vom VPOD eine gewisse Zurückhaltung und Offenheit gegenüber
Selbstorganisierungsprozessen gewohnt ist, fällt vor allem auf, dass
die UNIA der Kampagne praktisch völlig ferngeblieben ist. Dies wurde
teilweise bemängelt, doch hat die Bewegung daran nicht viel verloren.
Zum Einen ist zu vermuten, dass die UNIA-Führung das
Mobilisierungspotenzial ihrer Basis für den Frauenstreik als gering
eingeschätzt hat. Zum Anderen hätte eine aktivere UNIA mit ihrem
politischen Hegemonialanspruch über die Linke und professionalisiertem
Apparat die aussergewöhnlich starken Selbstorganisierungsprozesse des
Frauen*streiks im Keim erstickt.


Mobilisierung über das Gesamte der proletarischen
Lebensrealität

In Anbetracht des desolaten Zustands der schweizerischen
Gewerkschaftsbewegung mag es zudem erstaunen, dass es ausgerechnet dem
Frauenkampf- also einer politische Bewegung - gelungen ist, massenhaft
Kampfmassnahmen am Arbeitsplatz zu entfachen. Wenn schon kaum für
Arbeitsbedingungen gestreikt wird, weshalb sollten Lohnabhängige dann
für politische Anliegen Konfrontationen am Arbeitsplatz eingehen?

Ein Teil der Antwort ist wohl, dass der Frauen*streik eben gerade mehr
als "nur" die direkte Ausbeutung am begrenzten Arbeitsplatz
thematisiert hat. Er brachte vielmehr mit dem Fokus auf die Vielfalt
alltäglicher Unterdrückungsformen die gesamte materielle
Lebensrealität proletarischer (und anderer) Frauen aufs Tapet. Wo
sonst Kämpfe in Teilbereichen immer nur auf soziologische Kategorien
- wie Betroffene als Ausgebeutete, als MieterInnen, als sexualisierte
Objekte oder als Reproduktionsarbeitende - zurückgreifen, gelang es
dem Frauen*streik durch die Verallgemeinerung dieser vielfältigen
Erfahrungen zu einer Klassenfrage ein selbstbewusstes proletarisches
Subjekt anzusprechen. Der Bewegung gelang es, einen Klassencharakter
zu entwickeln, der sich darin zeigt, dass sich aktive Frauen nicht nur
in ihrer Rolle als Lohnabhängige zum Frauen*streik verhalten, sondern
die gleichen Frauen gleichzeitig als solidarische Mütter in Horten und
KiTas intervenieren, in der Siedlung ihre Nachbarinnen agitieren und
im Ausgang Sexisten konfrontieren.

Es mag gerade die Frauenfrage sein, welche prädestiniert ist, die
Klassenlage als etwas zu verstehen, das über den Arbeitsplatz
hinausgeht. Gerade die voranschreitende Differenzierung der Klasse
- der gesellschaftliche Prozess, der gemeinhin als
"Individualisierung" bezeichnet wird - macht es nötig, zur Klassenlage
auch die Art und Weise mitzuberücksichtigen, wie Menschen sich
ausserhalb der Arbeit reproduzieren, wie sie also soziale Beziehungen
gestalten, Verpflichtungen eingehen, Kinder aufziehen oder auch ihre
kulturellen Interessen verfolgen. Dass es nicht genügt, ArbeiterInnen
als blosse Arbeitskräfte, sondern vielmehr als ProletarierInnen
innerhalb ihrer gesamten Lebenswelt zu mobilisieren, hat sich schon
länger in gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen um das Community
Organizing in den USA gezeigt. Hier wird nicht mehr primär im
einzelnen Betrieb, sondern im gesamten proletarischen Lebensraum
organisiert. In Kampagnen, die also die gesamte proletarische
Lebensrealität erfassen und damit die materielle Lage politisieren,
liegt das Potential zu weiteren Klassenkämpfen. Und der Frauen*streik
hat gezeigt, dass Politik anhand der Verallgemeinerung und
Gemeinsamkeit proletarischer und patriarchaler Ausbeutungs- und
Unterdrückungserfahrungen eine erfolgreiche Alternative darstellt zu
einer postmodernen Identitätspolitik, die auf Differenzierung und
Unterschiedlichkeit setzt.


Legal ist was legitim ist

Ein anderer Aspekt, der dem Frauen*streik Kraft verlieh, war die
Legitimität. die sich die Bewegung aneignete. In der
arbeitsbefriedeten Schweiz forderten Frauen an der Arbeitsstelle
selbstbewusst und massenhaft die vorzeitige Schliessung ihres
Betriebs. Diese Selbstverständlichkeit hat sich in der Praxis als
enorm wichtig erwiesen. Wo Belegschaften zu zögerlich und unsicher
waren, um konfrontative Forderungen zu stellen, und dafür zuerst die
Personalleitung um Aufklärung über die rechtliche Situation baten,
konnten die Chefs den Wind aus den Segeln nehmen. Für die
Organisierung von Kampfmassnahmen im Betrieb war es entsprechend
wichtig, die Offensive nicht aus der Hand zu geben, Aktionen konkret
zu planen und die Dynamik nicht in Legalitätsfragen versanden zu
lassen. Die Wichtigkeit dieser Selbstverständlichkeit und Legitimität
hat sogar die VPOD-Führung erkannt und die nicht wirklich abgesicherte
offizielle Devise herausgegeben, es sei legal zu streiken. Für den
unbedingten Legalismus, den die VPOD-Führung sonst von der Basis
einfordert, war dieser Schritt überraschend.

 * 

Redaktion
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Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 98, September/Oktober 2019, Seite 8

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1950: Einig oder einzig?


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 24 | 25. November 2019

Einig oder einzig?

von Klaus-Peter Möller



Das Theater als befreiende Anstalt. In den stürmischen Herbsttagen von 1989
wurde es zum Forum der Nation. Aufregender als die Vorstellungen waren die
sich anschließenden Foyer-Gespräche, in denen wir uns darin übten,
öffentlich unsere Meinung zu sagen, unsere wirkliche, nicht die uns
abverlangte, vom Staatsbürgerkundelehrer mit einer respektablen Note
honorierte. Das freie Wort, eine schwere Sache, aufregend, beglückend. Wir
waren es nicht gewohnt. Wer vergaß, seinen Namen und Beruf zu nennen, wurde
durch Zuruf daran erinnert. Solche öffentlichen Diskussionen gab es damals
überall. Das Theater war seit je eine Schule des genauen Umgangs mit dem
Wort, der exegetischen Spitzfindigkeit, eine subversiv wirkende Kraft,
unbezähmbar, unbeherrschbar, kreativ. Der Ruf zum 4. November ging von den
Theatern aus. Auch ich war ihm gefolgt. Mit einem mulmigen Gefühl im Bauch
sah ich die Sicherheitskräfte, die sich in den Höfen um den Alexanderplatz
vorbereiteten. Als ich in der Masse stand, die den Platz mit pfiffigen
Sprüchen tapeziert hatte, war die Angst hinweggefegt. Ein ganzes Volk lässt
sich nicht verhaften. Hier endeten die Versuche der Einschüchterung. Die
Epoche der Freiheit hatte angefangen. Sie währte kurz.

Meine erste Reise in das Land der Freiheit unternahm ich gemeinsam mit
meiner Studienfreundin Ilka am 10. November 1989. Wir trafen uns zufällig
in der Schlange, die sich am Tränen-Palast gebildet hatte. Es war ein
kleiner Schritt, überraschend in seiner Banalität. Es war ein Schritt in
eine andere Welt. Begeistert berichtete sie von Theater-Proben mit ihrer
Klasse. "Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern." Dass man das früher
einfach so ungestraft sagen konnte, wie es ja auch in Potsdam, wo wir
studiert hatten, einen Platz der Einheit gab. Natürlich, die Einheit stand
mit großen Lettern auf den Fahnen der Republik, so groß, dass man sie gar
nicht mehr sehen konnte. Was hatten wir nicht alles für Einheiten gehabt,
zwischen Arbeiter- und Bauernklasse, das war die wichtigste, aber auch
zwischen den verschiedenen Parteien, zwischen der Partei und dem Volk, der
Armee und dem Volk, den Lehrern und den Schülern, den Schäfern und den
Schafen ... "Wieso einig", warf ich ein, "muss es nicht heißen 'einzig'." -
"Na hör mal. Das klingt ganz falsch, 'ein einzig Volk' ... " - "Ist denn
nicht einzig mehr als einig? Einigkeit setzt ein Gefüge disparater Elemente
voraus. Erst wenn aus den Teilen, die da zusammenkommen, ein einziges,
ununterscheidbares Ganzes wird, ist die richtige Einigkeit gewonnen." - "Du
bist naiv!" - "Und du sentimental!"

So stritten wir, mitten im Taumel der Begeisterung, der Küsse und
Umarmungen, die uns umtosten, über ein Wort, einen einzigen Buchstaben,
zogen unser Wissen herbei, das uns in den vergangenen Jahren beigebracht
worden war, um Lehrer aus uns zu machen, Lehrer des Volkes, das nun zu
einem "Wir" geworden war, darauf insistierend mit unüberhörbarem Ruf, der
Geschichte machen sollte und der sich änderte, während wir noch die
verschiedenen Stufen der Sinnausdeutung herabstiegen, die Semantik mit
ihren Sememen und Konnotationen untersuchten, die schillernde Aura, die
jedes Wort um sich verbreitet, den historischen Kontext, um endlich bei der
Etymologie Rat zu suchen, bei der wir zwangsläufig anlangten und mit deren
Hilfe wir zu der verblüffenden Feststellung kamen, dass beide Wörter
historisch aus derselben Wurzel gewachsen sind. "Bedeuten sie nicht gar
dasselbe, für das 18. Jahrhundert zumal?" - "Wieso das 18.? Der Tell steht
an der Schwelle des 19. Jahrhunderts, dem wir immer noch nicht entwachsen
sind im 20., an der Schwelle zum 21."

Einer kam mit einer Flasche Sekt vorbei, wollte auch uns davon einschenken,
aber wir hatten keine Zeit für ihn. Später fanden wir uns wieder in der
Menge, die sich vor der Tribüne versammelt hatte. Politiker, die man aus
dem Fernsehen kannte, einer fremden, unwirklichen Welt angehörend, schoben
sich auf dem improvisierten Rednerpodest zurecht. Als der Kanzler des
Staates, dem wir alle mit Haus und Haar einverleibt werden sollten, das
Wort ergriff, begannen das Glockenspiel der Gedächtniskirche zu dröhnen,
dass kein Wort mehr zu verstehen war. Es war auch keines mehr nötig. Die
Geschichte selbst hatte gesprochen, jetzt ging es um den Leichnam ihrer
Taten. Aber wir waren in diesem Augenblick erpicht auf große Worte, die uns
die Früchte der Freiheit verhießen.

Welch ein Schritt vom 4. November zum 9. Es gab auch schon Stimmen, die
warnten vor dem Einbruch des Neuen, das unsere Errungenschaften
zertrümmern werde. Aber sollte man deshalb das Neue nicht begrüßen mit der
ganzen Kraft der Seele? Die Zukunft will das Neue. Wir fragten damals
nicht. Wenn es nur die alten Dämonen vertrieb, Raum schaffte, Luft zum
Atmen, denn je freier man atmet, desto mehr lebt man. Das Alte hatte sein
Recht verwirkt, und für das Neue wollten wir nun recht eigentlich leben.
Ja, es war schon da, dieses Neue, - im Uralten, und als wir es erkannten,
wendeten wir uns ab, in tiefster Seele beleidigt.

Auf dem Ku-Damm war ein roter Wagen aufgefahren, von dessen Ladefläche
herab die Ware an die Ossis für "Alu-Chips" verkauft wurde, so
nannte man damals die Währung der "Noch-DDR", um sie von der gewichtigeren
West-Mark zu unterscheiden. Die da zu ihrem ersten Besuch ins Land der
Sehnsüchte aufgebrochen waren, prügelten sich jetzt fast darum, eine Stiege
mit Büchsen des langentbehrten Getränks zu erlangen, ja sie konnten es
nicht erwarten, ihren Fang nach Hause zu schleppen, rissen die Verpackungen
auf und mussten ihren Durst auf der Stelle löschen mit dem süßen, braunen
Saft. Endlich. Der Geschmack der Freiheit. Den passenden Slogan lasen wir
auf zahllosen riesenhaften Plakaten, die überall herumhingen und
aufforderten: "Test the West". Erst viel später habe ich verstanden, dass
es ein Missverständnis war, dies politisch zu deuten. Es handelte sich
einfach um Reklame für eine Zigarettenmarke. Zufällig hatte eine
Werbekampagne ins politische Zentrum der Zeit getroffen.

Ich brauchte einen Stadtplan. Ich musste doch wissen, wo die
Staatsbibliothek war und wie ich dort hinkam. Denn der
Handschriftenabteilung am Potsdamer Platz galt mein erster Besuch. Eine
Handschrift war dort zu studieren, nach der mein Herz lechzte. Ein Poet aus
der Barockzeit, die zeitlose Gedichte hervorgebracht hat wie dieses:

Sei dennoch unverzagt, gib dennoch unverloren!

Weich keinem Glücke nicht, steh höher als der Neid, 

vergnüge dich an dir und acht es für kein Leid,

hat sich gleich wider dich Glück, Ort und Zeit verschworen.

Zum Glück gab es das Begrüßungsgeld. Nur - welchen sollte ich nehmen? Das
Wechselgeld lag schwer in der Tasche. Es kam nicht ins Portemonnaie. Die
Kleingeld sollte sich nicht vermischen. Hier musste säuberlich geschieden
werden.

Das ist nun dreißig Jahre her. So schnell vergeht die Zeit, und man wird zu
einem Dinosaurier aus dem Tertiär, den die Kinder als Zeitzeugen befragen
für ihre Hausarbeit im Fach Gewi. Wie war das damals? Wunderbar, großartig
und banal zugleich. Man kann es kaum vermitteln. Die politische Situation
im Jahr 1989, die Demütigungen, die Wut, die sich aufstaute, die Bilder der
Prager Botschaft, die Sonderzüge. Die Stimmung auf dem Alexanderplatz am 4.
November. Das wunderbare Volksfest in Berlin, das tagelang nach dem
Mauerfall herrschte, die glückliche Zeit, die spontanen Begegnungen und
Gespräche.

Ein Student, der im Fontane-Archiv, wo ich arbeite, die
Zeitungsausschnittsammlung durchblätterte, fragte mich: Das Neue
Deutschland erschien in Berlin. Was war das eigentlich für eine
Zeitung. West oder Ost? 2019, am 4. November. Er war Jahrgang 1996. Da
stellt sich freilich schon die Frage. Wie sollte ich ihm die Bedeutung
dieser Zeitung erklären? Ich hätte die ganzen Plakate gebraucht, mit denen
damals die DDR neu tapeziert wurde, die Beredsamkeit von Stefan Heym und
Steffi Spira, von Heiner Müller und Christa Wolf, die Pfiffe, mit denen
Markus Wolf und Günter Schabowski empfangen wurden, und die sieben Gaben,
von denen Gerhard Schöne sang, besonders die siebente: "Und die Frechheit
eines Flohes, der die großen Tiere dreist / dort, wo sie am meisten
stinken, nicht hineinkriecht, nein beißt!"

Großmutter, warum hast du so große Zähne? Joachim Hamster Damm hatte die
Karikatur gemalt. Den Namen des Künstlers kannten wir damals nicht. Aber
gesehen haben wir es alle. Und gelacht.

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/6975: Flüchtlingsdrama an kroatischer Grenze


World Socialist Web Site
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Flüchtlingsdrama an kroatischer Grenze

Von Markus Salzmann

11. Dezember 2019



Die bosnischen Behörden haben Medienberichten zufolge mit der Räumung und
Auflösung des Flüchtlingslagers Vucjak begonnen. Die rund 600 Bewohner des
Lagers sollen in den kommenden drei Tagen in eine ehemalige Kaserne bei
Sarajevo gebracht werden.

Die katastrophalen Zustände in dem Lager, das nahe der Stadt Bihac liegt,
führen einmal mehr die menschenverachtende Flüchtlingspolitik der
Europäischen Union und der rechten Regierungen der Region vor Augen. Die
bosnischen Behörden reagierten erst, nachdem internationale Medien über die
unhaltbare Lage der Flüchtlinge berichtet hatten und die
Menschenrechtskommissarin der EU, Dunja Mijatović, intervenierte.

In Vucjak lebten bis zu 600 Flüchtlinge in unbeheizten Zelten, obwohl die
Temperaturen mit Einbruch des Winters in den letzten Tagen auf minus fünf
Grad gesunken sind. Unter der Schneelast sind Zelte zusammengebrochen,
berichtete der Fernsehsender N1. Strom und fließendes Wasser sind
nicht vorhanden. Medizinische Versorgung gibt es ebenso wenig. Die
Flüchtlinge mussten ihre Mahlzeiten vorwiegend aus den mageren Spenden
kochen, die die Bevölkerung aus der Umgebung und Hilfsorganisationen
abgaben.

Ende November waren mehrere hundert Flüchtlinge in den Hungerstreik
getreten, um gegen die unmenschlichen Bedingungen zu protestieren und um in
die EU einreisen zu können. Auf selbstgemachten Schildern schrieben sie
"Wir sterben!" und brachten so ihre Verzweiflung zum Ausdruck.

Vor allem männliche Flüchtlinge in Vucjak versuchten verzweifelt, durch das
unwegsame Gelände der Grenzregion nach Kroatien zu gelangen, ein äußerst
gefährliches Unterfangen. Die kroatischen Grenzbeamten gehen mit ungeheurer
Brutalität gegen Flüchtlinge vor. Kroatien schickt Migranten sogar nach
Bosnien zurück, wenn sich diese bereits im Landesinneren befinden, so dass
sie auch dort nicht sicher sind.

EU-Menschenrechtskommissarin Mijatović, die vergangene Woche
Flüchtlingslager in Bosnien-Herzegowina besuchte, sah sich auf ihrer
abschließenden Pressekonferenz gezwungen, das Vorgehen der kroatischen
Grenzbeamten scharf zu kritisieren, vor allem das brutale Zurückschieben
der Flüchtlinge nach Bosnien.

Zahlreiche Ärzte hätten glaubhaft bestätigt, dass bei der Rückführung
massive Gewalt angewendet werde, berichtete Mijatović. Sie habe viele
Zeugenaussagen gehört, die von Gewalt und Misshandlung der
Sicherheitskräfte erzählten. Häufig würden die Flüchtlinge von diesen auch
noch bestohlen. Laut Mijatović ist das Zurückdrängen der Flüchtlinge
ein Verstoß gegen die Menschenrechtskonvention, das Recht auf Asyl und das
Verbot der Folter.

Die EU-Kommissarin merkte an, sie habe bereits im Oktober geeignete
Maßnahmen des kroatischen Premierministers Andrej Plenković erbeten.
Seither habe sich aber die Situation noch verschlimmert. Mijatović
forderte eine unabhängige Untersuchung der Polizeigewalt. Man müsse die
Schuldigen ausmachen und zur Verantwortung ziehen. Gleichzeitig müsse die
illegale Migration in der Region eng beobachtet und dann auf europäischer
Ebene reagiert werden.

Die nordbosnische Stadt Bihac liegt an der Grenze zum EU-Mitglied Kroatien
und ist Teil der sogenannten neuen Balkanroute. Die meisten Flüchtlinge,
die aus dem Nahen und Mittleren Osten vor Krieg und Verfolgung fliehen,
kommen über die Türkei und versuchen, über die nicht zur EU-gehörenden
Balkanstaaten EU-Territorium zu erreichen.

Anfangs führte die Route vorwiegend über Ungarn. Doch dann schottete die
rechte Regierung von Viktor Orban die Grenze mit Unterstützung der EU
hermetisch ab. Sie errichtete an der Grenze zu Serbien einen
unüberwindbaren Zaun und Konzentrationslager. Staatliche und
paramilitärische Gruppen machten Jagd auf Migranten. Hilfsorganisationen
wurden bestraft, wenn sie Flüchtlingen halfen.

Kroatien agiert nun mit denselben Methoden, um die EU-Außengrenze
abzuschotten. Betroffen sind nicht nur Flüchtlinge, die versuchen, in
Europa Asyl zu erhalten. Wie die Zeitung Žurnal jüngst berichtete,
wurden zwei nigerianische Studenten, die legal in Kroatien waren, in Zagreb
festgenommen und nach Bosnien abgeschoben.

Vor der Überquerung der grünen Grenze nach Bosnien-Herzegowina mussten die
beiden Dokumente in kroatischer Sprache unterschreiben, berichtet das
Nachrichtenmagazin Focus. Es zitiert einen der Männer: "Der Wagen
hielt an. Man führte uns nach draußen, und ein Polizist sagte mir:
Unterschreib! Ich sagte, das will ich nicht, man kann nicht von mir
erwarten, dass ich etwas unterschreibe, was ich gar nicht verstehe. Dann
zog einer der Polizisten die Pistole und sagte, er wird mich erschießen,
wenn ich nicht unterschreibe. Ich hatte Angst, und habe unterschrieben."

Anschließend raubten die Polizisten das Geld der beiden und zwangen sie,
auf einem Waldweg die Grenze zu überqueren. Mit einer Gruppe ebenfalls
ausgewiesener Flüchtlinge landeten sie im Flüchtlingscamp "Miral" in Velika
Kladusa. Ein Lager, in dem laut Medienberichten ebenso wie in Vucjak
ungeheuerliche Zustände herrschen.

Obgleich es für den Vorfall keine andere Erklärung geben kann, stritt ihn
die kroatische Polizei strikt ab. Wie die beiden Studenten ohne
Reisedokumente und Geld in ein mehr als 100 Kilometer entferntes
Flüchtlingscamp in Bosnien gelangt seien, könne man nichts sagen. "Es ist
nicht dokumentiert, dass die beiden Personen Kroatien auf dem legalen Weg
verlassen haben", heißt es in einer Stellungnahme.

Laut Tajana Tadić von der kroatischen Menschenrechtsorganisation "Are
You Syrious" ist dieser Vorfall Teil einer im ganzen Land verbreiteten
Praxis. Die Polizei gehe gezielt gegen Menschen anderer Hautfarbe vor und
mache sich selten die Mühe, die Menschen gründlich zu überprüfen. Schon
früher habe es mehrere dokumentierte Fälle von illegalen Abschiebungen von
Kroatien nach Bosnien-Herzegowina gegeben. "Offiziell rechtfertigen
kroatische Behörden diese Praxis mit dem politischen Ziel, so bald wie
möglich in den Schengen-Raum aufgenommen zu werden", sagt Tadić.

Laut Amnesty International erfolgt das Vorgehen gegen Flüchtlinge an der 
EU-Außengrenze mit Wissen und Billigung der europäischen Regierungen.
"Europäische Staaten verschließen die Augen vor den bösartigen Angriffen
kroatischer Polizisten und finanzieren auch deren Aktivitäten", schrieb die
Menschenrechtsorganisation in einer Erklärung.

Dabei stützt sich die EU in Kroatien wie schon in Ungarn auf eine extrem
rechte Regierung. Präsidentin Kolinda Grabar-Kitarović rechtfertigte
im Sommer bei einem Grenzbesuch die Polizeibrutalität. "Wenn jemand durch
dieses schwierige Gelände geht, ist es normal, dass Schürfungen, Hämatome
und Wunden auftreten", sagte sie. "Darüber müssen Sie nachdenken, wenn Sie
das nächste Mal Geschichten über die Brutalität unserer Polizisten hören.
Die sind nicht brutal, ich garantiere das."

Grabar-Kitarović behauptete, es gebe keine illegalen Abschiebungen,
und ergänzte im Jargon rechtsextremer Kreise, es handle sich dabei ohnehin
nicht um Flüchtlinge, sondern um Wirtschaftsmigranten.

Grabar-Kitarović ist Mitglied der Regierungspartei HDZ. Diese
ultranationalistische Partei gründete sich Ende der 80er Jahre unter Franjo
Tudjmann, der das Land in einen blutigen Bürgerkrieg führte. Noch heute
geben Nationalisten und offene Faschisten in der Partei den Ton an. So war
der bekennende Antisemit und Faschist Zlatko Hasanbegović 2016
kroatischer Kulturminister. Inzwischen ist er nicht mehr Mitgled der HDZ
und hat eine eigene Neonazi-Partei gegründet. Die HDZ pflegt enge
Beziehungen zu den führenden EU-Staaten und ist Mitglied der Europäischen
Volkspartei (EVP).

Die deutsche Kanzlerin Angela Merkel würdigte bei einem Besuch in Zagreb
Ende November die Anstrengungen Kroatiens zum Schutz der EU-Außengrenze und
die Bemühungen des Landes, in die Schengenzone aufgenommen zu werden.

Als ein Journalist fragte, ob Kroatien angesichts der Vorwürfe von
Menschenrechtsverletzungen an der Grenze die EU-Ratspräsidentschaft
übernehmen könne, ließ Merkel die Kritik nicht gelten und antwortete: "Aus
deutscher Perspektive haben wir auch Erfahrungen mit Flüchtlingen und
Migranten gemacht. Aber aus der Perspektive eines Landes, das die
Außengrenze schützen soll, sieht das natürlich nochmal anders aus, als aus
der Perspektive eines Landes, das in der Mitte des Schengen-Raumes ist."
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VORWÄRTS/1534: Alte Ordnung geht in Rauch auf


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 37/38 vom 15. November 2019

Alte Ordnung geht in Rauch auf

von Sabine Hunziker



Am 15. Oktober war der internationale Tag der Landfrauen*. Die
Aktivist*innen nutzen den Anlass, um auf fehlende Rechte hinzuweisen
und gleichzeitig den "Bäuerinnen-Appell" für besseren sozialen Schutz
zu thematisieren. Ein Rückblick auf die Proteste der Bäuer*innen der
Schweiz.


Die Frauen*bewegung war dieses Jahr nicht nur in den Städten und
Agglomerationen präsent, sondern auch auf dem Land und in den
Bergregionen. Bäuer*innen, Landfrauen* und Dorfbewohner*innen
organisierten eigene Aktionen, und wurden dadurch Teil der Bewegung.
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und der spezifischen Situation
der Menschen auf dem Land, riefen Aktivist*innen dazu auf, Höhenfeuer
auf Hügeln zu entfachen und so starke Zeichen zu setzen.


Keine Sozialversicherung

Als Datum wurde der 7. Juni 2019 gewählt, um in den Regionen Bern,
Zürich oder Basel Flammen zu entfachen, aber auch Würste zu braten,
sich auszutauschen und zusammen zu sein. Auch in Sigriswil bei Thun
sammelten sich schon am frühen Abend Aktivist*innen auf einem Hügel
beim Niesenbänkli Ringoldswil. Auf dem abgesägten Holzstrunk lagen
Cervelats, Brotscheiben und eine Senftube. Weisswein floss später in
Becher, als das Feuer knisterte und die Sonne langsam hinter den
Bergen verschwand. Nach und nach kamen weitere Bäuer*innen hinzu
- ältere und jüngere - um sich dazu zu gesellen, ihre Cervelats auf
den Grill zu legen und mit Flüssigem anzustossen. Ungezwungene
Gespräche entstanden. Man erfuhr viel über das Leben der Frauen*.
Einige haben keine Sozialversicherungen (ausser Unfallversicherung)
und eigentlich auch keinen eigenen Verdienst. Bei einer Trennung
stehen jene Frauen* trotz geleisteter Arbeit ohne Sicherheiten da. So
würden viele bleiben, auch wenn sie es eigentlich nicht wollen.


"Nichterwerbstätige"

Eine Arbeitszeiterhebung des Bundes zeigt, dass Bauernfrauen* im
Schnitt 63 Stunden in der Woche arbeiten. Sie sind überall einsetzbar:
Administration, Mitarbeit im Betrieb und auf den Feldern, Care-Arbeit
und vieles mehr. Den Haushalt erledigen sie dann am Samstag und
Sonntag. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ist eine Hauptforderung im
Frauen*streik. Bäuer*innen stehen da an einem ganz anderen Punkt. Sie
fordern: einen Lohn überhaupt!

Wie zu Gotthelfs Zeiten verrichten sie Arbeit auf dem Hof ihres Mannes
ohne Lohn und Arbeitsvertrag. Sie gelten als "Nichterwerbstätige" und
haben im Alter nur die AHV - das Minimum. Wenn eine Bäuerin* schwanger
ist, hat sie kein Recht auf Mutterschaftsversicherung und wenn sie den
Hof verlässt, kann sie nicht aufs RAV. Auch wenn sich einige
Aktivist*innen, die beim Niesenbänkli mit dabei sind, privat
organisiert und abgesichert haben, in dem ihnen beispielsweise ihr
Mann einen Arbeitsvertrag ausgestellt hat oder sie auf dem Hof eine
eigene Einkommens- und Sparquelle haben und beispielsweise Gewinne
rund um die Hühnerzucht in ihre eigene Tasche fliessen, sind die
Missstände gross. Das Höhenfeuer steht hier für zwei Anliegen: Feuer
und Wärme symbolisieren die angeblich weiblich konnotierten
Hauptaufgaben der Reproduktionsarbeit: Ernährung, Haus- und
Sorgearbeit. Diese Aufgaben wollen viele von den Aktivist*innen teilen
und nicht mehr alleine tragen müssen. Eine Gesellschaftsordnung, die
Männer* bevorzugt und Frauen* ausbeutet, entspricht nicht der
gewünschten Welt. Bäuer*innen wollen gleiche Rechte, Schutz vor
Ausbeutung, Diskriminierung und Gewalt und eine spürbare Aufwertung
der oft schlecht oder gar nicht bezahlten Haus- und Sorgearbeit, die
hauptsächlich von Frauen* verrichtet wird.


Zusammenkommen und Solidarität

Das Feuer ist bei dieser Aktion ein Zeichen. Durch die Sichtbarkeit in
der Nacht macht es darauf aufmerksam, dass es viele Bäuer*innen und
Landfrauen* sind, die das nicht hinnehmen wollen. Auf den Hügeln
leuchten Warnfeuer, die überall gesehen werden. Nicht nur warnen
sollen die Flammen, sondern auch Menschen verbinden. Es soll ein Ort
des Zusammenkommens und der Solidarität geschaffen werden. Über grosse
Distanzen andere Höhenfeuer zu sehen, stärkt die Solidarität unter den
Frauen* und gibt ihnen Kraft. Bäuer*innen und Landfrauen* können sich
gegenseitig in ihren Anliegen unterstützen - auch wenn nicht alle ihre
Forderungen gleich sind.

Die Höhenfeuer sind vorbei, aber die Kämpfe der Frauen* nicht. Am
15. Oktober war internationaler Tag der Landfrauen*. Hier stellten der
Schweizerische Bäuerinnen- und Landfrauenverband (SBLV) und Swissaid
den "Bäuerinnen-Appell" für besseren sozialen Schutz auf, den jede*r
unterschreiben konnte: "Wir fordern konkrete Massnahmen, damit soziale
Sicherheit für Bäuerinnen auf der ganzen Welt eine
Selbstverständlichkeit wird. Um die gesellschaftliche Stellung der
Bäuer*innen nachhaltig zu stärken, braucht es aber noch mehr:
politische Mitbestimmung und in Entwicklungsländern Zugang zu
Bildungs- und Landrechten." Erfolge gibt es schon: Der Bundesrat hat
im Rahmen der Vernehmlassung zur Agrarpolitik 2022 vorgeschlagen,
Direktzahlungen an landwirtschaftliche Betriebe nur noch auszurichten,
wenn die Ehepartner*innen sozial abgesichert sind. Bisher basiert die
Absicherung auf Freiwilligkeit.


Über die Landesgrenzen hinaus

Es herrscht Tauwetter auf den Schweizer Bauernhöfen. Eine weitere gute
Nachricht: 2019 hat der erste Mann alle nötigen Kurse an einer
Bäuer*innenschule abgeschlossen. Sobald er seine Diplomarbeit
abgegeben hat, ist er offiziell ein bäuerlicher Haushaltsleiter. Der
Bäuer*innen-Kampf endet nicht an der Schweizergrenze. Der
"Bäuerinnen-Appell" des SBLV, der zusammen mit der Hilfsorganisation
Swissaid lanciert wurde, fordert mehr Rechte für Bäuer*innen weltweit.
Im westafrikanischen Land Guinea-Bissau sind über 50 Prozent der
Bevölkerung Frauen*. Sie sind für die Arbeiten im Haus und auf dem
Feld zuständig, meist muss alles von Hand gemacht werden. Ausserdem
liegt die Kindererziehung ganz bei ihnen. Der Zugang zu Bildung und
Land bleibt den Frauen* meist verwehrt. So ergeben sich aufgrund
dieses Missstandes drei Forderungen an die Internationale
Zusammenarbeit (IZA) bei beispielsweise Nichtregierungsorganisationen,
staatliche und internationale Organisationen: Die Arbeit der
Bäuer*innen muss zum Schwerpunktthema der IZA-Botschaft erklärt
werden. Dabei sollen die Rechte der Frauen*, insbesondere ihre
Landrechte gestärkt werden. Die IZA soll die politische Mitbestimmung
der Bäuer*innen fördern. Es besteht Handlungsbedarf: dass es nur
gemeinsam geht, weiss auch der SBLV.

 * 
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FEATURE/1365: Deutschlandfunk - Warum Nathan sterben wollte, 13.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Free as a bird

Warum Nathan sterben wollte

Von Ingo Haeb und Roel Nollet

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 13. Dezember 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Früher hieß Nathan Nancy. Jetzt, mit 43 Jahren, haben ihn Hormone
seinem Wunsch, ein Mann zu werden, sehr nah gebracht. Doch es fehlt
noch die geschlechtsangleichende Operation. Als diese scheitert,
trifft Nathan eine unglaubliche Entscheidung - er beantragt
Sterbehilfe. Als er seinen Freundinnen von dem Wunsch erzählt, sein
Leben zu beenden, reagieren sie mit Entsetzen. Sie bemühen sich, ihn
von seinem Vorhaben abzubringen. Eine Reise ans Meer soll ihm zeigen,
dass sein Leben noch lebenswert ist. Doch während des Kurzurlaubs
erfahren die Frauen, welches Leid Nathan ertragen musste, als er noch
Nancy war. Gibt es seelisches Leid, das nicht therapierbar ist? Und
hat der Mensch ein Anrecht darauf, selbst zu bestimmen, ob er sein
Leben mit ärztlicher Hilfe beenden möchte, selbst wenn er körperlich
gesund ist?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. Dezember 2019
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MUSIK/3072: Deutschlandfunk Kultur - Die Bestsellerautorin und Harfenistin Vicki Baum, 13.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von der stolzen Gewissheit durchdrungen, die beste Harfenistin auf
Erden zu sein

Vicki Baum - Weltbestsellerautorin und Musikerin

Von Richard Schroetter

Musikfeuilleton

Freitag, 13. Dezember 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die außergewöhnliche musikalische Begabung der Bestseller-Autorin
Vicki Baum (1888-1960) zeigte sich schon früh. Mit 13 ging sie bereits
ans Wiener Konservatorium, wo sie zur Harfenistin ausgebildet wurde.
Ihre Musikerlaufbahn in diversen Orchestern in Wien, Darmstadt, Kiel,
Hannover und Mannheim brach sie allerdings schon 1926 zugunsten der
noch erfolgreicheren Schriftstellertätigkeit ab. Doch scheinen die
frühen Musikerinnenjahre - wie ihre Erinnerungen "Es war alles ganz
anders" eindrucksvoll belegen - die nachhaltigste und auch
glücklichste Zeit ihres Lebens gewesen zu sein.

 * 
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DERMATOLOGIE/753: Gefährliche Beauty-Trends im Internet - Warnung vor Selbstbehandlung mit "Fillern" (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 04.12.2019

DDG warnt vor Selbstbehandlung mit "Fillern"

Gefährliche Beauty-Trends kursieren im Internet



Das Faltenunterspritzen unter Verwendung von hyaluronsäurehaltigen
Präparaten ist unter rechtlichen Aspekten eine erlaubnispflichtige
Ausübung der Heilkunde. Eine invasive kosmetische Behandlung erfordert
ärztliche Fachkenntnisse; eine Fehlbehandlung kann erhebliche
gesundheitliche Schädigungen verursachen.

Nach der Rechtsprechung in Deutschland ist daher eine Faltenunterspritzung
durch Personen, die nicht zur Ausübung der Heilkunde befugt sind, nicht
zulässig (OLG Karlsruhe, Urteil vom 17. Februar 2012 - 4 U 197/11 -). Bei
Hyaluronsäurepräparaten handelt es sich um verschreibungspflichtige
Medikamente; ihre Abgabe zur Selbstinjektion ist Apotheken nicht erlaubt.

Die Deutsche Dermatologische Gesellschaft (DDG) warnt daher vor einem
Missbrauch entsprechender Präparate in Form der Selbstinjektion durch
Patienten, wie sie neuerdings offenbar in sozialen Medien propagiert wird.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 04.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/2042: Multiple Sklerose - Neue Standards für die Planung klinischer Studien erforderlich (idw)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 09.12.2019

Multiple Sklerose: Neue Standards für die Planung klinischer Studien erforderlich

Perspektiven von Betroffenen stärker berücksichtigen



Wie können die Perspektiven der Patienten mit Multipler Sklerose (MS) bei
klinischen Studien stärker berücksichtigt werden? Diese Frage hat eine
Arbeitsgruppe der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft (AkdÄ),
der Charité - Universitätsmedizin Berlin und des Instituts für Qualität
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) untersucht und
entsprechende Empfehlungen entwickelt. Die Analyse ist jetzt im EPMA
Journal* erschienen.

Mehr als 200.000 Menschen in Deutschland betroffen

Multiple Sklerose ist die häufigste Autoimmunerkrankung des zentralen
Nervensystems: In Deutschland sind mehr als 200.000 Menschen davon
betroffen. Sie leiden an Seh- und Empfindungsstörungen sowie
Einschränkungen der Koordinationsfähigkeit bis hin zu Lähmungen. Die
Diagnose wird meist zwischen dem 20. und 40. Lebensjahr gestellt - Frauen
sind häufiger betroffen als Männer. Die Erkrankung verläuft
chronisch-entzündlich und ist bislang nicht heilbar. Bei 85 bis 90 Prozent der
Patienten verläuft die Erkrankung zu Beginn häufig mit schubweise
auftretenden neurologischen Ausfällen, die sich in der Regel nach Wochen
bis Monaten vollständig oder teilweise zurückbilden. Nach Jahren bis
Jahrzehnten kommt es oft zum Übergang in einen chronisch-fortschreitenden
Verlauf. Dabei verschlechtert sich der neurologische Zustand schleichend,
vor allem die sogenannte Gehstrecke nimmt ab.

Seit der Entwicklung der ersten Immuntherapie (Interferon beta-1b) im Jahr
1995 wurden zahlreiche Substanzen zur immunmodulierenden Behandlung der MS
zugelassen mit dem Ziel, die Zahl der Schübe zu verringern. Seitdem hat
sich die Therapielandschaft erheblich erweitert. Parallel zu der
zunehmenden Anzahl verfügbarer Immuntherapien haben sich die
Behandlungsstrategien von einem reinen "Ansatz zur Prävention von Schüben"
zu einer auf die individuelle Situation ausgerichteten medizinischen
Versorgung verlagert.

Arbeitsgruppe analysierte systematisch 29 zulassungsrelevante
Phase-III-Studien

Die Arbeitsgruppe der AkdÄ, der Charité und des IQWiG analysierte
systematisch 29 zulassungsrelevante Phase-III-Studien zu Arzneimitteln zur
verlaufsmodifizierenden beziehungsweise immunmodulierenden Behandlung der
MS. Die Auswertung zeigte, dass die Patientenperspektive und damit
Symptome wie Fatigue, also Müdigkeit und erhöhte Erschöpfbarkeit, oder die
gesundheitsbezogene Lebensqualität in der Regel nicht berücksichtigt
wurden. Dagegen wurden biologische Indikatoren und Endpunkte zu
bildgebenden Verfahren mit unklarer Bedeutung für die Krankheitsschwere
der Betroffenen regelhaft untersucht.

"Wenn wir die Studien in Zukunft so konzipieren, dass sie sich stärker an
den Bedürfnissen der Betroffenen orientieren, erhalten wir
Studienergebnisse, die uns eher in die Lage versetzen, die Patientinnen
und Patienten zielgerichteter und individualisiert medizinisch zu
versorgen", betont Friedemann Paul, Wissenschaftlicher Direktor des
Experimental and Clinical Research Center (ECRC), einer gemeinsamen
Einrichtung von Charité und Max-Delbrück-Centrum für molekulare Medizin
(MDC).

Verbesserungsvorschläge der Arbeitsgruppe

Alle auf dem Markt befindlichen Arzneimittel wurden in überwiegend
ein- bis zweijährigen Zulassungsstudien untersucht. Über diese Dauer hinaus
liegen kaum methodisch fundierte Daten zum Nutzen oder zu Nebenwirkungen
dieser Arzneimittel vor. "Zulassungsstudien sind aufgrund ihrer Dauer und
meist kurzen Nachbeobachtung nicht geeignet, die mitunter auch sehr
schweren Nebenwirkungen zu erfassen, die erst nach längerer Therapie
auftreten", erklärt Wolf-Dieter Ludwig, Vorsitzender der AkdÄ. Aufgrund
dieser Mängel des Designs klinischer Studien entwickelte die Arbeitsgruppe
Verbesserungsvorschläge. "Mit unseren Empfehlungen wollen wir einen
Beitrag zur Verbesserung der Versorgung von Patientinnen und Patienten mit
MS leisten", sagt Sinje Gehr, Projektleiterin der Charité MS Initiative.

Für die Betroffenen haben bestimmte Symptome und Krankheitsfolgen eine
sehr hohe Bedeutung. Daher ist es wichtig, die Patientenperspektive auch
in Studien mithilfe von Patienten berichteten Endpunkten (sogenannte
"patient-reported outcomes", PROs) zu erheben. "Wenn in Studien keine
Daten zu Symptomen und zur Lebensqualität erhoben werden, dann ergibt sich
aus diesen kein vollständiges Bild zum Nutzen eines Arzneimittels",
erklärt Thomas Kaiser, Ressortleiter Arzneimittel im IQWiG. Betroffene
konzentrierten sich im Allgemeinen sehr darauf, ob Behinderungen
fortschreiten und ob sich Symptome wie Fatigue, Depression, kognitive
Beeinträchtigungen, Schmerzen, Spastik, Schlafstörungen oder der Verlust
der Sehkraft verstärken. Dies wurde auch in den Diskussionsrunden der MS
Initiative deutlich. Er fügt hinzu: "Viele dieser Symptome könnten und
sollten zukünftig mit Hilfe international etablierter und validierter
Patientenfragebögen erfasst werden."

Zukünftige Studien bei MS sollten dem unmittelbaren Erleben der
Betroffenen eine höhere Relevanz beimessen, indem patientenberichtete
Endpunkte stärker in den Fokus gerückt werden. Die individualisierte
Ausrichtung der medizinischen Behandlung erfordert es, dass Studien nicht
nur für die Zulassung relevante klinische und radiologische Befunde
berücksichtigen, sondern auch die Patientenperspektive. Dies gilt
insbesondere für die sehr belastenden Symptome wie Fatigue, Schmerzen,
Depressionen und kognitive Einschränkungen. Ebenso sollten angesichts der
oft über viele Jahre erforderlichen Behandlung mit immunmodulierenden
Substanzen die Studienteilnehmer länger beobachtet werden, um mehr
Erkenntnisse über wesentliche Folgekomplikationen und Nebenwirkungen zu
erhalten.

Die Charité MS Initiative

Im Jahr 2016 startete die Charité eine Initiative für Patientinnen und
Patienten mit Multipler Sklerose (MS). Ihr Ziel ist, die Qualität
klinischer MS-Studien zu verbessern. Nach Gesprächen mit dem
Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium für Gesundheit und
pharmazeutischen Unternehmen entwickelte die Charité ein Konzept, wie
dieses Ziel zu erreichen ist. Dabei orientierte sie sich an dem
US-amerikanischen "Forum for Collaborative HIV-Research". Als neutrale
Institution vernetzt die Initiative nun Patientenvertreterinnen und
Patientenvertreter, Expertinnen und Experten für MS, Behörden und
Institutionen im Gesundheitswesen sowie forschende pharmazeutische
Unternehmen, um gemeinsam bereits im frühen Stadium Vorschläge für das
Design von Studien zur Arzneimitteltherapie zu unterbreiten. Besonderes
Augenmerk legt die Initiative dabei auch auf patientenrelevante Endpunkte
und die Entwicklung von Studien und Registern für die Gewinnung besserer
Erkenntnisse zu Nutzen und Schaden von MS-Arzneimitteln in der Zeit nach
der Zulassung.


Originalpublikation:

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs13167-019-00192-z
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ORTHOPÄDIE/404: Wenn der Rücken vom vielen Sitzen schmerzt (idw)


Technische Universität Chemnitz - 05.12.2019

Wenn der Rücken vom vielen Sitzen schmerzt

Spezielle Selbstmassage lockert verspannte Muskeln - Professur
Bewegungswissenschaft der TU Chemnitz veröffentlicht Ergebnisse einer
Studie in der Fachzeitschrift "Applied Ergonomics"



Ob auf dem Weg zur Arbeit, im Büro, an der Haltestelle oder in den eigenen
vier Wänden - eine Gelegenheit zum Setzen ist in vielen Alltagssituationen
gegeben. Und sie wird gern genutzt. Im Auto lockt die Sitzheizung, im Büro
der Komfort, beim Warten ist es die Gewohnheit und zu Hause dienen Sofa
und Sessel der Entspannung. "Alles andere als entspannt kann das viele
Sitzen jedoch für den Rücken sein", weiß Dr. Freddy Sichting von der
Professur Bewegungswissenschaft der Technischen Universität Chemnitz. Auf
den Tag summiert sitzen Menschen immer mehr: durchschnittlich sechs bis
zehn Stunden. "Ganz besonders problematisch wird es insbesondere dann,
wenn etwa Lkw-Fahrer ohne großartige Pause nahezu neun Stunden
ununterbrochen hinterm Steuer sitzen", so Sichting.

Das Phänomen, dass Menschen nach langem Sitzen über Rückenschmerzen oder
Muskelverspannungen klagen, ist nicht neu. "Umso erstaunlicher, dass es
bislang weder einen Nachweis dafür gibt, dass sich der Rücken durch langes
Sitzen verspannt, noch wie Betroffene ohne großen Aufwand selbst etwas
dagegen tun können", sagt der Bewegungswissenschaftler. Zwar würden
Betroffene zur Lockerung der Rückenmuskulatur teilweise Massagen nutzen,
doch sei die klassische Massage für den Arbeitsalltag eher ungeeignet.
"Eine flexible Alternative verspricht hier die Selbstmassage mit einer
Schaumstoffrolle", meint Sichting.

Wie jüngst in einer Studie an der TU Chemnitz gezeigt werden konnte,
reichen bereits acht Minuten Selbstmassage mit einer handelsüblichen
Hartschaumrolle aus, um nach viereinhalb Stunden permanentem Sitzen die
dadurch steif gewordene Rückenmuskulatur wieder zu lockern. "Der
Bewegungsablauf besteht darin, sich gegen die Rolle gelehnt mit dem Rücken
an die Wand zu stellen und sich durch langsame Auf- und Abwärtsbewegungen
selbst den Rücken zu massierten", erläutert der Studienleiter.

Für die Studie wurden 59 Teilnehmer in zwei Gruppen eingeteilt. Während
die eine nach viereinhalb Stunden Sitzen acht Minuten lang die
Selbstmassage mit der Rolle anwandte, pausierte die andere Gruppe
ebenfalls acht Minuten im Stehen - allerdings ohne Massage. Bei allen
Teilnehmerinnen und Teilnehmern wurden drei Messungen zur Steifheit der
Rückenmuskulatur vorgenommen: vor dem Sitzen, nach dem Sitzen und nach der
jeweiligen Pause im Stehen mit oder ohne Selbstmassage. Anhand der
Ergebnisse konnte laut Sichting nicht nur erstmals nachgewiesen werden,
dass langes Sitzen Rückenverspannungen hervorrufen kann. Auch zeigte sich,
dass mittels der Selbstmassage die durch das Sitzen steif gewordene
Rückenmuskulatur wieder gelockert werden konnte und keine Verschlechterung
mehr gegenüber dem Ausgangszustand zu vernehmen war.

"Für uns war es eine große Motivation, Menschen, die lange am Arbeitsplatz
sitzen müssen, mit unserer Forschung helfen zu können", sagt Sichting.
Zusammen mit Alexander Kett, der sich im Rahmen seiner Promotion intensiv
mit dieser Thematik beschäftigt, führte er die Studie an der Professur für
Bewegungswissenschaft durch. Zufrieden fügt Kett hinzu: "Die achtminütige
Selbstmassage lässt sich flexibel in jeden Alltag integrieren und kann dem
Entstehen von Rückenschmerzen nicht nur entgegenwirken, sondern auch die
Voraussetzungen dafür schaffen, sie zu vermeiden." Von Bedeutung könne die
Selbstmassage besonders für diejenigen werden, die berufsbedingt lange
ohne Unterbrechung sitzen müssen. "Zum Beispiel Lkw- oder Busfahrer", sagt
Sichting, "teilweise aber auch Büroangestellte." Zudem hebt der
Bewegungswissenschaftler hervor, "dass sich der Nutzen unmittelbar spüren
lässt, da sich das wohltuende Gefühl einer klassischen Massage einstellt."
Auch könne der Gedanke, mit solch simpler Maßnahme etwas für die
Gesundheit zu tun, dazu motivieren, die Selbstmassage regelmäßig
durchzuführen. "Bei anderen Therapiemaßnahmen und Trainingsinhalten setzt
der gewünschte Effekt oftmals erst später ein, wodurch die Betroffenen
schnell die Lust daran verlieren", sagt Sichting und betont zugleich: "Die
Selbstmassage sollte ein Teil regelmäßiger Sitzpausen sein, diese jedoch
nicht ersetzen." Präventiv rät er dazu, lieber aller 30 bis 60 Minuten für
kleine Aktivitäten kurz aufzustehen, als über Stunden am Stück sitzen zu
bleiben, um dann mit der Massage entgegenwirken zu können.


Originalpublikation:

Die Forschungsergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "Applied
Ergonomics" veröffentlicht: Alexander R. Kett, Freddy Sichting: 

"Sedentary behaviour at work increases muscle stiffness of the back: Why roller
massage has potential as an active break intervention", Appl Ergon. 2020
Jan;82:102947. 

doi: 10.1016/j.apergo.2019.102947. Epub 2019 Sep 9. Das
Manuskript ist online verfügbar unter

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S000368701930167X?via%3Dihub.
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BILDUNG/1179: Projekt "Ethik first" - Kieler Studierende diskutieren Fälle aus der Praxis (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Ethik

Das "moralische Gerüst" gestärkt

von Dirk Schnack



Ethikvorlesungen und -seminare gehören ohnehin zum Medizinstudium.
Dr. Annette Rogge bietet interessierten Kieler Studierenden mehr: Im
extra-curricularen "Ethik first" diskutiert sie mit ihnen Fälle aus der Praxis.


Eine junge Frau, die keine 25 Kilogramm mehr wiegt und nach
eigener Aussage lieber sterben möchte, als von anderen zum Essen
gezwungen zu werden. Eltern, die sich aus Sorge um ihre erwachsene
Tochter ausschließlich um deren Erkrankung kümmern und den
behandelnden Ärzten im Krankenhaus mit rechtlichen Konsequenzen
drohen. Psychiatrische Gutachter, die der Patientin volle
Urteilsfähigkeit attestieren. Und mittendrin hilfloses Klinikpersonal,
das der Patientin gerne helfen möchte, aber keine Fortschritte erzielt
und keinen Ausweg mehr weiß.

Wie sollen die behandelnden Ärzte in solch einer Situation reagieren?
Dr. Annette Rogge hat an diesem Tag einen Fall aus der Literatur, der
sich tatsächlich zugetragen hat, mitgebracht. Fälle wie dieser oder
selbst erlebte im Klinikalltag diskutiert sie regelmäßig im
extra-curricularen Angebot "Ethik first" mit einem kleinen Kreis an
Kieler Studierenden im fortgeschrittenen Medizinstudium in ihrem Büro.
Meistens haben die Teilnehmer das Praktische Jahr (PJ) schon
absolviert und die erste Klinikerfahrung hinter sich. Und das heißt:
Ihre in der Regel hohen ethischen Ansprüche treffen auf die Realität
im Krankenhausalltag.

Für viele junge Ärzte verändert diese Realität den Blick auf ihren
künftigen Beruf, wenn sie Zwänge und moralische Konfliktsituationen
erleben, die sie nicht oder kaum beeinflussen können: Personal- und
Bettenmangel, aber auch Entscheidungen, die die Autonomie der
Patienten nicht berücksichtigen, die ökonomisch beeinflusst sind oder
aus Angst vor haftungsrechtlichen Konsequenzen getroffen werden. Folge
ist zum Teil, dass sie sich machtlos vorkommen in Situationen, in
denen Patienten Hilfe von ihnen erwartet hatten.

"Einige junge Ärzte werfen das Handtuch und entscheiden sich beruflich
doch noch anders, andere stumpfen ab", berichtet Rogge von zwei
Reaktionsmustern auf diesen "moral distress". Beides möchte sie gerne
vermeiden. Sie strebt an, dass auch junge Ärzte schon den Mut und die
Kompetenz mitbringen, um bei Entscheidungen in heiklen Situationen
ihre eigenen Wertvorstellungen einzubringen und zu hinterfragen, warum
anders entschieden wurde.

Im Idealfall werden aus den Teilnehmern des Kreises sogar Ärzte, die
in ihrem beruflichen Umfeld später selbst als Ansprechpartner in
ethischen Fragestellungen dienen. Rogge selbst ist Neurologin und von
der Göttinger Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) zertifizierte
Trainerin für Ethikberatung im Gesundheitswesen - sie schult also
Personen, die andere Menschen in ethischen Fragen beraten.

In "Ethik first" lässt Rogge die Studierenden zunächst beraten, welche
Behandlungsmöglichkeiten den Ärzten im diskutierten Fall noch offen
stehen, gibt ihnen Hintergrundinformationen mit Urteilen zu
vergleichbaren Fällen, lässt alternative Lösungen abwägen und fragt
nach den dabei berührten medizin-ethischen Grundsätzen.

Die Studierenden sind nicht das erste Mal dabei und betonen im
diskutierten Fall insbesondere die Autonomie der Patientin. Das
Gutachten der Psychiater ist ihnen wichtig: Die erwachsene Frau
handelt aus ihrer Sicht selbstbestimmt ohne Einschränkung der
Urteilsfähigkeit. Hinzu kommt, dass noch keine lebensbedrohliche
Situation eingetreten ist. Kommt eine Zwangsernährung also nicht
infrage? Darf man dem von der Patientin geäußerten Wunsch, in einem
palliativen Setting "in Ruhe zu sterben" nachkommen?

"Beide Optionen sind nicht gut", steht für die Teilnehmerinnen des
Kieler Kreises fest. In diesem Fall spricht für die Studierenden
vieles dafür, dem Wunsch der Patientin nachzukommen. Rogge bekräftigt
sie darin, dass in so komplexen Fällen eine Team- der
Einzelentscheidung vorzuziehen ist. Sie betont darüber hinaus die
Notwendigkeit, sich in solchen Fällen interdisziplinär auszutauschen.
Leider geschieht dies nach ihrer Erfahrung im Alltag zu selten - oft
aus Zeitdruck, aber auch, weil ethische Fragen in der Ausbildung der
Ärzte nicht in dem Maß behandelt werden, wie es wünschenswert wäre.

Auch im Medizinexamen werden Themen aus anderen Bereichen stärker
bewertet als ethische Fragestellungen. Im späteren beruflichen Alltag
kann sich dies als Nachteil herausstellen. "Im Alltag verbrauchen
ethische Fragen oft viel Energie und beschäftigen insbesondere junge
Ärzte, aber auch ganze Teams lange Zeit", sagt Rogge. "Ethik first"
will genau hier ansetzen und wird dafür seit 2017 von der Stiftung
UKSH Gutes tun gefördert.

Anfang Texteinschub

Info


"Ethik first" bietet die Möglichkeit, ein im klinischen Alltag
erlebtes moralisches Dilemma anzusprechen und unter Anleitung zu
reflektieren. Damit soll insbesondere medizinischen Berufsanfängern
Hilfestellung für den Berufsalltag gegeben werden. Die monatlichen
Fallkonferenzen werden durch Vorträge externer Referenten ergänzt.
Informationen zum Projekt im Internet unter www.ethik-first.de

Ende Texteinschub

Den zusätzlichen Nutzen der Veranstaltung beschrieb eine Teilnehmerin
auf Nachfrage so: Ihr ohnehin vorhandenes moralisches Gerüst sei durch
die Teilnahme an "Ethik first" gestärkt worden.

Das Team von "Ethik first" in Kiel würde sich übrigens freuen, wenn
andere Krankenhäuser in Deutschland die Veranstaltung als Vorbild für
eigene Initiativen in gleicher Richutng nehmen würden. Weitere
Informationen zum Kieler Projekt finden sich im Internet unter

www.ethik-first.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Dr. Annette Rogge ist Oberärztin am UKSH in Kiel und kommissarische
Leiterin des Geschäftsbereichs der Medizinethik an der
Christian-Albrechts-Universität, Institut für experimentelle Medizin.
Sie leitet die klinische Ethikberatung, die Ärzten als unabhängiges
Gremium der Beratung, Orientierung und Information in medizinethischen
klinischen Fragen dient.

- Dr. Annette Rogge im Austausch mit Kieler Medizinstudierenden. In
kleinen Gruppen diskutieren sie ethisch heikle Situationen, die sie
selbst im PJ kennen gelernt haben oder die in der Literatur
beschrieben werden.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 11/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201911/h19114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen
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FORSCHUNG/4117: "Winterschlaf" hält blutbildende Stammzellen jung (idw)


Universität Ulm - 05.12.2019

"Winterschlaf" hält blutbildende Stammzellen jung - Nischen im Knochenmark
schützen Vorläuferzellen (HSC) vor Alterung



Alle Gewebe altern. Besonders betroffen von Alterungsprozessen ist das
blutbildende System. Denn die hämatopoetischen Stammzellen (HSC), aus
denen Blut- und Immunzellen hervorgehen, altern besonders schnell. Ein
internationales Team um Forschende aus Ulm und Barcelona hat entdeckt,
dass es im Knochenmark allerdings besondere Nischen gibt, die blutbildende
Stammzellen vor Alterungsprozessen schützen. Die Blutzellvorläufer werden
in diesen geschützten Stammzellnischen in eine Art Winterschlaf versetzt.
Der Effekt: Sie teilen sich seltener und bleiben dadurch "jung". Ein
weiterer Befund: Chemotherapie ist für diese Nischen tödlich.

"Stammzellnischen sind so etwas wie ein schützendes Haus, das für das
Wohlbefinden seiner Nischen-'Bewohner' entscheidend ist, weil es einen
massiven Einfluss auf die Versorgung und Funktionsfähigkeit der
blutbildenden Stammzellen hat", erklärt Professor Hartmut Geiger, Leiter
des Instituts für Molekulare Medizin an der Universität Ulm. In einer
jüngst veröffentlichten Studie in Nature Cell Biology, einer der
führenden Fachzeitschriften auf dem Gebiet der Stammzellbiologie, konnte
ein internationales Forscherteam um Dr. Carolina Florian zeigen, dass
bestimmte Stammzellnischen einen großen Einfluss auf Alterungsprozesse
haben. Die Koordinatorin der Studie wechselte vor kurzem vom Ulmer
Institut für Molekulare Medizin als Gruppenleiterin an das "Center for
Regenerative Medicine in Barcelona" (CMR [B]). Das von Professor �ngel
Raya geleitete Zentrum wird in Kürze in das L'Institut d'Investigació
Biomèdica de Bellvitge (IDIBELL) integriert, um die Translation von
Forschungsergebnissen aus der regenerativen Medizin in die klinische
Praxis zu intensivieren.

"Ob und wie schnell hämatopoetische Stammzellen altern, hängt ganz
wesentlich davon ab, wo sie sich im Körper befinden. Wir haben in unserer
Studie entdeckt, dass es auch in den alten Mäusen blutbildende Stammzellen
gibt, die genauso teilungsfreudig und regenerationsfähig sind wie
Stammzellen in jüngeren Mäusen", so Florian. Die jung geblieben
hämatopoetischen Stammzellen fanden die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler an einem besonderen Ort: den sogenannten sinusoidalen
Nischen im Knochenmark. Die Bezeichnung leitet sich ab von kleinen
Blutgefäßen, den Sinusoiden, in deren unmittelbarer Nähe sich diese
besonderen Stammzellnischen befinden. Diese Nischen versorgen die
Stammzellen mit Proteinen, die bestimmte Rezeptoren auf den Stammzellen
binden. Dadurch wird der sogenannte Notch-Signalweg in den Stammzellen
aktiviert, und die Zellen fallen in eine Art "Winterschlaf".
Bei ihrer Arbeit im Mausmodell stießen die Forschenden auf weitere
Befunde, die gerade auch im klinischen Kontext von großer Relevanz sind.
"Die sinusoidalen Nischen, die die blutbildenden Stammzellen vor
Alterungsprozessen schützen, reagieren äußerst empfindlich auf bestimmte
Chemotherapien und werden dadurch massiv beschädigt. Die 'jung'
gebliebenen Stammzellen der alten Mäuse verlieren dadurch an Schutz und
Unterstützung. Es kommt zu Störungen bei der Blutneubildung und
Immunaktivierung", erläutert Mehmet Sacma. Der Doktorand und sein
Institutskollege Johannes Pospiech, die beide bei Geiger promovieren,
teilen sich die Erstautorenschaft der Veröffentlichung. "Dieser Befund
könnte erklären, warum bestimmte Chemotherapien bei alten Menschen so
gravierende Nebenwirkungen haben. Möglicherweise finden sich hier neue
Ansatzpunkte, um chemotherapeutische Behandlungsverfahren zu entwickeln,
die diese besonderen Stammzellnischen erhalten können", glaubt Dr.
Carolina Florian.

Auch methodisch wurden bei diesem Projekt vielversprechende neue Wege
eingeschlagen. Neben state-of-the-art Verfahren aus der Genetik und
Molekularbiologie kamen auch Methoden zur mathematischen Modellierung und
neuartigen Bildgebung zum Tragen. "Besonders beeindruckt hat mich die
bioinformatische Analyse zur Lokalisation von Stammzellen. Damit konnten
wir Stammzellen und Nischen deutlich sichtbar machen", so Professor
Medhanie Mulaw. Der Wissenschaftler vom Institut für Experimentelle
Tumorforschung am Uniklinikum Ulm ist Mitautor der Studie. Eine Abbildung
der Arbeit ist auf dem Cover der Novemberausgabe von Nature Cell Biology
zu finden. Gefördert wurde das Forschungsvorhaben, an dem weitere
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Heidelberg, Freiburg,
Dresden, Cincinnati und Cambridge beteiligt waren, insbesondere von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft.


Originalpublikation:

Haematopoietic stem cells in perisinusoidal niches are protected from
ageing.

Mehmet Saçma, Johannes Pospiech, Ruzhica Bogeska, Walter de Back,
Jan-Philipp Mallm, Vadim Sakk, Karin Soller, Gina Marka, Angelika Vollmer,
Rebekah Karns,
Nina Cabezas-Wallscheid, Andreas Trumpp, Simón Méndez-Ferrer, Michael D.
Milsom,
Medhanie A. Mulaw, Hartmut Geiger and Maria Carolina Florian. 

Nature Cell Biology volume 21, pages 1309-1320 (2019)

doi.org/10.1038/s41556-019-0418-y

https://doi.org/10.1038/s41556-019-0418-y
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FORSCHUNG/4116: Wahrnehmung und Handlung sind eng im Gehirn verknüpft (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 09.12.2019

Wahrnehmung und Handlung sind eng im Gehirn verknüpft

Wissenschaftler der Universität Magdeburg veröffentlichen Forschungsergebnisse
im renommierten Journal NATURE



Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg konnten mit modernsten Bildgebungsverfahren erstmals aufzeigen,
dass die Areale für Wahrnehmung und Handlungssteuerung im Großhirn nicht
so eindeutig voneinander zu unterscheiden sind, wie angenommen. Bisher
wurde davon ausgegangen, dass spezialisierte Wahrnehmungs- und
Handlungsareale anatomisch klar voneinander getrennt existieren. Nun hat
sich gezeigt, dass diese Areale miteinander lokal interagieren. Die neuen
Erkenntnisse führen zu einem besseren Verständnis davon, wie
Hirnfunktionen strukturiert sind und könnten für Patienten mit Störung der
Gesichtswahrnehmung relevant sein.

Die Forschungsergebnisse der Arbeitsgruppe Allgemeine Psychologie am
Institut für Psychologie der Universität Magdeburg unter Leitung von Prof.
Dr. Stefan Pollmann wurde soeben in dem renommierten internationalen
Fachjournal NATURE-Communications veröffentlicht.

In dem in zwei Phasen durchgeführten Projekt wurden zunächst die
Bewegungen der Augen - also die Handlungen - von Probanden erfasst,
während sie Gesichter und Häuser betrachteten. Daraus ließen sich
sogenannte Blickbewegungsmuster ableiten, die jeweils für die betrachteten
Gegenstände typische Strukturen aufweisen.

In der zweiten Phase wurden diese Blickbewegungsmuster den Probanden als
Serie von schwarzen Punkten auf einem grauen Hintergrund vorgespielt.
Diesen Punkten sollten die Probanden mit ihren Blicken folgen, ohne zu
wissen, dass es sich um definierte Blickbewegungsmuster handelt und ohne
Bilder von Gesichtern oder Häusern zu sehen. Die kombinierte Aufzeichnung
von Blickbewegung und Hirnaktivität durch funktionelle
Magnetresonanztomographie ermöglichte es, den Blickbewegungsmustern eine
bestimmte Hirnaktivität zuzuordnen. Das heißt, ohne dass ein Gesicht oder
ein Haus zu sehen war, wurden allein durch das Betrachten der
Blickbewegungsmuster zwei Hirnareale aktiviert, die sonst bei der
Wahrnehmung von Gesichtern und Häusern eine bedeutende Rolle spielen.
"Diese Befunde zeigen, dass neuronale Prozesse von Wahrnehmung und
Handlung im Großhirn enger miteinander interagieren, als bisher
angenommen", schätzt Prof. Dr. Stefan Pollmann ein. Dies sei auch für sein
Team ein recht überraschendes Ergebnis gewesen. "Es steht jedoch im
Einklang mit psychologischen Verhaltensbefunden, die eine enge Interaktion
von Wahrnehmung und Handlung gezeigt haben. Damit eröffnet sich jetzt ein
weites Feld für weitere Forschung dazu, welche funktionelle Bedeutung
dieser Befund für die gesunde wie pathologische visuelle Wahrnehmung hat",
gibt Professor Pollmann einen Ausblick auf weitere Forschungen.

Finanziert wurde die Studie über das Center for Behavioral Brain Sciences
- CBBS der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, ein Verbund
neurowissenschaftlicher Forschung in Magdeburg.

Die Originalpublikation finden Sie online unter: 

link.ovgu.de/eyemovement
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FORSCHUNG/4115: Neurowissenschaft - Wie ein Elfmeterschießen im Gehirn entschieden wird (idw)


Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung - 09.12.2019

Wie ein Elfmeterschießen im Gehirn entschieden wird

Entscheidungsfindung wird durch unterschiedliche Nervenzellen gesteuert



Elfmeterschießen bei der Fußballweltmeisterschaft. Alle Augen sind auf den
besten Stürmer der Mannschaft gerichtet. Er soll den entscheidenden Schuss
vollbringen, möglichst am Torwart vorbei. Der Stürmer muss sich
entscheiden, ob er in die rechte oder linke Torecke schießt. Im Gehirn
plant er dafür bereits beide Handlungsoptionen, noch bevor er eine
Entscheidung getroffen hat. Zeigt der Torwart durch seine Haltung an, dass
er im entscheidenden Moment nach rechts springen wird, so wird der Stürmer
bei der Bewegungsplanung im Gehirn eine vorläufige Präferenz für die linke
Ecke entwickeln. Doch wie wirkt sich diese Tendenz auf die Entscheidung
aus, wenn der Torwart kurz vorm Schuss seine Haltung ändert? Wird der
Stürmer trotzdem nach links schießen? Und wie wird dieser Prozess auf der
Ebene der Nervenzellen gesteuert? Neurowissenschaftler am Deutschen
Primatenzentrum (DPZ) - Leibniz-Institut für Primatenforschung in
Göttingen haben diese Fragen in einer Studie mit Rhesusaffen untersucht.
Sie konnten zeigen, dass für den Entscheidungsprozess zwei verschiedene
Nervenzelltypen im gleichen Hirnareal zuständig sind. Eine vorläufige
Tendenz für einen Handlungsplan beeinflusst dabei die schlussendliche
Entscheidung und die Gewichtung beider Optionen ist schon vorher auf
neuronaler Ebene sichtbar. Der Stürmer wird also wahrscheinlich auch dann
nach links schießen, wenn der Torwart seine Haltung plötzlich ändert - und
der Elfmeter dadurch eventuell misslingen (eLife).

Die Wissenschaftler haben zwei Rhesusaffen darauf trainiert, eine Aufgabe
am Bildschirm durchzuführen. Gleichzeitig wurde die Aktivität der
Nervenzellen in ihrem Gehirn gemessen. Auf dem Touchscreen erschienen
kreisrunde Signale, die die Affen berühren sollten. Die Kreise zeigten
sich rechts oder links, oben oder unten auf dem Bildschirm. Der Ort, wo
sie erschienen, war zufällig, die Affen erhielten aber vorher in Form von
kleinen Pfeilen einen Hinweis, wo das nächste Signal erscheinen könnte.
Zeigten sich zum Beispiel gleichzeitig ein großer violetter Pfeil, der
nach links und ein kleiner blauer Pfeil, der nach rechts wies, so war die
Wahrscheinlichkeit größer, dass das Signal auf der linken Seite erschien.
Diese Erwartung wurde aber in unregelmäßigen Abständen durchbrochen, in
dem das Signal genau gegenüber von der vorher angezeigten Richtung
auftauchte oder beide Signale gleichzeitig rechts und links erschienen,
die dann frei angewählt werden konnten.

Die Forscher beobachteten, dass die Affen eine Tendenz entsprechend der
vorher gezeigten Richtungspfeile entwickelten. Erschien das Signal auf der
erwarteten Seite, lösten sie die Aufgabe richtig und schnell. Zeigte sich
das Signal wider Erwarten auf der gegenüberliegenden Seite, verlängerten
sich die Reaktionszeiten und die Affen machten mehr Fehler. Hatten die
Tiere die freie Wahl, zogen sie in den meisten Fällen diejenigen Signale
vor, die auf der vorher angezeigten Seite erschienen, auch wenn beide
Möglichkeiten objektiv betrachtet gleichwertig waren.

"Eine vorläufige Handlungstendenz beeinflusst nachfolgende Entscheidungen,
auch wenn sich die Tatsachen zwischenzeitlich ändern", sagt Lalitta
Suriya-Arunroj, Erstautorin der Studie. "Auch wenn die Affen die freie
Wahl hatten, entschieden sie sich für ihren vorläufig gefassten
Handlungsplan. Ganz ähnlich ergeht es dem Stürmer vorm Tor. Er sieht, dass
der Torwart nach rechts springen will und plant zunächst die linke Ecke.
Auch wenn der Torwart im letzten Moment wieder eine neutrale Haltung
einnimmt, wird er deshalb in den meisten Fällen diese Schussrichtung
beibehalten und der Elfmeter wird möglicherweise abgefangen."

Auf der Ebene der Nervenzellen konnten die Wissenschaftler zudem eine neue
Entdeckung machen: Die Entscheidungsfindung und die Gewichtung zwischen
mehreren Handlungsalternativen werden auf neuronaler Ebene als dualer
Prozess abgebildet. Dafür zuständig sind zwei verschiedene Arten von
Nervenzellen. Die erste Gruppe ist für die Kodierung des bevorzugten Ziels
zuständig. So lange keine Tendenz besteht, sind sie nicht aktiv, sie regen
sich erst, wenn eine Präferenz für eine Handlungsoption entsteht. Die
Zellen werden dann umso aktiver, je stärker die Tendenz für diese Option
wird. Die zweite Gruppe von Nervenzellen zeigt von Beginn an alle
gegebenen Alternativen an. Entschieden wird danach, welche der
Handlungsoptionen nicht in Frage kommt. Die Nervenzellen, die für die
nicht präferierte Möglichkeit kodieren, werden umso stärker
herunterreguliert, je weniger die Option in Betracht kommt. Nach dem
Ausschlussprinzip bleibt schließlich diejenige Option übrig, die die beste
Wahl darstellt.

"Dass für den Entscheidungsfindungsprozess zwei verschiedene Nervenzellen
im gleichen Hirnareal zuständig sind, ist eine neue Erkenntnis dieser
Studie", sagt Alexander Gail, Leiter der Forschungsgruppe Sensomotorik am
DPZ und ebenfalls Autor der Studie. "Die Planung wird also im Gehirn durch
einen dualen Vorgang gesteuert, der sowohl starke Handlungstendenzen
widerspiegelt als auch alle anderen Möglichkeiten abbildet, die durch das
Ausschlussprinzip nacheinander eliminiert werden können. Dadurch
ermöglicht uns das Gehirn ausbalancierte und flexible Entscheidungen. Der
Stürmer vorm Tor ist somit trotz seiner ersten Präferenz in der Lage, die
andere Torecke als Option nicht sofort auszuschließen, kann im letzten
Moment die Schussrichtung wechseln und so möglicherweise doch noch einen
Treffer landen."


Originalpublikation:

Suriya-Arunroj L, Gail A (2019): Complementary encoding of priors in
monkey frontoparietal network supports a dual process of decision-making.
eLife 8:e47581

doi: 10.7554/eLife.47581

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dpz.eu/de/aktuelles/pressemitteilungen.html

(Pressemitteilung auf der DPZ-Homepage)
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STUDIE/550: Was bringen Werbeverbote für Tabak oder Alkohol? Evidenz aus zwei Cochrane-Reviews (idw)


Cochrane Deutschland Stiftung (CDS) - 04.12.2019

Was bringen Werbeverbote für Tabak oder Alkohol? Evidenz aus zwei Cochrane-Reviews



Sollte man in Deutschland öffentliche Werbung für Tabak, etwa im Kino oder
auf Plakatwänden, verbieten, um insbesondere junge Menschen vor
Abhängigkeit zu schützen? Die Frage erhitzt zurzeit erneut die Gemüter.
Auch Werbeverbote für Alkohol, E-Zigaretten, Fastfood oder ungesunde
Kindernahrungsmittel stehen zur Diskussion. Eine zentrale Frage dabei
lautet, wie groß der Effekt von Werbeverboten wirklich ist. Zwei bereits
vor einiger Zeit in der Cochrane Library erschienene systematische
Übersichtsarbeiten fassen Evidenz zu diesem Thema zusammen und könnten zu
einer Versachlichung der Debatte beitragen.

Der Cochrane Review "Impact of tobacco advertising and promotion on
increasing adolescent smoking behaviours" ("Wirkung von Tabakwerbung auf
das Rauchverhalten junger Menschen") aus dem Jahr 2011 umfasst 19 Studien,
an denen insgesamt mehr als 29.000 Kinder und Jugendliche zwischen 8 und
18 Jahren teilnahmen, die zu Beginn der Untersuchungen nicht rauchten. Die
Studien, die zwischen 1983 und 2008 durchgeführt wurden, versuchten auf
verschiedenen Wegen zu messen, wie sehr die Teilnehmenden Tabakwerbung
ausgesetzt waren oder wie aufnahmebereit sie für die Werbung waren. In 18
von 19 Studien erwies sich die Wahrscheinlichkeit später zu rauchen bei
jenen Teilnehmenden erhöht, die mehr Werbung ausgesetzt waren oder diese
bewusster aufgenommen hatten. Die Autoren kommen zu dem Schluss, dass
Tabakwerbung es wahrscheinlicher macht, dass Jugendliche mit dem Rauchen
beginnen.

Aus dem Jahr 2014 stammt der Cochrane Review "Restricting or banning
alcohol advertising to reduce alcohol consumption in adults and
adolescents" ("Werbebeschränkungen oder -verbote für alkoholische Getränke
zur Verringerung des Alkoholkonsums von Erwachsenen und Jugendlichen"). Er
umfasst lediglich vier Originalstudien, deren Aussagekraft zudem als sehr
gering eingestuft wurde. Aufgrund dieser Beschränkungen lasse sich aus der
vorhandenen Evidenz kein klarer Effekt von Werbeverboten ableiten, so das
Fazit der Autoren.

Beide Cochrane-Reviews diskutieren die erheblichen methodischen
Limitationen der zugrundeliegenden Evidenz. Das liegt in der Natur der
Sache: Die Auswirkungen von Werbung beziehungsweise Werbeverboten auf das
Verhalten von Konsumenten lassen sich nur sehr schwer in einem
experimentellen Setting untersuchen. Andererseits fehlt
Beobachtungsstudien, die zum Beispiel den Tabakkonsum von Jugendlichen vor
und nach der Einführung eines Werbeverbots in einem Land nachverfolgen,
zumeist eine Vergleichsgruppe. Das erschwert die kausale Zuordnung
zwischen beobachteten Veränderungen (z. B. im Alkoholkonsum) und deren
vermuteten Ursachen (z. B. einem Werbeverbot).


Weiterführende Informationen

Beide Reviews warten auf ein Update, das neuere Evidenz berücksichtigt.
Nicht von Cochrane aber etwas aktueller ist eine Übersichtsarbeit zum
Thema, die 2018 im Journal of Public Health Management and Practice
erschien. (https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC6050159/). Sie
bewertet die Evidenz für verschiedene politische Maßnahmen gegen
Tabakkonsum und kommt zu dem Schluss, dass Werbeverbote für Tabak durchaus
wirken und den Anteil von Rauchern in der Bevölkerung in der Größenordnung
von fünf Prozent reduzieren könnten. Noch wirksamer wäre demnach eine
Erhöhung der Tabaksteuer um 50 Prozent - dies könnte der Studie zufolge
den Anteil von Rauchern um fast 20 Prozent verringern.

Über Cochrane

Cochrane ist ein globales, unabhängiges Netzwerk von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern, Gesundheitsfachleuten, Patientin¬nen und Patienten
und anderen Interessierten. Zu seiner Arbeit tragen ca. 11.000 Mitglieder
und über 68.000 Unterstützer aus über 130 Ländern bei. Auf strenge
wissenschaftliche Methoden gestützt, stellt Cochrane in Form von
systematischen Übersichtsarbeiten Gesundheitsinformationen bereit, die
zuverlässig und frei von kommerziellen Interessenkonflikten sind.
Jeder Cochrane Review widmet sich einer klar formulierten Fragestellung.
Zu deren Beantwortung sucht ein Autorenteam alle vorhandenen
Originalstudien, welche die zuvor definierten Einschlusskriterien
erfüllen. Anschließend werden die eingeschlossenen Studien bewertet, um zu
bestimmen, ob es zuverlässige Evidenz zu einer bestimmten Behandlung,
Diagnostik oder vorbeugenden Maßnahme gibt. Wenn möglich, werden die
Einzelergebnisse in einer Metaanalyse kombiniert. Cochrane Reviews werden
vor der Veröffentlichung im Peer-Review-Verfahren von Fachexperten
begutachtet. Über 8000 Reviews sind bisher auf www.cochranelibrary.com
zugänglich. Neben dem oft sehr ausführlichen Volltext stehen verschiedene
Kurzformate zur Verfügung. Für die klinische Praxis besonders relevante
Reviews werden unter "Clinical Answers" in einem Frage-Antwort-Format
dargestellt.


Originalpublikation:

Impact of tobacco advertising and promotion on increasing adolescent
smoking behaviours.

Cochrane Database Syst Rev. 2011 Oct 5;(10):CD003439. 

doi: 10.1002/14651858.CD003439.pub2.

https://www.cochranelibrary.com/cdsr/doi/10.1002/14651858.CD003439.pub2/full#
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MEDIEN/1038: Jüngste Ausgabe des Wissenschaftsmagazins Forschung Frankfurt hat Herzgesundheit zum Thema (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 09.12.2019

Herzgesundheit: Cholesterin senken reicht nicht

Wissenschaftsmagazin Forschung Frankfurt handelt in der jüngsten Ausgabe
"von Herzen". Es geht um Herz-Kreislauf-Forschung, aber auch um Liebe in
Zeiten des Konsums.



FRANKFURT. Ein zu hoher Cholesterinspiegel kann heutzutage medikamentös
gut behandelt werden. Doch inzwischen ist bekannt, dass weit mehr
Stoffwechselprozesse bei der Entstehung von Herz- und Gefäßerkrankungen im
Spiel sind. Viele lassen sich über die Ernährung beeinflussen, wie
Forscherinnen und Forscher in der aktuellen Ausgabe von "Forschung
Frankfurt" berichten. Schwerpunkt ist die Forschung im Exzellenzcluster
"Cardio-Pulmonary Institute".

Wussten Sie, dass antibakterielles Mundwasser zu Bluthochdruck führen
kann? Bakterien im Speichel produzieren Enzyme, die Nitrat aus der Nahrung
zu Nitrit reduzieren. In dieser Form kann der Körper es weiter in
Stickoxid (NO) umwandeln. NO hat eine Schlüsselfunktion für die Gesundheit
der Entdothelzellen, mit denen die Innenwände der Gefäße ausgekleidet
sind. Führt man den Körper andererseits mehr Nitrate mit der Nahrung zu,
z.B. in Form von Rote Beete-Saft, könnte sich das bei bestimmten
Patientengruppen als blutdrucksenkend auswirken. Es gibt Studien, wonach
die Gabe von nichtorganischem Nitrat und Rote Beete-Saft mit einem
signifikanten Rückgang des systolischen Blutdrucks verbunden ist. Dieser
Befund sollte jedoch in weiteren Untersuchungen verifiziert werden.

Eine zweite, bisher unterschätzte Verbindung ist der Schwefelwasserstoff
(H2S), bekannt durch den Geruch von faulen Eiern. Im Körper wird die
Synthese von H2S durch eine Reihe von Enzymen gesteuert, wobei die
Cystathioninlyase (CSE) die wichtigste im Herz-Kreislauf-System ist. Bei
Patienten mit beschädigten und fehlerhaft funktionierenden Endothelzellen
nimmt die CSE-Aktivität ab. Der Grund dafür könnten Gefäßentzündungen
sein, wie Sofia-Iris Bibli aus dem "Institute for Vascular Signaling" von
Prof. Ingrid Fleming kürzlich herausgefunden hat. Für die Therapie werden
derzeit H2S-Spender entwickelt.

Und wie steht es mit Diäten, die mit Omega-3-Fettsäuren (Fischölen)
angereichert sind? Zunächst hatten Studienergebnisse gezeigt, dass diese
Ernährungsform allgemein vor Diabetes und Herzerkrankungen schützt. Neuere
klinische Studien konnten hingegen keinen signifikanten Nutzen von
Fischölergänzungen nachweisen. Ingrid Fleming zufolge liegt das daran,
dass die verschiedenen Studien nicht die optimale Konzentration jeder
Omega-3-Fettsäure bestimmt haben bzw. das Verhältnis von Omega-3- zu
Omega-6-Fettsäuren, das für den Schutz erforderlich ist. Zweitens schwankt
die Qualität der rezeptfreien Ergänzungsmittel auf dem Markt stark. Die
Analyse der meistverkauften Fischöl-Nahrungsergänzungsmittel in den USA
ergab beispielsweise einen hohen Anteil an anderen Fettsäuren. Zudem
können Fischöle eine Mischung aus EPA und DHA enthalten. Schützende
Effekte sind jedoch nur von EPA bekannt.

Wie Fischöle ihre entzündungshemmende Wirkung entfalten ist derzeit schwer
zu beantworten. Man weiß bisher nur, dass EPA und DHA leicht in Zellen und
Gewebe eingebaut werden und dadurch die Membraneigenschaften, die
Übermittlung von Signalen und die Genexpression verändern. Aus EPA
entsteht außerdem das entzündungshemmende Resolvin E1, das nachweislich
Entzündungen in verschiedenen Krankheitsmodellen aufzulösen hilft.

Fettsäuren sind außerdem für das Herz eine wichtige Energiequelle. Mit
über 75 Prozent gewinnt es den allergrößten Teil seiner Energie aus ihnen,
nur zwischen 10 und 20 Prozent stammen von Glukose. Es gibt Studien, die
zeigen, dass bei einigen Menschen mit Herzfehlern das Herz mehr Energie
aus Glukose statt aus Fettsäuren gewinnt. Das Herz bekommt dann zwar immer
noch genug Energie, kann aber trotzdem nicht mehr richtig funktionieren.
"Dieser Stoffwechsel-Vorgang ist wichtig. Wir wissen aber noch nicht
genau, wie und warum er abläuft", erklärt der Pharmakologe Dr. Jiong Hu,
der für seine Forschung am "Institute for Vascular Signaling" einen
Advanced Grant des Cardio-Pulmonary Institute bekommen hat.

Schließlich kann auch die Bakterienflora im Darm die Entwicklung von
Herz-Kreislauf- und Stoffwechsel-Erkrankungen beeinflussen. So begünstig eine
Ernährung, die viel rotes Fleisch enthält, die Entstehung von
Atherosklerose, denn rotes Fleisch enthält reichlich L-Carnitin, das von
Darm-Mikrobiota in Trimethylaminoxid (TMAO) umgewandelt wird. TMAO
begünstigt Atherosklerose. Eine vegetarische oder veganer schützt hingegen
die Gefäße. Fleming vermutet, dass es künftig zur Entwicklung einer Welle
von Probiotika kommen wird, die die Darmflora und die Bildung von
Stoffwechselprodukten verändern sollen, um das Herz zu schützen.

Weitere Themen in der neuen Ausgabe von Forschung Frankfurt:

Vorbeugen ist besser als heilen

Interview mit dem Epidemiologen und Systemmediziner Prof. Philipp Wild,
Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung, zum Einfluss von
Umweltfaktoren auf die Herzgesundheit

Vom Herz zum Schmerz: Kummer als Auslöser von Krankheit und Leiden

Klappe - die zweite: Herzklappenaustausch in einer halben Stunde dank
modernem Katheter-Verfahren

"Meine herzkranken Kinder haben mich gerettet" - Porträt des Kinderkardiologen Prof. Dietmar Schranz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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PSYCHOLOGIE/200: Studie - Ambulante Behandlung psychisch kranker Menschen verbessern (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 09.12.2019

Ambulante Behandlung psychisch kranker Menschen verbessern

Prof. Dr. Thomas Fankhänel stellt auf dem Kongress der Deutschen
Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und
Nervenheilkunde e. V. (DGPPN) Studienergebnisse vor.



Menschen, die von psychischen Erkrankungen betroffen sind, leben mit einem
erhöhten Risiko eines dauerhaften Verlustes der Erwerbsfähigkeit. Dies ist
oft in einem über Jahre fortdauernden Krankheitsverlauf begründet. Diverse
Studien zeigen, dass rehabilitative Maßnahmen, die Behandlungserfolge
aufweisen konnten, meist nur vorrübergehend aufrecht zu erhalten sind.
Entsprechend wird vielen PatientInnen eine ambulante
Rehabilitationsnachsorge nahegelegt. Hierbei gilt es, die Maßnahmen im
Alltag der Betroffenen zu verankern und die erreichten Behandlungserfolge
somit zu festigen. Die Reha-Nachsorge umfasst u.a. 24
Gruppentherapie-Sitzungen, die im wöchentlichen Rhythmus ambulant und wohnortnah angeboten
werden.

Die von Prof. Dr. Thomas Fankhänel, Studiengangsleiter des
Bachelorstudiengangs Psychologie und Professor für Psychologie an der SRH
Hochschule für Gesundheit, durchgeführte Studie "Evaluation einer
Intervention zur Steigerung des ambulanten Nachsorge-Nutzungsverhaltens
von Patienten mit psychischen und Verhaltensstörungen" schließt die
Forschungslücke des Nachweises der Wirksamkeit und des Nutzungsverhaltens
in der ambulanten Nachsorge. In der Untersuchung wurden daher relevante
Faktoren, wie Symptombelastung oder soziale Unterstützung innerhalb der
Therapiegruppe analysiert. Zusätzlich konnte die Wirksamkeit eines eigens
für die Studie entwickelten Therapietagebuchs in einem
Kontrollgruppen-Design überprüft werden. Da die Untersuchung durch die Deutsche
Rentenversicherung Mitteldeutschland (DRV-M) gefördert wurde, wurde eine
Vollerhebung der Reha-Nachsorgeeinrichtungen im Gebiet der DRV-M
angestrebt.

"Die Ergebnisse, die während des stationären Aufenthalts erzielt wurden,
konnten auf diesem Wege sogar verstärkt werden. Aus den erlangten
Studienergebnissen lassen sich Hinweise für eine wirksamere Gestaltung der
ambulanten Nachsorge für PatientInnen mit psychischen Erkrankungen, wie
Depression oder Angststörung, ableiten", fasst Prof. Dr. Thomas Fankhänel
die Ergebnisse zusammen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule für Gesundheit - 09.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2809: Cuxhaven - "A Swinging Christmas", Interpretationen klassischer Advents- und Weihnachtslieder, 19.12.19


Stadt Cuxhaven

"A Swinging Christmas"



Wer seinen Vorrat an guter Laune für die Feiertage noch etwas
auffüllen will, ist am Donnerstag, 19. Dezember 2019, um 19.30 Uhr im
Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven, genau richtig.
Denn hier gastieren K.C. Miller und Volker Halbbauer mit 
"Sax-O-Boogie" und werden in ihrem Programm "A SWINGING CHRISTMAS" zwei der
wichtigsten Momente der Weihnachtszeit - Besinnlichkeit und
Fröhlichkeit - mit Swing verbinden.

In der Besetzung Piano, Saxophon und Gesang ist A SWINGING CHRISTMAS
ein musikalisches Programm mit mitreißenden und stimmungsvollen
Interpretationen klassischer Advents- und Weihnachtslieder wie 'We
Wish You A Merry Christmas', 'Let It Snow', 'Jingle Bells' oder
'Winter Wonderland'. Das Publikum erwartet eine musikalische
Winterreise, die Weihnachten und Jazz, Swing und Boogie Woogie in eine
unterhaltsame Verbindung bringt.

Zwei engagierte Musiker, die Ihnen mit großer Intensität und
Spielfreude die Weihnachtszeit versüßen wollen.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr
an der Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5334: Lübeck - Jan Plewka singt Ton Steine Scherben & Rio Reiser, 25.1.2020


THEATER LÜBECK

Wann, Wenn Nicht Jetzt - Neues Programm!

Jan Plewka & Die Schwarz-Rote Heilsarmee singen und spielen Ton Steine
Scherben und Rio Reiser (2)

Termin 25/01, 19.30 Uhr, Großes Haus

Eintritt 32/26/20 Euro (ermäßigt 28/22/16 Euro)



»Mit 14 Jahren habe ich Ton Steine Scherben zum ersten Mal gehört.
Seitdem bin ich ein glühender Verehrer von Rio Reiser, von seiner
Musik, seiner Poesie, seinen Utopien. Seit 14 Jahren bin ich mit
diesem Programm nun schon auf Tour. Das ist die eine Konstante in
meinem Leben.«

Der Traum geht weiter. Jan Plewka kommt mit der Schwarz-Roten
Heilsarmee zurück auf die Bühnen der Republik, um die unvergesslichen
Songs von Ton Steine Scherben zu singen und zu feiern. Nach über 200
ausverkauften Vorstellungen und unzähligen emotionalen Höhepunkten der
Rio Reiser Show, gibt es nun endlich einen zweiten Abend, der
insbesondere Songs von Ton Steine Scherben erklingen lässt. Mit einer
tiefen Verbeugung vor der musikalischen und politischen Haltung der
Band geht Jan Plewkas Show mit gewohntem Charme und seiner originalen
Bandbesetzung in die nächste Runde. Sehnsüchtig und zärtlich,
gleichzeitig revolutionär und kraftvoll wird dieser neue Abend an die
Legende des linken Zeitgeistes von Ton Steine Scherben erinnern und
das Rockkonzert für die Freiheit nicht enden lassen - Wann, Wenn Nicht
Jetzt.

Mit J. Plewka (vocals), L. Brunckhorst (piano), D. Ritz (bass), M.
Engelbach (drums), M. Schmedtje (guitar) Einrichtung und
Wirkungsmechanik T. Stromberg

Weitere Infos www.jan-plewka.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9250: Aus aller Welt - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Suu Kyi verteidigt ihre Heimat gegen Völkermord-Vorwürfe

Bei einer Anhörung vor dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den
Haag hat sich Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi zu den
Vorwürfen des Völkermords an der Minderheit der Rohingya geäußert. Es
gebe einen bewaffneten Konflikt in Myanmar. Natürlich könne nicht
ausgeschlossen werden, daß das Militär unangemessen Gewalt angewendet
habe, sagte die 74jährige einem Bericht der Deutschen Welle zufolge.
Dies belege aber nicht, daß es eine auf Völkermord abzielende Absicht
gegeben habe. Sollte das Militär Kriegsverbrechen begangen haben,
dann würde dies strafrechtlich verfolgt. Suu Kyi verwies darauf, daß
mehrere Massenvertreibungen während der Balkan-Kriege in den
Neunzigerjahren auch nicht als Völkermord behandelt worden seien.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9250: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Internationale Polizeiberater in Hongkong werfen das Handtuch

Fünf ausländische Berater eines Aufsichtsgremiums der Hongkonger
Polizei, die Maßnahmen der Stadtpolizei während regierungsfeindlicher
Proteste überprüft, haben ihre Zusammenarbeit mit dem Gremium 
ausgesetzt. Die Polizeiexperten aus Großbritannien, Kanada, Australien 
und Neuseeland begründeten ihren Rücktritt unter anderem damit, daß es 
den Sicherheitsorganen an gesetzlichen Befugnissen und nötigem 
Fachwissen fehlt. Am Samstag hatte der Vorsitzende der 
Beschwerdestelle, Anthony Neoh, dem Fernsehsender Shenzhen TV erklärt, 
daß die eingeladenen ausländischen Experten die Situation in der 
chinesischen Sonderverwaltungsregion nicht verstehen würden. Nach 
Informationen der South China Morning Post darf die Polizeiaufsicht 
derzeit nur Beschwerden gegen Beamte prüfen, die von der 
Beschwerdeabteilung der Streitkräfte weitergeleitet werden. Sie ist 
demnach nicht befugt, eigene Untersuchungen einzuleiten, 
Dokumenteneinsicht zu beantragen oder Zeugen vorzuladen.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9247: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sicherheitskräfte beenden Angriff auf Hotel in Mogadischu

In der somalischen Hauptstadt Mogadischu haben sich Kämpfer der
Al-Shabaab-Miliz ein sechsstündiges Feuergefecht mit
Sicherheitskräften geliefert. Nach Regierungsangaben wurden
mindestens zehn Menschen getötet. Darunter seien Sicherheitskräfte,
Sicherheitsleute des Hotels und Zivilisten sowie alle fünf Angreifer.
Mindestens zwölf Menschen seien zudem verletzt worden, teilte ein
Sprecher mit. Wie die Nachrichtenagentur AFP unter Berufung auf
Augenzeugen berichtete, hatten fünf in Polizeiuniformen gekleidete
Angreifer am Dienstagabend das bei somalischen Regierungsmitgliedern
beliebte Hotel "SYL" angegriffen und sich in dem Gebäude verschanzt.
Al-Shabab bekannte sich über den Radiosender Al-Andalus zu der Tat.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9249: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentarier schaffen unbeliebte Nachtsitzungen ab

Der Bundestag hat mit großer Mehrheit eine reformierte Tagesordnung
beschlossen, mit der ausufernde Nachtsitzungen zukünftig verhindert
werden sollen. Spätestens ab Mitternacht soll für Abgeordnete und
Mitarbeiter Feierabend sein. Laut AFP-Angaben sieht die Reform
außerdem eine Verkürzung der Beratungszeit von 38 auf künftig 30
Minuten vor. Ferner wird die Dauer der Fragestunde, in der
Abgeordnete Auskünfte von Regierungsmitgliedern verlangen, um eine
halbe Stunde auf 60 Minuten reduziert.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9247: Tragisches und Kurioses - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Elefanten durch Personenzug getötet

Im indischen Bundesstaat Westbengalen sind zwei Elefanten von einem
Zug gerammt und dabei getötet worden. Der Unfall ereignete sich am
frühen Mittwochmorgen auf einer Bahnstrecke nahe der Stadt Shiliguri
im Distrikt Darjiling. Die Sicht sei durch dichten Nebel
eingeschränkt gewesen, sagte ein Bahnsprecher nach Angaben der
Nachrichtenagentur AFP. Die Forstbehörde und Umweltschützer fordern
schon seit längerem, den Zugverkehr auf der Bahnstrecke in der Nacht
einzustellen. In den vergangenen fünf Jahren wurden mindestens 26
Elefanten bei Zusammenstößen mit Zügen getötet und Dutzende weitere
verletzt.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8332: Aus Forschung und Technik - 11.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indien bringt zehn Satelliten ins All

Indien hat am Mittwoch zehn Satelliten erfolgreich in ihre
vorgesehenen Umlaufbahnen gebracht. Wie die indische Raumfahrtbehörde
ISRO mitteilte, startete der Nutzlastträger Polar Satellite Launch
Vehicle (PSLV C48) vom Satish Dhawan Space Centre (SHAR) in
Sriharikota vor der Küste des Golfes von Bengalen im südindischen
Bundesstaat Andhra Pradesh. Bei den Satelliten handelt es sich laut
ISRO um den in Eigenregie gebauten Erdbeobachtungssatelliten
RISAT-2BR sowie neun kommerzielle Kundensatelliten aus Israel,
Italien, Japan und den USA. Der in eine 576 Kilometer hohe Umlaufbahn
gebrachte RISAT-2BR1 stellt Fotos mit einer Auflösung von 35
Zentimetern pro Pixel bereit. Die Missionsdauer soll fünf Jahre
betragen.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8346: Aus aller Welt - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsgerichtshof in Wien hebt Sicherheitsgesetze auf

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) in Wien hat mehrere
Sicherheitsgesetze aufgehoben, welche die konservativer ÖVP und die
rechtspopulistische FPÖ im vergangenen Jahr auf den Weg gebracht
hatten. SPÖ- und Neos-Nationalratsabgeordnete sowie
SPÖ-Bundesratsmitglieder haben dagegen Verfassungsbeschwerde
eingelegt. Der Verfassungsgerichtshof erklärte den geplanten
sogenannten Bundestrojaner für verfassungswidrig, weil die
Installation einer staatlichen Spionagesoftware zum Mitlesen
verschlüsselter Handy-Nachrichten einen schwerwiegenden Eingriff in
die von der Europäischen Menschenrechtskonvention ausdrücklich
geschützte Privatsphäre bedeutet. Außerdem stellt das heimliche
Eindringen in Wohnungen zwecks Installation des Bundestrojaners einen
Verstoß gegen das verfassungsrechtlich gewährleistete Recht auf
Unverletzlichkeit des Hausrechts dar. Ebenso wenig darf die Polizei
in Österreich Autokennzeichen anhand von Video- und
Section-Control-Daten automatisch auswerten. Gemessen an dem Ziel
dieser Ermittlungsmaßnahmen, sie unter anderem auch zur Verfolgung
und Abwehr von Vorsatztaten der leichtesten Vermögenskriminalität
durchzuführen, sind diese unverhältnismäßig. Außerdem stellt der
Zugriff der Sicherheitsbehörden auf personenbezogene Daten aus
Section-Control-Anlagen einen Eingriff in die
Geheimhaltungsinteressen und das Recht auf Achtung des Privatlebens
der Betroffenen dar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8301: Medizin und Gesundheitswesen - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Mangelnde Versorgung von Neugeborenen tötet

Die medizinische Versorgung der Neugeborenen ist ein gewaltiges
Problem. So ergab eine UN-Studie, daß jedes Jahr der Tod von 1,7
Millionen Neugeborenen verhindert werden könnte, wenn eine richtige
medizinische Versorgung gesichert wäre. Dabei sind oft nur sehr
einfache Mittel notwendig, um den Säuglingen das Leben zu retten. Zu
ihnen gehören die hygienische Versorgung der Nabelschnur, Behandlung
bei Gelbsucht, Durchfall oder Infektionen und auch mal die
vorübergehende Versorgung mit Sauerstoff. Rund 98 Prozent der
Neugeborenen sterben in Ländern mit geringen und mittleren Einkommen,
vor allem in Südasien und Afrika südlich der Sahara.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8334: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Tschetschenen verhindern ihre Abschiebung nach Rußland

Russische Strafverfolgungsbehörden haben auf Antrag eines Gerichts in
der Teilrepublik Tschetschenien über Interpol Haftbefehle gegen zwei
in Deutschland lebende Tschetschenen ausgestellt. Diese werden in der
Russischen Föderation wegen Raubes und eines Drogendelikts gesucht.
Die beiden Männer konnte auf dem Weg über das
Bundesverfassungsgericht erreichen, daß sie nicht an Rußland
ausgeliefert werden. Die Karlsruher Richter erkannten an, daß den
Beschwerdeführern in Tschetschenien politische Verfolgung drohen
könnte oder daß in den Strafverfahren gegen sie Mindeststandards
nicht unbedingt eingehalten würden. Laut BVerfG wäre eine
Auslieferung der beiden auch nur dann zulässig gewesen, wenn der
Gerichtsstandort außerhalb der nordkaukasischen Teilrepublik gelegen
hätte. Das konnten die russischen Behörden aus verfassungsrechtlichen
Gründen nicht zusagen. Zuvor hatte das Brandenburgische
Oberlandesgericht (OLG) ernsthafte Zweifel an der Darstellung des
einen Beschwerdeführers geäußert, wonach ihm als Veteran des
Tschetschenienkriegs die Drogen untergeschoben worden wären. Das
Verfassungsgericht verwies die beiden Fälle an das OLG zurück und
forderte eine Neubewertung unabhängig von den Entscheidungen zu den
von den Betroffenen gestellten Asylgesuchen.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8256: Sprache, Kunst und Medium - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Banksy "spendiert" Obdachlosen einen Rentierschlitten

In der mittelenglischen Stadt Birmingham hat der Streetart-Künstler
offenbar ein Bild mit jahreszeitlichem Thema hinterlassen.

Wie ZDF heute berichtete, stießen Passanten auf zwei gesprayte
Rentiere, die scheinbar vor einer Backsteinmauer in den Himmel
aufsteigen, eine dort stehende Parkbank im Schlepptau.

Auf einem millionenfach abgerufenen Video, das Banksy auf Instagram in
Umlauf brachte, hatte auf der echten Bank noch ein Mann gelegen.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8323: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Strafanzeigen beim IStGH wegen Waffenlieferungen an Saudi-Arabien

Mehrere Menschenrechtsorganisationen haben beim Internationalen
Strafgerichtshof in Den Haag Strafanzeige gegen die
Rüstungsunternehmen Rheinmetall und Airbus wegen der Lieferung von
Bomben und Kampfflugzeugen an Saudi-Arabien gestellt, das diese beim
Krieg im Jemen eingesetzt haben soll. Zu letzterer Erkenntnis
gelangten internationale Rechercheure unter Beteiligung von NDR, WDR
und Süddeutscher Zeitung. Demnach werfen die Menschenrechtsanwälte
vom European Center for Constitutional and Human Rights, der
jemenitischen Menschenrechtsgruppe Mwatana und vier weiterer
Organisationen den Unternehmen unter anderem Beihilfe zu
Kriegsverbrechen vor. Die Strafanzeigen richten sich auch gegen
Mitglieder der Kriegsallianz Saudi-Arabiens und verantwortliche
Politiker in der Bundesregierung, welche die Waffenexporte genehmigt
hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8337: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Grüne fordern Leitplanken für Digitaltechnik

Die Grünen im Bundestag fordern ökologische Leitplanken für die
Ausweitung der Digitaltechnik. Unter anderem kritisieren sie den
hohen Stromverbrauch beim Streamen von Videos. Im vergangenen Jahr
hatten die dafür bereitstehenden Rechenzentren soviel Strom
verbraucht, wie alle Privathaushalte in Deutschland, Italien und
Polen zusammen. Im Jahr 2030 könnte der Stromverbrauch der
Digitaltechnik einen Anteil von 20 bis 50 Prozent erreichen. Außerdem
setzen sich die Grünen in ihrem Antrag an das Parlament für die
verstärkte Rückgewinnung der in Handys und Computern verwendeten
Rohstoffe ein, damit die Berge an Elektroschrott nicht weiter
anwachsen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8306: Tragisches und Kurioses - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Vier Hamburgerinnen wollen den Atlantik im Ruderboot überqueren

Obwohl sie nur sehr wenig Erfahrung mitbringen, wollen vier Frauen aus
Hamburg am Donnerstag als erstes weibliches Team überhaupt von der
kanarischen Insel La Gomera aus das 3000 Seemeilen lange "Atlantic
Challenge", und damit das weltweit härteste Ruderrennen in Angriff
nehmen, und zwar als erste Frauen-Crew überhaupt. Am Start sind
offenbar 35 Boote.

Wie NDR 90,3 berichtete, mußte das Quartett bei einem Training im
Ärmelkanal schon eine bittere Erfahrung mit ihrem acht Meter langen,
eine Tonne schweren und ziemlich windanfälligen Boot sammeln. Vor der
südenglischen Küste kamen sie gegen Wind und Wellen nicht mehr an und
suchten Schutz in einem Hafen.

Der Atlantik kann in den vermutlich 50 Tagen zum Ziel Antigua wegen
der oft riesigen Wellen noch eine ganz andere Herausforderung werden.
Zumindest gilt das Boot, das unter den Ruderbänken eine Kajüte hat,
als unsinkbar.

11. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8335: Arbeit, Soziales und Familie - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Hohe Kinderlosenquote in Deutschland

Durchschnittlich bringt jede Frau in Deutschland 1,6 Kinder zur Welt.
Ähnlich wenig Nachwuchs verzeichnen unter den europäischen Ländern
die Schweiz, Italien und Finnland. Nach Angaben des Statistischen
Bundesamts ist in Deutschland fast jede zweite Frau zwischen 30 und
39 Jahre alt, wenn sie ihr erstes Kind bekommt. 30 Jahre ist auch das
Durchschnittsalter bei der ersten Geburt. Etwa 20 Prozent der Frauen
bleiben kinderlos. Kinderlosigkeit trifft man am häufigsten in den
Großstädten, in Westdeutschland und unter Akademikerinnen an. Das
Bundesamt bezieht sich bei seinen Angaben dazu vom Mittwoch auf Daten
des Mikrozensus.

11. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8312: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer weniger Rebhühner

Einst gehörten die Rebhühner zu den bekanntesten deutschen Feldvögeln. 
Heute ist ein dramatischer Schwund zu beobachten. Allein in
den letzten zehn Jahren ist ihr Bestand um mehr als ein Drittel
geschrumpft. Die Zahl der erfaßten Brutpaare sank im gleichen
Zeitraum sogar um 44 Prozent. Das ergaben Zählungen des Deutschen
Jagdverbandes (DJV). Hauptgrund für den Schwund der Tiere ist der
rapide Rückgang der Brachflächen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8323: Märkte und Finanzen - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Unternehmen werden kaum um Lieferkettengesetz herumkommen

Laut Zwischenbericht zu einer Befragung von 3000 Unternehmen durch
die Bundesregierung zur Eigeneinschätzung hinsichtlich der Nutzung
von Kinderarbeit und Armutslöhnen im Ausland haben 464 Angeschriebene
geantwortet. 20 Prozent von ihnen erfüllen nach eigener Auffassung
freiwillig Sozial- und Umweltstandards. Deswegen ist nach Ansicht von
Arbeitsminister Heil und Entwicklungsminister Müller das sogenannte
Lieferkettengesetz im kommenden Jahr kaum noch zu vermeiden. Zuvor
sollen die Unternehmen noch einmal dazu befragt werden, ob sich bei
ihnen etwas hinsichtlich Wahrung der Menschenrechte getan hat. Das
Konzept für das Lieferkettengesetz wollen die Minister zusammen mit
Wirtschaftsverbänden und Unternehmen ausarbeiten. Bereits 2016 hatte
die Bundesregierung den Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte vorgelegt. Demnach wird sie weitere Schritte bis hin
zu gesetzlichen Maßnahmen prüfen, wenn weniger als die Hälfte der
Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten bis 2020 ihrer
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8335: Aus Forschung und Technik - 11.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Citymapper bündelt alle städtischen Verkehrsoptionen

Google Maps ist unter den Navigations-Apps für Smartphones einsame
Spitze. Doch es gibt Konkurrenz. So richtet sich die App Citymapper
vor allem an Pendler und andere Personen, die häufig mit öffentlichen
Verkehrsmitteln unterwegs sind. Die App bündelt alle Verkehrsoptionen
und schlägt Nutzern so die bestmögliche Route vor. Dabei ist es egal,
ob Bus, Bahn, U- oder S-Bahn, Straßenbahn, Fahrrad, Taxi oder
Carsharing genutzt werden sollen. Für alle Optionen verfügt die App
über Echtzeit-Informationen, so daß aktuelle Verspätungen oder
Ausfälle immer im Blick gehalten werden können. Außerdem informiert
die App, ob man in der Bahn eher vorne oder hinten einsteigen sollte,
um dadurch die anschließende Umstiegs-Zeit zu verkürzen. Das kann
wichtige Minuten und viel Umherrennen am Bahnhof verhindern helfen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FORSCHUNG/552: Sternenstaub von Roten Riesen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 10.12.2019

Sternenstaub von Roten Riesen



Ein Teil des Materials, aus dem die Erde entstand, war Sternenstaub von
roten Riesensternen. Dies fanden Forschende der ETH Zürich heraus. Sie
können auch erklären, warum die Erde mehr von diesem Sternenstaub enthält
als der weiter von der Sonne entfernte Planet Mars und die Asteroiden.

Vor rund 4,5 Milliarden Jahren kollabierte eine interstellare
Molekülwolke. In ihrem Zentrum entstand die Sonne und darum herum eine
Scheibe aus Gas und Staub, in der die Erde und die übrigen Planeten
gebildet wurden. In dem gut durchmischten interstellaren Material befanden
sich exotische Staubkörnchen. «Sternenstaub, der um andere Sonnen gebildet
wurde», erklärt Maria Schönbächler, Professorin am Institut für Geochemie
und Petrologie der ETH Zürich.

Diese Staubkörnchen machten nur wenige Prozente der gesamten Staubmenge
aus und waren ungleichmässig in der Scheibe verteilt. «Der Sternenstaub
war wie Salz und Pfeffer», sagt die Geochemikerin, die auch Mitglied des
Nationalen Forschungsschwerpunkts PlanetS ist. Als die Planeten gebildet
wurden, bekam jeder seine eigene Mischung.

Noch heute können die Forscherinnen und Forscher den Sternenstaub, der bei
der Geburt des Sonnensystems vorhanden war, im Labor nachweisen dank
hochpräziser Messmethoden. Sie untersuchen bestimmte chemische Elemente
und messen den Anteil verschiedener sogenannter Isotope. Darunter versteht
man verschiedene Atomsorten eines Elements, die zwar im Kern die gleiche
Anzahl Protonen aber unterschiedlich viel Neutronen besitzen.

«Die Verteilung dieser Isotope ist wie ein Fingerabdruck», sagt Maria
Schönbächler: «Sternenstaub hat ganz extreme und einzigartige
Fingerabdrücke und weil er so ungleichmässig verteilt war, hat auch jeder
Planet und jeder Asteroid bei seiner Entstehung seinen eigenen
Fingerabdruck bekommen.»

Palladium in Meteoriten untersucht

Diese sogenannten isotopischen Anomalien konnten Forschende in den letzten
zehn Jahren bei der Untersuchung von Erdgestein und Meteoriten bei immer
mehr Elementen nachweisen. Maria Schönbächlers Gruppe untersuchte nun
Meteoriten, die ursprünglich Teil der Kerne von Asteroiden waren, die vor
langer Zeit wieder zerstört wurden. Dabei konzentrierte sie sich auf das
Element Palladium.

Zuvor hatten andere Teams im Periodensystem benachbarte Elemente wie
Molybdän und Ruthenium untersucht. Daraus liess sich eine Voraussage für
die Palladium-Resultate machen. Doch die Messungen widersprachen der
Prognose. «Die Meteoriten enthielten viel kleinere Palladium-Anomalien
als erwartet», sagt Mattias Ek, der unter anderem die Labormessungen an
der ETH als Doktorand durchführte und jetzt als Postdoc an der Universität
Bristol, Grossbritannien, arbeitet.

Mit einem neuen Modell können die Forschenden diese Resultate erklären,
wie sie nun in der Fachzeitschrift «Nature Astronomy» berichten. Aufgrund
seiner Zusammensetzung muss der Sternenstaub hauptsächlich in roten
Riesensternen entstanden sein. Dies sind alternde Sterne, die sich
ausdehnen, weil ihr Brennstoff im Kern erschöpft ist.

Auch die Sonne wird in vier bis fünf Milliarden Jahren zu einem Roten
Riesen werden. Bei diesen Sternen kommt es zu sogenannten langsamen
Neutroneneinfang-Prozessen, bei denen schwerere Elemente wie
beispielsweise Molybdän oder Palladium entstehen. «Palladium ist etwas
flüchtiger als die anderen gemessenen Elemente, deshalb kondensierte es
weniger zu Staub und die Menge Palladium vom Sternenstaub ist in den
untersuchten Meteoriten kleiner», erklärt Mattias Ek.

Auch für ein weiteres Rätsel um den Sternenstaub haben die
ETH-Forschenden eine plausible Erklärung. Auf der Erde hat es
vergleichsweise mehr Material von Roten Riesen als auf dem Mars oder Vesta
und anderen Asteroiden weiter draussen im Sonnensystem. Dort hat sich eher
Material angereichert, das von Supernova-Explosionen stammt.

«Als die Planeten entstanden, waren die Temperaturen näher bei der Sonne
recht hoch», erklärt Maria Schönbächler. Deshalb wurden labile
Staubkörner, die beispielsweise einen Eismantel hatten, verdampft. Vor
allem das interstellare Material enthielt solchen Staub, der in Sonnennähe
zerstört wurde, während der Sternenstaub von den Roten Riesen stabiler war
und sich deshalb dort anreicherte. Auch Körner, die von
Supernova-Explosionen stammen, verdampfen wahrscheinlich leichter, da sie
etwas kleiner sind. «Wir können deshalb erklären, warum das Signal von
Sternenstaub, das wir heute im Labor analysieren, hauptsächlich von Roten
Riesen stammt und in der Erde am grössten ist», fasst Maria Schönbächler
zusammen.


Originalpublikation:

Ek M, Hunt AC, Lugaro M, Schönbächler M:

The origin of s-process isotope heterogeneity in the solar protoplanetary
disk,

Nature Astronomy (2019),

doi: 10.1038/s41550-019-0948-z
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/578: In der Spitze wird die Architektur der Pflanze angelegt (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 09.12.2019

In der Spitze wird die Architektur der Pflanze angelegt

Forschungsteam unter Leitung der Universität Tübingen erstellt einen Atlas
der Gene, die der Maispflanze Gestalt geben - Grundlage für
biotechnologische Eingriffe



Pflanzen wachsen ihr Leben lang. Dafür sorgt ein kleiner Bereich
teilungsfähigen Bildungsgewebes an der Sprossspitze, auch Meristem
genannt. Dort sitzt die Steuerzentrale für die Aufrechterhaltung der in
alle Zellarten wandelbaren Stammzellen und der Bildung von Pflanzenorganen
wie Seitentrieben oder Blättern. Obwohl alle Pflanzen diese Grundaufgaben
haben, sieht das Meristem bei verschiedenen Arten, wie etwa Mais und
Ackerschmalwand, in Form und Größe unterschiedlich aus. Nun hat ein
internationales Forschungsteam unter der Leitung von Professorin Marja
Timmermans vom Zentrum für Molekularbiologie der Pflanzen der Universität
Tübingen herausgefunden, dass die Aufgaben des Meristems weiter gehen als
gedacht: Es steuert aus der Spitze heraus die Architektur der ganzen
Pflanze. Bei der Kartierung der an diesen Funktionen beteiligten
genetischen Schaltkreise bei Mais hat das Team entscheidende Ansatzpunkte
zur technologischen Verbesserung von Nutzpflanzen entdeckt. Die Ergebnisse
wurden in der Fachzeitschrift Genome Research veröffentlicht.

Bei vielzelligen Lebewesen müssen die Zellen untereinander kommunizieren,
um die Entwicklung zu koordinieren. Über die Bildung und Wahrnehmung von
Signalmolekülen erkennen sie ihre relative Position im Organismus und
entscheiden so, welche Zellarten am jeweiligen Ort gebildet werden.
"Pflanzen können sich nicht von der Stelle bewegen, doch reagieren sie auf
Änderungen in ihrer Umgebung mit bemerkenswerter Flexibilität", sagt Marja
Timmermans. Sie wollte herausfinden, welche Rolle das Meristem an der
Sprossspitze dabei spielt.

Anpassung an Umweltbedingungen

Das Meristem an der Sprossspitze berücksichtigt zahlreiche Entwicklungs-
und Umweltsignale. Bisher hatte man angenommen, dass es nur entscheidet,
ob neue Stammzellen oder Organe gebildet werden sollen. Gemeinsam mit
ihrem Team hat Timmermans die molekularen Schaltkreise, die in den Zellen
des Meristems wirken, in einem Atlas präzise beschrieben und ihre
jeweilige Funktion bestimmt. "Dort in der äußersten Sprossspitze reguliert
das Meristem die Einstellungen so, dass die individuelle Pflanze unter den
jeweiligen Bedingungen zur optimalen Gestalt heranwächst", fasst die
Wissenschaftlerin die Ergebnisse zusammen. "Wir haben Mechanismen
gefunden, die speziell die Stammzellen bei Mais steuern, und entdeckt,
dass sie die Architektur der ganzen Pflanze bestimmen."

Die neuen Ergebnisse lassen sich für Pflanzenzucht und -anbau nutzen. "Die
Erträge im Maisanbau konnten im Laufe des letzten Jahrhunderts ständig
gesteigert werden. Es wurden jedoch nicht bedeutend mehr Körner pro
Pflanze produziert", sagt Timmermans. "Vielmehr hat man Maishybride
gezüchtet, die in dichteren Pflanzungen gedeihen." Dabei spiele die
Architektur der Maispflanzen über den Winkel der Blattstellung und die
Blattform eine entscheidende Rolle, um einen effizienten Lichteinfall und
eine hohe Fotosyntheseleistung zu erzielen. "Die genetischen Schaltkreise,
die wir identifiziert haben, lassen sich nun für die weitere Optimierung
nutzen."


Originalpublikation:

Steffen Knauer, Marie Javelle, Lin Li, Xianran Li, Xiaoli Ma, Kokulapalan
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A high-resolution gene expression atlas links dedicated meristem genes to
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Genome Research, 29, 1962.

https://dx.doi.org/10.1101/gr.250878.119

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 09.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/434: Antarktis - Kieler Studie liefert Daten über Struktur des eisigen Kontinents (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 09.12.2019

Antarktis: Kieler Studie liefert Daten über Struktur des eisigen
Kontinents

Europäische Weltraumorganisation veröffentlicht 3D-Modell des
Antarktischen Kontinents.



Die Antarktis gehört zu den am wenigsten erforschten Gebieten der Welt.
Aufgrund der massiven Eisbedeckung ist die Erhebung geophysikalischer
Informationen vor Ort extrem schwierig und kostspielig. Satellitendaten
der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) dienten jetzt als Basis für
neue Erkenntnisse über den inneren Aufbau des Kontinents Antarktika. Ihre
Ergebnisse veröffentlichten die Wissenschaftler der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) kürzlich im Journal of
Geophysical Research: Solid Earth in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern des
British Antarctic Survey, Großbritannien, und der Technischen Universität
Delft, Niederlande.


Blick in die Tiefe aus dem All

Die neu ausgewerteten Daten des GOCE-Satelliten der ESA über das
Gravitationsfeld der Erde gewähren in Kombination mit seismologischen
Modellen beispiellose Einblicke in die Lithosphäre, also die tiefe Kruste
und den oberen Erdmantel unter dem vereisten Kontinent. Dafür haben Folker
Pappa, Doktorand an der Kieler Universität und Erstautor der Studie, sowie
Jörg Ebbing, Professor für Geophysik an der CAU, unter anderem die
speziellen Gradientendaten des Satelliten genutzt: "Sie erlauben eine sehr
viel größere Detailtiefe bei der Analyse der tiefen Erdstrukturen", so
Pappa. Aus diesen Informationen können die Wissenschaftler beispielsweise
Rückschlüsse auf die Tiefe des Übergangs von Erdkruste zu Erdmantel ziehen
- und diese unterscheiden sich enorm auf dem rund 14 Millionen
Quadratkilometer großen Gebiet. "Unter der geologisch gesehen jungen
Westantarktis ist die Erdkruste mit etwa 25 Kilometern vergleichsweise
dünn, und der Erdmantel ist bereits in weniger als 100 Kilometern Tiefe
zähflüssig. Ostantarktika hingegen ist ein kratonischer Schild mit dicker
Kruste, der über eine Milliarde Jahre alt ist. Hier hat das Mantelgestein
noch in über 200 Kilometern Tiefe feste Eigenschaften."




[image: © Planetary Visions (credit: ESA/Planetary Visions)]

Die Tiefe Struktur des Kontinents Antarktika.

© Planetary Visions (credit: ESA/Planetary Visions)



Die Darstellung der tiefen 3D-Erdstruktur unter der Antarktis erlaubt
zudem neue Erkenntnisse über die sogenannte glazial-isostatische
Anpassung, erklärt Co-Autor Professor Wouter van der Wal von der
Technischen Universität Delft: "Diese Prozesse beschreiben, wie der
Kontinent auf aktuelle und vergangene Veränderungen der Eisschilde
reagiert und sie beeinflusst. In größerer Tiefe herrschen höhere
Temperaturen, sodass sich Gesteine zähflüssig verhalten können. Das
Gewicht des Eises drückt die festen Gesteinsmassen in den zähflüssigen
Erdmantel. Schmelzen allerdings die Eisschilde ab, lässt auch der Druck
auf das Festland nach, und die Erde hebt sich in diesem Gebiet."

Außerdem fanden die Wissenschaftler große Temperaturunterschiede im
Erdmantel unterhalb des Antarktis. "Diese haben dazu geführt, dass sich
verschiedene Regionen des Kontinents mit sehr unterschiedlichen
Geschwindigkeiten gehoben und gesenkt haben - und dies auch heute tun", so
Wouter. Die neuen Informationen über die Struktur der Lithosphäre,
insbesondere der Krustendicke, sind auch entscheidend für die Abschätzung
des Wärmeflusses aus dem Erdinneren. Dieser bestimmt maßgeblich die
Schmelzraten an der Eisschildbasis und damit die Fließgeschwindigkeiten
der Gletscher.

"Das sind natürliche Wechselwirkungen zwischen Eis und der festen Erde. Im
Detail konnten diese Vorgänge in der Antarktis aufgrund bislang der
fehlenden Erdmodelle nicht genauer untersucht werden", ergänzt Pappa. Sein
persönliches Highlight ist ein noch immer kaum erforschtes, über
dreitausend Meter hohes subglaziales Gebirge in der Ostantarktis: "Hier
ist die feste Erde mit rund 260 Kilometern am mächtigsten. Das ist eine
spannende Struktur, von der wir nicht wissen, wie sie genau aussieht, denn
das Gebirge ist vollständig von Eisschilden bedeckt."

Antarktika als 3D-Modell

Gefördert wurde die Forschung im Rahmen der Projekte GOCE+Antarctica und
3D Earth durch die Europäische Weltraumorganisation. Das internationale
Konsortium beider Projekte besteht aus neun Institutionen in sechs
europäischen Ländern. "3D Earth bietet uns verlockende neue
geophysikalische Erkenntnisse über die tiefe Struktur und Entwicklung des
antarktischen Kontinents. Diese neuen Modelle der Dicke der Kruste und der
Lithosphäre sind zum Beispiel entscheidend für das Verständnis der
grundlegenden Zusammensetzung und tektonischen Architektur der Antarktis",
betont Dr. Fausto Ferraccioli, leitender Geophysiker beim British
Antarctic Survey, und Co-Autor der Studie. "Damit können wir auch die
früheren Verbindungen Antarktikas zu anderen Kontinenten wie Australien,
Afrika und Indien besser verstehen", so Ferraccioli.

"Wir lernen die Antarktis erstmals richtig kennen", so Ebbing. Neben der
Temperaturverteilung haben die Forscher auch andere Eigenschaften der
festen Erde ermittelt, beispielsweise die Zusammensetzung und die Dichte
des Gesteins.

Teil des Projekts ist ein beeindruckendes 3D-Modell der Antarktis, das von
der ESA erstellt wurde. Roger Haagmans von der ESA ergänzt: "Dies sind
wichtige Ergebnisse auch bezogen auf unser Verständnis von der Veränderung
des Meeresspiegels in Folge von Eisverlust aus der Antarktis. Wenn die
Eismasse verloren geht, schwingt die feste Erde zurück und dieser Effekt
muss bei den Volumenänderungen des Eises berücksichtigt werden. Dies kann
genauer bestimmt werden, wenn die Struktur und Zusammensetzung des
Erdinneren besser bekannt ist."


Originalpublikation:

Pappa, F., Ebbing, J., Ferraccioli, F., & van der Wal, W. (2019).

Modeling satellite gravity gradient data to derive density, temperature,
and viscosity structure of the antarctic lithosphere.

Journal of Geophysical Research: Solid Earth, 124.

https://doi.org/10.1029/2019JB017997

Visualisierung des 3D-Modells der Antarktis:

https://youtu.be/630MXvSKpEU

© Planetary Visions (credit: ESA/Planetary Visions)

Weiterführende Links:

GOCE+Antarctica:

www.bas.ac.uk/project/goceantarctica

3D Earth:

www.3dearth.uni-kiel.de

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/382-antarktis
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http://idw-online.de/de/institution235
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VULKANISMUS/096: Vulkan "F" ist der Ursprung der schwimmenden Steine (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 09.12.2019

Vulkan "F" ist der Ursprung der schwimmenden Steine



Seit August treibt eine riesige Ansammlung von Bimssteinen im
Südwestpazifik Richtung Australien. Forscherinnen und Forscher des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel haben jetzt zusammen mit
Kollegen aus Kanada und Australien den Ursprung dieses sogenannten
Bimssteinfloßes identifiziert. Es handelt sich um einen bislang namenlosen
Unterwasservulkan in tongaischen Gewässern. Die Studie ist jetzt online in
der internationalen Fachzeitschrift Journal of Volcanology and Geothermal
Research erschienen.

Steine schwimmen nicht im Wasser. Das ist eine Binsenweisheit. Doch es
gibt kaum eine Regel ohne Ausnahme. Tatsächlich entsteht bei manchen
Vulkanausbrüchen ein sehr poröses Gestein, dessen Dichte so niedrig ist,
dass es eben doch schwimmt: Bimsstein. Eine ungewöhnlich große Menge davon
treibt aktuell im Südwestpazifik Richtung Australien. Als sie Anfang
August erstmals in den Gewässern des Inselstaates Tonga gesichtet wurde,
bildete sie fast eine geschlossene Fläche auf dem Wasser. Das
"Bimssteinfloß" sorgte weltweit für Schlagzeilen.

Verschiedene Unterwasservulkane waren damals als Ursache des Phänomens im
Gespräch. Doch der direkte Nachweis für den genauen Ursprung der
Bimssteine fehlte bislang. Forscherinnen und Forscher des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel haben jetzt zusammen mit
Kollegen aus Kanada und Australien in der Fachzeitschrift Journal of
Volcanology and Geothermal Research Beweise veröffentlicht, die die
Bimssteinquelle eindeutig identifizieren. Es handelt sich um einen bislang
namenlosen Unterwasservulkan knapp 50 Kilometer nordwestlich der
tongaische Insel Vava'u. "In der internationalen Fachliteratur erscheint
er bisher nur unter der Nummer 243091 oder als Vulkan 'F'", sagt Dr.
Philipp Brandl vom GEOMAR, Erstautor der Studie.

Erst im Januar dieses Jahres waren Dr. Brandl und mehrere seiner
Ko-Autorinnen und Ko-Autoren mit dem deutschen Forschungsschiff SONNE in der
Region unterwegs. Bei der Expedition, die den Titel ARCHIMEDES trug, ging
es um die Bildung neuer Erdkruste in der geologisch äußerst aktiven Region
zwischen Fidschi und Tonga. "Als ich dann im Sommer die Berichte von dem
Bimssteinfloß in den Medien sah, bin ich neugierig geworden und habe mit
den Kollegen angefangen, zu recherchieren", sagt der Geologe.

Bei der Auswertung von frei zugänglichen Satellitenbildern wurde das Team
fündig. Auf einer Aufnahme des ESA-Satelliten Copernicus Sentinel-2 vom 6.
August 2019 sind auf der Wasseroberfläche eindeutige Spuren einer aktiven
Unterwassereruption zu erkennen. Da die Aufnahmen exakt georeferenziert
sind, konnte sie mit entsprechenden Meeresbodenvermessungen abgeglichen
werden. "Die Eruptionsspuren passten genau zu Vulkan 'F'", sagt Dr.
Brandl.

Zur Sicherheit verglichen die Forscherinnen und Forscher diese Position
auch noch mit Informationen von seismischen Messstationen, die Signale der
Eruption aufgenommen haben. "Leider ist das Netz solcher Stationen in der
Region sehr dünn. Es gab nur zwei, die für den Abgleich überhaupt infrage
kamen. Deren Daten bestätigen aber die Spur zum Vulkan 'F'", sagt Dr.
Brandl.

Der Bimsstein kann bei Vulkaneruptionen entstehen, wenn zähflüssige Lava
von vulkanischen Gasen wie Wasserdampf und Kohlendioxid aufgeschäumt wird.
Dabei entstehen so viele Poren in dem erkalteten Gestein, dass dessen
Dichte geringer ist als die von Wasser. "Bei einer Unterwassereruption ist
die Wahrscheinlichkeit natürlich besonders hoch, dass auch Bimsstein
entsteht", erklärt Dr. Brandl.

Mit Hilfe weiterer Satellitenbilder verfolgte das Team den Weg und die
Ausbreitung des Bimssteinfloßes bis Mitte August weiter. Es trieb langsam
Richtung Westen und erreichte eine Fläche von bis zu 167
Quadratkilometern. Das entspricht knapp der Fläche der Insel Fehmarn. So
konnte das Team auch Rückschlüsse auf die Größe der Unterwassereruption
ziehen. Sie entsprach demnach einem Vulkaneruptionsindex von 2 oder 3, was
den jüngsten Ausbrüchen zum Beispiel des Stromboli entspricht.

Bei der aktuellen Treibrichtung und Geschwindigkeit erreichen die
Bimssteine vermutlich Ende Januar oder Anfang Februar das Great Barrier
Reef vor Australiens Ostküste. Vor allem Biologen sehen diesem Ereignis
mit Spannung entgegen, weil Bimssteinflöße möglicherweise eine wichtige
Rolle bei der Verbreitung von Organismen in den Weiten des Pazifiks
spielen. Das Kieler Geologenteam würde am liebsten noch Proben von den
Bimssteinen untersuchen, um die Geochemie von Vulkan "F" genauer zu
bestimmen. "Vielleicht schicken uns die australischen Kollegen im
kommenden Jahr ein paar Stücke", sagt Dr. Brandl.


Originalpublikation:

Brandl, P. A., F. Schmid, N. Augustin, I. Grevemeyer, R. J. Arculus, C. W.
Devey, S. Petersen, M. Stewart, H. Kopp & M. D. Hannington (2019):

The 6-8 Aug 2019 eruption of 'Volcano F' in the Tofua Arc, Tonga.

Journal of Volcanology and Geothermal Research,

https://doi.org/10.1016/j.jvolgeores.2019.106695

Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
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FORSCHUNG/1648: Physiker schaffen erstmals Licht, das sich wie exotische Elementarteilchen verhält (idw)


Universität Rostock - 10.12.2019

Physiker der Universität Rostock schaffen erstmals Licht, das sich wie
exotische Elementarteilchen verhält



Die Physiker versuchen seit langem zu verstehen, was die Welt im
Innersten zusammenhält. Zwei Nachwuchswissenschaftlern und ihren Mentoren,
Theoretische Physiker und experimentelle Quantenoptiker, ist es jüngst
gelungen, das Verhalten von Licht so zu verändern, dass sich die
Lichtteilchen wie Elementarteilchen verhalten und miteinander
wechselwirken.

Materie besteht aus elementaren Bausteinen und dem, was diese
zusammenhält: die Wechselwirkungsteilchen. In großen Beschleunigeranlagen
mit mehreren Kilometern Durchmesser werden Teilchen auf so enorm hohe
Energien beschleunigt, wie sie nur im Innern der Sonne dauerhaft
herrschen, und schließlich zum Zusammenstoß gebracht. Dabei zeigen sich
neuen Teilchen für Bruchteile einer Sekunde. Im CERN in Genf, der
sogenannten Weltmaschine, ist es gelungen, die Existenz vermuteter
Elementarteilchen und deren Wechselwirkungsteilchen nachzuweisen. Das
Verhalten der Teilchen, die nur extrem kurze Zeit existieren, lässt sich
kaum untersuchen. Schon lange haben Physiker versucht, Ähnlichkeiten im
Verhalten von Atomen zu nutzen, um den Geheimnissen der instabilen
Wechselwirkungsteilchen, der Z- und W-Bosonen, auf die Spur zu kommen, ein
kniffliges Verfahren mit ebenfalls experimentell hohem Aufwand im Vakuum.

Den Rostocker Physikern ging nun buchstäblich ein Licht auf, als Professor
Stefan Scheel, Institutsdirektor der Physik an der Universität Rostock,
seinen Doktoranden Lucas Teuber mit der Aufgabe betraute, einmal zu
berechnen, ob sich das exotische Verhalten der Wechselwirkungsteilchen
nicht auch mit Licht nachbilden ließe. "Licht ist leicht verfügbar. Als
Laserlicht ist es schon über ein halbes Jahrhundert als Werkzeug zum
Scheiden, Bohren, Messen oder für Augenlaseroperationen im Gebrauch",
beschreibt Lucas Teuber die Vorteile von Licht. Der 27-jährige
Nachwuchswissenschaftler kam 2011 aus Bokel (Niedersachsen) nach Rostock.

Er bezeichnet es als Glücksfall, dass in Rostock nicht nur eine starke
theoretische Physikabteilung beheimatet ist, sondern dass man auch Tür an
Tür mit der experimentellen Physik zusammenarbeitet. Der Kontakt zu den
experimentellen Quantenoptikern um Professor Alexander Szameit war schnell
hergestellt.

Essentiell für die erfolgreiche Zusammenarbeit war das gute gegenseitige
Verständnis der beiden Fachgebiete von Theorie und Experiment. Man spricht
quasi "eine Sprache" oder wie Szameit es ausdrückt: "Die experimentelle
Gruppe und die Theoretiker benutzen bei uns dieselbe Kaffeemaschine." Im
27-jährigen Mark Kremer aus Leer (Ostfriesland), der seit dem Abschluss
seines Physikstudiums in Jena nun Doktorand in der Arbeitsgruppe von
Professor Szameit ist, fand Lucas Teuber einen gleichgesinnten Partner.

Zwar besagten die von Lucas Teuber gefundenen Berechnungen, dass sich
Licht dazu zwingen ließe tatsächlich miteinander wechselzuwirken. Das
musste aber experimentell noch umgesetzt werden. Dazu hat Mark Kremer in
enger Zusammenarbeit mit Lucas Teuber integrierte Wellenleiterstrukturen
designt und entsprechend den theoretischen Berechnungen in einen Glaschip
gebannt. So richtig funktioniert habe das aber erst, nachdem unter der
Federführung von Lucas Teuber im Wechselspiel von Theorie und Experiment
neue mathematische Werkzeuge gefunden wurden, womit sich die komplexe
Wellenleitergeometrie direkt optimieren ließe.

Was macht nun aber das Licht? Professor Szameit ist begeistert: "Es wirkt
aufeinander ein. Das macht Licht gewöhnlich nicht. Zwei
Scheinwerferstrahlen, die sich treffen, gehen einfach durcheinander durch.
Sie sehen sich nicht. Ganz anders das Licht, das Lucas und Mark im Labor
aufeinandertreffen lassen. Das verhält sich wie W- oder Z-Bosonen. Das
sind Wechselwirkungsteilchen, die zum Beispiel für die Radioaktivität
verantwortlich sind und bei deren Aufeinandertreffen alles mögliche
passiert."

Die neue Entdeckung, die soeben mit einer Veröffentlichung in der neuen
Open Access Zeitschrift Physical Review Research der Amerikanischen
Physikalischen Gesellschaft (APS) belohnt worden ist, hat gleich zwei
Vorteile. Zum einen ließe sich damit, so Professor Scheel, das Verhalten
der elementaren Teilchen der Materie und deren Kräfte in Ruhe ganz
gefahrlos bei ganz gewöhnlichen Laborbedingungen studieren, zum anderen
sei ein Werkzeug gefunden, womit Licht zu beliebigem Verhalten gebracht
werden könne. Und das, so ergänzt sein Kollege Alexander Szameit, erlaube
es eine ganz andere Klasse an logischen Grundschaltelementen des
Quantencomputers zu designen, nämlich mit Licht. Eben dazu sei es
erforderlich, dass das Licht aufeinander einwirken könne. "Das ist zwar
noch nicht der Quantencomputer selbst, aber ein ganz neuer Weg dahin. Die
Grundlagen sind geschaffen, nun müssen die Ingenieure den
Licht-Quanten-Computer nur noch bauen", meint Szameit ganz optimistisch und
schmunzelt.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1103/PhysRevResearch.1.033117
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1356: Alltagsgegenstände als Datenspeicher (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),
Hochschulkommunikation - 09.12.2019

Alltagsgegenstände als Datenspeicher



Ein Forscherteam mit ETH-Beteiligung kann mit einer neuen Methode beinahe
beliebige Objekte zu Datenspeichern machen. Es ist damit möglich,
umfangreiche Daten beispielsweise in Hemdknöpfen, Wasserflaschen oder
sogar Brillengläsern zu speichern und sie Jahre später wieder auszulesen.
Ebenso eignet sich die Technik, um Informationen zu verstecken und sie für
spätere Generationen aufzubewahren. Als Speichermedium dient die
Erbsubstanz DNA.

Lebewesen tragen ihre eigene Bau- und Betriebsanleitung in Form von DNA in
sich. Nicht so unbelebte Objekte: Wer mit einem 3D-Drucker einen
Gegenstand herstellt, braucht zwar auch eine Bauanleitung. Jahre später
dasselbe Objekt noch einmal zu drucken, ist aber nur möglich, wenn man die
originalen digitalen Informationen immer noch besitzt. Im Objekt selbst
ist die Druckanleitung in der Regel nicht gespeichert.

Forschende der ETH Zürich haben nun gemeinsam mit einem israelischen
Kollegen eine Möglichkeit entwickelt, mit der sich in beinahe beliebigen
Objekten umfangreiche Informationen speichern lassen. «Es lässt sich damit
eine 3D-Druck-Anleitung in ein Objekt integrieren, sodass diese selbst
nach Jahrzehnten oder Jahrhunderten noch direkt aus dem Objekt
herausgelesen werden kann», erklärt Robert Grass, Professor am Departement
Chemie und Angewandte Biowissenschaften. Gespeichert ist die Information
wie bei Lebewesen: in DNA-Molekülen.

DNA der Dinge

Möglich ist dies dank mehrerer Entwicklungen der vergangenen Jahre. Zum
einen der Ansatz von Grass, Produkte mit einem in winzigen Glaskügelchen
eingegossenen DNA-«Strichcode» zu kennzeichnen. Diese Nanokügelchen kann
man unter anderem als Tracer bei geologischen Untersuchungen verwenden
oder man kann damit hochwertige Nahrungsmittel kennzeichnen, um sie von
Fälschungen zu unterscheiden. Der Strichcode ist dabei verhältnismässig
kurz: 100 Bit (100 Stellen «0» oder «1»). Diese Technologie wird
mittlerweile vom ETH-Spin-off Haelixa kommerzialisiert.

Andererseits ist es in den vergangenen Jahren gelungen, sehr grosse
Datenmengen in DNA zu speichern. Grass? Kollege Yaniv Erlich, ein
israelischer Computerwissenschaftler, mit dem er jetzt zusammenarbeitete,
entwickelte eine Methode, mit der es theoretisch möglich ist, 215'000
Terabytes an Daten in einem einzigen Gramm DNA zu speichern. Und Grass
selbst speicherte vor einem Jahr ein ganzes Musikalbum in DNA, was 15
Megabytes an Daten entsprach.

Grass und Erlich vereinten nun diese Ansätze zu einer neuen
Datenspeicherform, wie sie im Fachmagazin Nature Biotechnology
[https://doi.org/10.1038/s41587-019-0356-z] berichten. Sie nennen die
Speicherform «DNA der Dinge» - in Anlehnung an das «Internet der Dinge»,
bei dem Objekte über das Internet mit Informationen verbunden werden.

Vergleichbar mit der Biologie

Als Anwendungsbeispiel stellten die Wissenschaftler mittels 3D-Druck ein
Häschen aus Kunststoff her, das seine eigene Bauanleitung (im Umfang von
rund 100 Kilobytes) in sich trägt. Die Forschenden fügten dazu
DNA-enthaltende Glaskügelchen dem Kunststoff bei. «So wie richtige Hasen
tragen auch unsere Häschen ihren Bauplan in sich», sagt Grass.

Und wie in der Biologie bleibt auch in diesem neuen technologischen Ansatz
die Information über mehrere Generationen erhalten. Dies zeigten die
Wissenschaftler, in dem sie aus einem kleinen Teil des Häschens die
Druckinformation zurückgewannen und daraus wiederum ein neues Häschen
druckten. Diesen Prozess konnten sie fünfmal wiederholen. Sie stellten
also quasi «Urururenkel» des Häschens her.

«Alle anderen bekannten Speicherformen haben eine unveränderliche
Geometrie: eine Festplatte muss wie eine Festplatte aussehen, eine CD wie
eine CD. Man kann die Form nicht verändern, ohne Information zu
verlieren», sagt Erlich. «DNA ist derzeit die einzige Datenspeicherform,
die auch in flüssiger Form vorliegen kann. Dies erlaubt es uns, sie in
Objekte jeglicher Form einzubringen.»

Information verstecken

Eine weitere Anwendung der Technologie ist, Information in Alltagsobjekten
zu verstecken. Experten sprechen dabei von Steganografie. Als
Anschauungsbeispiel erwiesen die Wissenschaftler der Geschichte Referenz:
Zu den wenigen Dokumenten, die heute vom Leben im Warschauer Ghetto
während des Zweiten Weltkriegs zeugen, gehört ein geheimes Archiv, welches
ein jüdischer Historiker und Ghettobewohner damals anlegte und in
Milchkannen vor Hitlers Truppen versteckte. Heute ist dieses Archiv Teil
des Weltdokumentenerbes.

Grass, Erlich und ihre Kollegen verwendeten die Technologie, um einen
Kurzfilm [https://www.youtube.com/watch?v=yqcLlTbSXUg] über dieses Archiv
(1,4 Megabytes) auf Glaskügelchen zu speichern, welche sie in ein
unauffälliges Brillenglas eingossen. «Mit einer solchen Brille wäre es
problemlos möglich, die Sicherheitskontrolle an einem Flughafen zu
passieren und damit unerkannt Informationen von einem Ort zu einem anderen
zu transportieren», sagt Erlich. Verstecken könne man die Glaskügelchen im
Prinzip in allen Kunststoffobjekten, welche bei der Herstellung nicht
allzu hoch erhitzt werden müssen, zum Beispiel in Epoxide, Polyester,
Polyurethane und Silikone.

Medikamente und Baustoffe kennzeichnen

Die Technik könnte zudem zur Kennzeichnung von Medikamenten oder
Baustoffen wie Klebemittel oder Farben verwendet werden. Die Informationen
zu deren Qualität könnten direkt im Medikament oder Baustoff hinterlegt
werden, wie Grass sagt. Arzneimittelüberwachungsbehörden könnten so
Messergebnisse der Produktionsqualitätskontrolle direkt aus dem Produkt
herauslesen. Und bei Gebäuden liesse sich zum Beispiel bei einer
Renovation eruieren, welche Produkte von welchen Herstellern beim Bau
einst verwendet worden sind.

Zurzeit ist die Methode noch relativ teuer. Um eine 3D-Druckdatei wie die
der Häschen in DNA-Information zu übersetzen, ist mit Kosten von rund 2000
Franken zu rechnen, sagt Grass. Davon entfällt ein Grossteil auf die
Synthese der entsprechenden DNA-Moleküle. Je grösser die Stückzahl eines
Objekts ist, desto geringer fallen die Kosten für das einzelne Stück aus.


Originalpublikation:

Koch J, Gantenbein S, Masania K, Stark WJ, Erlich Y, Grass RN:

A DNA-of-things storage architecture to create materials with embedded
memory,

Nature Biotechnology, 9. Dezember 2019,

doi: 10.1038/s41587-019-0356-z

[http://dx.doi.org/10.1038/s41587-019-0356-z]
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FRAKTION/099: Gremienbesetzungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Dezember 2019

Gremienbesetzungen



Die Fraktion begrüßt Charlotte Schneidewind-Hartnagel als neues
Mitglied der Fraktion. Sie folgt auf Kerstin Andreae, die aus dem
Deutschen Bundestag ausgeschieden ist.

Charlotte Schneidewind-Hartnagel wird als Mitglied im Ausschuss für
Familie, Frauen und Jugend benannt. Zum 1.1.2020 wird sie zudem als
Mitglied der Kinderkommission benannt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1051: Gesundheit darf keine Frage des Einkommens sein - nirgendwo auf der Welt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2019

Gesundheit darf keine Frage des Einkommens sein - nirgendwo auf der Welt



Zum Welttag der Allgemeinen Gesundheitsversorgung erklärt Ottmar von
Holtz, Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung:

Gesundheit ist weltweit eng mit dem Einkommen und der sozialen Lage
verzahnt. Oder anders ausgedrückt: Armut macht krank und tötet. Denn
der Gesundheitssektor ist geprägt von wirtschaftlichen Interessen und
Marktmechanismen. Die Hälfte der Weltbevölkerung lebt ohne
zuverlässigen Zugang zu gesundheitlicher Versorgung. Über 800
Millionen Menschen geben mehr als 10 Prozent ihres Einkommens für
Gesundheit aus und viele verschulden sich für die medizinische
Versorgung ihrer Angehörigen. Die Bundesregierung muss mehr dafür tun,
um diesen Teufelskreis zu durchbrechen. Es darf nicht nur um die
Bekämpfung einzelner Epidemien gehen. Stattdessen sollte bei einem
größeren finanziellen Engagement der Bundesregierung der Fokus auf der
S tärkung der Gesundheitssysteme in Entwicklungsländern liegen. Dabei
sollten Programme besonders unterstützt werden, die bislang
diskriminierten Gruppen Zugang zu einer guten medizinischen Versorgung
eröffnen. Dadurch könnte etwa die Kinder- und Müttersterblichkeit
gesenkt werden.

Die Herausforderung liegt dabei auf internationaler, aber durchaus
auch auf nationaler Ebene: Menschen mit Beitragsschulden oder ohne
Krankenversicherung sind auch hierzulande häufig ohne ausreichenden
Zugang zu Gesundheitsversorgung - genauso wie Menschen im
Asylverfahren, Geduldete oder Menschen ohne geregelten
Aufenthaltsstatus. Gesundheitsversorgung und ein gesundes Leben für
alle Menschen zu gewährleisten und dabei niemanden auf der Welt
zurückzulassen - diesem Ziel hat sich Deutschland nicht zuletzt beim
UN-Treffen im September in New York mit der Deklaration zu
universeller Gesundheitsversorgung verschrieben.

Auf internationalem Parkett gilt Deutschland als Vorreiter für die
globale Gesundheit. Die Bundesregierung sollte diesem Ruf gerecht
werden und mit ihren Mitstreitern dafür sorgen, dass gute medizinische
Versorgung kein Privileg bleibt.
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UMWELT/1893: Klimaschutz muss im Tourismus mitgedacht werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2019

Klimaschutz muss im Tourismus mitgedacht werden



Zum heutigen Internationalen Tag der Berge erklärt Markus Tressel,
Sprecher für Tourismuspolitik sowie Ländliche Räume und
Regionalpolitik:

Die Mittelgebirge und die Alpen gehören zu den beliebtesten
Reisezielen in Deutschland, ob im Sommer oder Winter. Doch die
Klimakrise schreitet gnadenlos voran und in den Bergen verändern sich
die Temperaturen um ein Vielfaches schneller als anderswo. Gerade in
den Alpenregionen sind deswegen Skigebiete vom Schneerückgang
betroffen und die Tourismusbranche greift vermehrt auf Technologien
wie künstliche Beschneiung zurück und weicht mit neuen Skigebieten
immer weiter in höhere Lagen aus. Landschaft und Artenvielfalt sind
unübersehbar davon betroffen.

Klima- und Naturschutz in den Bergen muss deshalb viel stärker in den
Mittelpunkt rücken. Wir brauchen alternative Tourismuskonzepte und
deren Förderung durch die Politik. Die Bundesregierung muss sich in
der Nationalen Tourismusstrategie klar zu klimaschonenden
Tourismusprojekten bekennen, denn Tourismus darf nicht auf Kosten der
Umwelt betrieben werden. Eine intakte Natur und Naturschutz sollten
als wesentlicher Beitrag zur Tourismusqualität und allgemein zur
Lebensqualität in der Tourismusstrategie festgeschrieben werden.

Wir fordern, dass öffentliche Fördermittel ausschließlich für
Tourismusprojekte ausgegeben werden, die sich zentral am Klima- und
Umweltschutz orientieren. Dafür benötigen wir eine sehr viel bessere
Grundlagenforschung. Die Erforschung touristischer Regionen,
insbesondere der Bergregionen, muss eine verpflichtende Aufgabe der
Bundesregierung werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1892: SUVs und Geländewagen - Wachsende Gefahr für den Klimaschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2019

SUVs und Geländewagen: Wachsende Gefahr für den Klimaschutz



Zur Meldung, dass erstmals in einem Jahr mehr als eine Million SUVs
und Geländewagen neu zugelassen wurden, erklärt Stephan Kühn, Sprecher
für Verkehrspolitik:

Der Boom bei SUVs und Geländewagen ist die Folge einer verfehlten
Verkehrspolitik der Bundesregierung und falscher Prioritäten der
Autohersteller. Die Autobauer bieten SUVs und Geländewagen in vielen
Preisklassen an, während man bezahlbare E-Autos oft vergeblich sucht.
Über einen SUV-Boom darf man sich nicht wundern, wenn die
Autoindustrie ein Modell nach dem anderen in die Verkaufsräume bringt.
Autohersteller, die ihr Portfolio auf solche Klimakiller ausrichten,
torpedieren den Klimaschutz.

Um die ausufernden Zulassungszahlen von SUVs und Geländewagen in den
Griff zu bekommen, brauchen wir endlich eine höhere Kfz-Steuer für
schwere Spritschlucker, mit der die Kaufprämie für abgasfreie und
insbesondere kleine E-Autos gegenfinanziert werden soll. In die
Dienstwagensteuer muss eine CO2-Komponente eingebaut werden, denn nur
so werden kleinere und spritsparende Fahrzeuge attraktiver.

Zudem beanspruchen Fahrzeuge, die immer schwerer und breiter werden,
deutlich mehr Flächen in den Städten. SUVs und Geländewagen sind eine
wachsende Gefahr für die Verkehrssicherheit. Wo solche Boliden halb
auf dem Gehweg stehen, weil sie nicht mehr auf die Parkplätze passen,
leidet die Lebensqualität und werden Fußgänger behindert.

Hier müssen die Ordnungsämter durchgreifen. Unsere Städte brauchen
mehr Platz für Fahrräder und Fußgänger, nicht für große PS-Schlitten.
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AGRAR/347: Tierschutz in Deutschland und Europa kontinuierlich weiterentwickeln


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Tierschutz in Deutschland und Europa kontinuierlich weiterentwickeln 

Tierwohl nicht durch bürokratische Hindernisse verhindern



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett den 13. Tierschutzbericht
der Bundesregierung beschlossen. Dazu erklären der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und die zuständige
Berichterstatterin, Silvia Breher:

Albert Stegemann: "Der Tierschutzbericht zeigt, wie
Bundesregierung und Bundestag mit vielen Maßnahmen, Initiativen und
Forschungsprojekten für mehr Tierwohl sorgen. Als Unionsfraktion
wollen wir den Tierschutz in Deutschland und Europa stetig
weiterentwickeln und verbessern. Dabei ist uns wichtig, dass mehr
Tierwohl für Landwirte planbar und tatsächlich umsetzbar ist. Dafür
müssen Verbraucherinnen und Verbraucher aber auch bereit sein, an der
Ladentheke mehr zu zahlen."

Silvia Breher: "Wir schließen Schritt für Schritt Lücken im
Tierschutzrecht. Dabei ist uns wichtig, gemeinsam mit allen
Beteiligten Lösungen zu erarbeiten, die den Tierschutz verbessern.
Für mehr Tierwohl in den Ställen benötigen die Landwirte aber auch
die entsprechenden Genehmigungen. Zielkonflikte müssen aufgelöst
werden und für Investitionen brauchen Landwirte Planungssicherheit.

Wir müssen uns als Gesellschaft darüber verständigen, wie die Zukunft
der Nutztierhaltung in Deutschland aussehen soll. Wir brauchen eine
Art Gesellschaftsvertrag, in dem auch deutlich wird, dass es mehr
Tierwohl in Deutschland nicht zum Nulltarif geben kann.
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FINANZEN/1278: Wichtiger Schritt zu mehr Transparenz


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Wichtiger Schritt zu mehr Transparenz

Union erreicht wichtige Änderungen im Rahmen der parlamentarischen
Beratungen



Der Finanzausschuss hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur
Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender
Steuergestaltungen abschließend beraten. Dazu erklären die
finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann und der zuständige Berichterstatter Sebastian Brehm:

"Durch die Einführung der Pflicht zur Mitteilung
grenzüberschreitender Steuergestaltungen erhalten die Steuerbehörden
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union umfassende Informationen
über Steuergestaltungen. Mit dem Gesetz wird es möglich sein,
frühzeitig auf ungewollte Steuervermeidungspraktiken zu reagieren.

Eine nationale Anzeigepflicht, die über das Ziel der EU-Richtlinie
hinausgeschossen wäre, konnten wir erfolgreich verhindern.

Im Rahmen der Beratungen waren uns folgende Punkte wichtig:

Um eine überbordende Meldeflut zu vermeiden, wird es durch eine
Verordnung die Möglichkeit einer "Whitelist" geben, in der
anzeigepflichtige Steuergestaltungen präzisiert werden.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten muss darüber hinaus den
hohen Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) genügen.

Bedeutsam ist auch die Wahrung der Verschwiegenheitspflicht für
betroffene Mandatsträger wie Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater: um das Mandatsverhältnis nicht unnötig zu belasten,
wurde in § 138 Absatz 6 Satz 4 AO die Möglichkeit geschaffen,
dass der Mandant alle erforderlichen Informationen übermittelt, wenn
er den Intermediär (z. B. den Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder
Rechtsanwalt) nicht von der Verschwiegenheitspflicht entbinden
möchte.

Neben den Regelungen zu den Anzeigepflichten wurden weitere
Regelungen in das Gesetz aufgenommen:

Die Umsatzsteuergrenze für die sog. Ist-Versteuerung wird von 500.000
Euro auf 600.000 Euro angehoben. Durch die Anhebung der
Ist-Besteuerungsgrenze auf 600.000 Euro wird ein Gleichlauf mit der
Buchführungsgrenze in der Abgabenordnung erreicht und die Unternehmen
somit von unnötigen Bürokratiekosten entlastet.

Durch die Regelung in § 20 Absatz 6 Satz 5 Einkommensteuergesetz
können Verluste aus der ganzen oder teilweisen Uneinbringlichkeit
einer Kapitalforderung, aus der Ausbuchung wertloser Wirtschaftsgüter
im Sinne des § 20 Absatz 1 EStG, aus der Übertragung wertloser
Wirtschaftsgüter im Sinne des § 20 Absatzes 1 EStG auf einen
Dritten oder aus einem sonstigen Ausfall von Wirtschaftsgütern im
Sinne des § 20 Absatz 1 EStG nur mit Einkünften aus
Kapitalvermögen bis zur Höhe von 10 000 Euro ausgeglichen werden.
Diese Änderung war aufgrund Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs
notwendig, der diese Verluste ganz anerkannt hat.

Wir halten hier eine vollständige Gleichbehandlung von Gewinnen und
Verlusten weiterhin für sachgerecht, mussten aber mit dem
Koalitionspartner einen Kompromiss erreichen."
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FINANZEN/1277: Kein Etikettenschwindel bei der Finanztransaktionsteuer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Kein Etikettenschwindel bei der Finanztransaktionsteuer

Vorschlag von Scholz belastet Kleinanleger und die private
Altersvorsorge in Deutschland



Der Bundesfinanzminister stellte sich heute im Finanzausschuss des
Deutschen Bundestages den Fragen der Abgeordneten zu seinem
Richtlinienvorschlag für eine Finanztransaktionssteuer. Hierzu
erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und der zuständige
Berichterstatter Dr. Thomas de Maizière:

"Der deutsche Finanzminister hat seinen europäischen Kollegen der
Verstärkten Zusammenarbeit einen Richtlinienentwurf vorgeschlagen,
der den Namen Finanztransaktionssteuer (FTT) nicht verdient. Er
reduziert das Ziel einer europäischen FTT auf eine Besteuerung des
Kaufs von Aktien börsennotierter Unternehmen mit einem Marktwert über
1 Milliarde Euro. Damit wird der ursprüngliche Zweck dieser Steuer
verfehlt.

Wir haben uns immer offen für die Einführung der FTT zur
Stabilisierung der internationalen Finanzmärkte gezeigt. Damit hat
der Vorschlag aber wenig gemein, weil nur die Anlage in Aktien
deutscher Unternehmen teurer würde. Gerade diese sind aber vor allem
für Kleinanleger und die Altersvorsorge wichtig. Ein für die Union
zustimmungsfähiger Entwurf darf private Altersvorsorge nicht
zusätzlich belasten."
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GESUNDHEIT/716: Besserer Schutz von Jugendlichen vor Tabakprodukten und E-Zigaretten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Dezember 2019

Besserer Schutz von Jugendlichen vor Tabakprodukten und
E-Zigaretten

CDU/CSU-Bundestagsfraktion beschließt Positionspapier



In ihrer Sitzung am heutigen Dienstag hat die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Positionspapier zum Verbraucher- und
Gesundheitsschutz bei Tabakprodukten und E-Zigaretten beschlossen.
Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Gitta Connemann MdB:

"Es geht uns um die Sicherheit und Gesundheit von Jugendlichen.
Deshalb wollen wir die Werbung für Tabakprodukte und E-Zigaretten
noch weiter begrenzen. Zukünftig soll es im öffentlichen Raum keine
Plakatwerbung für Zigaretten, Tabakerhitzer und Co. mehr geben. Denn
gerade an Bushaltestellen und auf U-Bahnsteigen halten sich viele
Jugendliche auf. Wir wollen sie besser schützen - auch vor der
kostenlosen Zigarette beim Festival.

Damit allein ist es aber nicht getan. E-Zigaretten, die nach Erdbeere
oder Ananas schmecken, verführen zum Dampfen. Klare Regeln gibt es
bislang nur für nikotinhaltige Produkte. Aber auch die nikotinfreien
E-Zigaretten haben es in sich und werden immer häufiger im Paket mit
einer Nikotinlösung verkauft. Nikotin macht süchtig. Und der Weg zur
Tabakzigarette ist kurz.

Jedes Jahr sterben in Deutschland 120.000 Menschen einen qualvollen
Tabak-Tod. Sie bezahlen die Entscheidung für das Rauchen mit ihrem
Leben.

Die Entscheidung dafür wird von Jugendlichen getroffen. Die meisten
Menschen sind, wenn sie mit dem Rauchen anfangen, noch keine 15 Jahre
alt. Sie sind auf der Suche - auch nach einem Lebensgefühl. Hier
setzt die Werbung an. Sie wirkt. Die Wissenschaft belegt: Je mehr
Kontakt Jugendliche mit Tabakwerbung haben, desto häufiger beginnen
sie auch mit dem Rauchen."

Hintergrund: 

Sie finden das Positionspapier zum Download unter
www.cducsu.de/publikationen. Zentrale Inhalte sind ein stufenweises
Auslaufen der Plakatwerbung für Tabakprodukte und E-Zigaretten, eine
Beschränkung der Kinowerbung auf Erwachsenenfilme und engere Grenzen
für die kostenlose Abgabe. Außerdem will die Fraktion höhere
Schutzstandards für E-Zigarettenflüssigkeiten und ein Ende der
Werbung auch für nikotinfreie E-Zigaretten in audiovisuellen Medien.
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RECHT/992: Thomas Cook-Kunden entschädigen - Fehler des Bundesjustizministeriums korrigieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Thomas Cook-Kunden entschädigen - Fehler des Bundesjustizministeriums
korrigieren

Neuregelungen im Pauschalreiserecht müssen unabhängig vom konkreten
Fall zeitnah erfolgen



Die Bundesregierung wird die von der Insolvenz betroffenen Thomas
Cook-Kunden entschädigen. Das hat das Bundeskabinett heute
beschlossen. Hierzu erklären der stellvertretende rechts- und
verbraucherpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Dr.
Jan-Marco Luczak und der zuständige Berichterstatter für den
zivilrechtlichen Verbraucherschutz Sebastian Steineke:

"Die Union fordert seit Wochen eine Lösung für die betroffenen Thomas
Cook-Kunden. Durch die nachlässige Umsetzung der
Pauschalreise-Richtlinie durch den seinerzeitigen Justizminister
Heiko Maas (SPD) stehen staatshaftungsrechtliche Ansprüche im Raum.
Fehler des Justizministeriums dürfen aber nicht zu Lasten der vielen
Betroffenen gehen. Deswegen haben wir jetzt den Weg frei gemacht für
eine pragmatische Lösung.

Auf die rechtlichen Risiken hatten wir bereits mehrfach hingewiesen.
Damit sich solche Fehler nicht wiederholen, brauchen wir
schnellstmöglich rechtssichere Neuregelungen im Pauschalreiserecht.
Hierzu haben wir vor einiger Zeit eine fraktionsinterne Arbeitsgruppe
gebildet, die eigene Vorschläge dazu vorbereitet."
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SOZIALES/2032: Betriebsrentner werden um 1,2 Milliarden Euro entlastet


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Betriebsrentner werden um 1,2 Milliarden Euro entlastet

Kassenbeiträge zur Betriebsrente sinken



Am morgigen Donnerstag wird der Deutsche Bundestag das "Gesetz zur
Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen Krankenversicherung
zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge" abschließend beraten.
Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Wir entlasten 60 Prozent der Betriebsrentnerinnen und -rentner um
mindestens die Hälfte ihrer Beiträge. Die übrigen werden um rund 300
Euro pro Jahr entlastet. Dies machen wir durch die Einführung eines
Freibetrages in Höhe von rund 160 Euro ab dem 1. Januar 2020. Dieser
Freibetrag kommt allen Betriebsrentnern zu Gute, anders als eine
Freigrenze, die immer zu Ungerechtigkeiten für die führt, deren
Renteneinnahmen knapp über der Grenze liegen. Mit dem Gesetz steigern
wir die Attraktivität der betrieblichen Altersversorgung und stärken
damit die wertvolle zusätzliche Altersvorsorge. Der Gesetzesbeschluss
zeigt zudem, dass die große Koalition auch Projekte erfolgreich
abschließen kann, die nicht im Koalitionsvertrag stehen."

Hintergrund: 

Durch das sogenannte GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz werden die
Betriebsrentnerinnen und -rentner in Höhe von 1,2 Milliarden Euro von
Krankenversicherungsbeiträgen auf ihre Betriebsrenten entlastet.
Diese Entlastung wird im Jahr 2020 vollständig aus der
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ausgeglichen. Im Jahr 2021
werden 900 Millionen Euro aus der Liquiditätsreserve finanziert, im
Jahr 2022 werden es 600 Millionen Euro sein, und im Jahr 2023 werden
300 Millionen Euro aus der Liquiditätsreserve finanziert. Dies ist
ein ausgewogener Kompromiss, der die Finanzen der Gesetzlichen
Krankenversicherung im Blick behält.
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UMWELT/850: Europa setzt Ausrufezeichen beim Klimaschutz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Europa setzt Ausrufezeichen beim Klimaschutz



Zum "European Green Deal", der heute von der EU-Kommission
vorgestellt wird, können Sie die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött, wie folgt zitieren:

"Mit dem European Green Deal liegt uns nun ein Fahrplan für die
nächsten Schritte in der europäischen Klimapolitik vor. Das ist mit
Bezug auf die derzeit laufende UN-Klimakonferenz in Madrid ein
wichtiges Signal. Um bis 2050 klimaneutral zu werden, bedarf es eines
ganzheitlichen Ansatzes, der alle Sektoren miteinbezieht, aber ebenso
die sozialen und ökonomischen Folgen aller Klimaschutzmaßnahmen im
Blick behält. Wir brauchen weniger Debatten um neue Ziele, sondern
darum wie Europa das schaffen kann. Die Union setzt hierbei auf
technologischen Fortschritt und einen möglichst umfassenden
europäischen Emissionshandel."
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WIRTSCHAFT/2878: Klimaschutz mit starker Wirtschaft und sicheren Arbeitsplätzen verbinden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Dezember 2019

Klimaschutz mit starker Wirtschaft und sicheren Arbeitsplätzen
verbinden



Zu den Grundzügen des "European Green Deal", die
EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen heute vorstellt, können Sie
den stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Dr. Georg Nüßlein, wie folgt zitieren:

"Bevor wir abstrakt über eine Anhebung der europäischen
Klimaschutzziele diskutieren, müssen wir klären, wie die konkrete
Umsetzung machbar ist. Und zwar so, dass Europas Wirtschaft
leistungsfähig bleibt, Arbeitsplätze nicht abwandern und es zu keinen
sozialen Verwerfungen kommt. Dafür liefert der "European Green Deal"
ambitionierte Vorschläge. Deutschland ist mit seinem Klimapaket in
Vorlage gegangen. Es ist gut, dass Frau von der Leyen nun ganz Europa
in die Pflicht nimmt, damit es nicht zu innereuropäischen
Wettbewerbsverzerrungen kommt. Wir stehen für einen
marktwirtschaftlich organisierten Klimaschutz. Eine Ausweitung des
EU-Emissionshandels auf andere Sektoren liegt ganz auf unserer Linie.
Es ist gut, dass Deutschland mit dem nationalen Emissionshandel für
Verkehr und Gebäude ein System errichtet, das hier anschlussfähig
ist. Jetzt muss auch die Chance genutzt werden, bestehende, zum Teil
widersprüchliche europäische Regulierungen endlich zu harmonisieren.
Das gilt vor allem bei den Vorgaben für die Emissionen aus dem
Straßenverkehr. Hier ist Technologieoffenheit überfällig."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1768: Grüne Investitionen aus einem Guss


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2019

Grüne Investitionen aus einem Guss



"Wir brauchen ein EU-weites, umfassendes grünes Investitionsprogramm
aus einem Guss. Die eher symbolische Ankündigung einer Vielzahl von
Einzelinitiativen hilft hingegen erstmal wenig", kommentiert Alexander
Ulrich, industriepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die
Ankündigung eines Green Deal durch die EU-Kommission. Ulrich weiter:

"Wir begrüßen das Ziel der EU, bis 2050 klimaneutral zu werden. Die
Erfahrung lehrt aber, dass man im Hier und Jetzt mit Fernzielen nicht
immer gut vorankommt. Will die EU tatsächlich ihre Klimaziele
erreichen, braucht es kurzfristig massive Investitionen in erneuerbare
Energien, fortschrittliche Verkehrskonzepte und eine ökologische
Transformation der Industrie. Da sind auch die Mitgliedsländer
gefragt. Mit Schuldenbremsen und schwarzer Null ist die
Klimaneutralität sicher nicht zu erreichen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5091: DIE LINKE begrüßt Einführung der jüdischen Militärseelsorge


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2019

DIE LINKE begrüßt Einführung der jüdischen Militärseelsorge



"Es ist erfreulich, dass die jüdische Religionsgemeinschaft in ihrer
ganzen Vielfalt bald Seelsorge in der Bundeswehr anbieten kann",
erklärt Christine Buchholz, religionspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Kabinettsbeschluss zum
Staatsvertrag zur Regelung der jüdischen Militärseelsorge. Buchholz
weiter:

"Es stellte eine Diskriminierung von jüdischen und muslimischen
Soldatinnen und Soldaten dar, dass in der Bundeswehr bislang nur
Seelsorger der christlichen Glaubensgemeinschaften tätig waren. Der
angekündigte Staatsvertrag über die jüdische Militärseelsorge ist
überfällig.

Nun ist die Bundesregierung gefragt, auch mit den muslimischen
Verbänden einen vergleichbaren Vertrag zu unterzeichnen. Die
muslimischen Glaubensgemeinschaften sind seit zehn Jahren mit dem
Ministerium darüber im Gespräch. Bedauerlicherweise verschleppt das
Ministerium die Gleichstellung der ca. 3000 Muslime in der Bundeswehr.

Darüber hinaus fordert DIE LINKE, die bestehende Institution der
Militärseelsorge in der jetzigen Form abzuschaffen und durch einen
Vertrag zwischen Staat und Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften zu ersetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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Internet: www.linksfraktion.de
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RECHT/603: Informationsrechte sichern - Urheberrecht konkretisieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2019

Informationsrechte sichern - Urheberrecht konkretisieren



"Es ist völlig inakzeptabel, das Urheberrecht zu missbrauchen, um den
berechtigten Informationsanspruch der Bürgerinnen und Bürger
auszuhebeln. Wir brauchen endlich ein echtes Transparenzgesetz, bei
dem die Weiterverwendung staatlich finanzierter Informationen klarer
geregelt ist", erklärt Anke Domscheit-Berg, netzpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, zur Urheberrechtsklage des Bundesamtes für
Risikobewertung gegen das Portal "FragdenStaat" wegen der
Veröffentlichung eines Gutachtens zur Risikobewertung von Glyphosat.
Domscheit-Berg weiter:

"Die Bundesregierung kämpft gegen eine Organisation, die sich für
Transparenz und Verbraucherschutz einsetzt, obwohl sie gleichzeitig
den Anspruch erhebt, im Bereich Transparenz und Open Data ein globales
Vorbild zu werden. Das Gutachten zur Risikobewertung von Glyphosat ist
für alle Bürgerinnen und Bürger relevant, denn es geht um unsere
Umwelt, unsere Ernährung und unsere Gesundheit."

Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende Petra Sitte ergänzt: "Die
Bundesregierung muss endlich eine klare und umfassende Regelung zu
amtlichen Werken ins Urheberrecht aufnehmen, wie DIE LINKE es im
Bundestag bereits gefordert hat. Damit wären missbräuchliche
Verwendungen des Urheberrechts durch den Staat wie in diesem Fall von
vornherein ausgeschlossen. Das EuGH-Urteil zu den Afghanistan-Papieren
hat gezeigt, wie wichtig eine solche Regelung nicht zuletzt für die
unabhängige Berichterstattung über staatliches Handeln sein kann. Die
anstehende Umsetzung der EU-Urheberrechtsrichtlinie sollte für eine
solche Klarstellung im deutschen Urheberrechtsgesetz genutzt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2210: Deutsche Konzerne bestehen Menschenrechtstest nicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2019

Deutsche Konzerne bestehen Menschenrechtstest nicht



"Es ist ein unsägliches Armutszeugnis, dass deutsche Konzerne es nicht
einmal schaffen, die butterweichen Anforderungen des Nationalen
Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte auch nur ansatzweise zu
erfüllen. Dabei wurde der ganze Prozess mitsamt durchgeführter
Unternehmensbefragung durch die Konzernlobby und das
Wirtschaftsministerium unter Minister Peter Altmaier wieder und wieder
weichgespült. So sollten deutsche Konzerne als Musterschüler in Sachen
Menschenrechte dargestellt werden - ohne Erfolg. Das Konzept der
freiwilligen Selbstverpflichtung von Konzernen ist krachend
gescheitert", erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, anlässlich der
heutigen Pressekonferenz von Arbeitsminister Hubertus Heil und
Entwicklungsminister Gerd Müller zur Verantwortung deutscher
Unternehmen in globalen Lieferketten. Brandt weiter:

"DIE LINKE begrüßt den Vorstoß von Arbeitsminister Hubertus Heil, ein
Lieferkettengesetz ausarbeiten zu wollen. Eine Verwässerung des
Gesetzesprozesses durch Konzerninteressen muss dabei unbedingt
vermieden werden. Wie in unserem Antrag für ein Lieferkettengesetz
beschrieben, fordern wir verbindliche menschenrechtliche
Sorgfaltspflichten, Klagerechte für Betroffene an deutschen Gerichten
und harte Sanktionen gegen Verstöße. Menschenrechte müssen endlich
über Profitinteressen gestellt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2209: Nach Thomas-Cook-Pleite - Urlaubskosten voll absichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2019

Nach Thomas-Cook-Pleite - Urlaubskosten voll absichern



"Ich begrüße die Einsicht der Bundesregierung, dass es für die
Reisenden eine Entschädigung geben muss. Die deutsche Absicherung für
solche Insolvenzen wie die von Thomas Cook ist völlig unzureichend.
Die große Koalition hatte 2017 die Schadenssumme mit 110 Millionen
Euro lächerlich niedrig angesetzt. Die Interessen der Konzerne waren
CDU/CSU und SPD damals schon wichtiger als der Verbraucherschutz.
Jetzt müssen die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler einspringen, um
die Pleite des Reiseunternehmens auszugleichen, während die
Versicherung billig davonkommt", erklärt Kerstin Kassner,
tourismuspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Kassner weiter:

"Nicht nur das mühsam ersparte Geld für den Urlaub muss endlich
richtig geschützt werden. Auch viele ebenfalls betroffene kleine
Reisebüros stehen vor dem Ruin.

Es darf nicht länger vom guten Willen der Bundesregierung abhängen, ob
der Familienurlaub abgesichert ist. Nach den Pleiten von Air Berlin
und nun Thomas Cook ist eine nationale Insolvenzabsicherungspflicht
für Luftfahrt- und Reiseunternehmen überfällig. Der Bund darf nicht
weiter willkürlich Feuerwehr für die unternehmerischen Fehler von
Reisekonzernen spielen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BUNDESTAG/9245: Heute im Bundestag Nr. 1395 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1395

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 07.35 Uhr

1. Auseinandersetzung mit Deep Fakes

2. Innovationspotenzial von Mietspiegeln

3. Reform des Sorge- und Umgangsrechts

4. Grundlage des Mietenberichts

5. Keine Einwände gegen Handwerksgesetz



1. Auseinandersetzung mit Deep Fakes

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Das Thema Deep Fakes wird in der Bundesregierung
übergreifend behandelt. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/15657) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/15210). Insbesondere im Rahmen der Kabinettsklausur am 17. und 18.
November 2019 in Meseberg habe sich die Bundesregierung mit dem Thema
auseinandergesetzt. Wie es in der Antwort heißt, können Deep Fakes
eine große Gefahr für Gesellschaft und Politik darstellen, wenn sie
dazu genutzt werden, die öffentliche Meinung zu manipulieren und den
politischen Prozess gezielt zu beeinflussen. Mit dem Begriff werden
Fälschungen bezeichnet, die mit Hilfe Künstlicher Intelligenz erstellt
worden sind.

Mit dem Themenkomplex Desinformation beschäftigen sich den Angaben
zufolge das Auswärtige Amt, die Beauftragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien sowie das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz. Im Bundesministerium für Bildung und Forschung
beschäftige sich die Abteilung "Forschung für Digitalisierung und
Innovationen" mit dem Thema Deep Fakes durch die Förderung von
Forschungsvorhaben zur Erkennung und Bekämpfung von Desinformationen
("Fake News") und im Rahmen der IT-Forensik. Im Rahmen der
Kriminalitätsbekämpfung befasse sich das Bundesinnenministerium mit
dem Thema, und mit Deep Fakes aus sozialwissenschaftlicher Perspektive
als Instrument hybrider Kriegsführung beschäftige sich die Universität
der Bundeswehr Hamburg. Das Bundesministerium für Familie, Senioren
Frauen und Jugend entwickle und fördere Projekte zur Digitalen
Kompetenz, und auch das Bundeskanzleramt und das Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung beschäftigten sich mit diesem
Thema.

 * 

2. Innovationspotenzial von Mietspiegeln

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Zahlen zur Verbreitung und Anwendung von
Mietspiegeln in Deutschland enthält die Antwort der Bundesregierung
(19/15613) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15209). Daraus
geht unter anderem hervor, dass unter den 81 Kommunen mit mehr als
100.000 Einwohnern elf Städte keinen Mietspiegel führen, nämlich
Bremen, Göttingen, Gütersloh, Hildesheim, Ingolstadt, Kassel,
Magdeburg, Saarbrücken, Salzgitter, Wolfsburg und Würzburg. Einen
einfachen Mietspiegel wiesen 25 Großstädte, einen qualifizierten
Mietspiegel 45 Großstädte auf.

Wie die Bundesregierung in der Antwort schreibt, muss ein Mietspiegel
eine Übersicht über die ortsübliche Vergleichsmiete für nicht
preisgebundene Mietwohnungen enthalten bezogen auf das Gebiet, für das
er erstellt wurde. Im Mietspiegel abgebildet werden sollten die Arten
von Mietwohnungen, die in dem Gebiet, für das der Mietspiegel erstellt
wurde, häufig vorkommen. Die ortsübliche Vergleichsmiete werde gemäß
BGB gebildet aus den üblichen Entgelten, die für Wohnraum
vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage
einschließlich energetischer Ausstattung und Beschaffenheit in der
Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde in den letzten vier Jahren
vereinbart oder geändert worden sind. Daher sei der Einfluss dieser im
Gesetz genannten Wohnwertmerkmale auf die Miete zu untersuchen und im
Mietspiegel darzustellen.

Ein Mustermietspiegel sei der Bundesregierung nicht bekannt. Sie habe
auch keine genaue Kenntnis darüber, weshalb Mietspiegel in bestimmten
Gemeinden erstellt oder nicht erstellt wurden. Hierbei sei zu
beachten, dass Mietspiegel von den Gemeinden oder von den
Interessenvertretern der Vermieter und der Mieter gemeinsam erstellt
werden.

 * 

3. Reform des Sorge- und Umgangsrechts

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Über mögliche rechtspolitische Schlussfolgerungen
aus der Veröffentlichung des Thesenpapiers der im
Bundesjustizministerium eingesetzten Arbeitsgruppe Sorge- und
Umgangsrecht erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15663). Zu dem mehrheitlich getragenen, wesentlichen Ergebnis der
Arbeitsgruppe zählt den Fragestellern zufolge vor allem der Bedarf für
eine grundlegende Reform im Bereich des Kindschaftsrechts. Sie wollen
daher unter anderem wissen, ob die Bundesregierung beabsichtigt, die
Ergebnisse der Arbeitsgruppe zur Reform des Sorge- und Umgangsrechts
ganz oder teilweise umzusetzen. Zudem fragen die Abgeordneten nach der
Haltung der Bundesregierung zu den in dem Papier aufgestellten Thesen.

 * 

4. Grundlage des Mietenberichts

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Nachfragen zur Berechnung des Mietenspiegels 2018
hat die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/15542) führen die
Abgeordneten mutmaßliche Unstimmigkeiten zwischen den Werten der
Bundesregierung und eigens ermittelten Werten an. Sie möchten wissen,
wie das Sozioökonomische Panel, das die Daten liefert, gerechnet hat.

 * 

5. Keine Einwände gegen Handwerksgesetz

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesrat hat keine Einwände gegen den Entwurf
eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Handwerksordnung und anderer
handwerksrechtlicher Vorschriften (19/14974). Das geht aus einer von
der Bundesregierung als Unterrichtung (19/15705) vorgelegten
Stellungnahme des Bundesrats hervor.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1395 - 11. Dezember 2019 - 07.35 Uhr
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BUNDESTAG/9244: Heute im Bundestag Nr. 1394 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1394

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 07.20 Uhr

1. Zu wenige Informationen über Libra

2. Kein Verbot von Negativzinsen geplant

3. Stellen bei Financial Intelligence Unit

4. Kosten für Umsatzsteuer-Projekt

5. Steuerunterschiede in der Gastronomie

6. Digitalisierungsstrategie beim Zoll

7. Vermittlungsausschuss angerufen



1. Zu wenige Informationen über Libra

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die bisher vorliegenden Informationen über Libra
sind keine geeignete Grundlage, um eine belastbare Aussage im Hinblick
auf mögliche Wettbewerbsbedenken gegen diese Kryptowährung
vorzunehmen. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14262) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13695) weiter erklärt,
bedürfe es dafür einer weiteren Konkretisierung des Geschäftsmodells
durch die Libra Association und ihrer Gesellschafter. Ob Libra mit den
in Deutschland beziehungsweise der Europäischen Union geltenden
datenschutzrechtlichen Regelungen kompatibel sei, müssen noch geprüft
werden.

 * 

2. Kein Verbot von Negativzinsen geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung plant aktuell keine gesetzliche
Regelung für ein Verbot von Negativzinsen für Sparer. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14645) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/13998) mit. Nach Ansicht der Regierung bestehen
für Banken bereits heute hohe rechtliche Risiken, wenn sie innerhalb
bestehender Verträge versuchen würden, Aufwendungen für Negativzinsen
einseitig auf ihre Kunden abzuwälzen. Über die finanzielle Belastung
von Privatkunden durch Negativzinsen gebe es keine belastbaren
Informationen, teilt die Regierung weiter mit.

 * 

3. Stellen bei Financial Intelligence Unit

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Mit dem Haushaltsgesetz 2018 sind bei der Financial
Intelligence Unit (FIU) insgesamt 257,5 Planstellen und Stellen
bewilligt worden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14583) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13903) mit.
2019 seien 117 Planstellen bewilligt worden.

 * 

4. Kosten für Umsatzsteuer-Projekt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bis zu seiner Aussetzung sind für das Projekt zur
Automatisierung des Verfahrens der Erteilung umsatzsteuerlicher
Ausfuhr- und Abnehmerbestätigungen im nichtkommerziellen Reiseverkehr
haushaltswirksame Kosten in Höhe von 347.517,80 Euro entstanden. Hinzu
kämen noch haushaltswirksame Kosten für das in der Zollverwaltung für
die Erstellung und Abstimmung des Konzepts eingesetzte Personal, teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14699) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/13629) mit.

 * 

5. Steuerunterschiede in der Gastronomie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die unterschiedlichen umsatzsteuerlichen Regelungen
in der Gastronomie, im Einzelhandel und im Lebensmittelhandwerk macht
die AfD-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/15384). In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird darauf hingewiesen, dass für
verzehrfertige Speisen zum Mitnehmen in Deutschland ein
Umsatzsteuersatz von sieben Prozent gelte, während für Speisen im
Restaurant 19 Prozent Umsatzsteuer berechnet würden. Die
Bundesregierung soll angeben, ob sie eine Notwendigkeit zur
Vereinheitlichung dieser unterschiedlichen Umsatzsteuersätze sieht.
Außerdem wird gefragt, ob durch eine Verringerung der Steuersätze auf
sieben Prozent neue Arbeitsplätze im Gastronomiegewerbe entstehen
könnten.

 * 

6. Digitalisierungsstrategie beim Zoll

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15428). Die Fragen betreffen
das Bürger- und Geschäftskundenportal beim Zoll.

 * 

7. Vermittlungsausschuss angerufen

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat hat in seiner 983. Sitzung am 29.
November 2019 die Anrufung des Vermittlungsausschusses zu dem vom
Bundestag beschlossenen Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramm
2030 im Steuerrecht beschlossen. Ziel sei eine grundlegende
Überarbeitung des Gesetzes, heißt es in einer Unterrichtung (19/15637)
durch den Bundesrat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1394 - 11. Dezember 2019 - 07.20 Uhr
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BUNDESTAG/9243: Heute im Bundestag Nr. 1393 - 11.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1393

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 07.00 Uhr

1. Politisch links motivierte Straftaten

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

3. Gruppierung Sturm-/Wolfsbrigade 44

4. Bericht der Datenethikkommission

5. EU-Verordnungen zur Interoperabilität

6. Regelabfrage der Waffenbehörden



1. Politisch links motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über politisch links motivierte Straftaten in den
beiden vergangenen Jahren berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14802) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14196). Danach weist die entsprechende Statistik des
Bundeskriminalamtes für das Bundesgebiet 4.622 linksextremistisch
motivierte Straftaten für das Jahr 2018 aus, davon 1.010 Gewalttaten.
Im Jahr des G20-Gipfels in Hamburg 2017 waren es den Angaben zufolge
9.752 Straftaten, darunter 1.967 Gewalttaten. Das bundesweite
linksextremistische Personenpotenzial belief sich laut Vorlage im Jahr
2018 auf 32.000 und im Jahr 2017 auf 29.500.

 * 

2. In der Türkei inhaftierte Deutsche

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Stand vom 21. Oktober dieses Jahres sind nach
Kenntnis der Bundesregierung 65 deutsche Staatsangehörige in der
Türkei inhaftiert gewesen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/14803) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/14162) hervor.

 * 

3. Gruppierung Sturm-/Wolfsbrigade 44

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Gruppierung "Sturm-/Wolfsbrigade 44"
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14960) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14323). Danach handelt es
sich dabei um eine rechtsextremistische Gruppierung mit überregionalen
Strukturen, insbesondere in Hessen, Sachsen-Anhalt und
Mecklenburg-Vorpommern.

Die Gruppierung hat sich laut Bundesregierung "eigene Statuten mit
klarer Rollenverteilung, einer Hierarchie und einem strengen
Verhaltenskodex gegeben". Sie verwende Begriffe und Ausdrucksweisen,
"die im politischen Zusammenhang dem Nationalsozialismus zuzuordnen
sind und an dessen Symbole und Bildersprache anknüpfen". Damit stelle
sich die Gruppierung bewusst in eine nationalsozialistische Tradition.

Ziel der Gruppierung sei ein "Wiedererstarken eines freien
Vaterlandes" nach dem "germanischen Sittengesetz", führt die
Bundesregierung weiter aus. Die Gruppierung propagiere zur Umsetzung
ihrer politischen Ziele die Anwendung von Gewalt und stelle damit das
Gewaltmonopol des Staates in Frage.

 * 

4. Bericht der Datenethikkommission

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Arbeit der Datenethikkommission ist Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/14958) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14305). Der Fraktion zufolge waren "in der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten'"
als Umsetzungsschritte unter anderem monatliche Sitzungen der
Datenethikkommission sowie für Oktober 2019 ein Abschlussbericht
angekündigt. In ihrer Antwort bejaht die Bundesregierung die Fragen,
ob die Sitzungen der Kommission im Monatsrhythmus erfolgten und der
Abschlussbericht bereits fertiggestellt wurde.

 * 

5. EU-Verordnungen zur Interoperabilität

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Umsetzung zweier EU-Verordnungen "zur Errichtung
eines Rahmens für die Interoperabilität zwischen
EU-Informationssystemen" ist Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/15608) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15043).
Danach wird die Umsetzung der Interoperabilitäts-Verordnungen "derzeit
regelmäßig auch hochrangig erörtert, beispielsweise beim Rat der
Justiz- und Innenminister" und ist somit "eine der Prioritäten in
diesem Politikfeld der Europäischen Union". Die Umsetzung sei
"insgesamt hochkomplex". Verzögerungen seien insbesondere wegen
bestehender Interdependenzen nicht auszuschließen, schreibt die
Bundesregierung weiter. Ihr lägen indes keine Erkenntnisse über
derzeit auftretende Verzögerungen vor.

 * 

6. Regelabfrage der Waffenbehörden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der Einführung einer Regelabfrage der
Waffenbehörden bei den Verfassungsschutzbehörden mit
Nachberichtspflicht im Rahmen der waffenrechtlichen
Zuverlässigkeitsprüfung befasst sich die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/15611) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/15130). Danach hat die Bundesregierung dazu mit Kabinettbeschluss
vom 30. Oktober 2019 eine Formulierungshilfe für einen Änderungsantrag
der Koalitionsfraktionen zum Entwurf eines Drittes
Waffenrechtsänderungsgesetz beschlossen, um den legalen Waffenbesitz
von Extremisten zu verhindern.

"Die Einführung der Regelanfrage soll über die bereits bestehenden
Maßnahmen hinaus verhindern, dass Personen, die verfassungsfeindliche
Bestrebungen verfolgen, waffenrechtliche Erlaubnisse erteilt werden
und diese legal in den Besitz von Schusswaffen gelangen", heißt es in
der Antwort weiter. Auch stärkt sie den Angaben zufolge "die
bestehenden Erkenntnismöglichkeiten der Verfassungsschutzbehörden".

 * 
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BUNDESTAG/9242: Heute im Bundestag Nr. 1392 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1392

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 12.40 Uhr

1. Zwischenfälle im Tiefbau

2. Verteilung von Erdgasimporten

3. Frauen im Handwerk

4. Raumfahrtstrategie 2010 weiter in Kraft

5. Rückbau von Atomkraftwerken



1. Zwischenfälle im Tiefbau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/fno) Schäden an Versorgungsnetzen im Rahmen von
Tiefbaumaßnahmen seien im Rahmen des Breitbandausbaus leicht
gestiegen, aber immer noch in einem niedrigen Bereich, berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14654) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/13703). Ein bundesweites Informationssystem über
Leitungsverläufe werde die Bauunternehmer nicht von ihrer Erkundungs-
und Sicherungspflicht entbinden, zudem liege die Pflicht zur
Vermeidung von Kollisionen bei den Kommunen. Die Schaffung einer
zentralen Datenbank sei daher nicht notwendig, vor allem weil das
Katasterwesen in der Zuständigkeit der Länder liege.

 * 

2. Verteilung von Erdgasimporten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung geht nicht davon aus, dass die
verringerte Transitkapazitäten der OPAL-Pipeline direkte Auswirkungen
auf die Erdgasversorgung in Osteuropa haben wird. Das schreibt sie in
einer Antwort (19/15310) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/14356). Der Europäische Gerichtshof hatte die
Kapazitäten der Pipeline in einem Urteil beschränkt, das habe auch
Auswirkungen auf die Ostsee-Pipeline Nord-Stream, deren Gas über OPAL
weiter nach Mitteleuropa verteilt wird. Die Verbindungskapazitäten von
Nord-Stream 1 seien bereits am 14. September auf 15,8 Millionen kWh/h
beschränkt worden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Frauen im Handwerk

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Frauenanteil in den großen handwerklichen und
technischen Berufen ist seit 1998 kontinuierlich gestiegen. Mit
einigen Jahren Verzögerung gelte dies ebenfalls für die Gesellen- und
Meisterprüfungen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14360) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13324). Die Antwort enthält detaillierte Statistiken zu Ausbildung
und Anstellung von Tischlern, Elektronikern, Malern und anderen
Berufen. Insgesamt seien weiterhin 80,8 Prozent der Handwerker
männlich, allerdings befinde sich das Handwerk seit etwa zehn Jahren
in dieser Hinsicht im Wandel. Derzeit gebe es etwa 66.000 arbeitslose
Frauen mit einem technisch-handwerklichen Berufsabschluss. Nach
Angaben der Bundesagentur für Arbeit nahmen 2018 etwa 224.000
Arbeitslose eine Stelle in diesem Bereich an, darunter waren 26.000
Frauen.

 * 

4. Raumfahrtstrategie 2010 weiter in Kraft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die aktuelle Raumfahrtstrategie von 2010 bleibt in
Kraft, es wird allerdings fortlaufend überprüft ob eine Überarbeitung
notwendig wird, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15308) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13883). Ab
Herbst 2019 werde das Nationale Programm für Weltraum und Innovation
evaluiert. Das Programm ist die konkrete Umsetzung der
Weltraumstrategie.

Um auch die europäische Raumfahrt weiter zu kommerzialisieren, werden
bei der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) unter anderem die
Programme GSTP, ARTES und die beiden deutschen "ESA Business
Incubation Center" gefördert. Die Bundesregierung sieht Deutschland
"in der ersten Reihe der europäischen Raumfahrtnationen" und mit Blick
auf die notwendige internationale Zusammenarbeit gut positioniert. Die
Ausrichtung der Raumfahrtpolitik erfolge strikt nach Nutzen und
Bedarf, die Primärziele seien unter anderen die Stärkung der
gesamtstaatlichen Sicherheit, Stärkung der Klimaforschung und der
Beitrag der Raumfahrt für andere volkswirtschaftliche bedeutende
Branchen.

 * 

5. Rückbau von Atomkraftwerken

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/fno) Zum 31. Dezember 2018 waren 21,9 Milliarden Euro
Rückstellungen für die Abfallverarbeitung, den Nach- und Restbetrieb
und den Abbau von Atomkraftwerken vorhanden. Die Prüfung der
AKW-Betreiber durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) führte zu keinen Beanstandungen, schreibt die Bundesregierung
in dem als Unterrichtung (19/15495) vorliegendem Bericht zum Rückbau
von Kernkraftwerken. Alle Betreiber seien ihrer Auskunftspflicht im
Berichtsjahr 2018 fristgerecht und vollständig nachgekommen.

 * 
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BUNDESTAG/9241: Heute im Bundestag Nr. 1391 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1391

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Zugriffsmöglichkeiten auf Dateisysteme

2. FDP fragt nach Kleist-Gedenkstätte

3. Deutsche Schillergesellschaft im Fokus

4. Pressefreiheit in Nordmazedonien

5. NS-Entschädigungsansprüche in Italien



1. Zugriffsmöglichkeiten auf Dateisysteme

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Zugriffsmöglichkeiten der Polizeien und
weiterer Sicherheitsbehörden auf bestimmte Dateisysteme berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15561) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/13823). Dabei geht es unter anderem um das
Europol-Informationssystem (EIS) und das Schengener Informationssystem
(SIS), die Anti-Terror-Datei sowie das Ausländerzentralregister (AZR)
und das Bundeszentralregister.

 * 

2. FDP fragt nach Kleist-Gedenkstätte

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
kulturelle Bildung in der Kleist-Gedenkstätte. In einer Kleinen
Anfrage (19/15677) will sie unter anderem wissen, wie hoch der Anteil
des Zuschusses aus dem Bundeshaushalt ist, den die Gedenkstätte für
kulturelle Bildung aufwendet, und welche konkreten Vereinbarungen die
Bundesregierung mit der Gedenkstätte bezüglich der Förderung
kultureller Bildung getroffen hat. Zudem möchte die Fraktion erfahren,
welche Kenntnisse die Bundesregierung über die jährlichen Besucher-
beziehungsweise Nutzerzahlen der Bildungsangebote der Gedenkstätte für
die Jahre 2013 bis 2018 hat.

 * 

3. Deutsche Schillergesellschaft im Fokus

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
kulturelle Bildung in der Deutschen Schillergesellschaft. In einer
Kleinen Anfrage (19/15676) will sie unter anderem wissen, wie hoch der
Anteil des Zuschusses aus dem Bundeshaushalt ist, den die
Schillergesellschaft für kulturelle Bildung aufwendet, und welche
konkreten Vereinbarungen die Bundesregierung mit der Gesellschaft
bezüglich der Förderung kultureller Bildung getroffen hat. Zudem
möchte die Fraktion erfahren, welche Kenntnisse die Bundesregierung
über die jährlichen Besucher- beziehungsweise Nutzerzahlen der
Bildungsangebote der Gesellschaft für die Jahre 2013 bis 2018 hat.

 * 

4. Pressefreiheit in Nordmazedonien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage der Presse- und Medienfreiheit in
Nordmazedonien erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15645). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach der
Gefahr russischer Einflussnahme auf demokratische Prozesse, nach der
Sicherheit von Journalisten sowie nach physischen Angriffen und
Cyberangriffen auf Journalisten und Medienhäuser.

 * 

5. NS-Entschädigungsansprüche in Italien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke verweist auf ein Urteil des
Obersten Kassationsgerichts in Rom, nach dem deutsches Staatsvermögen
in Italien grundsätzlich herangezogen werden könne, um die Forderungen
von NS-Opfern gegenüber Deutschland auf dem Wege der
Zwangsvollstreckung zu bedienen. In einer Kleinen Anfrage (19/15642)
erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach, wie die
Bundesregierung die Entscheidung bewertet und wie sie sich im Falle
von Beschlagnahmungen, Pfändungen, Zwangsvollstreckungsmaßnahmen und
ähnlichem verhalten wolle.

 * 
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BUNDESTAG/9240: Heute im Bundestag Nr. 1390 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1390

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Wirtschaftsdünger in Biogasanlagen

2. Auswirkungen des Agrarpaketes

3. Agrarpaket und Wettbewerbsfähigkeit

4. Amtliche Kontrolle der Pflanzengesundheit

5. Wolfspopulation und Pferdehaltung

6. Schäden durch den Kormoran



1. Wirtschaftsdünger in Biogasanlagen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Derzeit werden rund 50 Millionen Tonnen
Wirtschaftsdünger in Biogasanlagen eingesetzt. Das entspreche etwa
einem Drittel des derzeit technisch nutzbaren Potenzials, erläutert
die Bundesregierung in einer Antwort (19/15534) auf eine Kleine
Anfrage (19/15032) der AfD-Fraktion. Im Rahmen des
Klimaschutzprogramms 2030 strebe die Bundesregierung an, den Anteil
von Wirtschaftsdüngern in Biogasanlagen auf etwa zwei Drittel des
technisch nutzbaren Potenzials zu erhöhen, heißt es dazu weiter.
Entsprechende Förderungsmaßnahmen würden derzeit erarbeitet und sollen
im Jahr 2021 zur Verfügung stehen. Die Förderung des Baus zusätzlicher
Lagerkapazitäten erfolge aktuell über die Programme der Bundesländer
für die ländliche Entwicklung (EPLR 2014 bis 2020), die mithilfe der
EU-Agrarpolitik (ELER) kofinanziert werden können.

 * 

2. Auswirkungen des Agrarpaketes

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Auswirkungen des sogenannten Agrarpaketes auf
die landwirtschaftliche Produktion in Deutschland steht im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/15453) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem die Größe der
landwirtschaftlich genutzten Fläche wissen, die als Folge des
"Aktionsprogramms Insektenschutz" von Einschränkungen betroffen sein
wird.

 * 

3. Agrarpaket und Wettbewerbsfähigkeit

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15396) für die Auswirkungen des sogenannten Agrarpaketes
auf den Weinbau in Deutschland. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung unter anderem zu einer Bewertung der im
"Aktionsprogramm Insektenschutz" geforderten
Pflanzenschutzrestriktionen im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit
auf.

 * 

4. Amtliche Kontrolle der Pflanzengesundheit

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP hinterfragt widersprüchliche amtliche
Verwaltungsverfahren im Bereich der amtlichen
Pflanzengesundheitskontrolle in einer Kleinen Anfrage (19/15517). Die
Liberalen wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, weshalb
die Beantragung der Beschauung durch den Deutschen
Pflanzenschutzdienst online erfolgen kann, die Freigabe jedoch
ausschließlich per Fax übermittelt soll.

 * 

5. Wolfspopulation und Pferdehaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Folgen steigender Wolfspopulationen auf die
Pferdehaltung sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/15382) der
FDP-Fraktion. Die Liberalen fordern von der Bundesregierung unter
anderem eine Stellungnahme dazu, ob sich eine naturnahe Haltung von
Pferden mit der weiteren Ausbreitung des Wolfes vereinbaren lässt.

 * 

6. Schäden durch den Kormoran

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die steigende Anzahl der Kormorane ist das Thema
einer Kleinen Anfrage (19/15573) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, welche Kenntnisse
über die Entwicklung der Population des Kormorans in Deutschland in
den letzten zehn Jahren vorliegen und welche Fischarten in diesem
Zusammenhang besonders betroffen sind.

 * 
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BUNDESTAG/9239: Heute im Bundestag Nr. 1389 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1389

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.40 Uhr

1. Keine Fahrplanänderung im Saarland

2. Baumreihen und Alleen gut für Insekten

3. Computerspieleförderung des Bundes

4. Entgasung von Schiffen Ländersache

5. Überwachung von Bundesfernstraßen

6. Zahl der verkauften E-Tretroller unbekannt



1. Keine Fahrplanänderung im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Fahrplanangebot im Saarland für 2020 bleibt
gegenüber 2019 unverändert. Das teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14644) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/13772) mit. Die Regierung beruft sich dabei auf Angaben der
Deutschen Bahn AG (DB AG). Der Antwort zufolge liegen auch keine
Trassenabmeldungen im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) vor. Auch
werde es zum Fahrplanwechsel keine Angebotsänderungen im Fernverkehr
im Saarland geben.

 * 

2. Baumreihen und Alleen gut für Insekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Baumreihen und Alleen entlang von Straßen, Schienen
oder Wasserstraßen haben nach Aussage der Bundesregierung einen
positiven Einfluss auf den Lebensraum von Insekten. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/14577) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/13671) hervor. Baumreihen und insbesondere
Alleen an Verkehrswegen würden als gliedernde und belebende Elemente
zur Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft
beitragen und seien dadurch "Teil des natürlichen und kulturellen
Erbes vieler Regionen, für die Fachverwaltungen in besonderer Weise
Verantwortung tragen", heißt es in der Antwort. Daneben erfüllten sie
vielfältige Aufgaben im Natur- und Landschaftshaushalt. Baumreihen und
Alleen hätten, insbesondere wenn es sich um gebietseigene Gehölze
handelt, positiven Einfluss auf den Lebensraum von Insekten, Vögeln,
Kleinsäugern und anderen gehölzbewohnenden Tieren. Aufgrund ihrer
Filterfunktion minimierten sie die Emission von Stäuben und Gasen aus
dem Betrieb des Verkehrsweges, schreibt die Regierung.

 * 

3. Computerspieleförderung des Bundes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit dem Bundeshaushalt 2019 wurden nach Angaben der
Bundesregierung 50 Millionen Euro für die Computerspieleförderung des
Bundes zur Verfügung gestellt. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/14649) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14212) hervor.
Die Förderrichtlinie "Computerspieleförderung des Bundes" sei nach
mehreren Dialogen mit verschiedenen Akteuren - unter anderen mit den
Ländern, dem "game - Verband der deutschen Games-Branche" und mehreren
Ressorts der Bundesregierung - erstellt worden. Sie sei mit dem
Bundesrechnungshof und dem Bundesministerium der Finanzen abgestimmt
und der EU-Kommission zur Notifizierung vorgelegt worden. "Nach
Abschluss des Notifizierungsverfahrens sind Förderaufrufe auf Basis
dieser Förderrichtlinie geplant", schreibt die Regierung.

Komplementär dazu sei als Pilot eine Förderrichtlinie
"De-minimis-Beihilfe zur Computerspiele-Entwicklung des Bundes" für
kleinere Projekte mit einer Laufzeit bis zu 14 Monaten und einem
maximalen Fördervolumen in Höhe von 200.000 Euro pro gefördertem
Unternehmen erstellt, abgestimmt und im April 2019 veröffentlicht
worden, heißt es in der Antwort weiter. Diese Förderrichtlinie und der
dazugehörige erste Förderaufruf seien auf eine sehr positive Resonanz
getroffen. Insgesamt seien rund 380 Projektvorschläge eingereicht
worden. "Im September 2019 wurden die ersten Förderbescheide versandt
und die ersten sechs Projekte sind im Oktober gestartet", teilt die
Bundesregierung mit.

 * 

4. Entgasung von Schiffen Ländersache

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bereitstellung von Anlagen zum Entgasen von
Tankschiffen in der Binnenschifffahrt liegt aus Sicht der
Bundesregierung "im Verantwortungsbereich privater Unternehmen". Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/15349) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/14739) hervor. Die Kontrolle einer
ordnungsgemäßen Entgasung von Binnenschiffen sei Ländersache, schreibt
die Regierung. Derzeit, so heißt es in einer früheren Antwort
(19/7179), auf die verwiesen wird, gebe es in Deutschland keine
Anlagen zur Entgasung von Binnenschiffen.

 * 

5. Überwachung von Bundesfernstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zu einer weiteren Nachfrage hinsichtlich der
"Kameraüberwachung auf Bundesfernstraßen", die die AfD-Fraktion in
Form einer Kleinen Anfrage (19/14096) an die Bundesregierung gerichtet
hat, liegt die Antwort der Regierung (19/14647) vor. Die Nachfrage der
AfD-Fraktion bezog sich auf die zuvor erhaltene Antwort der
Bundesregierung (19/11727), wonach ihr keine konkreten Informationen
zu der von den Abgeordneten angesprochenen "Kameraüberwachung auf
Bundesfernstraßen" vorlägen. Die Länder würden regelmäßig im Rahmen
der Auftragsverwaltung die Bundesstraßen des Fernverkehrs "planen,
bauen, erhalten und betreiben", schrieb die Regierung in der Antwort.
Die im Rahmen des Betriebs erforderlichen Verwaltungsvorgänge
erfolgten durch die Länder in eigener Zuständigkeit und nach den
jeweils einschlägigen Bundes- und Landesgesetzen, "zum Beispiel
hinsichtlich der Abstimmung mit dem Landesdatenschutzbeauftragten".

Auf die Frage der Abgeordneten, ob der Bundesregierung grundsätzlich
keine Kenntnisse zu Aufgaben vorliegen, die die Länder im Rahmen der
Auftragsverwaltung wahrnehmen, heißt es in der aktuellen Antwort: Die
Bundesregierung übe die Fach- und Rechtsaufsicht hinsichtlich der
Ausführung der Aufgaben der Bundesfernstraßenverwaltung durch die
Länder aus. Sie könne nur zur Ausübung der Fach- und Rechtsaufsicht
Berichte und die Vorlage von Akten von der Bundesfernstraßenverwaltung
verlangen. "Eine vollständige Dokumentation aller Einzelelemente von
straßenseitigen Einrichtungen an Bundesfernstraßen liegt der
Bundesregierung daher nicht vor."

 * 

6. Zahl der verkauften E-Tretroller unbekannt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Anzahl der in Deutschland verkauften
elektrischen Tretroller sowie die Zahl der Unfälle mit Beteiligung
elektrischer Tretroller liegen der Bundesregierung nach eigener
Aussage keine Erkenntnisse vor. Das geht aus ihrer Antwort (19/15350)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14740)
hervor. Auf die Frage der Grünen, ob der Regierung bekannt ist, "mit
welchen Verkehrsmitteln die Nutzerinnen und Nutzer unterwegs gewesen
wären, hätte ihnen nicht der elektrische Tretroller zur Verfügung
gestanden", heißt es in der Antwort: Im Rahmen der Evaluierung der
Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung (eKFV) durch die Bundesanstalt für
Straßenwesen (BASt) über einen Zeitraum von drei Jahren werde unter
anderem eine Analyse von Nutzermerkmalen, Nutzergewohnheiten und
Nutzungszweck durchgeführt.

Die Förderung von Fahrzeugen mit elektrischem Antrieb sei Teil der
Elektromobilitätsstrategie der Bundesregierung, heißt es in der
Vorlage weiter. Sie trage dazu bei, die Elektromobilität insbesondere
im innerstädtischen Bereich zu stärken. Die Bundesregierung habe mit
der Unterstützung der Länder einen gesetzlichen Rahmen geschaffen,
diese neue Form der Elektromobilität im öffentlichen Straßenverkehr zu
nutzen. Ziel sei es, eine nachhaltige Mobilität mit langer
Fahrzeuglebensdauer und geringer Umweltbelastung zu erreichen,
schreibt die Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/9238: Heute im Bundestag Nr. 1388 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1388

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Keine Unterstützung von Parteien

2. Bisher keine Förderung des Mauerwegs

3. Ziel des Professorinnenprogramms

4. Mobbing an Forschungseinrichtungen

5. Fachpersonal in Zahnarztpraxen

6. AfD fragt nach Virusinfektionen

7. Erschießung eines Tschetschenen



1. Keine Unterstützung von Parteien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Gemeinnützigen Organisationen ist es gesetzlich
untersagt, Parteien unmittelbar oder auch nur mittelbar zu
unterstützen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14580) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13886) mit. Wie zudem erläutert wird, verlieren Berufsverbände
ihre Steuerbefreiung, wenn Sie mehr als zehn Prozent ihrer Einnahmen
für die unmittelbare oder mittelbare Unterstützung oder Förderung
politischer Parteien verwenden würden. Der Grund dafür sei, dass es
mit dem Zweck eines Berufsverbandes nicht vereinbar sei, wenn er seine
Mittel in erheblichem Umfang an politische Parteien weiterleite. Die
Mittel, die der Berufsverband zur unmittelbaren oder mittelbaren
Unterstützung oder Förderung politischer Parteien verwende, würden
außerdem stets einem Körperschaftsteuersatz von 50 Prozent
unterliegen. Damit werde sichergestellt, dass die für die
Mitgliedsbeiträge von Berufsverbänden im Rahmen des Werbungskosten-
oder Betriebsausgabenabzugs beim Mitglied eingetretene
Steuerentlastung auf der Ebene des Berufsverbandes ausgeglichen werde,
wenn er Zuwendungen an politische Parteien leisten würde, erläutert
die Regierung.

Der Bundesfinanzhof hat nach Angaben der Regierung bestätigt, dass
gemeinnützige Organisationen auch politisch aktiv sein dürften. Das
politische Engagement dürfte jedoch nicht der alleinige oder weitaus
überwiegende Zweck der Betätigung sein. Für die Besteuerung seien die
obersten Finanzbehörden der Länder zuständig.

 * 

2. Bisher keine Förderung des Mauerwegs

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine mögliche Förderungswürdigkeit des Berliner
Mauerwegs kann nur auf Grundlage eines qualifizierten Konzepts und
einer entsprechenden Antragstellung geprüft werden. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15263) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14601) mit. Die Kommission "30
Jahre friedliche Revolution und Deutsche Einheit" und die
Lenkungsgruppe hätten bisher eine Förderung des Berliner Mauerwegs als
Gedenkstättenprojekt und Erinnerungsort zum 30-jährigen Jubiläum des
Mauerfalls nicht vorgesehen.

 * 

3. Ziel des Professorinnenprogramms

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Mit dem Professorinnenprogramm zielen Bund und
Länder darauf ab, die Anzahl von Professorinnen an Hochschulen
insgesamt weiter zu erhöhen. Die faktische Gleichstellung von Frauen
und Männern im Hinblick auf die Besetzung von Professuren ist nach
Ansicht der Bundesregierung erst gegeben, wenn ein ausgewogenes
Geschlechterverhältnis erreicht ist. Dies gilt ab einem Anteil von 40
bis 60 Prozent des jeweiligen Geschlechts. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15604) auf eine Kleine Anfrage
(19/15094) der AfD-Fraktion. Diese hatte darauf hingewiesen, dass
heute 27 Prozent der Bewerber auf eine vakante Professur Frauen seien,
demgegenüber würden aber mit 33,8 Prozent überproportional viele
Frauen berufen. Die Abgeordneten befürchten, dass das
Professorinnenprogramm die Gleichberechtigung von Frauen und Männern
nicht unterstütze, sondern Männer diskriminiere.

Die Förderung von Personen, wie im Professorinnenprogramm angelegt,
ist an die Vorgabe struktureller Veränderungen gebunden, unterstreicht
die Bundesregierung. Dementsprechend bestünden keine rechtlichen
Bedenken gegenüber einer Finanzierung von Stellen, Stipendien oder
anderen Maßnahmen ausschließlich für Frauen, da es Bereiche betreffe,
in denen Frauen unterrepräsentiert seien.

 * 

4. Mobbing an Forschungseinrichtungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) In ihrer Antwort (19/14796) auf die Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/13751) geht die Bundesregierung erneut auf das
Thema Anschuldigungen zu wissenschaftlichem Fehlverhalten,
Mobbingvorwürfen und Machtmissbrauch an außeruniversitären
Forschungseinrichtungen ein. Dabei handelt es sich um eine Nachfrage
zur Antwort auf Drucksache 19/12165. Anders als in dieser stehen in
der aktuellen Antwort nicht die einzelnen Fälle und Vorwürfe im
Vordergrund, sondern die formalrechtlichen Rahmenbedingungen.

Die Bundesregierung weist noch einmal auf die im Juli 2019
verabschiedeten "Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher
Praxis" hin, bei dem sich die Mitgliedseinrichtungen der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) verpflichtet haben, die Leitlinien in
ihren Einrichtungen rechtsverbindlich umzusetzen. Laut DFG ist es Ziel
des Kodex, den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie den
Leitungen von Hochschulen und außerhochschulischen
Forschungseinrichtungen zu ermöglichen, ihre internen Strukturen,
Prozesse und Handlungen an den Leitlinien zur guten wissenschaftlichen
Praxis auszurichten. Es soll eine Kultur der wissenschaftlichen
Integrität in den wissenschaftlichen Einrichtungen verankert werden.

Anders als im Strafprozess werden bei internen Verfahren bei den
außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu wissenschaftlichem
Fehlverhalten Vorwürfe durch hinweisgebende Personen erhoben, betont
die Bundesregierung. Die zuständigen Stellen (zumeist
Untersuchungskommissionen) an den außerhochschulischen
Forschungseinrichtungen überprüfen diese Hinweise und treffen die
Entscheidung, ob in dem jeweiligen Einzelfall der objektive und
subjektive Tatbestand wissenschaftlichen Fehlverhaltens gegeben ist.

 * 

5. Fachpersonal in Zahnarztpraxen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Personalsituation in Zahnarztpraxen. In vielen Praxen fehle inzwischen
qualifiziertes Personal, heißt es in einer Kleinen Anfrage (19/15581)
der Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich, wie viele
zahnmedizinische Fachangestellte (ZFA) auf dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stehen.

 * 

6. AfD fragt nach Virusinfektionen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15589) nach Virusinfektionen in Deutschland. Die
Abgeordneten wollen wissen, wie viele mit dem Ebola-Virus infizierte
Patienten bisher in Deutschland registriert wurden.

 * 

7. Erschießung eines Tschetschenen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Beteiligung ausländischer Nachrichtendienste an der
Erschießung eines georgischen Staatsbürgers im Kleinen Tiergarten am
23. August 2019" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13921). Wie die Fraktion darin ausführt, wurde am 23.
August der 40-jährige Tschetschene und georgische Staatsbürger
Zelimkhan K. in Berlin mutmaßlich von einem russischen Tatverdächtigen
durch zwei Kopfschüsse getötet. Wissen wollen die Abgeordneten, welche
Erkenntnisse zur Identität des Tatverdächtigen, zur Herkunft seines
Passes und zu möglichen Hintergründen der Tat den Ermittlungsbehörden
nach Kenntnis der Bundesregierung von staatlicher russischer Seite
mitgeteilt worden sind. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach,
welche Anstrengungen von russischer Seite unternommen werden, um die
Tat aufzuklären.

 * 
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BUNDESTAG/9237: Heute im Bundestag Nr. 1387 - 10.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1387

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Abschuss von Wölfen

2. Einstufung sicherer Herkunftsstaaten

3. Hilfe für Flüchtlinge in Libyen

4. WWF: Bericht im Februar erwartet

5. Austausch von Willenserklärungen

6. Rechtsextremismus und Hasskriminalität



1. Abschuss von Wölfen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Erweiterte Ausnahmeregelungen beim Naturschutz zum
Abschuss von Wölfen, wie sie die Bundesregierung plant, sind von
Sachverständigen teils begrüßt, teils mit erheblichen vor allem
juristischen Bedenken versehen worden. Es ging im Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit um den Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes
(19/10899).

Bei der öffentlichen Anhörung unter Vorsitz von Hubertus Zdebel (Die
Linke) befand Kay Ruge vom Deutschen Landkreistag, der Gesetzentwurf
weise in die richtige Richtung. Es lägen Resolutionen von Kreistagen
vor, die parteiübergreifend ein striktes Vorgehen gegen den Wolf
ausdrücklich einforderten. Für die Wiederbesiedlung durch den Wolf sei
eine ausreichend große Akzeptanz der Bevölkerung unabdingbar. Das
gelte besonders für die Nutztierhalter.

Stefan Völl (Vereinigung Deutscher Landesschafzuchtverbände) stellte
fest, die Rückkehr des Wolfes erfolge vor allem zu Lasten der
Schafhalter. Der Schutz der Tiere erfordere einen enormen finanziellen
und arbeitswirtschaftlichen Aufwand. Es müsse einen Rechtsanspruch zur
vollen Erstattung aller mit der Wolfsbesiedlung verbundenen Maßnahmen
geben. Der Gesetzentwurf stelle eine Minimallösung dar.

Michael Schneider, Sachverständiger für Raubtierfragen bei der
Regierung der schwedischen Provinz Västerbotten, sagte, obwohl der
Wolf die geringste Population der Raubtiere stelle, finde er das
größte öffentliche Echo. Er verwies auf eine Reihe von Bedingungen,
die erfüllt sein müssen, bevor ein Wolf getötet werden darf.

Für Friedrich von Massow vom Deutschen Jagdverband sind die geplanten
Gesetzesänderungen ein wichtiger, wenn auch nur erster Schritt hin zu
einem Wolfsmanagement, das den Bedürfnissen der Betroffenen dient,
ohne die berechtigten Belange des Artenschutzes zu vernachlässigen.
Seit der Wiederansiedlung des Wolfes in Deutschland hätten die
Konflikte in erheblichem Maße zugenommen. Der Bestand wachse mit mehr
als 30 Prozent pro Jahr. Die Schäden durch Nutztierrisse nähmen in
ähnlichem Umfang zu.

Dem Rechtsanwalt Professor Martin Gellermann erschloss sich nicht,
warum künftig im Gesetz auf "ernste" statt bisher "erhebliche" Schäden
abgehoben werden solle. Eine inhaltliche Änderung gehe mit dem
Austausch der Begrifflichkeiten nicht einher. Die Erweiterung des
Ausnahmegrundes beträfe sämtliche besonders geschützte Tierarten wie
Luchs, Wanderfalke oder Fischadler, wann immer sie hinreichend
gewichtige Schäden im Bereich eines freizeit- oder hobbymäßigen
Betätigungsfeldes verursachen.

Die Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz, Professor Beate
Jessel, sah in der geplanten Gesetzesänderung einen Beitrag zu einem
unions- und verfassungskonformen Ausgleich zwischen Artenschutz
einerseits und den Interessen insbesondere der Nutztierhalter
andererseits. Bund und Länder müssten Weidetierhalter beim Schutz
ihrer Tiere vor dem Wolf unterstützen und dies finanziell auskömmlich
fördern.

Wernher Gerhards vom Verein Sicherheit und Artenschutz beschrieb den
Wolf als Verursacher von ernsthaften Schäden, etwa auch Tierseuchen.
Deshalb sei sofortiges politisches Handeln vonnöten. Er verwies
darauf, dass laut Bundesnaturschutzgesetz Wölfe bei Dunkelheit in
Ortslagen als normales Lebensrisiko hinzunehmen seien. Er hielt
dagegen, dass etwa Kinder im Winter in Dunkelheit auf den Schulbus
warteten.

Gregor Beyer (Forum Natur Brandenburg) kritisierte, dass es in dem
Gesetzesvorhaben unterlassen werde, den neuen Rechtsbegriff
"ernsthafte Schäden" auch nur ansatzweise näher zu definieren. Weder
sei beabsichtigt, eine Positiv- oder Negativliste einzuführen, noch
würden ergänzende Hinweise gegeben, die die spätere Auslegung des
gesetzgeberischen Willens für die rechtlich wie praktisch Betroffenen
möglich mache. Der Gesetzentwurf sei nicht mit der Wolfswirklichkeit
kompatibel.

Laut Christina Patt von der Deutschen Juristischen Gesellschaft für
Tierschutzrecht verstößt der Gesetzentwurf gegen geltendes EU-Recht.
Auch werde mit ihm nicht das Ziel erreicht, die Rechtssicherheit bei
der Erteilung von Ausnahmen von artenschutzrechtlichen Zugangsverboten
zu erhöhen. Ziel müsse es sein, die bereits bestehende
Ausnahmemöglichkeit rechtssicher auszugestalten und nicht rechtswidrig
auszuweiten.

Rechtsanwalt Peter Kremer ging auf die beabsichtigte Ausweitung auf
Schäden nicht-wirtschaftlicher Art ein. Damit sollten auch Schäden von
Hobby-Tierhaltern erfasst werden. Tatsächlich enthalte der
Gesetzentwurf überhaupt keine Beschränkungen. Jeder ernste Schaden
würde die Ausnahmefähigkeit begründen können. Mit Unionsrecht sei die
vorgesehene Ausweitung unvereinbar.

 * 

2. Einstufung sicherer Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Ein asylrechtlicher Antrag der FDP-Fraktion für ein
"geregeltes Verfahren zur Einstufung sicherer Herkunftsstaaten"
(19/8267) ist in einer Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat
auf überwiegende Skepsis der Sachverständigen gestoßen. In der
öffentlichen Sitzung am Montag wurden Zweifel laut, ob die Erklärung
eines Landes zum sicheren Herkunftsstaat an sich schon eine
nennenswerte Entlastung der deutschen Behörden mit sich bringe, und ob
der Prozentsatz anerkannter Asylbewerber aus einem bestimmten Land
einen tauglichen Maßstab für die Bewertung der dortigen
Menschenrechtslage darstellt. Nach Ansicht der Liberalen besteht eine
Anfangsvermutung, dass Staaten als sicher gelten können, wenn
Asylanträge ihrer Bürger seit mindestens fünf Jahren oder im
Durchschnitt der letzten zehn Jahre zu weniger als fünf Prozent
erfolgreich sind.

Für das UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge (UNHCR) machte der Leiter
der Rechtsabteilung der deutschen Sektion, Roland Bank, Zweifel
geltend, ob die Einstufung eines Landes als sicher geeignet sei,
Asylverfahren wesentlich zu beschleunigen. Die "potentielle
Ökonomisierung" im Arbeitsablauf des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) sei doch als "eher gering" einzuschätzen.
Schließlich ändere nach geltender Rechtslage eine solche Einstufung
nichts an der "besonderen Sorgfaltspflicht", Asylanträge in jedem
Einzelfall zu prüfen.

Die Frage sei auch, nach welchen Kriterien die Sicherheitslage in
einem Land zu bewerten sei. Hier gebe es nach wie vor eine Divergenz
zwischen dem deutschen und dem diesem mittlerweile übergeordneten
europäischen Recht. Während das deutsche Recht auf politische
Verfolgung durch staatliche Instanzen abhebe, lege das europäische
einen wesentlich weiter gefassten Verfolgungsbegriff zugrunde. In
diesem Zusammenhang mahnte Bank eine Angleichung des deutschen
Asylverfahrensgesetzes an europäische Kriterien als überfällig an.
Dadurch würde sich nicht nur formal, sondern auch "inhaltlich sehr
deutlich etwas ändern an den Bewertungsmaßstäben".

Winfried Kluth, Professor für Öffentliches Recht an der Universität
Halle-Wittenberg, kritisierte die nach seiner Einschätzung herrschende
Intransparenz und "extreme Beliebigkeit" der Entscheidungsgrundlagen.
"Ich kenne kein anderes Gebiet des Verwaltungsrechts mit so starken
Defiziten", sagte Kluth. Er empfahl, die Beurteilung der
Herkunftsländer von Asylbewerbern in die Hände eines unabhängigen
Fachleutegremiums zu geben. Eine solche "Systemumstellung" werde mehr
Akzeptanz erzeugen als das derzeitige Verfahren, in dem die
Anerkennung sicherer Herkunftstaaten allzu oft als Gegenstand eines
Kuhhandels im Bundesrat erscheine.

Gerald Knaus, Leiter der Europäische Stabilitätsinitiative, einer in
Berlin ansässigen Denkfabrik, die sich schwerpunktmäßig mit den
Balkanländern befasst, widersprach dem Eindruck, dass die Einstufung
eines Herkunftstaates als sicher die Zahl der von dort kommenden
Asylbewerber automatisch sinken lasse. So seien die Bewerberzahlen aus
den Ländern des Westbalkan nicht schon mit deren heftig umstrittener
Einstufung als "sicher", sondern erst in Folge des
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes, verbunden mit der Eröffnung
legaler Zugangswege zum deutschen Arbeitsmarkt, gesunken.
Wirtschaftlich motivierte Asylbewerber suchten sich jene Zielländer
aus, wo die Verfahren lange dauerten und in der Zwischenzeit die
Sozialleistungen hoch seien. Entscheidend für die Verringerung der
Bewerberzahlen sei daher die Beschleunigung der Verfahren.

Die Vertreterin des BAMF, Ursula Gräfin Praschma, verwies auf ein
Experiment ihrer Behörde zur Begründung ihrer Zweifel, ob der Vorstoß
der Liberalen zielführend sei. Dabei seien 26 Herkunftsstaaten mit im
Sinne des FDP-Antrages geringen Anerkennungsquoten einer Prüfung
unterzogen worden. In den allermeisten Fällen seien indes die
"Rahmenbedingungen" für eine Anerkennung als "sicher" nicht erfüllt
gewesen: "Eine niedrige Schutzquote kann ein Indiz sein, aber das
allein genügt nicht." Ähnlich äußerte sich der Konstanzer
Europarechtler Daniel Thym. Er bewertete den FDP-Vorschlag als
"gangbare Lösung", machte aber geltend, dass in jedem Einzelfall eine
"qualitative Betrachtung inhaltlicher Kriterien" vorrangig sei.

 * 

3. Hilfe für Flüchtlinge in Libyen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung setzt sich nach eigenen Angaben
seit Beginn des Konfliktes in Libyen für eine Verbesserung der Lage
der Flüchtlinge und Migranten in Libyen ein. Deshalb unterstütze sie
gemeinsam mit der Europäischen Union das Engagement des
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) und der
Internationalen Organisation für Migration in Libyen, betont sie in
einer Antwort (19/15532) auf eine Kleine Anfrage (19/15008) der
AfD-Fraktion. Von den Abgeordneten nach Vorschlägen für einen
gemeinsamen Rettungseinsatz von Vereinten Nationen und EU in Libyen
sowie einer neuen EU-Mittelmeer-Mission gefragt, schreibt sie, "zu
laufenden und möglichen Maßnahmen" befinde sie sich in ständigem
Dialog mit ihren europäischen und internationalen Partnern. Die neue
Präsidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen, habe zudem
kürzlich angekündigt, dass ihre Kommission beabsichtige, in der ersten
Jahreshälfte 2020 einen Vorschlag für einen EU-Migrationspakt
vorzulegen. Hierzu wolle sie sich mit den Mitgliedstaaten beraten.

Nach Kenntnissen der Bundesregierung befinden sich mit Stand Ende
Oktober 2019 zirka 4.600 Flüchtlinge und Migranten in staatlichen
"Detention Centers". Sie unterstütze von Niger aus den vom UNHCR
eingerichteten Evakuierungsmechanismus (Emergency Transit Mechanism,
ETM) für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge aus Libyen. Darüber
habe Deutschland in einem ersten Verfahren 288 Personen, deren
besondere Schutzbedürftigkeit im Einzelfall geprüft worden sei, auf
Grundlage von § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes ("Resettlement")
Schutz gewährt. Im Mai 2019 habe die Bundeskanzlerin die Aufnahme von
bis zu 300 weiteren Personen über den ETM Niger zugesagt. Die
Vorbereitungen dafür liefen, schreibt die Bundesregierung. Die
Aufnahmen sollten nach Abschluss der notwendigen Vorbereitungen ab
Anfang 2020 erfolgen.

 * 

4. WWF: Bericht im Februar erwartet

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
beauftragten Untersuchungen der Vorwürfe gegen den World Wide Fund for
Nature wegen Vorfällen im Salonga-Nationalpark in der Demokratischen
Republik Kongo werden nach Angaben der Bundesregierung durch das
Deutsche Institut für Menschenrechte unabhängig begleitet und sollen
bis spätestens Februar 2020 abgeschlossen sein. Im Anschluss werde die
KfW die Öffentlichkeit über die Ergebnisse und die Schlussfolgerungen
informieren, betont sie in einer Antwort (19/14667) auf eine erneute
Kleine Anfrage (19/13862) der AfD-Fraktion zum Thema.

Dem WWF beziehungsweise seinen Partnerorganisationen wird vorgeworfen,
im Salonga-Nationalpark Wildhüter unterstützt zu haben, die Wilderer
sowie Ortsansässige gefoltert, vergewaltigt und ermordet haben sollen.
Daraufhin seien unter anderem vom WWF beantragte Mittel für den
Salonga-Nationalpark in Höhe von rund 70.000 Euro bislang nicht
ausgezahlt worden.

Laut Bundesregierung unterliegen Art, Umfang und Beschaffung der
Bewaffnung dort, wo Parkpersonal in im Rahmen der deutschen EZ
geförderten Schutzgebiete bewaffnet sei, den jeweiligen gesetzlichen
Bestimmungen der Partnerländer. Daten würden nicht systematisch
erhoben. Im Rahmen der Umsetzung von Schutzgebietsvorhaben würden die
Partnerbehörden jedoch dafür sensibilisiert, dass der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit zu wahren sei und eine mögliche Bewaffnung unter
Berücksichtigung der Bedrohungslage angemessen sein müsse.

Weiter führt die Bundesregierung aus, die Umsetzung von
Schutzgebietsvorhaben der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
finde teils in Regionen statt, die durch eine "volatile
Sicherheitslage, instabile politische und sich verschlechternde
sozioökonomische Rahmenbedingungen für die Bevölkerung" geprägt seien.
Sie unterstütze daher lokale Partnerbehörden und Parkverwaltungen im
Rahmen der EZ bei der Einführung und Umsetzung professioneller
Managementstandards.

 * 

5. Austausch von Willenserklärungen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat bisher keine Veranlassung
für eine Evaluierung der Wirkung und des Nutzens des Paragrafen 126a
des Bürgerlichen Gesetzbuches (Elektronische Form) hinsichtlich der
praktischen Anwendung und Bedeutung gesehen. Das geht aus ihrer
Antwort (19/15559) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15010)
zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf den Rechtsstatus
versendeter Willenserklärungen und Urkunden hervor. Die
Bundesregierung habe keinen Überblick darüber, wie häufig
qualifizierte elektronische Signaturen im Privatrechtsverkehr genutzt
werden, insbesondere auch zur Erfüllung der elektronischen Form nach
Paragraf126a.

Weiter schreibt die Bundesregierung, es sei Sache der Teilnehmer am
Privatrechtsverkehr, die Chancen der Digitalisierung für den Austausch
ihrer Willenserklärungen zu nutzen. Der im Privatrecht geltende
Grundsatz der Formfreiheit ermögliche dies auch in sehr weitem Umfang.
Soweit gesetzliche Formvorschriften bestünden, könnten diese
überwiegend auch im elektronischen Rechtsverkehr erfüllt werden. Die
Bundesregierung sehe derzeit keinen Änderungsbedarf bei den Regelungen
über den Austausch von Willenserklärungen, da die Regelungen über die
Abgabe und den Zugang von Willenserklärungen technikneutral gestaltet
seien und den Einsatz neuer Übermittlungstechniken nicht hinderten.

 * 

6. Rechtsextremismus und Hasskriminalität

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Das vom Bundeskabinett beschlossene Maßnahmenpaket
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität ist
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15595). Die
Fragesteller wollen unter anderem wissen, wieso sich die
Bundesregierung dafür entschieden hat, die Identifizierung
rechtswidriger Inhalte an die Telemediendiensteanbieter zu übertragen
und diese Aufgabe nicht im Wesentlichen bei den Ermittlungsbehörden zu
belassen. Daran anschließend fragen sie, inwiefern die Bundesregierung
der Auffassung ist, dass Telemediendiensteanbieter in der Lage sind,
potentiell rechtswidrige Inhalte in der Gesamtmenge der Inhalte
proaktiv zu entdecken und beurteilen zu können, ob Inhalte
rechtswidrig sind oder nicht, und wie sie die Möglichkeit bewertet,
dass nicht rechtswidrige Inhalte an die neu zu errichtende
Zentralstelle des Bundeskriminalamts gemeldet werden. Weiter fragen
sie, für welche weiteren Dienste die Bundesregierung zu prüfen plant,
ob über die derzeit im Netzwerkdurchsetzungsgesetzes erfassten
sozialen Netzwerke hinaus Handlungsbedarf besteht und inwiefern sie
die Regelungen des Strafgesetzbuches mit Bezug zur Hasskriminalität
ergänzen möchte.

 * 
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INNEN/4816: Einrichtung jüdischer Militärseelsorge ist wichtiges Signal


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Dezember 2019

RUPPERT: Einrichtung jüdischer Militärseelsorge ist wichtiges
Signal



Zum Kabinettsbeschluss zum Staatsvertrag über jüdische
Militärseelsorge erklärt der religionspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die geplante Einrichtung einer jüdischen Militärseelsorge in der
Bundeswehr ist ein wichtiges Signal. Denn die religiöse Betreuung von
Soldatinnen und Soldaten in der Bundeswehr muss einen hohen
Stellenwert haben. Wir haben den Zentralrat der Juden bei diesem
Anliegen stets unterstützt, da jüdische Rekruten bereits viel zu
lange keine Ansprechstelle für religionsgesetzliche Angelegenheiten
im militärischen Kontext hatten. Militärrabbiner leisten in den
meisten anderen westlichen Armeen hingegen schon seit geraumer Zeit
ihren Dienst. Der Staatsvertrag ist zwar ein verspätetes, aber
dennoch klares und starkes Zeichen der Gleichstellung der jüdischen
Gemeinschaft in Deutschland. Wichtig ist, dass auch für andere
Religionsgemeinschaften zeitnah entsprechende Ansprechstellen in der
Bundeswehr geschaffen werden."

 * 
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INNEN/4815: Die Sozialdemokraten wollen einen Elefanten durchs Nadelöhr schieben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Dezember 2019

BUSCHMANN-Statement: Die Sozialdemokraten wollen einen Elefanten
durchs Nadelöhr schieben



Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco
Buschmann gab vor der Fraktionssitzung das folgende Statement ab:

"Herzlich willkommen in Sitzungswoche Nummer eins nach dem
SPD-Bundesparteitag, der uns ja einen Aufbruch 'in die neue Zeit'
verkauft hat. Herausgekommen ist das Gegenteil, nämlich
machtpolitisch ein bloßes 'Weiter so' in der Großen Koalition und
programmatisch, noch viel wichtiger, nichts anderes als Folklore aus
dem sozialdemokratischen Archiv. Ich sage nur Vermögenssteuer,
Übertragung des Berliner Mietendeckels auf den Rest der Republik und
die Aufweichung der schwarzen Null. [...] Letzteres passt überhaupt
nicht in die 'neue Zeit'. Denn die Begründung, dass wir
Investitionsbremsen lösen müssen, klingt auf den ersten Blick
plausibel. Auch wir sind dafür, dass in Bildung, in Infrastruktur
investiert wird. Nur wenn man sich die Wirklichkeit anschaut, dann
ist die größte Investitionsbremse im Moment ja kein Mangel an Geld.
Milliardenschwere Ausgabenreste bei Bund und Ländern [...] belegen,
dass es kein Mangel an Geld ist, sondern im Wesentlichen liegt es
auch an komplizierten, langwierigen bürokratischen Ausschreibungen
und Genehmigungsverfahren. Das ist das Nadelöhr, durch das die
Investitionen nicht durchkommen. Und nachdem das Kamel nicht durchs
Nadelöhr kommt, wollen jetzt die Sozialdemokraten einen Elefanten
hinterherschieben. Das wird nicht funktionieren. [...]

In diese Linie passt übrigens auch der große Aufschlag der Großen
Koalition im Bereich der sogenannten Transaktionssteuer. Das ist ja
sozusagen eine Mogelpackung, denn in der 'neuen Zeit', um die es ja
gehen soll, sind wir ja im Zeitalter der 'drei Ns' angelangt: der
Niedrigzinsen, der Nullzinsen und der Negativzinsen. Und wer in einer
solchen Zeit Aktiensparern das Leben schwer macht, macht nichts
anderes, als eine Vorsorgesteuer auf den Weg zu bringen. [...] Nach
allem, was wir bislang wissen [...] wird diese falsche Idee übrigens
auch noch besonders verrückt ausgestaltet. Denn natürlich hat auch
der Finanzminister gemerkt, dass es in Europa so etwas wie
Kapitalverkehrsfreiheit gibt. Und vermutlich ist das der Grund, warum
jetzt ausgerechnet die Aktienanlage in große deutsche Unternehmen
besteuert werden soll, die Aktienanlage aber in kleine, unbekannte
Unternehmen in Australien oder China nicht. Das ist natürlich völlig
irre. [...] Passt aber alles in die Linie der sozialdemokratischen
Mottenkiste und deshalb haben wir für diese Plenarwoche eine aktuelle
Stunde zur gesamten Haushalts- und Finanzpolitik der Großen Koalition
beantragt, weil wir wissen wollen, wohin die Reise geht: in Richtung
Archiv oder tatsächlich in Richtung einer Haushalts- und
Finanzpolitik, die in der Zeit zu Hause ist, in der wir leben.

Kurz noch ein Satz zum Vermittlungsausschuss. Der beschäftigt sich ja
im Moment mit dem Klimapaket der Großen Koalition. Es gibt dort
ernsthaft Versuche, dieses Paket ein Stück weit so auseinander zu
ziehen, dass aus einem schlechten Paket ein noch schlechteres wird.
Was meine ich damit? Das Klimapaket der Großen Koalition ist in
seiner Wirksamkeit zweifelhaft und nur eines ist sicher, dass es
nämlich besonders teuer ist. Deshalb ist es verbunden worden auch mit
Entlastungsmaßnahmen. Und jetzt wird der Versuch unternommen, die
stärkste Entlastungsmaßnahme, nämlich die Veränderung bei der
Pendlerpauschale, aus diesem Paket herauszuoperieren. Dadurch bekäme
dieses schlechte Paket noch eine besonders starke soziale Unwucht und
würde dazu führen, dass es in der Bevölkerung überhaupt keine
Akzeptanz mehr für den Klimaschutz geben würde. Das halten wir für
ein völlig falsches Signal. [...]

Darüber hinaus machen wir noch eine ganze Reihe von Anregungen, um in
der 'neuen Zeit', über die so gerne gesprochen wird, anzukommen.
[...] Insbesondere junge Menschen auch mit guten, mit zum Teil sehr
hervorragenden Qualifikationen suchen gerne den Weg in die
Selbstständigkeit als Freelancer. Denen wird das Leben zurzeit enorm
schwer gemacht im Bereich des Sozialversicherungsrechts, im Bereich
des Arbeitsrechts. [...] Und deshalb wollen wir an die Stelle von
komplizierter, unberechenbarer Bürokratie klare Positivkriterien
setzen, an denen man erkennen kann, ob ein Beschäftigungsverhältnis
in jedem Fall nicht scheinselbstständig, sondern echte
Selbstständigkeit ist, um Planungssicherheit sowohl für die Menschen,
die selbstständig arbeiten wollen, zu schaffen wie auch deren Kunden,
über den ansonsten das Damoklesschwert schwebt, dass sie über Jahre
Sozialversicherungsbeiträge beispielsweise nachzahlen müssen. [...]

Zweites Beispiel, um in der 'neuen Zeit' anzukommen: Weg vom Papier.
Deshalb ist es geradezu ein Schildbürgerstreich, dass im Rahmen des
Steuerrechts beispielsweise das Bäckerhandwerk demnächst verpflichtet
werden soll, bei jeder einzelnen Schrippe, die es verkauft, einen Bon
auszureichen. Das ist nicht nur teuer, sondern natürlich auch
ökologisch totaler Unsinn. Und deshalb werden wir diese Woche ein
Änderungsgesetzentwurf einbringen, der diesen Schildbürgerstreich zu
verhindern helfen wird. Und ich kann nur hoffen, dass die Große
Koalition sich dieses Vorschlags annimmt. [...]

Die Ergebnisse der PISA-Studie haben gezeigt: Wir müssen uns
anstrengen. Wir brauchen eine nationale Kraftanstrengung insgesamt,
hier besser zu werden, damit wir im internationalen
Bildungswettbewerb nicht abgehängt werden. Da ist es natürlich ein
Rückschlag, wenn das grüne Baden-Württemberg und das schwarze Bayern
weiterhin in einem Kirchturmdenken verbleiben. Sie alle wissen, dass
die Idee eines Nationalen Bildungsrates dort abgelehnt wurde. Wir
legen deshalb diese Woche ein PISA-Aktionsprogramm vor mit weiteren
Ideen, wie wir die Bildungsstandards, die Bildungsqualität in
Deutschland verbessern können. Nur zwei Beispiele: indem wir
insgesamt deutschlandweite Mindeststandards etablieren und indem sich
der Bund auch stärker finanziell engagiert. Die Möglichkeiten dafür
haben wir durch die Verfassungsänderung, an der die FDP auch
mitgewirkt hat, geschaffen. [...]"

 * 
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RECHT/935: Finanzhilfe sind Schuldeingeständnis der Bundesregierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Dezember 2019

THEURER-Statement: Finanzhilfe sind Schuldeingeständnis der
Bundesregierung



Zu den Finanzhilfen für Thomas-Cook-Kunden erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Dass der Steuerzahler jetzt einspringen muss, ist ein
Schuldeingeständnis der Bundesregierung. Es scheint, dass die
Bundesregierung EU-Gesetzgebung mangelhaft umgesetzt hat. Die Einheit
von Handeln und Haften muss in der sozialen Marktwirtschaft
gewährleistet sein. Es kann nicht sein, dass die Gewinne von
Konzernen privatisiert, aber die Verluste dann verstaatlicht werden.
Und deshalb fordern wir die Bundesregierung auf: Sollte sie einen
Fehler bei der EU-Gesetzgebung gemacht haben, diesen umgehend zu
korrigieren. Die Haftungsobergrenze, die dazu führt, dass
Großkonzerne geringere Versicherungsprämien bezahlen und in Risiken
einsteigen, muss dringend angehoben werden. Weil es nicht sein kann,
dass kleine Reiseanbieter voll ihre Kunden versichern müssen und
Großkonzerne nur bis zu einer Haftungsobergrenze. Man kann jetzt
sehen, dass das zu einer Fehlentwicklung führt, die am Ende der
Steuerzahler, also wir alle, bezahlen muss. Und das sehen wir als
FDP-Fraktion sehr kritisch."

 * 
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WIRTSCHAFT/3091: Klimaschutz wird nur mit marktwirtschaftlichen Instrumenten und neuen Technologien gelingen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Dezember 2019

KÖHLER: Klimaschutz wird nur mit marktwirtschaftlichen
Instrumenten und neuen Technologien gelingen



Zum Green Deal der EU-Kommission erklärt der klimapolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Der Green Deal geht in die richtige Richtung, denn effektiver
Klimaschutz wird nur mit marktwirtschaftlichen Instrumenten und neuen
Technologien gelingen. Deshalb ist es gut, dass die Aufnahme weiterer
Sektoren in den EU-Emissionshandel geprüft werden soll. Dafür wirbt
die FDP-Fraktion schon lange. Nur mit einem strikten CO2-Limit im
Emissionshandel werden die Klimaziele garantiert erreicht. Bei den
neuen Klimazielen muss sichergestellt sein, dass sie realistisch zu
erreichen sind. Sowohl die Menschen als auch die Wirtschaft dürfen
dabei nicht auf der Strecke bleiben. Die FDP-Fraktion fordert daher,
höhere Klimaziele auch durch die Kooperation mit anderen Ländern und
Regionen weltweit zu erreichen. Wichtig ist zudem, dass die
EU-Kommission nun auch ein schlüssiges Finanzierungskonzept vorlegt.
Sonst sind Enttäuschungen vorprogrammiert."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1158: Finanzhilfen zur Realisierung der Vertretung des Landes bei der Expo 2020 in Dubai (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 111/2019

Sondersitzung wegen Weltausstellung:

Wirtschaftsausschuss beschließt Finanzhilfen zur Realisierung der
Vertretung des Landes bei der Expo 2020 in Dubai



Stuttgart. Baden-Württemberg wird auf der kommenden Weltausstellung,
kurz Expo, in Dubai als einziges Bundesland mit einem eigenen Pavillon
vertreten sein. "Die kalkulierten Gesamtkosten für das Projekt liegen
bei rund 13,33 Millionen Euro", erklärte Dr. Erik Schweickert
(FDP/DVP), der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und
Wohnungsbau. Die Mitglieder des Ausschusses beschlossen in der
Sondersitzung am Mittwoch, 11. Dezember 2019, mehrheitlich bei
Gegenstimmen der SPD, dass das Land Baden-Württemberg den Bau und
Betrieb des Baden-Württemberg Hauses mit Finanzhilfen in Höhe von bis
zu 8,446 Millionen Euro unterstützen soll. Weitere 2,8 Millionen Euro,
die die Landesausstellung kosten soll, wird das Land in jedem Fall
tragen; diesem Antrag stimmte der Ausschuss einstimmig zu. Der
Ausschussvorsitzende Dr. Schweickert hätte sich jedoch eine frühere
Beteiligung des Wirtschaftsausschusses an den Diskussionen über die
Finanzierung der Expo gewünscht.

Wie Dr. Schweickert erklärte, hätten die Ingenieurskammer
Baden-Württemberg, das Fraunhofer IAO und die FWTM Freiburg (Freiburg
Wirtschaft, Tourismus, Messe) bereits im November 2018 den Zuschlag
erhalten, sich an der Weltausstellung in Dubai zu beteiligen. Dem
Ausschussvorsitzenden zufolge handle es sich bei dieser Initiative um
eine große Chance für baden-württembergische Unternehmen, ihre
internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu fördern. Es sei daher
geplant gewesen, dass die Projektgesellschaft Sponsoren für die
Finanzierung gewinnen solle. Diese Unterstützung sei bisher jedoch nur
sehr schleppend angelaufen, weswegen der Ausschuss intensiv und
kritisch diskutiert habe. Dr. Schweickert fasste die Kritikpunkte der
Ausschussdiskussion dahingehend zusammen, dass von der
Regierungsspitze in Person von Herrn Ministerpräsident Kretschmann das
Projekt hatte früher und intensiver unterstützt werden müssen. "Nun
sind alle, die Parlamentarier im Landtag, aber insbesondere auch die
Landesregierung und der Ministerpräsident aufgefordert für eine
weitere Beteiligung der Wirtschaft zu werben, das Projekt tatkräftig
zu unterstützen und somit dafür zu sorgen, dass damit dieses Projekt
noch zu einem Erfolg aus der Wirtschaft für die Wirtschaft wird.",
betont Dr. Schweickert mit Blick auf die wenigen verbleibenden Monate,
bis im Oktober 2020 die Expo ihre Tore öffnen wird.

Im Rahmen der Beratungen über den Doppelhaushalt 2020/21 hatten die
Regierungsfraktionen Grüne und CDU im Finanzausschuss beantragt, die
Fehlbetragsfinanzierung des Landes für das "Baden-Württemberg-Haus"
auf der Expo 2020 in Dubai aufzustocken. Anstelle von ursprünglich
vorgesehenen 5,8 Millionen solle sich das Land nun mit maximal 11,246
Millionen Euro beteiligen. Die zuständige Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau, Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, habe aber
betont, es handle sich dabei um eine Art Zwischenfinanzierung. Man
halte auch weiterhin an dem Plan fest, dass die hiesige Wirtschaft mit
Spendengeldern den Bau und den Betrieb des Baden-Württemberg-Hauses
finanziert. Mit dieser Absicherung wolle man lediglich mehr Zeit
verschaffen, um weitere Sponsoren zu gewinnen. Das Ministerium habe
sich optimistisch gezeigt, dass dies möglich sei.

Der Entscheidung des Finanzausschusses, mehr Geld bereitzustellen,
schloss sich der Wirtschaftsausschuss mit seinem Beschluss, die
Finanzhilfen zu bewilligen, nun an. "Die Erhöhung des Betrags erschien
der Mehrheit des Ausschusses wichtig, um die Gesamtfinanzierung des
Projekts so abzusichern", begründete Dr. Schweickert die Entscheidung
des Wirtschaftsausschusses.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1157: Erinnerungsarbeit muß auch Trauma-Folgen der Kriegskinder betrachten (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 110/2019

100 Jahre Volksbund Kriegsgräberfürsorge

Präsidentin Aras: Erinnerungsarbeit muss auch Trauma-Folgen der
Kriegskinder betrachten



Stuttgart - Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) fordert, in der
Gedenkarbeit auch die psychischen Langzeitfolgen von Kriegen in den
Blick zu nehmen. "Die Wissenschaft gibt uns eindeutige Hinweise:
Traumata werden vererbt, auch die Enkel-Generation ist mittelbar
geprägt durch die Kriegs- und Folgeerlebnisse ihrer Eltern und
Großeltern", sagte sie in ihrem Grußwort aus Anlass des 100.
Jahrestages des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. Die
zentrale Festveranstaltung mit rund 400 Gästen, mitgestaltet von
Schülerinnen und Schülern, fand im Landtag von Baden-Württemberg
statt. Als Vorsitzender des Volksbund-Landesverbandes sprach
Justizminister Guido Wolf (CDU), den Festvortrag hielt der Historiker
Gerd Krumeich über "Das Trauma der Niederlage und die Schwierigkeit
des Gedenkens".

Landtagspräsidentin Aras dankte dem Volksbund für seine "unermüdliche
Recherchearbeit" sowie den 300 000 aktiven Förderern und mehr als
einer Million Spendern für ihre Unterstützung. Der Dokumentarfilmer
Sebastian Heinzel, Jahrgang 1979, habe im Film ("Der Krieg in mir")
eindrücklich herausgearbeitet, wie das Schweigen über das Erlebte
nachwirke. Aktuelle Forschung belege, wie die Kriegskindergeneration
nicht aufgearbeitete Traumata, etwa durch auseinandergerissene
Familien, Vertreibung oder Bombardement, häufig weitergegeben habe.
Die Generation der so genannten Kriegsenkel sei indirekt, aber
manchmal folgenschwer geprägt durch die Erlebnisse der Eltern und
Großeltern. Die Präsidentin plädierte deshalb dafür, sich im Rahmen
künftiger Gedenkarbeit auch verstärkt mit dem seelischen Erbe aus zwei
Weltkriegen zu befassen. "Die Forschung über die Vererbung von
Traumata kann uns helfen, unsere Gesellschaft besser zu verstehen", so
Aras' Schlussfolgerung. Die Beschäftigung damit könne zudem ein
Türöffner sein zu Menschen, die nach dem Krieg nach Deutschland
 gekommen seien: "In den Lebensgeschichten von Menschen mit
Migrationserfahrung gibt es viele Berührungspunkte zu dem, was auch
Kinder von Kriegsteilnehmern und deren Enkel erlebt haben."

Schülerinnen und Schüler des Strombergs-Gymnasiums Vaihingen/Enz
präsentierten im Rahmen der Feststunde ihr Projekt "Friedensreise ins
Elsass".
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HAMBURG/4974: Ohne Zähne kein BiSS - Sprachförderung muss Wirkung zeigen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Dezember 2019

Ohne Zähne kein BiSS - Sprachförderung muss Wirkung zeigen!



Heute stellte Schulsenator Ties Rabe eine Reihe von Maßnahmen zur
Sprachförderung von Hamburger Schüler_innen vor. Kern sind erhöhte
Stunden von Leseeinheiten, mindestens drei, maximal fünf 20-minütige
Lesezeiten pro Woche an 50 ausgewählten Grundschulen.

"In diesem Programm werden nur Fördermaßnahmen fortgeschrieben, die
bisher Versuchscharakter hatten", kritisiert Sabine Boeddinghaus,
schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Wie so oft dürfen wieder nicht alle Schulen in den
Genuss der Förderung kommen. Dabei ist der Bedarf riesig, wie auch der
Senat zwischen den Zeilen einräumt." Boeddinghaus unterstreicht die
Forderung aus der Fachdebatte, dass inklusive Sprachförderung in Kita
und Grundschule ansetzen muss, mindestens in allen Schulstandorten mit
Sozialindex 1 bis 3. "Es ist ebenfalls nicht neu, dass viel gewonnen
wäre, wenn die Lehrer_innenstellen hundertprozentig besetzt wären und
wenn die Lehrkräfte Entlastung, Zeit und die nötigen Ressourcen
vorfänden, um ihre Schüler_innen angemessen zu fördern", schließt
Boeddinghaus.
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HAMBURG/4973: Hausdurchsuchung in Hamburg - Verlängerter Arm Erdogans (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Dezember 2019

Hausdurchsuchung in Hamburg: Verlängerter Arm Erdogans



Heute führte die Polizei Hamburg eine Hausdurchsuchung bei einer
Hamburgerin durch. Der Betroffenen wird vorgeworfen, die Fotographie
eines Plakates auf Twitter veröffentlicht zu haben, die neben dem in
der Türkei gefallenen Internationalisten Jakob R. auch das Symbol der
verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK zeigt. Bei der Durchsuchung
wurden elektronische Geräte der Betroffenen beschlagnahmt.

Dazu Christiane Schneider, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Eine Hausdurchsuchung wegen
eines solchen Tweets und in einer Zeit, in der die türkische Armee
gemeinsam mit islamistischen Dschihadisten Krieg gegen das
selbstverwaltete Gebiet Rojava in Syrien führt und ethnische
Säuberungen durchführt, ist völlig unverhältnismäßig. Die
Sicherheitsbehörden machen sich mit diesem Vorgehen zum verlängerten
Arm Erdogans. Handhabe bietet das PKK-Verbot. Dieses Verbot muss
endlich aufgehoben werden."
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HAMBURG/4972: Volksinitiativen zum Wohnungsbau dringend notwendig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Dezember 2019

Volksinitiativen zum Wohnungsbau: Dringend notwendig!



Am kommenden Donnerstag werden zwei neue Volksinitiativen zur
Hamburger Boden- und Baupolitik offiziell vorgestellt. Die
Forderungen: Öffentliche Grundstücke sollen nur noch in Erbpacht
vergeben werden; auf städtischem Grund und Boden soll nur noch
Sozialwohnungsbau entstehen. Doch schon heute tauchen erste Berichte
in den Medien auf, und VNW-Direktor Andreas Breitner verpasst dem
"Mieterverein zu Hamburg" und "Mieter helfen Mietern" eine heftige
Breitseite.

Heike Sudmann, die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der
Linksfraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft, begrüßt die beiden
Volksinitiativen nachdrücklich. "Endlich kommt Fahrt in die Sache,
dass die Stadt Schluss macht mit dem Ausverkauf ihrer Flächen. Gerade
in Zeiten knapper werdender Ressourcen und akuter Wohnungsnot, aber
auch im Hinblick auf die Prognose einer Zwei-Millionen-Metropole, ist
ein großer, ja, wachsender Anteil öffentlicher Flächen für die Stadt
unerlässlich. Nur so kann die Zukunft einer sozial gerechten
Stadtentwicklung abgesichert und die renditeorientierte Explosion der
Bodenpreise überwunden werden." Auch die zweite Volksinitiative trifft
auf Zustimmung der Linksfraktion. "Schließlich gilt es, die immer
weiter aufgehende Schere zwischen dem realen Bestand an
mietpreisgebundenen Sozialwohnungen und den anspruchsberechtigten
Haushalten wieder zu schließen." Zurzeit stehen lediglich 80.000
Sozialwohnungen des 1. Förderweges 368.000 anspruchsberechtigten
Haushalte zur Verfügung. "Nicht zuletzt für 2.000 obdach- und rund
20.000 wohnungslose Menschen muss endlich bezahlbarer Wohnraum her",
so Sudmann.

An Andreas Breitner richtet Heike Sudmann den Appell, die Wohnungsnot
und den Mietenwahnsinn in Hamburg endlich als Problem zehntausender
Mieter_innenhaushalte anzuerkennen, und die nötigen Schritte zu
unterstützen statt immer stärker zu attackieren. "Herr Breitner, Sie
haben einen Auftrag, und der lautet, für bezahlbare Wohnungen zu
sorgen."
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RHEINLAND-PFALZ/5311: Land und Mainzer Unimedizin arbeiten zielorientiert zusammen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.12.2019

Land und Mainzer Unimedizin arbeiten zielorientiert zusammen

CDU-Fraktion enttäuscht durch Ahnungslosigkeit



Zur heutigen Sondersitzung des Wissenschafts- und
Gesundheitsausschusses erklären die gesundheitspolitische Sprecherin
der SPD-Fraktion, Kathrin Anklam-Trapp, der hochschulpolitische
Sprecher Johannes Klomann und der sozialpolitische Sprecher Sven
Teuber:

"Die Ausschussberatungen heute haben klar gezeigt, dass die
Verantwortlichen der Universitätsmedizin und die beteiligten
Ministerien mit hohem Verantwortungsbewusstsein an der Bewältigung der
vielfältigen Herausforderungen arbeiten. Es geht insbesondere darum,
die Interessen der Beschäftigten im Blick zu haben und die Uniklinik
für Patientinnen und Patienten bestmöglich aufzustellen. Es wurde
heute sehr deutlich, dass die Mainzer Uniklinik für die
rheinland-pfälzische Landesregierung eine hohe Priorität hat: So gibt
das Land seit 2019 jährlich 10 Millionen Euro zusätzlich für die
Universitätsmedizin Mainz aus, und es wurden ihr für die anstehenden
Aufgaben einmalig 70 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Sie steht
für exzellente Qualität in Lehre, Forschung und Krankenversorgung."

Anklam-Trapp sagt mit Blick auf die Pflege: "Wir wissen um die hohe
Arbeitsbelastung der Menschen in der Pflege. Mit dem aktuellen
Entlastungstarifvertrag konnte der bestehende Tarifvertrag um
Regelungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen ergänzt werden.
Dies ist ein gutes Ergebnis und darauf können jetzt weitere Schritte
aufbauen. Darüber haben wir uns als SPD-Fraktion im Vorfeld der
Sitzung mit Vertretern der Gewerkschaft Ver.di ausgetauscht."

Klomann ergänzt: "Die UniMed und die Landesregierung sind eng
abgestimmt. Hätte die CDU-Fraktion bei der letzten regulären
Wissenschaftsausschusssitzung zugehört, hätte man sich die Sitzung
heute sparen können. Ich bin Wissenschaftsminister Konrad Wolf
dankbar, dass das Land die Mittel für Baumaßnahmen erheblich
aufgestockt hat. Dies kann ein wesentlicher Baustein für die Zukunft
der Universitätsmedizin Mainz sein."

Enttäuscht zeigte sich der sozialpolitische Sprecher, Sven Teuber,
über die CDU-Fraktion: "Die Sondersitzung hat gezeigt, dass sich die
Oppositionsfraktion nicht ausreichend vor Ort informiert oder eine auf
Politikklamauk abzielende Strategie verfolgt. Tatsachen wurden zum
Teil nicht anerkannt. Fakt ist aber: Die Landesregierung unterstützt
über oben genanntes hinaus die Gesamtsanierung mit einer baulichen
Neuaufstellung (Baumasterplanung). Die Landesregierung wird
kurzfristig ein Standortentwicklungskonzept in Auftrag geben, das eine
Bedarfsplanung für das medizinische Zielkonzept enthalten und eine
Standortempfehlung geben soll. Es wird angestrebt, erste, belastbare
Ergebnisse bis Ende 2020 vorzulegen."
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FINANZEN/1872: Steuerumgehung - Meldepflicht grenzüberschreitender Steuergestaltungen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Steuerumgehung: Meldepflicht grenzüberschreitender Steuergestaltungen



Cansel Kiziltepe, zuständige Berichterstatterin:

Der Finanzausschuss bringt führt eine Meldepflicht für
grenzüberschreitende Steuergestaltungen auf den Weg. Damit können
Finanzverwaltung und Gesetzgeber frühzeitig gegen unerwünschte
Steuerumgehungen vorgehen.

"Durch immer komplexere und grenzüberschreitende
Steuergestaltungsmodelle entziehen sich internationale Konzerne ihrer
Steuerpflicht. Diese Umgehungen sind zwar formal legal. Sie führen
aber zur Erosion der Steuerbasis des Staates, zu
Wettbewerbsverzerrungen zwischen national und international tätigen
Unternehmen und untergraben die Legitimität des Besteuerungssystems.

Mit dem Gesetz führen wir jetzt eine Meldepflicht für
grenzüberschreitende Steuer-gestaltungen ein. Diese Meldungen
versetzen die Finanzverwaltung und den Gesetzgeber frühzeitig in die
Lage, gegen unerwünschte Gestaltungen vorzugehen. Dies ist ein
wichtiger Schritt zur Durchsetzung von mehr Steuergerechtigkeit.

Aus unserer Sicht müssen weitere Schritte folgen. Wir setzen uns vor
allem für die Einführung einer Meldepflicht auch für nationale
Steuergestaltungen ein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3085: Planungssicherheit für die Sportvereine mit Kunstrasenplätzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Sport

Planungssicherheit für die Sportvereine mit Kunstrasenplätzen



Mahmut Özdemir, zuständiger Berichterstatter:

Der Sportausschuss des Deutschen Bundestages fordert, dass Vereine
ihre Kunstrasenplätze weiterhin nutzen können und gleichzeitig die
Forschung und Entwicklung von alternativen Füllstoffen intensiviert
wird.

"Das von der Europäischen Chemikalienagentur ins Spiel gebrachte
Verbot von Mikroplastik könnte die Kunstrasenplätze tausender Vereine
bedrohen. Das Gummi-Granulat, das auf diesen Plätzen als Unterlage
verwendet wird, könnte ab 2022 nicht mehr zulässig sein. Der
Sportausschuss sprach sich daher heute für die Aufbringung von
alternativen Stoffen aus. Besonders in städtischen Räumen ist der
Platz für Sportplätze begrenzt und die Anzahl der Einwohner hoch. Wenn
Vereine vor Ort weiterhin eine hohe Bespielbarkeit ihrer Plätze
jenseits von den Jahreszeiten ermöglichen wollen, gibt es derzeit
keine Alternative zu Kunstrasenplätzen. Vor allem für den ganzjährigen
Trainingsbetrieb der Vereine mit vielen Mannschaften unterschiedlicher
Altersklassen und einer gezielten Nachwuchsförderung sind sie
lebensnotwendig.

Sollte es ab 2022 zu einem Verbot des Gummi-Granulates kommen, so
müssen sich Sportvereine auf eine Übergangsfrist von mindestens sechs
Jahren verlassen können. Diese Zeit muss genutzt werden, um das
Füllmaterial durch Sand, Kork oder andere Stoffe zu ersetzen. Die
Industrie ist aufgefordert an entsprechenden Alternativen zu forschen,
die die Umwelt weniger schädigen als das heutige Gummi-Granulat, aber
gleichzeitig die hervorragende Spieleigenschaft mitbringt und ähnlich
belastbar ist. Das leistet einen Beitrag für weniger Mikroplastik in
der Natur und stellt gleichzeitig den Spielbetrieb der Amateurvereine
in der Fläche sicher."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/729: Verschärfung des Waffenrechts - Weniger Waffen, mehr Sicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2019

Arbeitsgruppen: Inneres

Verschärfung des Waffenrechts: Weniger Waffen - Mehr Sicherheit



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Entwaffnung von Verfassungsfeinden und Verlässlichkeit für
Verfassungsfreunde im Mittelpunkt: Mit dem Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetz soll die geänderte
EU-Feuerwaffenrichtlinie in nationales Recht umgesetzt werden. Nach
einer öffentlichen Sachverständigenanhörungen haben wir in intensiven
Verhandlungen zahlreiche Änderungen am Gesetzentwurf vorgenommen. In
dieser Woche wird der geänderte Gesetzentwurf im Deutschen Bundestag
abschließend beraten.

"Das Gesetz erreicht mehr Sicherheit und setzt legale Waffenbesitzer
wie Sportsschützen keinem Generalverdacht aus. Wir schaffen
pragmatische, rechtssichere Lösungen für legale Waffenbesitzer.

Waffen dürfen nicht in falsche Hände geraten. Gleichzeitig sollen
unzuverlässige Personen entwaffnet werden. Auf Vorschlag der
Bundesjustizministerin Christine Lambrecht wird die Regelabfrage bei
den Verfassungsschutzämtern eingeführt. Künftig reicht bereits die
bloße Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen Vereinigung aus,
um als unzuverlässig im Sinne des Waffenrechts zu gelten. Außerdem
werden die Waffenbehörden verpflichtet, vor Erteilung einer
waffenrechtlichen Erlaubnis bei den zuständigen
Verfassungsschutzbehörden abzufragen, ob bezüglich des Antragstellers
Anhaltspunkte für das Verfolgen extremistischer Bestrebungen bestehen.
Werden derartige Erkenntnisse zu einem späteren Zeitpunkt erlangt,
müssen die Verfassungsschutzbehörden die Waffenbehörden darüber
unterrichten, so dass diese bereits erteilte Erlaubnisse aufheben
können. Extremisten haben damit keinen Zugang zu Schusswaffen.

Künftig ist den Ländern die Einrichtung von Waffenverbotszonen
zusätzlich an belebten öffentlichen Orten und vor Schulen oder Kitas
möglich. In solchen Zonen ist das Mitführen von allen Messern mit
einer Klingenlänge von über vier Zentimetern verboten. Durch eine
präzise Ausnahmeregelung werden wir eine Ahndung alltäglicher
Verhaltensweisen vermeiden.

Die Bundesregierung soll prüfen, ob die bestehenden gesetzlichen
Möglichkeiten, gegen Straftäter ein Verbot des Umgangs mit Waffen zu
verhängen, erweitert werden können. Der Verfolgungsdruck bei der
Verbreitung von Anleitungen zur illegalen Herstellung von Schusswaffen
muss ebenfalls erhöht werden.

Für Sportschützen gibt es Erleichterungen: Bedürfnisprüfungen
hinsichtlich des Fortbestehens einer waffenrechtlichen Erlaubnis
erfolgen künftig nach fünf und nach zehn Jahren. Dabei müssen
Sportschützen in den letzten beiden Jahren vor der Prüfung bestimmte
Schießtrainings nachweisen: Mit einer erlaubnispflichtigen Waffe pro
Waffengattung mindestens einmal im Quartal oder sechsmal verteilt über
ein Jahr. Wie ursprünglich vorgesehen bleibt es dabei, dass nach zehn
Jahren künftig die Mitgliedschaft in einem Schießsportverein
ausreicht, um das Fortbestehen des Bedürfnisses zu begründen.

Die Schwerpunktänderungen setzen starke Akzente für mehr Sicherheit.
Waffen gehören nicht in falsche Hände. Unbescholtene und zuverlässige
Bürgerinnen und Bürger können somit unter klaren Vorgaben ihrem
Schießsport, der Jagd und der Brauchtumspflege nachgehen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2808: Gleichstellung ist die Pflicht aller Ressorts


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Gleichstellung ist die Pflicht aller Ressorts



Josephine Ortleb, zuständige Berichterstatterin;

Leni Breymaier, zuständige Berichterstatterin;

Svenja Stadler, zuständige Berichterstatterin;

Gülistan Yüksel, zuständige Berichterstatterin:

Seit 25 Jahren bekennt sich der Staat im Grundgesetz zu seiner
Verpflichtung, bestehende Benachteiligung von Frauen und Männern zu
überwinden. Die SPD-Bundestagsfraktion hat diesen Auftrag mit einem
Positionspapier ausbuchstabiert.

"Gleichstellung ist Aufgabe aller Ressorts. Das hat die
SPD-Bundestagsfraktion mit ihrem heute beschlossenen Positionspapier
'Ein Wegweiser in die Selbstverständlichkeit - Gleichstellung in allen
Lebensbereichen' dick unterstrichen. Die im Koalitionsvertrag
verankerte ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie und das
Bundesinstitut für Gleichstellung werden dafür der nötige Unterbau
sein.

Unser Ziel ist es, Frauen und Männern gleiche Chancen in jeder
Lebensphase zu ermöglichen. Das heißt: Politische Entscheidungen
müssen so aufeinander abgestimmt sein, dass sie keine Nachteile für
ein Geschlecht haben. Das erreichen wir unter anderem mit der
Aufwertung der Sorgearbeit, Reform der Minijobs, Parität im Bundestag,
Nachschärfungen beim Entgelttransparenzgesetz, Reform des
Ehegattensplittings, schlagkräftiger Frauenquote, Familienarbeitszeit
und entschlossenem Vorgehen gegen Gewalt an Frauen und Sexismus.

Wir werden die deutsche EU-Ratspräsidentschaft ab Juli 2020 auch dazu
nutzen, gleichstellungspolitische Akzente in Europa zu setzen, denn
EU-Recht war und ist führend bei der Gleichstellung.

Die Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist Staatsauftrag und
kennt keine Ressortgrenzen. Das wird für uns Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten in den kommenden Jahren die Richtschnur sein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2807: Neue Impulse für die Kinder- und Jugendhilfe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Neue Impulse für die Kinder- und Jugendhilfe



Sönke Rix, kinder- und jugendpolitischer Sprecher;

Ulrike Bahr, zuständige Berichterstatterin:

Seit über einem Jahr haben Fachleute aus Wissenschaft und Praxis,
Bund, Ländern und Kommunen in einem breit angelegten
Beteiligungsprozess "Mitreden - Mitgestalten" die Reformbedarfe der
Kinder- und Jugendhilfe diskutiert. Heute hat Bundesjugendministerin
Franziska Giffey den Abschlussbericht entgegengenommen. Nach Abschluss
des Beteiligungsprozesses ist vor dem Start in die Reform der Kinder
und Jugendhilfe: Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass es mit dem
Abschlussbericht nun klare Impulse gibt, insbesondere für Hilfen aus
einer Hand, mehr Beteiligung sowie besseren Schutz von Kindern und
Jugendlichen.

"Für alle Kinder und Jugendliche, ob mit oder ohne Behinderung, und
ihre Familien soll die Kinder- und Jugendhilfe die zuständige
Anlaufstelle sein. Bisher gilt das nicht für Kinder mit geistiger oder
körperlicher Behinderung. Damit alle Familienmitglieder die
Möglichkeit haben, Probleme offen zu legen und Differenzen mit Ämtern
und Leistungserbringern auszuräumen, sollen unabhängige Ombudsstellen
gesetzlich verankert werden.

Insbesondere wollen wir Kinder und Jugendliche, die in staatlicher
Verantwortung aufwachsen, mit einer wirksamen Heimaufsicht bestmöglich
schützen.

Wir danken denjenigen, die ihren Sachverstand, ihr Engagement und ihre
Ideen für eine gute Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe eingebracht
haben. Damit haben wir zahlreiche unterschiedliche Perspektiven, die
wir jetzt für eine weitere Verbesserung der rechtlichen
Rahmenbedingungen der Kinder- und Jugendhilfe berücksichtigen werden."
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WIRTSCHAFT/2881: Thomas Cook-Pleite - Reisende komplett entschädigen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2019

Arbeitsgruppen: Recht und Verbraucherschutz, Tourismus

Thomas Cook-Pleite: Reisende komplett entschädigen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Das Bundeskabinett hat heute beschlossen, alle Thomas Cook-Kunden,
deren Reise insolvenzbedingt ausfiel und die den Reisepreis bereits
gezahlt hatten, vollständig aus Bundesmitteln zu entschädigen.

"Durch die Insolvenz der Thomas Cook können tausende Kunden nicht nur
ihre gebuchte Reise nicht antreten, sondern erhalten aus der
gesetzlichen Anspruchsabsicherung nur rund zehn Prozent des bereits
bezahlten Reisepreises. Weil die Thomas Cook-Pleite viele Menschen
betrifft, die nicht vermögend sind und die zum Teil lange auf die
Reise gespart haben, werden wir sie komplett aus Bundesmitteln
entschädigen. Das hat die SPD in der Koalition durchgesetzt.

Um bei zukünftigen Insolvenzen von Reiseveranstaltern bezahlte
Reisepreise abzusichern, wollen wir einen Fonds gründen, in den die
Reisebranche einbezahlen muss.

Nach der EU-Pauschalreiserichtlinie muss ein EU-Land Kunden von
Reiseveranstaltern vollständig gegen Pleiten von Reiseveranstaltern
absichern. In Deutschland haben wir deshalb gesetzlich eine
Versicherung bis zu 110 Millionen Euro pro Reiseveranstalter im Gesetz
geregelt. Beim Verfassen des Gesetzes war nicht absehbar, dass es eine
Insolvenz in den Dimensionen von Thomas Cook geben könnte. Auch gab es
keinen Versicherer, der eine höhere Schadenssumme versichert hätte.
Wir vermeiden für die geschädigten Kundinnen und Kunden der Thomas
Cook lange und aufwendige Gerichtsverfahren. Zudem schaffen wir Ver-
trauen in das Produkt Pauschalreise und sichern dadurch viele
Arbeitsplätze.

Fest steht also: Thomas Cook-Kunden, deren bereits bezahlte Reise
insolvenzbedingt storniert wurde, werden bis auf den letzten Cent
entschädigt. Konkret sorgen wir in der Koalition dafür, dass die
Zürich Versicherung jedem Thomas Cook-Kunden den gesamten bezahlten
Reisepreis erstattet, auch wenn dadurch insgesamt die gesetzlich
abgesicherte Summe von 110 Millionen Euro überschritten wird. Die
Zürich Versicherung erhält vom Bund den Betrag, der über die 110
Millionen Euro-Grenze hinausgeht, erstattet. Wir rechnen dabei mit
einer Summe von mindestens 200 Millionen Euro. Die Kunden müssen
allerdings ihre Ansprüche gegenüber Dritten wie Thomas Cook oder
Kreditkartenversicherer abtreten, so dass sich der vom Bund zu
bezahlende Betrag noch deutlich reduzieren kann."
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WIRTSCHAFT/2880: WTO-Berufungsgremium - USA müssen Blockadehaltung aufgeben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

WTO-Berufungsgremium: USA müssen Blockadehaltung aufgeben



Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Das Berufungsgremium der Welthandelsorganisation (WTO) hat heute seine
Beschlussfähigkeit verloren. Die Amtszeit zweier Richter ist zum
11.12. ausgelaufen - damit verfügt das Gremium nicht mehr über das
notwendige Quorum, um Fälle zu hören. Eine zentrale Funktion der
Welthandelsorganisation gerät dadurch als Ganzes in Gefahr: Die
Beilegung von Handelsstreitigkeiten zwischen WTO-Mitgliedern. Die USA
blockieren seit 2017 die Nachbesetzung von Richterstellen.

"Die Beschlussunfähigkeit des WTO-Berufungsgremiums ist für den
regelbasierten Handel ein massiver Rückschlag. Damit laufen wir
Gefahr, dass in der internationalen Handelspolitik künftig das
Faustrecht gilt. Dabei brauchen wir gerade in Zeiten
handelspolitischer Konflikte die anerkannte, unparteiische
Streitschlichtung der WTO.

Die USA blockieren seit Jahren die Nachbesetzung von Richterstellen
des Berufungsgremiums, weil sie der Auffassung sind, dass die Richter
ihre Kompetenzen überschreiten. Die Europäische Union hat immer
angeboten, an konstruktiven Lösungen für eine Reform der
Streitschlichtung zu arbeiten. Es ist jetzt an Washington, seine
Blockadehaltung aufzugeben, um weiter einen freien und fairen
Welthandel zu ermöglichen.

Die EU ist bemüht, mit Hilfe bilateraler Abkommen das
Streitschlichtungssystem der WTO nachzubilden. Solche Abkommen können
aber nur eine Übergangslösung sein. Wir brauchen darüber hinaus eine
umfassende Reform der WTO, um unsere globale Handelsordnung an
aktuelle Herausforderungen anzupassen. Das betrifft neben der
Streitschlichtung staatliche Subventionen und den Marktzugang für
Investitionen. Die EU hat hierzu bereits Vorschläge vorgelegt. Die USA
sollten sich jetzt mit den anderen WTO-Mitgliedern an einen Tisch
setzen, um unsere Handelsordnung zu verbessern, anstatt sie zu
blockieren. Wir brauchen nicht das Recht des Stärkeren, sondern die
Stärkung des Rechts."
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ASIEN/995: Sozialkreditsystem in China - Totale Kontrolle oder Schließung regulatorischer Lücken? (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 10/2019

Totale Kontrolle oder Schließung regulatorischer Lücken?

Über das Sozialkreditsystem in China

Von Genia Kostka



Algorithmusbasierte Scoringsysteme werden immer weiter verbreitet. Ein
Algorithmus bestimmt, wie gut oder schlecht eine Person bewertet wird,
welche Vorteile sie dementsprechend genießt bzw. welche Strafen sie
verdient - basierend auf ihrem Verhalten im Straßenverkehr, dem
Einkauf im Internet und der Freundesliste in den sozialen Medien.

Bald soll dieses Szenario zum Alltag aller Chinesinnen und Chinesen
gehören. Vor fünf Jahren beschloss der Staatsrat Chinas, dass bis 2020
weiter an einem Plan zur Einführung eines zentralen
Sozialkreditsystems gearbeitet werden soll. In den nächsten Jahren
soll es dann landesweit installiert werden, obwohl es hierzu noch
keine Festlegung seitens der Regierung gibt. Bereits seit einigen
Jahren testen die chinesische Regierung und Chinas große
Technologiefirmen verschiedene Bewertungssysteme, welche das Verhalten
von Bürgern, ebenso wie das von Unternehmen, Organisationen und
Regierungsstellen analysieren. Das Sozialpunktesystem soll offiziell
zum Aufbau einer ehrlicheren und vertrauenswürdigeren chinesischen
Gesellschaft beitragen. Die Nutzung von Big Data und der Zugriff auf
persönliche Daten der Bürger aus praktisch allen Lebensbereichen
bedeuten für die Kommunistische Partei Chinas vor allem aber auch
einen wichtigen Schritt in Richtung sozialer Kontrolle der
Bevölkerung.

In über 40 chinesischen Städten finden bereits Pilotprojekte der
Regierung statt, welche die Bürger und Unternehmen zum Beispiel
mithilfe von Punktesystemen bewerten. Diese Versuchssysteme sind
verpflichtend für die lokalen Bürger und Unternehmen. Das Bild dürfte
einigen bekannt sein: Auf öffentlichen roten und schwarzen Listen
werden besonders »aufrichtige« Menschen oder Unternehmen gewürdigt,
daneben »Unaufrichtige« angeprangert. Technologieriesen wie Alibaba
und Tencent betreiben zusätzlich freiwillige kommerzielle
Sozialkreditsysteme, welche zum Beispiel als Handy-Apps genutzt werden
können. Wie schon am Namen erkennbar, berechnen die verschiedenen
Kreditsysteme nicht nur ökonomische Faktoren, sondern ebenso soziale
Aspekte. Wer häufig Onlinespiele kauft, wird als weniger
vertrauenswürdig eingestuft als jemand, der zum Beispiel Babywindeln
kauft. Wer mit »unaufrichtigen« Personen online verknüpft ist, wird
dadurch ebenfalls abgewertet. Wer für gemeinnützige Zwecke spendet,
steigt in der Bewertungsskala.

Obwohl bislang noch kein landesweit gültiges System in Kraft getreten
ist, kann bereits die Testphase Aufschluss über die Wirkung eines
solchen Systems auf die Gesellschaft geben. Mit dem Ziel, Reaktion und
Verhalten der chinesischen Bürger in Bezug auf die bereits
existierenden Sozialkreditsysteme festzustellen, habe ich in 2018 eine
Onlineumfrage mit über 2.200 Chinesinnen und Chinesen und separate
Interviews durchgeführt. Die Ergebnisse ermöglichen teils
überraschende Einblicke. Während hierzulande die Vorstellung eines auf
künstliche Intelligenz gestützten Punktesystems zur Bewertung aller
Menschen mit Überwachung und Verletzung demokratischer Grundwerte
assoziiert wird und bei vielen auf Ablehnung und Sorge stößt, sind in
China negative Stimmen in der Minderheit. Laut meiner Studie, welche
die Gesamtheit der chinesischen Internetnutzer repräsentieren soll,
heißen 80 % der Menschen ein Sozialkreditsystem »sehr gut« oder
»relativ gut«. Der Anteil der Zustimmung mit »sehr gut« ist dabei mit
fast 50 % aller Teilnehmenden der mit Abstand größte. Nur 1 % drückte
leichte bis starke Ablehnung aus, während die übrigen 19 % neutral
blieben. Diese letzte Zahl könnte jedoch darauf hinweisen, dass trotz
außergewöhnlich hoher positiver Resonanz zumindest jeder fünfte
Chinese nicht von dem Bewertungssystem überzeugt ist, ihm vielleicht
sogar skeptisch gegenübersteht.

Passend zum hohen Beliebtheitsgrad des Sozialkreditsystems ist die
Zahl der Umfrageteilnehmer, welche angaben, bereits freiwillig an
solch einem teilzunehmen. Über 80 % nutzen kommerzielle Programme,
wobei »Sesame Credit« der Favorit der meisten ist, gefolgt von
»Tencent Credit«. Sesame Credit und andere kommerzielle Punktesysteme
funktionieren spielerisch. Wie bei einem Computerspiel wird auf der
App der eigene »Highscore« angezeigt, ebenso wie der der Freunde. Auch
Fortschrittsanzeigen in den verschiedenen Bewertungskategorien sind
erkennbar. Diese »Gamification«, also die Einführung spielerischer
Elemente in einen spielfremden Kontext, motiviert unterbewusst zu
besseren Leistungen und den Wettstreit mit Freunden um die beste
»Leistung«. Dies erklärt teilweise, warum so viele Menschen sich
freiwillig dem Bewertungssystem aussetzen - das neue »Spiel« will
niemand verpassen, wenn die Freundin es hat, will man es auch.

7 % der an meiner Umfrage teilnehmenden Chinesinnen und Chinesen gaben
an, Teil eines Pilotprojekts der Regierung zu sein. Tatsächlich lebten
jedoch 43 % von ihnen in einem der Orte, an denen ein solches
Pilotprojekt durchgeführt wird. Dies lässt auf noch mangelnde
Aufklärung über das Thema in weiten Teilen der chinesischen
Bevölkerung schließen. Ebenso verdeutlicht es aber auch, dass sich
viele der Projekte noch in der Startphase befinden und offensichtlich
die Aufmerksamkeit der betroffenen Bevölkerung kaum bis gar nicht
geweckt haben. Ausnahmen sind Pilotprojekte wie das in Rongcheng in
der Provinz Shandong, wo bereits seit 2014 ein Punktesystem alle
Bürger der Stadt bewertet und das seither als das Aushängeschild des
neuen Systems international bekannt geworden ist.

Ein weiteres überraschendes Ergebnis meiner Umfrage war, dass
besonders Stadtbewohner sowie die Bevölkerungsgruppen mit dem höchsten
Einkommen und Bildungsstand die stärkste Zustimmung für
Sozialkreditsysteme zeigen. Hier kommt eines der zentralen Elemente
des Punktesystems ins Spiel - Belohnung durch Boni und Vorteile bei
»gutem Verhalten«. Preisnachlass beim Nutzen von Leihfahrrädern,
besonders schnelles Check-in beim Fliegen oder im Hotel sowie Vorteile
beim mobilen Bezahlen - in urbanen Gegenden ist die Bandbreite an
möglichen Vorzügen am größten. Somit können sozial privilegiertere
Menschen, die oft in Stadtgebieten leben, am meisten von diesen
profitieren und kommen so am stärksten in den Genuss der positiven
Seiten eines sozialen Kreditsystems.

Trotzdem bleibt ein bitterer Beigeschmack - warum gibt es keinen
Aufschrei über den Verlust von Privatsphäre und Datenmissbrauch, wie
es bei uns zu erwarten wäre? Auch diese Frage konnte im Rahmen meiner
Studie beantwortet werden. In China gab es im Bankensektor lange
strukturelle Probleme, Kredite konnte man teils nur schwer oder gar
nicht bekommen. Firmen wie Ant Financial, ein Tochterunternehmen der
Handelsplattform Alibaba und Entwickler von »Sesame Credit« helfen
dabei, diese institutionellen Lücken im chinesischen System zu
schließen. Zudem erschüttern immer wieder große Lebensmittelskandale
das Land und viele Bürger leiden unter den von Firmen verursachten
Umweltschäden. Da das Sozialkreditsystem auch Unternehmen bewertet,
erwarten viele Bürger, dass dies auch zu mehr Transparenz und der
Einhaltung von Vorschriften und Regularien führt. Denn eine Abwertung
im Punkterating könnte dazu führen, eine Firma in den Ruin zu treiben.
Ganze drei Viertel der befragten Studienteilnehmer gaben an, dass es
ihrer Meinung nach ein Vertrauensproblem in der chinesischen
Gesellschaft gebe und Sozialkreditsysteme ein gutes Mittel seien,
dieses zu bekämpfen. Die Sorge um den Missbrauch ihrer Daten für
Überwachungszwecke seitens der Regierung wurde kaum geteilt; die
meisten sind davon überzeugt, dass ihre Daten dem chinesischen
Sicherheitsapparat sowieso frei zugänglich seien.

Obwohl der Missbrauch von persönlichen Daten in China bislang kein
großes Thema ist, schätzt doch die Mehrheit der chinesischen
Bevölkerung die eigene Privatsphäre. Mehr als die Hälfte der
Umfrageteilnehmenden gaben an, die Datenschutzeinstellungen bei der
Nutzung eines kommerziellen Sozialkreditsystems geändert zu haben.
Vielleicht wird sich die allgemeine Einstellung zum Datenschutz in
China noch verändern, wenn mehr und mehr Menschen das massenhafte
Datenauswerten durch mögliche Folgen wie negative Klassifizierungen
und einhergehende Benachteiligungen im Alltag bis hin zu Strafen
schmerzhaft zu spüren bekommen. Auch die Beziehung zwischen den
Technologiefirmen und der Regierung sowie das Weitergeben von Daten an
letztere könnten irgendwann den Missmut der Bevölkerung hervorrufen.
Bislang scheinen jedoch die Aussicht auf Vorteile durch gutes Benehmen
und die gerechte Bewertung aller Bürger und Unternehmen die allgemeine
Meinung zu bestimmen.

Hierbei ist es interessant zu beobachten, dass offensichtlich positive
Anreize eine stärkere Auswirkung auf das Verhalten der Menschen haben
als die Angst vor negativen Konsequenzen. Dies zeigt ebenfalls meine
Studie von 2018: Die Zahl der Menschen, die angaben, ihr Verhalten
geändert zu haben, um ein besseres Rating zu erhalten, ist höher als
die Zahl derer, die es aus Angst vor einer Strafe oder Einschränkung
taten. Eines ist jedoch unbestreitbar: Das Wissen um eine Bewertung
der eigenen Handlungen mit Punkten führt zu einer Veränderung des
Verhaltens. Beinahe alle Chinesinnen und Chinesen, die wissentlich
Teil eines Pilotprojekts der Regierung sind, haben in mindestens einem
Aspekt anders gehandelt als sie es sonst getan hätten. Die Reaktion
auf kommerzielle Kreditsysteme ist etwas schwächer, doch auch hier
weicht ein Großteil der Nutzer von seinem normalen Verhalten ab.
Menschen unter einem Punktesystem der Regierung gehen öfter
freiwilligen Tätigkeiten nach oder spenden Geld. Diejenigen, die
»Sesame Credit« oder eine ähnliche App nutzen, ändern ihr Shopping-
und Bezahlverhalten. Doch auch das unfrienden einer Person in
den sozialen Medien, also das Kappen der Onlineverknüpfung zu einem
anderen Menschen, ist keine seltene Reaktion auf den Punktealgorithmus
hinter den Sozialkreditsystemen - 17 % gaben an, dies bereits getan zu
haben. Es überrascht nicht, dass auch das Verbreiten der eigenen
Meinung oder von Inhalten im Internet nicht unverändert bleibt. Fast
jeder fünfte Chinese hat bereits andere Dinge im Internet verbreitet,
als er oder sie es in einer unbewerteten Situation getan hätte, um
einen negativen Einfluss auf die eigene Sozialkreditbewertung zu
vermeiden. Einige Tendenzen sind also schon heute erkennbar: Es ist
ein System mit gleicher Bewertung aller - Strafen für diejenigen, die
sich nicht an Vorschriften halten und Belohnungen für all jene, die
»gut und richtig« leben -, das aber keine »anderen« Meinungen und
keine »schlechten« Freunde duldet und ein Land repräsentiert, das sich
für die Moralvorstellungen der regierenden Partei verbiegt.


Genia Kostka
ist Professorin für Chinesische Politik an der Freien Universität
Berlin. Ihre Forschungsschwerpunkte sind Digitale Transformation,
Umweltpolitik und Politische Ökonomie in China. 
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BERUF/1958: Anerkennung beruflicher Abschlüsse nützt der Fachkräftegewinnung (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 11.12.2019

Karliczek: Anerkennung beruflicher Abschlüsse nützt der
Fachkräftegewinnung 

Verfahren sichert Arbeitsmarktintegration und qualifizierte
Zuwanderung



Das Kabinett hat heute den Bericht zum Anerkennungsgesetz 2019 beschlossen.
Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Wir kommen bei der Berufsanerkennung voran. Darüber freue ich mich, denn
dies ist ein wertvoller Beitrag zur Gewinnung von Fachkräften aus dem
Ausland. Das Anerkennungsverfahren sorgt für Transparenz und Qualität bei
der Fachkräfteeinwanderung und mehr Durchlässigkeit am Arbeitsmarkt. Seit
Inkrafttreten des Anerkennungsgesetzes im Jahr 2012 wurden gut 280.000
Anträge auf Anerkennung und Zeugnisbewertung eingereicht. Das
Anerkennungsgesetz zeigt unsere Wertschätzung für im Ausland erworbene
Qualifikationen. Der Wirtschafts- und Innovationsstandort Deutschland ist
auf ausländische Fachkräfte angewiesen. Die Menschen machen von ihrem
Anspruch auf ein Anerkennungsverfahren Gebrauch - oft mit Erfolg: Im
vergangenen Jahr konnte gut die Hälfte der ausländischen Berufsabschlüsse
gegenüber dem deutschen 'Vergleichs-Beruf' vollwertig anerkannt werden.

Die Bundesregierung hat die Rahmenbedingungen für die Anerkennung in den
vergangenen Jahren kontinuierlich verbessert. Diesen Weg wollen wir
fortsetzen. Die zentrale Informationsplattform 'Anerkennung in Deutschland'
und die finanzielle Förderung durch den 'Anerkennungszuschuss' werden wir
weiter ausbauen. Für interessierte Fachkräfte im Ausland schaffen wir einen
zentralen Ansprechpartner, die 'Zentrale Servicestelle Berufsanerkennung'.
Gemeinsam mit den Ländern wollen wir das Anerkennungsverfahren noch
transparenter und schneller machen.

Der neue Anerkennungsbericht zeigt: Das Verfahren zur Berufsanerkennung
verbessert die Karrierechancen. Bei voller Gleichwertigkeit erhöht sich das
Gehalt um durchschnittlich 860 Euro pro Monat. Weil die Anerkennung sich
lohnt, ist das Interesse der Antragssteller entsprechend hoch. Zugleich
sichert sie die Qualität bei der Fachkräfteeinwanderung. Das
Anerkennungsgesetz sorgt also für eine Win-win-Situation im besten Sinne."


Hintergrund:

Der Anerkennungsbericht 2019 ist das Ergebnis des gesetzlichen Monitorings
zum Anerkennungsgesetz. Es wird vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
im Auftrag des BMBF umgesetzt. Der Anerkennungsbericht informiert über die
jüngsten Entwicklungen zum Anerkennungsgeschehen in Deutschland.

Im Anerkennungsverfahren wird geprüft, ob ein ausländischer Berufsabschluss
dem jeweiligen deutschen Referenzberuf entspricht. Von 2012 bis 2018
verzeichnete die amtliche Statistik insgesamt rund 140.700 Anträge auf
Anerkennung allein zu bundesrechtlich geregelten Berufen, darunter etwa
drei Viertel im reglementierten (insbesondere Gesundheits- und
Krankenpflegerin und -pfleger und Ärztin/Arzt) und ein Viertel im nicht
reglementierten Bereich. Im Jahr 2018 wurden für Berufe mit
Bundeszuständigkeit rund 29.200 Gleichwertigkeitsprüfungen beantragt (plus
16,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr).

2018 wurde bei 52,5 Prozent der abgeschlossenen Verfahren in
bundesrechtlich geregelten Berufen eine volle Gleichwertigkeit beschieden.
In nur 2,3 Prozent der Fälle konnte keine Gleichwertigkeit festgestellt
werden. Bei mehr als zwei Dritteln der 2018 gestellten Anträge (69,4
Prozent) wurde die berufliche Qualifikation in einem Drittstaat erworben,
darunter vor allem in Syrien (3.177 Anträge), Bosnien und Herzegowina
(2.880 Anträge) sowie Serbien (2.472 Anträge).

Insbesondere die zu erwartende steigende Nachfrage von Berufsanerkennung
durch Fachkräfte aus Drittstaaten wird die zuständigen Stellen vor neue
Herausforderungen stellen. Umso wichtiger wird auch zukünftig die Frage
nach einer ausreichenden Personalausstattung zur Antragsbearbeitung sein -
ebenso die Frage, wie Wissen noch besser geteilt und notwendige
Kooperationen und Vernetzung im Rahmen des Anerkennungsverfahrens weiter
vertieft werden können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 154/2019 vom 11.12.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin
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BERUF/1957: Berufsausbildung bietet beste Zukunftsperspektiven (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 11.12.2019

Karliczek: Berufsausbildung bietet beste Zukunftsperspektiven

Zahl neu abgeschlossener Ausbildungsverträge rückläufig



Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat heute die Ausbildungsbilanz
2019 vorgestellt. Im vergangenen Ausbildungsjahr wurden 525.100 Verträge
neu abgeschlossen. Das sind 6.300 weniger als im Vorjahr. Damit ist die
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge rückläufig. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Der demographische Wandel und seine Auswirkungen werden mehr und mehr am
Ausbildungsmarkt spürbar. Dies trifft auch die Hochschulen. Denn die Zahl
der Studienanfängerinnen und -anfänger ist ebenfalls zurückgegangen. Diese
Entwicklungen folgen auf die insgesamt zurückgehende Zahl von
Schulabgängern. Gleichzeitig entscheiden sich junge Menschen verstärkt für
ein Studium. Deshalb arbeiten wir daran, die berufliche Bildung noch
attraktiver zu machen. Und wir haben schon vieles erreicht: Wir haben zum
Beispiel die Mindestausbildungsvergütung eingeführt und
Fortbildungsabschlüsse besser sichtbar gemacht. Eine Ausbildung eröffnet
jungen Menschen in Deutschland vielfältige Perspektiven. Wer in Deutschland
eine Ausbildung beginnt, erhält ein gutes Rüstzeug für einen erfolgreichen
Start in eine gute berufliche Zukunft."


Hintergrund:

Die BIBB-Erhebung über die neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge wird
jährlich in Zusammenarbeit mit den für die Berufsausbildung zuständigen
Stellen durchgeführt. Dabei werden die Ausbildungsverträge berücksichtigt,
die in der Zeit vom 1. Oktober des Vorjahres bis zum 30. September des
Erhebungsjahres neu abgeschlossen wurden.

Der Erhebung zufolge ist das Ausbildungsangebot in diesem Jahr um 1,8
Prozent auf 578.200 Ausbildungsplätze zurückgegangen (Vorjahr: 589.100).
Gleichzeitig gab es 549.600 Bewerberinnen und Bewerber (Nachfrage)(2018:
556.000). Die Zahl noch offener Ausbildungsstellen ist im Vergleich zum
Vorjahr um 7,8 Prozent auf 53.100 gesunken, die Zahl der unversorgt
gebliebenen Bewerber liegt konstant bei 24.500 Personen.


Weitere Informationen

Die vollständigen Ergebnisse werden auf der Internetseite des BIBB
veröffentlicht: 

https://www.bibb.de/naa309-2019

 * 
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STATISTIK/637: Quote der Teilzeitstudierenden geht erstmals leicht zurück (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 10.12.2019

Quote der Teilzeitstudierenden geht erstmals leicht zurück



Im Berufsleben sind Teilzeit-Angebote Alltag, an den Hochschulen noch die
Ausnahme. Nur jeder 14. Studierende in Deutschland absolviert sein Studium
offiziell in Teilzeit. Wer eine Alternative zum Vollzeit-Studium sucht,
hat nur eine begrenzte Auswahl, wie eine aktuelle Übersicht des CHE
Centrum für Hochschulentwicklung zeigt.

Zum Wintersemester 2017/18 studierten laut Statistischem Bundesamt 203.000
Menschen in Deutschland offiziell nicht in Vollzeit. Der Anteil der
Teilzeitstudierenden an allen Studierenden liegt aktuell bei 7,1 Prozent.
Die Quote ist damit seit dem Jahr 2000 zum ersten Mal wieder leicht
gefallen.

Mit 95.000 Personen entfallen auf Nordrhein-Westfalen rund die Hälfte
aller Teilzeitstudierenden. Damit studiert etwa jeder siebte Studierende
zwischen Rhein und Ruhr nicht in vollem Umfang. Lediglich Hamburg hat mit
20,7 Prozent eine noch höhere Quote, dort sind gleich zwei auf
Teilzeitstudium spezialisierte Fernhochschulen ansässig
Mecklenburg-Vorpommern weist mit 12,3 Prozent einen identischen Wert wie
Nordrhein-Westfalen auf. Schlusslicht im Ländervergleich ist das Saarland
mit lediglich rund 150 offiziellen Teilzeit-Studierenden und einem
Teilzeit-Anteil von 0,5 Prozent.

Real dürfte die Zahl der "de facto"-Teilzeitstudierenden, die zwar in
einen Vollzeit-Studiengang eingeschrieben sind, aber weniger intensiv und
länger als vorgesehen studieren, allerdings noch deutlich höher liegen,
erklärt das CHE. "Immer mehr Menschen wollen ihre akademische Aus- und
Weiterbildung mit Familie, Beruf oder anderen Faktoren in Einklang
bringen", erklärt Frank Ziegele. "Die Modulstrukturen, die wir seit der
Bologna-Reform haben, ermöglichen ein flexibles Teilzeitstudium in
Deutschland theoretisch in jedem Studiengang", so der CHE Geschäftsführer.
"Dass nun dennoch die Quote der Teilzeitstudierenden erstmals seit Jahren
sinkt, ist eine bedenkliche Entwicklung."

Ein Grund für die geringen offiziellen Zahlen bei Teilzeit im Studium sind
laut Cort-Denis Hachmeister auch die Rahmenbedingungen. "Die größte Hürde
beim Teilzeitstudium ist weiterhin der fehlende Anspruch auf
BAföG-Förderung" ergänzt der Experte für Hochschulzugang beim CHE.
Zusätzlich gelten je nach Hochschule unterschiedliche Teilzeitregeln für
Studierende. "An staatlichen Hochschulen werden seltener explizite
Teilzeitstudiengänge angegeben, sondern oft muss für jedes Studienjahr ein
Teilzeitstudium mit einer entsprechenden Begründung individuell beantragt
werden. An privaten Hochschulen, die oft auch mehr zeitlich flexible
Studiengänge anbieten, dürfen sich Studienberechtigte dagegen ohne
Begründung für ein Teilzeitstudium einschreiben." Daher gibt es in einigen
Bundesländern zahlreiche private Hochschulen mit zum Teil hohen
Studierendenzahlen, die sich auf flexible Teilzeitstudienmodelle
spezialisiert haben.

Der Rückgang des Anteils von Studierenden in Deutschland, die offiziell in
Teilzeit eingeschrieben sind, dürfte aber auch am geringen Angebot
entsprechender Studiengänge liegen. Lediglich jeder siebte Studiengang in
Deutschland steht nach den Angaben im HRK Hochschulkompass auch
Studierenden in Teilzeit offen. Die Quote an Teilzeitstudiengängen liegt
im aktuellen Wintersemester 2019/20 bei 13,9 Prozent. Sie ist im Vergleich
zum Vorjahr leicht um 0,4 Prozentpunkte gestiegen.

Das Saarland weist mit 65,7 Prozent die höchste Quote an Studienangeboten
mit der Möglichkeit zum Teilzeitstudium auf. Hamburg und Brandenburg
folgen im Ländervergleich mit 52,2 und 42,9 Prozent. In sechs
Bundesländern liegt der Anteil an Teilzeitangeboten unter 10 Prozent.
Schlusslicht ist Bremen. Im Stadtstaat kann nur einer von fünfzig
Studiengängen auch in geringerem Umfang pro Semester absolviert werden.

Das Studienangebot im Bereich Teilzeit ist an Universitäten mit 15,8
Prozent etwas umfangreicher als das an Fachhochschulen mit 13 Prozent.
Auch im Masterbereich (16,7%) haben Menschen, die etwa parallel zum Beruf
ein Studium absolvieren möchten, eine größere Auswahl als im
Bachelor-Bereich (12,8%).

In den Gesellschafts- und Sozialwissenschaften besteht die Teilzeit-Option
in jedem fünften Studiengang. Die geringsten Anteile finden sich mit 5,9
Prozent in den Fächergruppen Kunst, Musik, Design.


Über diese Studie:

Im Auftrag des CHE Centrum für Hochschulentwicklung analysierte CHE
Consult die Entwicklung von Teilzeit-Studienangeboten in Deutschland. Die
Analyse umfasste die Studienangebote der Hochschulen und die Nachfrage bei
den Studierenden. Grundlage für die Teilzeit-Angebots-Quote sind die Daten
des Hochschulkompasses der Hochschulrektorenkonferenz für das
Wintersemester 2019/20. Die Anteile der Teilzeitstudierenden beruhen auf
Angaben des Statistischen Bundesamtes für das Wintersemester 2017/18.
Verfasser(innen) der Studie "CHECK Teilzeitstudium in Deutschland 2019"
sind Anna Gehlke, Cort-Denis Hachmeister und Lars Hüning. Die wichtigsten
Informationen zum Thema, Checklisten und eine kommentierte Linkliste
findet sich unter:

www.che.de/teilzeit.

Originalpublikation:

Hachmeister, Cort-Denis; Thiemann, Jan; Gehlke, Anna; Hüning, Lars:

CHECK - Teilzeitstudium in Deutschland 2019,

 Gütersloh, CHE, 2019, ISBN-Nr.: 978-3-947793-32-7, 59 S.

Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/downloads/CHECK_Teilzeitstudium_2019.pdf 

- Link zur Publikation

http://www.che.de/teilzeit

- CHE kurz + kompakt Teilzeit für Studieninteressierte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 10.12.2019
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FORSCHUNG/1246: Risiken für Ernten - Globale Hitzewellen könnten mehrere Kornkammern der Welt gleichzeitig treffen (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 09.12.2019

Risiken für Ernten: Globale Hitzewellen könnten mehrere Kornkammern der
Welt gleichzeitig treffen



Bestimmte Muster im Jetstream - einem die Erde umzirkelnden Höhenwind -
können gleichzeitige Hitzewellen in die Weltregionen bringen, die für bis
zu einem Viertel der globalen Nahrungsmittelproduktion verantwortlich
sind. Besonders anfällig sind der Westen Nordamerikas und Russlands,
Westeuropa und die Ukraine. Extreme Wetterereignisse in diesem Ausmaß
können die weltweite Nahrungsmittelproduktion erheblich beeinträchtigen
und damit die Preise in die Höhe treiben. Die letzten Jahre haben gezeigt,
dass starke Preissteigerungen bei Lebensmitteln mit sozialen Unruhen
verbunden sein können.

In einer neuen Studie in Nature Climate Change zeigen Kai Kornhuber vom
Earth Institute in New York und ein internationales Team, wie spezifische
Wellenmuster im Jetstream die Wahrscheinlichkeit gleichzeitig auftretender
Hitzewellen in wichtigen Anbauregionen Nordamerikas, Westeuropas und
Asiens stark erhöhen. Ihre Forschungsergebnisse zeigen, dass diese
gleichzeitigen Hitzewellen die Nahrungsmittelproduktion in diesen Regionen
signifikant reduzieren können, was das Risiko mehrfacher Ernteausfälle und
anderer weitreichender gesellschaftlicher Folgen nach sich zieht.

"Ein zwanzigfach erhöhtes Risiko"

"Wir haben eine bislang unterschätzte Anfälligkeit des
Nahrungsmittelsystem entdeckt: Wenn diese Muster im Jetstream weltweit
auftreten, haben wir ein zwanzigfach erhöhtes Risiko für gleichzeitige
Hitzewellen in wichtigen Anbaugebieten", sagte Kornhuber, der auch
Gastwissenschaftler am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
ist. "Eigentlich ist die Zirkulation des Jetstream chaotisch, aber bei
derartigen Ereignissen ergibt sich tatsächlich eine globale Ordnung."

Der Westen Nordamerikas, Westeuropa und der Raum am Kaspischen Meer sind
besonders anfällig für diese atmosphärischen Wellenmuster, die
Hitzegebiete und Dürren an einem Ort festhalten - mit fatalen Folgen für
die Ernteerträge. "Das Bedrohliche an diesen Mustern ist das zeitlich
synchronisierte Auftreten von Extremen mit potentiellen Auswirkungen auf
die globale Nahrungsmittelsicherheit", so Kornhuber.

"Normalerweise geht man davon aus, dass geringe Ernteerträge in der einen
Region durch gute Ernteerträge in einer anderen Region ausgeglichen
werden. Aber diese planetaren Wellen können zu Ernteeinbußen in mehreren
wichtigen Kornkammern gleichzeitig führen - mit entsprechenden Risiken für
die globale Nahrungsmittelversorgung", sagt Dim Coumou vom Institut für
Umweltstudien der Freien Universität Amsterdam und dem PIK.

Auch nicht direkt betroffene Regionen könnten Preissteigerungen
erleben

"Die Hitzewellen werden künftig durch die menschengemachte globale
Erwärmung häufiger gleichzeitig verschiedene Gegenden über den Globus
verteilt treffen, und sie werden auch noch heftiger werden", fügt Jonathan
Donges, Ko-Autor und Ko-Leiter des PIK FutureLabs 'Erdsystemresilienz im
Anthropozän' hinzu. "Das wirkt sich unter Umständen nicht nur auf die
Nahrungsmittelverfügbarkeit in den direkt betroffenen Regionen aus. Sogar
entlegenere Regionen können in der Folge von Knappheiten und
Preissteigerungen betroffen sein."

"In Jahren, in denen dieses verstärkte Muster der planetaren Wellen in
zwei oder mehr Sommerwochen zu beobachten war, sank die Getreideproduktion
in einzelnen Regionen um mehr als 10% ab. Im Durchschnitt über alle
betroffenen Anbaugebiete hinweg sank sie um 4% ab", sagt Elisabeth Vogel,
Ko-Autorin von der Melbourne University.

Radley Horton vom Lamont Doherty Earth Observatory der Columbia University
fügt hinzu: "Wenn Klimamodelle nicht in der Lage sind, diese Wellenmuster
abzubilden, können Risikomanager wie Rückversicherer und
Ernährungssicherheitsexperten das nicht richtig in ihre Analysen der
gleichzeitig auftretenden Hitzewellen und ihrer Auswirkungen in einem sich
erwärmenden Klima einbeziehen." Künftige Forschung muss auch die
Anfälligkeit der globalen Pflanzenproduktion und des internationalen
Agrarhandels bei gleichzeitigen Extremwetterlagen in großen Anbauregionen
untersuchen.

Kornhuber fasst zusammen, dass ein gründliches Verständnis der Faktoren,
die dieses Jetstream-Verhalten antreiben, letztendlich die saisonalen
Vorhersagen der landwirtschaftlichen Produktion auf globaler Ebene
verbessern könnte, und ebenso die Risikobewertungen von Ernteausfällen
über mehrere wichtige Anbauregionen hinweg.


Artikel:
Kai Kornhuber, Dim Coumou, Elisabeth Vogel, Corey Lesk, Jonathan
F. Donges, Jascha Lehmann, Radley Horton (2019):

Amplified Rossby waves enhance risk of concurrent heatwaves in major
breadbasket regions.

Nature Climate Change

[DOI 10.1038/s41558-019-0637-z]

Weblink zum Artikel nach Veröffentlichung:

https://www.nature.com/articles/s41558-019-0637-z

Weblink zu einem Erklärvideo zu den Planetaren Wellen (auf Englisch):

https://www.youtube.com/watch?v=MzW5Isbv2A0

Vorherige Forschungsarbeiten zum Phänomen der Planetaren Wellen von
PIK-Forschenden:

Kai Kornhuber, Scott Osprey, Dim Coumou, Stefan Petri, Vladimir Petoukhov,
Stefan Rahmstorf, Lesley Gray (2019):

Extreme weather events in early summer 2018 connected by a recurrent
hemispheric wave-7 pattern.

Environmental Research Letters, Volume 14, Number 5.

[DOI: 10.1088/1748-9326/ab13bf] (unsere Pressemitteilung hier)

Michael E. Mann, Stefan Rahmstorf, Kai Kornhuber, Byron A. Steinman, Sonya
K. Miller, Stefan Petri, Dim Coumou (2018):

Projected changes in persistent extreme summer weather events: The role of
quasi-resonant amplification.

Science Advances, Vol. 4, no. 10

[DOI: 10.1126/sciadv.aat3272] (unsere Pressemitteilung hier)

Dim Coumou, Giorgia Di Capua, Steven Vavrus, L. Wang, S. Wang (2018):

The influence of Arctic amplification on mid-latitude summer circulation.

Nature Communications

[DOI:10.1038/s41467-018-05256-8] (unsere Pressemitteilung hier)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution406
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MELDUNG/679: Zukunftsszenarien der Agrar- und Ernährungsbranche / "InnoCamp" der Universität Vechta (idw)


Universität Vechta - 10.12.2019

Zukunftsszenarien der Agrar- und Ernährungsbranche 

"InnoCamp" der Universität Vechta



Wer im Angesicht der Herausforderungen handlungsfähig bleiben will, muss
sich rechtzeitig auf Veränderungen einstellen und Anpassungen vornehmen.
Das gilt besonders für die Agrar- und Ernährungsbranche. Aus diesem Grund
hatte die Universität Vechta die internationale Konferenzreihe "Dynamic
Agri-Food Systems" ins Leben gerufen. Unter dem Titel "InnoCamp -
Innovation für Transformation: Ideen, Produkte und Lösungen" haben jetzt
in der Ausstellungshalle von Big Dutchman in Vechta-Calveslage rund 150
Teilnehmenden mit Fachleuten über mögliche Zukunftsszenarien und
erfolgsversprechende Anpassungsansätze diskutiert.

Ziel der Veranstaltung war es, "anderes Denken" jenseits des Nordwestens
in die Region des Oldenburger Münsterlands zu holen, um neue Impulse zu
erhalten. "Besonders der Ansatz, wie die Zusammenarbeit verschiedener
Akteure mit denselben Zielen zu Innovationen und Transformation führt, ist
ein Kernthema unserer Veranstaltung", erklärten die Organisatoren der
Universität Vechta im Vorfeld. Keynote-Vorträge sowie interaktive
Präsentationen am ersten Tag und Workshops am zweiten Tag sollten initial
dazu dienen, eine Plattform zu schaffen, auf der gemeinsam über die
Zukunft der Landwirtschaft diskutiert und neue Ideen und Strategien
ausgetauscht werden können.

Prof. Dr. Nick Lin-Hi von der Universität Vechta spricht über
Lebensmittel der Zukunft

In seinem Vortrag gleich zu Beginn machte Dr. Alexander Fink, Vorstand der
ScMI Scenario Management Internation AG, deutlich, dass man bei der
Diskussion über die Zukunft eigentlich über "Zukünfte" sprechen müsse.
"Zukunft ist nicht prognostizierbar", sagte Fink und schlug vor, statt auf
klar umrissene Prognosen auf Szenarien, also auf verschiedene mögliche
Ausprägungen der Zukunft, zu schauen. Auf Grundlage dieser Zukunftsbilder
könnten verschiedene "Zukünfte" vorausgedacht werden, um darauf aufbauend
robuste Strategien zu gründen, so Fink. Wie ein solches Extremszenario
aussehen kann, führte Prof. Dr. Nick Lin-Hi aus: "Der Agrar- und
Ernährungsindustrie stehen disruptive Zeiten und eine vegane Wende
bevor.", sagte der Professor für Wirtschat und Ethik an der Universität
Vechta. "Die Lebensmittel der Zukunft sind besser, günstiger und
nachhaltiger als heutige Produkte. Unternehmen müssen sich daher jetzt neu
erfinden, wenn sie morgen noch am Markt sein wollen." In diesem
Zusammenhang spielen auch Start-ups eine große Rolle. "An nahezu allen
Stellen tauchen Start-ups mit neuen Geschäftsmodellen auf.", sagte Henning
Dicks von "f3 farm. food. Future". "Im Agribusiness wird in vielen Fällen
das Credo, 'höher, schneller, weiter' durch den Leitsatz, 'effizienter,
smarter und ressourcensparender' abgelöst." Die Potenziale gelte es zu
sichten, einzuordnen und zu nutzen, so Dicks.

Dass bei der Entwicklung der Agrar- und Ernährungsbranche die
Digitalisierung eine große Rolle spielt, hob Dr. Frank Danzinger von der
Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Supply Chain Services SCS in Nürnberg hervor.
"Die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle und Wertschöpfungssysteme stellt
Unternehmen vor eine große Herausforderung, der mit einem echten
Verständnis transformativer, digitaler Technologien und einer Öffnung der
Organisation begegnet werden sollte". Diese Öffnung könne auch neue Formen
der Innovationsentwicklung umfassen, sagte Danzinger und zeigte anhand des
Beispiels eines "offenen Labors", einem sogenannten "Living Labs", wie
Endverbraucher und Anwenderinnen in solche Prozesse einbezogen werden
können. Das bekräftigte auch Christelle Theis, Head of I&E Excellence, GEA
Farm Technologies. "Innovation lebt von Kooperationen", sagte sie und
zeigte am Beispiel ihrer eigenen Firma, wie man bei der Produktentwicklung
viele Ideen - vom Problem bis zur Lösung - einbeziehen kann.

Vollautonome Feldroboter und mehr

Am zweiten Tag der Veranstaltung standen vertiefende Workshops im Fokus.
Fachleute gaben Einblicke, wie Betriebe besser für den Wandel aufgestellt
werden können und welche Anwendungsbereiche es für Künstliche Intelligenz
und Virtuelle Realitäten bereits gibt. Verschiedene Ansätze wurden
vorgestellt. Betont wurde, dass das Wissen um eine bodenschonende
Landbewirtschaftung zentral für den nachhaltigen Ackerbau sei. Dass dabei
nicht nur große teilautonome Maschinen zum Einsatz kommen, sondern
zunehmend auch vollautonome Feldroboter sind zwei Entwicklungstrends. Wie
neue Geschäftsfelder vermarktet werden können und welche Rolle digitales
Marketing dabei spielt, war Thema des dritten Workshops.

In der Zusammenfassung der zwei Tage forderte die Geschäftsführerin der an
der Universität Vechta ansässigen Transformationsstelle agrar
Niedersachsen, Dr.in Brabara Grabkowsky: "An den Transformationsprozessen
für die Sicherung der zukünftigen Ernährung und Lebensmittelproduktion
müssen alle Akteur*innen zusammenarbeiten. Nur dann wird die Region im
Nordwesten auch künftig ihren Stellenwert behalten."

Die nächste Tagung in der Reihe "Dynamic Agri-Food-Systems im Oldenburger
Münsterland ist bereits in Planung. Im März 2020 soll es um das Thema "One
Health - Gesundheit für Mensch, Tier und Umwelt" gehen.


Infokasten:

Die Tagung ist Teil des LEADER-geförderten Projekts "Dynamic Agri-Food
Systems im Oldenburger Münsterland". Das Projekt befasst sich in
unterschiedlichen Veranstaltungen und verschiedenen Themenschwerpunkten
mit der ökonomischen Bedeutung der Agrar und Ernährungswirtschaft für die
Region Oldenburger Münsterland. Es sollen die Herausforderungen für die
Region vor dem Hintergrund aktueller Transformationsprozesse analysiert
und diskutiert werden, sowie Problemlösungen für eine zukunftsfähige
Ausrichtung der Lebensmittelproduktion erarbeitet werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/158: Neuer Nachhaltigkeitsrat berufen (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Neuer Nachhaltigkeitsrat berufen



Bundeskanzlerin Angela Merkel hat heute im Bundeskabinett die
turnusgemäße Neuberufung der Mitglieder des Rats für Nachhaltige
Entwicklung bekannt gegeben.

"Die Bundesregierung bekennt sich mit der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie zu den Zielen der Agenda 2030
für nachhaltige Entwicklung. Der Rat für Nachhaltige Entwicklung berät die
Bundesregierung bei der Weiterentwicklung und Umsetzung der Strategie.
Zudem leistet er unverzichtbare Beiträge, um das gesellschaftliche
Bewusstsein für Nachhaltigkeit zu stärken", unterstrich die Bundeskanzlerin
die Bedeutung des Rates.

Dem 15-köpfigen Rat gehören künftig 9 Frauen und 7 Männer an.

Erstmals in den Rat berufen werden:


	Saori Dubourg (Vorstandsmitglied BASF)

	Cornelia Füllkrug-Weitzel (Präsidentin Brot für die Welt)

	Gerda Hasselfeldt (Präsidentin Deutsches Rotes Kreuz)

	Jörg-Andreas Krüger (Vorsitzender Naturschutzbund Deutschland e. V)

	Markus Lewe (Oberbürgermeister Münster; Vizepräsident Deutscher Städtetag)

	Elisabeth Maier (DBJR-Vorsitzende)

	Hubertus Paetow (Präsident Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft)

	Gunda Röstel (Geschäftsführerin Stadtentwässerung Dresden AG)



Erneut berufen werden:


	Prof. Dr. Alexander Bassen (Professor für Betriebswirtschaftslehre Universität Hamburg)

	Ulla Burchardt (MdB a. D.

	Katherina Reiche (PStin a. D., Hauptgeschäftsführerin Verband kommunaler Unternehmen e.V.)

	Dr. Werner Schnappauf (Bayerischer Staatsminister für Umwelt, Gesundheit, Verbraucherschutz a. D., Hauptgeschäftsführer Bundesverband der Deutschen Industrie a. D.)

	Dr. Imme Scholz (Kommissarische Direktorin des Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik)

	Prof. Hubert Weiger (Ehrenvorsitzender BUND e. V.)

	Heidemarie Wieczorek-Zeul (MdB a. D., Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung a. D.)



Die Berufung für eine dreijährige Amtsperiode erfolgt durch Schreiben der
Bundeskanzlerin mit Wirkung zum 1. Januar 2020 für die Dauer von drei
Jahren. Die Vorsitzende oder den Vorsitzenden wählen die Ratsmitglieder
aus ihrer Mitte.

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung berät die Bundesregierung seit 2001 bei
der Umsetzung und Weiterentwicklung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.
Außerdem trägt der Rat das Thema "Nachhaltigkeit" in Gesellschaft und
Öffentlichkeit hinein.

Weitere Informationen zur Arbeit des Rates für Nachhaltige Entwicklung
finden sich unter:

www.nachhaltigkeitsrat.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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KULTUR/1043: Peter Handke - streitbar alleine ... (SB)




"Selma Lagerlöfs wild geese forever! Strawberry Fields forever! Wild
Strawberries forever!" 
 
Peter Handkes Toast bei der Verleihung des Nobelpreises für Literatur 

Peter Handke ist aus der Zeit gefallen. Mit Wildgänsen sprechen, auf ihrem
Rücken durch die Himmel fliegen - ein Kindertraum, von Nils Holgersson
weitergereicht an die vielen jungen Menschen, die andere Lebewesen nicht mehr
zum Objekt eigenen Überlebens machen wollen. "Nichts ist real, und es gibt
keinen Grund zu warten" - ein Hippietraum der Beatles, der den Lärm unaufhörlich
um sich rotierender Maschinen jäh verstummen und die monochrome Normgesellschaft
in Myriaden von Farben aufgehen läßt. Ingmar Bergmans "Wilde Erdbeeren" - der
Traum von einer Welt unzerstörter Natur und unbeantwortbarer Fragen, in dessen
Idyll die Wunden und Schmerzen doch noch heilen und vergehen.

Es ist die lyrische Subjektivität des 77jährigen Schriftstellers, die in
Stockholm ausgezeichnet wurde. Sein Werk transportiert den Geist verlorener
Jahrzehnte in eine Gegenwart, in der mit Sachzwanglogik, Effizienzprimat und
Sozialkontrolle der letzte Rest des Traumes von Autonomie und Gewaltfreiheit
eliminiert werden soll. Die Unerbittlichkeit, mit der dies geschieht, bezeugt
die Wirkmächtigkeit des vor einem halben Jahrhundert kurz an die Oberfläche des
Gesellschaftsgetriebes getretenen Traumes. Handke hält aus vielen Gründen an ihm
fest, das macht ihn zum Ärgernis aller auf Flexibilität und Opportunität
abonnierten Marktsubjekte.

Tief in seiner persönlichen, im Grenzgebiet zwischen Österreich und Jugoslawien
verwurzelten Biographie besteht der Schriftsteller auf Gewißheiten, die ihn in
Opposition zum Gros der westlichen Kultur- und Politikeliten manövrierten. Wer
wie er viel für die slowenischen PartisanInnen übrig hat, die in Kärnten gegen
Nazideutschland kämpften, aber Österreich auch wegen der dort ins Kraut
schießenden alldeutschen WiedergängerInnen den Rücken kehrte, stand der
Neuordnung Europas im Interesse von EU und NATO im Wege. Das wird ihm bis heute
nicht verziehen. Handke hat sich mit den Richtigen, den um jeden Preis
Rechthabenden angelegt, wofür er noch 20 Jahre nach dem Überfall auf Jugoslawien
angegriffen wird. Zahllos sind die Namen prominenter KriegsbefürworterInnen von
Jürgen Habermas und Joseph Fischer über Susan Sontag und André Glucksmann bis
Günter Grass und Wolf Biermann, die sich schon Jahre vor dem 20. März 1999 unter
dem Banner der von US-Präsident George Bush ausgerufenen Neuen Weltordnung
einfanden, um das postsozialistische Jugoslawien als potentielles
Alternativmodell zur neoliberalen EU auszuschalten.

Peter Handke gehört zu jenen seltenen Vertretern der 68er-Generation, die nicht
auf diese oder jene Weise abgeschworen haben, sondern auf dem schmalen Weg
unbestechlicher Streitbarkeit weitergegangen sind. Dies tat er im nicht
unangenehmen Umfeld literarischer Prominenz. Es hätte ihn nicht viel gekostet,
sein Fähnchen in den Wind eines blutigen Hegemonialstrebens zu hängen, für
dessen Legitimation sogar das Vermächtnis der Shoah eingesetzt wurde, als wären
die ermordeten JüdInnen auf diese Weise nicht ein weiteres Mal ums Leben
gebracht worden. Wer immer Handkes Urteilsvermögen mit Schmähungen und Häme
überzog, hat ganz bestimmt nicht vergessen, welch brutales Regime der
NS-Faschismus in Jugoslawien errichtete, wie er es verstand, die völkische
Gesinnung des kroatischen Klerikalfaschismus für sich einzusetzen, wie seine
blutige Spur die deutsche Nachkriegsgeschichte durchzieht, für deren
VordenkerInnen das multiethnische Jugoslawien stets ein "Völkergefängnis" und
damit zum Abschuß freigegeben war. Doch sich selbst zu prüfen, wenn der andere
Mensch mit einem Tritt ins Abseits befördert wird, ist keine Stärke jener
StimmungsmacherInnen, die den Begriff des "Intellektuellen" mit finaler
Wirksamkeit in die Tonne der Verächtlichkeit getreten haben.

Indem der Nobelpreisträger den journalistischen FrontbegleiterInnen auf den Zahn
fühlte, machte er sich Feinde unter denjenigen, die seinesgleichen, wenn es nur
einen geringen Anlaß zum Eklat gibt, fast nach Belieben niederschreiben können. 
Peter Handke hat bei seinen öffentlichen Auftritten und seinen Stellungnahmen in
Zeitungsartikeln und Interviews jenes Recht auf die Subjektivität persönlicher
Positionierung geltend gemacht, das angeblich unverhandelbarer Anlaß für die
Respektierung von Meinungs- und Pressefreiheit ist. Was ihn als Literaten über
sich hinauswachsen ließ, sollte ihm bei der Einmischung ins Tagesgeschäft
politischer Willkür zum Strick gedreht werden. Sein in Stockholm ausgebrachter
Toast auf drei Leuchtfeuer außergewöhnlichen Kulturschaffens weist der Herde
seiner KritikerInnen den Weg zu dem ihnen zustehenden Platz in der
Mittelmäßigkeit zwischen allem, wofür einzutreten es eines Mutes bedarf, der
ohne Liebe zum Leben nicht zu fassen ist.
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ASIEN/943: Afghanistan - geopolitischer Schwenk der USA ... (SB)


Afghanistan - geopolitischer Schwenk der USA ...



Nach einem dreijährigen Gerichtsprozeß und mehreren Klagen unter
Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz hat am 9. Dezember die
Washington Post die sogenannten Afghanistan Papers veröffentlichen
können. Hinter jenem Begriff, der sich bewußt an die 1971 von Daniel
Ellsberg enthüllten Pentagon Papers über die verkorkste
US-Militärintervention in Vietnam und Indochina anlehnt, verbirgt sich
eine mehrjährige Studie des 2008 geschaffenen Amts des Special
Inspector General for Afghanistan Reconstruction (SIGAR) im
US-Verteidigungsministerium. Im Rahmen der 2014 begonnenen, mehr als
2000seitige Studie namens Lessons Learnt wurden Interviews mit mehr
als 600 Militärs und Regierungsbeamten vornehmlich aus den USA, aber
auch aus den verbündeten NATO-Staaten sowie Afghanistan selbst
durchgeführt, um die wichtigsten Lehren aus dem laufenden Krieg am
Hindukusch zu ziehen.

Auffälligstes Fazit der Befragungen: seit dem gelungenen Sturz der
Taliban zur Jahreswende 2001/2002 führt die westliche
Interventionsstreitmacht am Hindukusch einen Krieg quasi allein des
Krieges willen. Für die Politiker in Washington und die Kommandeure
vor Ort ist es stets wichtiger gewesen, das eigene Gesicht zu bewahren
und das Märchen von der Unbesiegbarkeit der Supermacht USA
aufrechtzuerhalten, als öffentlich zuzugeben, man habe keine Ahnung,
was man in Afghanistan überhaupt tue. Bedenkt man den Umstand, daß der
Krieg in Afghanistan dem amerikanischen Steuerzahler bis heute mehr
als eine Billion Dollar gekostet hat, daß die USA 133 Milliarden
Dollar mehr für einen völlig gescheiterten "Wiederaufbau" des
bitterarmen Landes als für den Marshall-Plan in Europa nach dem
Zweiten Weltkrieg ausgegeben haben und daß der Konflikt mit den
Taliban Zehntausende Afghanen und 2.400 US-Soldaten das Leben
gekostet, weitere Hundertausende zu Krüppeln oder Traumaopfern gemacht
hat, dann klingen die Worte des SIGAR-Chefs John Sopko - "Das
amerikanische Volk wurde durchweg belogen" - wie der reinste Hohn.

Man darf nicht vergessen, daß der Krieg in Afghanistan vollkommen
vermeidbar gewesen wäre. Nach dem schrecklichen Flugzeuganschlägen vom
11. September 2001 haben die Taliban angeboten, ihren Gast, den
mutmaßlichen 9/11-Drahtzieher Osama Bin Laden, an eine neutrale
Gerichtsbarkeit nach der Vorlage entsprechender Hinweise auf seine
Verwicklung in die Ermordung von fast 3000 Menschen auszuliefern. Doch
dies genügte der Administration von George W. Bush nicht, die
demonstrativ militärische Vergeltung im großen Stil ausüben zu müssen
meinte. Deshalb fielen US-Streitkräfte im Oktober 2001 in Afghanistan
und eineinhalb Jahre später in den Irak ein. Bereits vor dem
angloamerikanischen Einmarsch in den Irak im März 2003 wußten
Millionen von Menschen weltweit, daß die Kriegsbegründung Washingtons
- eine heimliche Zusammenarbeit zwischen Osama Bin Ladens Al Kaida und
der Regierung Saddam Hussein in Bagdad im Bereich
Massenvernichtungswaffen - erstunken und erlogen war.

Die Afghanistan Papers liefern den Beweis, daß es spätestens nach der
Flucht Osama Bin Ladens aus Afghanistan keinen ernstzunehmenden Grund
für den Verbleib der NATO-Streitkräfte am Hindukusch gab und daß die
Verantwortlichen in Berlin, London, Paris und Washington dies auch
wußten. Deswegen änderte sich dauern die Begründung - mal ging es um
die Verteidigung des Westens am Hindukusch, mal um die Frauenrechte,
mal um die humanitäre Hilfe, mal um den Wiederaufbau. In den
Afghanistan Papers liest man, wie bereits nach wenigen Monaten der
damalige US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld über das Fehlen
sinnvoller Erfolgskriterien klagt. Etwa zur gleichen Zeit, im
Frühjahr 2002, verspricht Bush jun., die USA würden in Afghanistan auf
gar keinen Fall in einen "Kriegsmorast" wie einst in Vietnam
versinken. Doch genau das ist passiert.

Alle Beteiligten wußten um den Schlamassel, doch durfte dies niemand
offen zugeben. Statt dessen wurde eine Erfolgsmeldung nach der anderen
herausgegeben. Erhöhte Aktivitäten seitens der Taliban wurden gleich
als Beleg für deren vermeintliche Verzweiflung ausgelegt. Als Barack
Obama 2009 Bush als Präsident folgte, wurde der Kriegskritiker
praktisch gezwungen, eine gigantische Truppenaufstockung
durchzuführen, die trotz aller gegenteiligen Behauptungen des
"Zen-Kriegers" Stanley McChrystal und der vermeintlichen
Aufstandskoryphäe David Petraeus zu keinem Erfolg führte, sondern
statt dessen die Taliban stärker machen sollte. 2010 nach dem
gelungenen Liquidierung Osama Bin Ladens in Pakistan hätten die USA
die Segel in Afghanistan streichen können, doch wollte niemand das
Land zu einem "terroristischen Rückzugsort" verkommen lassen. Seltsam,
daß sich nur kurze Zeit danach die "Terrormiliz" Islamischer Staat
(IS) dort etablieren konnte.

Aus den Afghanistan Papers geht ganz klar hervor, wie sehr und im
welchen Ausmaß die offiziellen Erkenntnisse über die tatsächliche
Faktenlage in Afghanistan verzerrt und beschönigend in der
Öffentlichkeit wiedergegeben wurde. Im Lessons-Learnt-Bericht von
SIGAR stößt der Leser über andauernde Klagen seitens amerikanischer
Diplomaten und Militärs über die Korruptheit der Afghanen, vom
einfachen Soldaten bis in die höchsten Ämter - eine Korruption,
welche die ausländischen Interventionisten mit ihren "Hilfsgeldern" in
Milliardenhöhe offenbar zu immer neuen Blüten getrieben haben. In den
Afghanistan Papers kehrt General a. D. Michael Flynn, der mehrere
Einsätze in Afghanistan gesehen hat und später zum Leiter der Defence
Intelligence Agency (DIA) wurde, den Spieß um und stellt unverblümt
fest, die verlogene Informationspolitik der amerikanischen
Kriegsbeteiligten sei mindestens so korrupt oder sogar korrupter als
der Diebstahl der Afghanen, denn sie halte einen aussichtslosen Krieg
am Leben. 2014 wurde Flynn nicht zuletzt wegen seiner offenen Kritik
an der Verantwortung Washingtons für die Entstehung eines IS-Kalifats
beiderseits der irakisch-syrischen Grenze von der Obama-Regierung
frühzeitig pensioniert.

2017 wurde Flynn Nationaler Sicherheitsberater Donald Trumps und
unterstützte zunächst die Bemühungen des New Yorker Baumagnaten, den
schnellstmöglichsten Abzug der US-Streitkräfte zu realisieren. Nach
nur wenigen Wochen im Weißen Haus wurde Flynn unter fadenscheinigen
Gründen - wegen eines umstrittenen Telefonats mit dem russischen
Botschafter in Washington - aus dem Amt gedrängt. Seit vergangenem
Jahr führt Trumps Afghanistan-Sonderbeauftragter Zalmay Khalilzad im
katarischen Doha Verhandlungen mit den Taliban. Angeblich liegt
bereits der Entwurf eines Friedensvertrags vor, der jedoch von der
Regierung in Kabul noch abgesegnet werden müßte.

Vor diesem Hintergrund ist der Zeitpunkt der Veröffentlichung der
Afghanistan Papers bemerkenswert - nämlich just zu einem Zeitpunkt, zu
dem sie wegen der alles andere verdrängenden Berichterstattung der
US-Konzernmedien über das Amtsenthebungsverfahren der Demokraten im
Repräsentantenhaus gegen Präsident Trump nicht allzuviel Aufsehen
erregen werden. Die Amerikaner wollen - unverrichteter Dinge oder
nicht - aus Afghanistan raus, ohne sich ihre Niederlage eingestehen zu
müssen. Hierfür bieten die Afghanistan Papers den perfekten Anlaß. Wie
US-Verteidigungsminister Mark Esper am 7. Dezember vor erlauchtem
Publikum auf dem Reagan National Defense Forum im kalifornischen Simi
Valley erklärte, wollen die USA ihre "Streitkräfte neu positionieren"
und überall dort, wo es möglich ist, nicht nur in Afghanistan, Truppen
abziehen, um sie in Stellung gegenüber China und Rußland zu bringen.
Zentralasien sei nicht das "vordringlichste Kriegsschauplatz", sondern
der indo-pazifische Raum, so Esper.
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UN-REPORT/114: Jedes vierte Kind weltweit existiert offiziell nicht (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - New York/Köln, 11.
Dezember 2019

Jedes vierte Kind weltweit existiert offiziell nicht

Unicef-Report zu Geburtenregistrierung



In den letzten zehn Jahren ist der Anteil der registrierten Geburten um
fast 20 Prozent gestiegen, dennoch sind 166 Millionen Kinder unter fünf
Jahren nicht offiziell erfasst.

Die Zahl der Kinder, deren Geburt offiziell registriert ist, ist weltweit
deutlich angestiegen. Doch noch immer sind weltweit mehr als ein Viertel
aller Kinder unter fünf Jahren - insgesamt 166 Millionen Kinder - in keinem
Geburtenregister eingetragen. Dies geht aus einem Bericht hervor, den das
UN-Kinderhilfswerk UNICEF heute anlässlich seines 73. Geburtstages
veröffentlicht hat.

Für den Bericht "Birth Registration for Every Child by 2030: Are we on
track?" wurden Daten aus 174 Ländern ausgewertet. Der Report zeigt, dass
der Anteil der registrierten Kinder unter fünf in den vergangenen zehn
Jahren weltweit um fast 20 Prozent - von 63 auf 75 Prozent - gestiegen ist.

"Bis hierhin war es ein langer Weg. Aber noch immer fallen zu viele Kinder
durch das Netz - nicht erfasst und unberücksichtigt", sagte
UNICEF-Exekutivdirektorin Henrietta Fore. "Ein Kind ohne offiziellen
Geburtsnachweis ist unsichtbar - in den Augen der Regierung oder vor dem
Gesetz existiert es nicht. Wenn ein Kind seine Identität nicht nachweisen
kann, ist es oft von schulischer Bildung und medizinischer Versorgung
ausgeschlossen und einem höheren Risiko von Ausbeutung und Missbrauch
ausgesetzt."

Große regionale Unterschiede bei der Geburtenregistrierung

Der weltweite Anstieg bei der Geburtenregistrierung geht hauptsächlich auf
große Fortschritte in Südasien zurück, insbesondere in Bangladesch, Indien
und Nepal. So stieg beispielsweise in Indien der Anteil der registrierten
Kinder von 41 Prozent in den Jahren 2005 und 2006 auf 80 Prozent in den
Jahren 2015 und 2016. Gemeinsam mit der indischen Regierung hat UNICEF in
den vergangenen Jahren die Geburtenregistrierung in allen Bundesstaaten
gefördert, zum Beispiel durch einen verbesserten Zugang zu
Registrierungszentren, durch Schulungen für Beamte und Angestellte von
Gemeinden sowie Programmen zur Sensibilisierung der Bevölkerung.

Doch die regionalen Unterschiede sind weiter groß: Die Mehrheit der Länder
in Afrika südlich der Sahara liegt hinter dem Rest der Welt zurück.
Äthiopien (3 Prozent), Sambia (2013 - 2014: 11 Prozent) und der Tschad (12
Prozent) verzeichnen weltweit die niedrigsten Raten bei der
Geburtenregistrierung.

Der Bericht zeigt, dass fast jedes dritte Land der Erde mit etwa einem
Drittel aller Kinder unter fünf Jahren dringend mehr tun muss, um
neugeborene Kinder zu registrieren. Die internationale Agenda für
nachhaltige Entwicklung hat das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030
insbesondere durch die Registrierung der Geburten dafür zu sorgen, dass
alle Menschen Ausweispapiere und eine rechtliche Identität haben.

Mehr als jedes dritte Kind besitzt keine Geburtsurkunde

Selbst wenn Kinder in einem Geburtenregister eingetragen sind, bedeutet
dies noch nicht, dass sie auch eine Geburtsurkunde besitzen. 237 Millionen
Kinder unter fünf Jahren - oder etwas mehr als jedes dritte Kind - sind
derzeit nicht im Besitz dieses offiziellen Registrierungsnachweises.

Ursachen für die ausbleibende Geburtenregistrierung sind unter anderem
mangelndes Wissen, hohe Gebühren für die Registrierung oder die Ausstellung
einer Geburtsurkunde, Gebühren für eine verspätete Registrierung und große
Entfernungen zur nächsten Registrierungsstelle. Auch die traditionellen
Bräuche und Praktiken einiger Gemeinschaften - wie zum Beispiel der Brauch,
dass junge Mütter nicht das Haus verlassen sollen - können die offizielle
Registrierung von Geburten innerhalb der zulässigen Frist be- oder
verhindern.

Forderungen von UNICEF

In dem Bericht fordert UNICEF folgende Maßnahmen zum Schutz aller Kinder:


	Jedem Kind muss bei der Geburt eine Geburtsurkunde ausgestellt werden.

	Alle Eltern müssen in der Lage sein, ihre Kinder - unabhängig vom Geschlecht - bei der Geburt registrieren zu lassen.

	Die Geburtenregistrierung muss mit anderen öffentlichen Dienstleistungen wie dem Gesundheits- oder Bildungssystem verknüpft werden, um nicht registrierte Kinder zu identifizieren und diese nachträglich offiziell zu erfassen.

	Es bedarf verstärkter Investitionen in sichere und innovative technologische Lösungen, um die Registrierung von Geburten zu erleichtern.

	Gemeinden müssen dazu gebracht werden, eine verbindliche Geburtenregistrierung für jedes Kind einzuführen.



"Jedes Kind hat das Recht auf einen Namen, eine Staatsangehörigkeit und
eine rechtliche Identität. Gerade haben wir den 30. Jahrestag der
UN-Konvention über die Rechte des Kindes begangen, in der dieses Recht
verankert ist", sagte Fore. "Um den Fortschritt bei der
Geburtenregistrierung voranzutreiben, kommt es auf jede einzelne Maßnahme
an. Wir dürfen nicht ruhen, bis die Geburt eines jeden Kindes erfasst ist."


Hintergrund

Die Geburtsregistrierung ist die offizielle Aufnahme einer Geburt durch
eine Standesbeamtin oder einen Standesbeamten gemäß den gesetzlichen
Bestimmungen eines Landes. Eine Geburtsurkunde ist eine Personenstandsakte,
die von der Standesbeamtin oder dem Standesbeamten ausgestellt wird und die
Geburt eines Kindes dokumentiert. Da es sich um einen beglaubigten Auszug
aus dem Geburtsregister handelt, ist dies der Nachweis dafür, dass eine
Registrierung stattgefunden hat. Damit ist dieses Dokument der erste und
häufig einzige Nachweis der rechtlichen Identität, insbesondere für Kinder.

Die globalen Datenbanken von UNICEF beinhalten Schätzungen der
Geburtenregistrierung für 174 Länder, hauptsächlich aus national
repräsentativen Haushaltsumfragen wie den Multiple Indicator Cluster
Surveys (MICS) und Demographic and Health Surveys (DHS). Weitere
Datenquellen in der globalen Datenbank sind andere nationale Erhebungen,
Volkszählungen und wichtige Statistiken aus Zivilstandsregistern.


Download: UNICEF-Report: Birth Registration for Every Child by 2030:
Are we on track?

https://www.unicef.de/blob/208020/38c8be679cb7b61e980c1f9ed0e86d5b/birth-registration-for-every-child-by-2030--are-we-on-track--data.pdf
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UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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AUFRUF/061: Berlin - Gegen Mietenwahnsinn, Armutsrente und NATO-Aufrüstung!, LLL-Wochenende 2020, 12.01.2020


Deutsche Kommunistische Partei

Gegen Mietenwahnsinn, Armutsrente und NATO-Aufrüstung!

Aufruf der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) und der Sozialistischen
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) zum LLL-Wochenende 2020



Am 15. Januar 2020 jährt sich die Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht, den Arbeiterführern und Gründern der Kommunistischen Partei
Deutschlands durch reaktionäre Freikorps zum 101. Mal. Es sind dieselben,
die Rosa und Karl ermorden ließen und heute als Gegner der Arbeiterklasse
und den Völkern gegenüberstehen: die deutschen Banken und Konzerne. Sie
sehen ihre Profitsteigerungen und ihre weltweite Vorherrschaft bedroht.
Durch die nächste Wirtschaftskrise, die bereits an die Tür klopft. Durch
den Aufstieg ehemaliger Schwellenländer mit China und Russland an der
Spitze. Durch die Abnutzung ihrer Lügenmärchen von sozialer Marktwirtschaft
und bestmöglicher Demokratie.

Die Antwort des Kapitals darauf ist eine Offensive auf allen Ebenen zur
Rettung ihres Systems und zur Vermehrung ihres ohnehin schon gigantischen
Reichtums: Die Mobilmachung gegen China und Russland: Die imperialistischen
Staaten wollen eine neue Weltordnung ohne ihre Hegemonie nicht akzeptieren.
USA, NATO, EU und immer mit dabei die Bundesrepublik rüsten auf und proben
den Krieg gegen Russland. Beim US-Manöver "Defender Europe 2020" wird unser
Land zur Logistikdrehscheibe des neuen Kalten Krieges. Gleichzeitig wird
die "Eindämmung Chinas" zum offiziellen Ziel der Bundesregierung.

Aufrüstung und Kriegstreiberei: Die BRD beteiligt sich an Kriegen in der
ganzen Welt und will die Interessen des deutschen Kapitals zunehmend
eigenständig durchsetzen. Mit dieser Kriegspolitik trägt sie massiv zum
Steigen der Kriegsgefahr bei. Mit dem Zwei-Prozent-Ziel der NATO
legitimiert die Bundesregierung die steigenden Rüstungsausgaben: Erstmals
meldete die Bundesrepublik über 50 Milliarden Euro an die NATO für das
kommende Jahr und Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer fordert bereits
jetzt weitere Steigerungen. Mit der militärischen Kooperation PESCO wird
auch auf EU-Ebene Aufrüstung und militärische Handlungsfähigkeit ausgebaut.

Der Angriff auf Löhne und die Reste von Sozialstaat und Demokratie: Das
Sozial- und Gesundheitssystem wird immer weiter dem Zugriff der Konzerne
geöffnet und kaputtgespart. Millionen Werktätigen drohen Mini- und
Armutsrenten. Niedriglöhne, unsichere Arbeitsverhältnisse,
Arbeitsplatzabbau und Krisenangst breiten sich aus. Öffentliches Eigentum
wird privatisiert - in Bund, Land und Kommune. Der Osten wird - politisch
gewollt - weiter abgehängt. Mögliche Gegenwehr wird mit neuen
Polizeigesetzen beantwortet.

Die Ausplünderung der Werktätigen: Der Mietenwahnsinn geht weiter und durch
die herrschenden Parteien werden immer neue Erhöhungen der
Lebenshaltungskosten beschlossen. Vom Abwälzen "energetischer
Sanierungskosten" auf die Mieter über CO2-Steuer und ständig steigende
Strompreise bis hin zur Erhöhung der ÖPNV-Kosten bei gleichzeitiger
Einschränkung privater Mobilität.

Mit ihrer Offensive stoßen sie auf immer mehr Wut und Enttäuschung in West
und Ost. Sie sind nicht unbesiegbar - das haben sie schon 1918/19 erfahren,
als die Massen in Deutschland aufstanden. Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht am 12. Januar in Berlin zu gedenken heißt deshalb ...

... Widerstand gegen die Angriffe der Banken und Konzerne auf unsere
sozialen und politischen Rechte zu leisten. Widerstand gegen die Flucht
auslösende NATO-Kriegspolitik, die Verdoppelung des Militäretats, die
Erhöhung des Renteneintrittsalters.

... das Erbe der DDR zu verteidigen - dem Land, in dem Luxemburg und
Liebknecht Helden waren. Ein Heimatland, in dem es Sicherheit, aber keine
Armut gab.

... den Lügen der Mainstreammedien die Solidarität mit den Völkern Kubas,
Chiles, Ecuadors, Venezuelas und Boliviens entgegenzusetzen - Evo no está
solo!

... dem Imperialismus die Tour zu versauen: Nein zu PESCO, weg mit dem
Truppenstationierungsvertrag, raus aus der NATO!

Essen, 9. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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ARBEIT/2991: Mindestlohn brachte den Betroffenen im Schnitt rund zehn Prozent höhere Löhne (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 10.12.2019

Mindestlohn brachte den Betroffenen im Schnitt rund zehn Prozent höhere
Löhne



Der in Deutschland zum 1. Januar 2015 eingeführte flächendeckende
Mindestlohn brachte den betroffenen Beschäftigten im Durchschnitt einen
Anstieg der Löhne in Höhe von rund zehn Prozent. Das geht aus einer am
Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

Fünf Jahre nach Einführung des Mindestlohns stehe fest, dass er deutlich
positive Effekte auf die Löhne der betroffenen Beschäftigten gehabt habe,
erklären die Nürnberger Arbeitsmarktforscher.

Die befürchteten Arbeitsplatzverluste seien sehr gering ausgefallen. Sie
konzentrierten sich auf den Bereich der Minijobs. Etwa die Hälfte der
Minijobs, die zum Jahreswechsel 2014/2015 entfallen sind, wurde in
sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse umgewandelt. Dagegen
hätte sich nur ein sehr kleiner Teil der betroffenen Personen arbeitslos
gemeldet, so die Forscher. Zugleich betonen sie: Im Zuge einer Rezession
oder bei deutlichen Mindestlohnerhöhungen könnten negative
Beschäftigungseffekte allerdings nicht ausgeschlossen werden.

Auf die Produktivität der Beschäftigten, also den Umsatz pro
Beschäftigten, hatte der Mindestlohn keine Auswirkung. "Die höheren
Lohnkosten werden demnach nicht durch höhere Produktivität kompensiert",
schreiben die Arbeitsmarktforscher. Sie halten fest: "Ein
mindestlohnbedingter Anstieg in der Arbeitsmotivation betroffener
Beschäftigter ist nicht zu beobachten, obwohl der Lohn und die
Entlohnungszufriedenheit deutlich gestiegen sind."

Wissenschaftlich umstritten sei nach wie vor, in welchem Ausmaß der
gesetzliche Mindestlohn umgangen werde. "Das Ausmaß der Nichteinhaltung
bleibt letztlich eine weitgehend offene Frage, die sich auf Grundlage der
aktuellen Datenbasis nicht abschließend beantworten lässt", heißt es in
der Studie.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb2419.pdf

https://twitter.com/iab_news/status/1204329732411666432

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2990: Tariflöhne steigen 2019 um 3,0 Prozent (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 10.12.2019

Tariflöhne steigen 2019 um 3,0 Prozent

Tarifbilanz des WSI-Tarifarchivs



Die Tariflöhne steigen im Jahr 2019 gegenüber dem Vorjahr um
durchschnittlich 3,0 Prozent (siehe auch Abbildung 1 in der PDF-Version
dieser PM; siehe Link unten). Dies ergibt sich aus der vorläufigen
Jahresbilanz, die das Tarifarchiv des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung heute
in Düsseldorf vorlegt. Bei einem zu erwartenden durchschnittlichen Anstieg
der Verbraucherpreise von 1,4 Prozent führt dies zu einem deutlichen
Reallohnzuwachs von voraussichtlich 1,6 Prozent. "Für die
gesamtwirtschaftliche Entwicklung erweist sich die Tarifpolitik damit
einmal mehr als ein wichtiger Stabilitätsanker", sagt der Leiter des
WSI-Tarifarchivs, Prof. Dr. Thorsten Schulten.

Die durchschnittlichen Tariferhöhungen liegen 2019 exakt auf dem Wert des
Vorjahres. Berücksichtigt man nur die Neuabschlüsse aus dem Jahr 2019, so
fallen die Lohnzuwächse mit 2,5 Prozent jedoch spürbar niedriger aus. Die
bereits in den Vorjahren vereinbarten längerfristigen Lohnabschlüsse
schlagen 2019 hingegen mit einer Erhöhung von 3,3 Prozent zu Buche.
Insgesamt erhalten 2019 etwa 20 Millionen Beschäftigte Tariferhöhungen.
Für 8 Millionen wurden 2019 Neuabschlüsse getätigt (siehe auch Übersicht 1
in der PDF-Version dieser PM; siehe Link unten), während etwa 12 Millionen
von mehrjährigen Tarifabschlüssen aus den Vorjahren profitieren.

Wie bereits in den vorherigen Tarifrunden spielten in einigen Branchen
auch 2019 neben den Entgelterhöhungen Fragen der tarifvertraglichen
Arbeitszeitgestaltung eine wichtige Rolle. Hierzu gehören neue
Möglichkeiten der individuellen Arbeitszeitverkürzung sowie Wahloptionen,
bei denen die Beschäftigten zwischen mehr Geld oder zusätzlichen freien
Tagen wählen können. Entsprechende Vereinbarungen finden sich z. B. in der
Stahlindustrie oder in der chemischen Industrie.

In der kommenden Tarifrunde 2020 stehen wieder wichtige
Tarifauseinandersetzungen wie z. B. in der Metall- und Elektroindustrie
oder im öffentlichen Dienst bei Bund und Kommunen auf der Tagesordnung.
Nach Analyse des WSI-Tarifexperten Schulten "würden weiterhin kräftige
Lohnzuwächse dabei helfen, einer möglichen konjunkturellen Eintrübung
durch eine Stabilisierung der privaten Konsumnachfrage entgegenzuwirken."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2019_12_10.pdf

- Die Pressemitteilung mit Grafik und Tabelle (pdf)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2389: Kohle-Boom in Subsahara-Afrika (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH, 10.12.2019

Kohle-Boom in Subsahara-Afrika



Während in Deutschland und anderen Industrieländern über das Tempo der
Reduktion von Treibhausgasen gestritten wird, geht es in den
wirtschaftlich am wenigsten entwickelten Ländern in die andere Richtung.
In den knapp 50 afrikanischen Staaten südlich der Sahara (Subsahara-Afrika),
das Schwellenland Südafrika nicht mitgerechnet, könnten bis zum
Jahr 2025 neue Kohlekraftwerke mit einem jährlichen Ausstoß von 100
Millionen Tonnen CO² in Betrieb gehen. Es entspricht aktuell etwa 40
Prozent dessen, was deutsche Kohlekraftwerke emittieren. Zu diesem
Ergebnis kommt eine neue Studie des Berliner Klimaforschungsinstituts MCC
(Mercator Institute on Global Commons and Climate Change).

Die Studie wurde jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Nature Climate
Change veröffentlicht. "Bereits im Zeitraum 2005 bis 2015 stieg der durch
Kraftwerke und Industrieanlagen bedingte CO2-Ausstoß in dieser Region um
jährlich 6 Prozent", berichtet Jan Steckel, Leiter der Arbeitsgruppe
Klimaschutz und Entwicklung am MCC. "Angola, Kongo und Mosambik waren,
wenn auch auf niedrigem Niveau, die drei Länder mit dem stärksten Anstieg
weltweit." Auf Basis einer Datenbank des US-Finanzdienstleisters S&P
Global zeigt die Studie nun für jedes einzelne Land die Investitionspläne
für die nahe Zukunft. "Subsahara-Afrika steht vor einem Kohle-Boom", sagt
Steckel. "Dieser ist nicht zuletzt getrieben durch Kraftwerksbauer aus
China und Indien, deren Heimatmärkte für Kohlemeiler zunehmend gesättigt
sind." Insgesamt befinden sich Anlagen mit einer Leistung von etwa einem
Gigawatt im Bau und weitere mit insgesamt 30 Gigawatt in Planung, von
letzteren ist allerdings die Hälfte derzeit zurückgestellt.

Gestützt auf Daten der Internationalen Energieagentur sowie auf
realistische allgemeine Entwicklungspfade aus der Forschungsliteratur
beschreibt die MCC-Studie zwei Szenarien des Kohle-Booms. In einem
vergleichsweise günstigen Szenario werden 70 Prozent der konkret geplanten
sowie alle derzeit zurückgestellten Projekte abgeblasen. Es wird dann zwar
noch geringfügig in Kohlekraftwerke investiert, aber die energiebedingten
Emissionen werden durch den Ausbau erneuerbarer Energien weitgehend
stabilisiert. Die MCC-Forscher zeigen, dass dieser Pfad weitgehend
kompatibel mit den im Weltklimaabkommen von Paris festgelegten Zielen
wäre. Im ungünstigen Szenario dagegen werden sämtliche Kohleprojekte
realisiert. Die Emissionen, derzeit jährlich 245 Millionen Tonnen CO2 im
Energie- und Industriesektor, steigen dann rasant an.

"In Subsahara-Afrika gibt es einen enormen Bedarf an billiger und
verlässlicher Energie, die Region steht jetzt am Scheideweg", warnt
Michael Jakob, MCC-Forscher und Koautor der Studie. Was man jetzt an
Anlagen errichtet, werde das Energiesystem und damit die Emissionen der
Zukunft maßgeblich mitbestimmen. "Das Beispiel Afrika zeigt: Die globale
Klimapolitik muss die wirtschaftliche Aufholjagd in den ärmeren Ländern im
Blick haben - und helfen, emissionsfreie Alternativen der
Energieversorgung attraktiv zu machen."


Originalpublikation:

Steckel, J., Hilaire, J., Jakob, M., Edenhofer, O.,

Coal and Carbonization in Sub-Saharan Africa, 2019,

Nature Climate Change

https://www.nature.com/articles/s41558-019-0649-8

Weitere Informationen unter:

http://www.mcc-berlin.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)

gGmbH, 10.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1902: Vergabegesetz Saarland - Tarifbindung wird gestärkt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Dezember 2019

Vergabegesetz Saarland: Tarifbindung wird gestärkt - Weitere Länder
und Bund müssen folgen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hält das
geplante "Fairer-Lohn-Gesetz" im Saarland für einen wichtigen Schritt zur
Stärkung der Tarifbindung und zur Vermeidung von Lohndumping und
Wettbewerbsverzerrungen. "Wir begrüßen den Vorstoß des saarländischen
Wirtschafts- und Arbeitsministeriums ausdrücklich, bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge die Einhaltung eines repräsentativen
Tarifvertrages zur Bedingung für alle betroffenen Branchen zu
machen", sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke am Mittwoch in
Berlin. Die Gesetzesinitiative sei ein wichtiger Beitrag zur Stärkung
der Tarifbindung, trage insgesamt zur Stabilisierung des Tarifsystems
bei und sorge direkt und indirekt für eine Verbesserung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen. "Ich appelliere an die saarländische
Landesregierung, dass sie den Vorschlag jetzt zügig umsetzt", betonte
Werneke. Die saarländische Arbeits- und Wirtschaftsministerin Anke
Rehlinger hatte zuvor ihre Eckpunkte für eine Weiterentwicklung des
"Tariftreue-Gesetzes" zum "Fairer-Lohn-Gesetz" vorgestellt.

Derzeit verfügen 14 Bundesländer über Tariftreuegesetze, nur Sachsen
und Bayern nicht. Auch beim Bund fehlt bislang bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge eine Tariftreueregelung per Gesetz. "Vor dem
Hintergrund der abnehmenden Tarifbindung und dem großen finanziellen
Volumen öffentlicher Aufträge sind Tariftreuegesetze in beiden
Bundesländern und beim Bund längst überfällig", stellte Werneke klar.

Bund und Bundesländer sollten sich nach Ansicht des
ver.di-Vorsitzenden bei diesen Regelungen insgesamt besser
koordinieren, um gleichwertige soziale und ökologische Standards im
Land zu setzen. Der zuständige Bundeswirtschaftsminister könnte
dadurch das Tarifvertragssystem in Deutschland nachhaltig stärken.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STANDPUNKT/067: Wann kommen die digitalen Menschenrechte? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wann kommen die digitalen Menschenrechte?

Von Peder Iblher, Humanistischer Pressedienst, 10. Dezember 2019



Vor einem Jahr, zum 70. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte, hat die Giordano-Bruno-Stiftung ihre Vorschläge für
digitale Menschenrechte [1] veröffentlicht. Das Konzept fand viel
Zustimmung, aber auch konstruktive Kritik.

Dass Menschenrechte keine Wundertüte sind, die alle Türen öffnen,
musste Petr Zak ganz praktisch feststellen. Als er vorstellig wurde,
um die Vorschläge der Giordano-Bruno-Stiftung (gbs) in aller Form zu
überreichen, hatte sich niemand zu einem offiziellen Termin
bereitgefunden - denn die Giordano-Bruno-Stiftung ist keine
akkreditierte NGO und damit für die Offiziellen dort schwer
einzuschätzen. So blieb es bei dem weit weniger repräsentativen Akt
einer Übergabe beim Pförtner, adressiert an den in Wien zuständigen
UNO-Sekretär Michael Moravik.


Missverständnisse aus Utopia

Auch sonst sind Menschenrechte kein Wünsch-dir-was. Das mussten zum
Beispiel die Diskussionsteilnehmer der von der Zeit-Stiftung
initiierten Digitalcharta für die EU [2] feststellen. Vorschläge wie
das Recht auf Vergessenwerden, das Recht auf Nichtwissen oder die
Frage, wie Plattformen mit Hassrede umgehen sollen, blieben außen vor
oder umstritten. Grundrechte können die Wirklichkeit nun mal nicht
aushebeln. Etwa die Tatsache, dass digitale Spuren weit hartnäckiger
sein können als sonstige Spuren, die wir im Leben hinterlassen. Oder,
dass man Information - auch in digitaler Form - nicht immer für alle
Beteiligten zufriedenstellend steuern kann.

Häufig trifft man auch auf das Missverständnis, dass Menschenrechte
eine allgemeine Grundlage für das Miteinander in der Gesellschaft
darstellen. Das ist aber nicht so, sondern sie verstehen sich
ausschließlich als Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat und seine
Organe. Geheimdienste zum Beispiel haben sich eigentlich an die von
ihren Regierungen ratifizierten Grundrechte zu halten. (Dass sie das
systematisch nicht tun, steht auf einem anderen Blatt.) Konzerne wie
Google oder Shell können dagegen so lange gegen Menschenrechte
verstoßen, bis ihnen von staatlicher Seite das Handwerk gelegt wird.
Dazu, den entsprechenden juristischen Rahmen zu schaffen, ist der
Staat allerdings verpflichtet.


Wozu dann überhaupt Grundrechte?

Bringt denn das Formulieren von letztlich frommen Wünschen die
Menschheit auch nur einen einzigen Schritt voran? Mit Blick auf die
Geschichte muss man sagen: ja! Denn die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte war nicht nur eine glückliche Sternstunde der UN, eine
historische Ausnahmesituation [3], in der sich die wichtigsten Akteure
für einen Moment zu einem Lippenbekenntnis hinreißen ließen. Sie war
auch ein psychologisch bedeutsamer und wirksamer Schritt in der
Entwicklung der Menschheit.

Denn wenn ich als Individuum von Geburt an mit Rechten ausgestattet
bin, dann beginne ich, diese einzufordern. Die 1979 hinzugekommene
Frauenrechts-Konvention und die Kinderrechts-Konvention von 1989
zeigen, dass die Menschenrechte sich als Messlatte weiterentwickeln
und als Ausdruck eines aufgeklärten Selbstverständnisses wertvoll
sind. Die Arbeit vieler NGOs wäre ohne die Legitimation der
Menschenrechte sehr viel schwerer.

Viele Aktive legen heute mit Recht ihren Fokus darauf, den bestehenden
Menschenrechten Geltung zu verschaffen, die darin formulierten Wünsche
wirksam werden zu lassen. Sie finden sich wieder in den Aktivitäten zu
den nachhaltigen Entwicklungszielen (SDG) [4] und in der Ausrichtung
zahlloser Stiftungen und Vereine. Doch im Bereich der Digitalisierung
ist vieles noch vage. Zu schnell ist die Entwicklung vorangeschritten
und zu offen sind die Debatten und Machtverhältnisse derzeit noch.

Ab und zu höre ich die Kritik, es brauche keine digitalen Grundrechte,
weil alle Rechte aus der analogen Welt selbstverständlich auch im
Digitalen gälten. Doch diese Betrachtung ist sehr oberflächlich und
bezieht viele grundlegende Neuerungen nicht ein. Sie reicht, salopp
gesagt, etwa so weit wie der überstrapazierte Begriff der
Menschenwürde, die im Zweifel sehr unterschiedlich ausgelegt wird. Die
von uns formulierten Vorschläge - unter vielen - kommen daher zur
rechten Zeit und ich bringe sie ein, wo immer ich die Möglichkeit dazu
sehe [5].


Konstruktive Kritik

Grundrechte haben ja den Anspruch, universell und quasi ewig gültig zu
sein. Entsprechend allgemein müssen sie gehalten sein. Das Wort
"digital" wäre zum Beispiel streng genommen überholt, wenn ein
Quantencomputer nicht mehr mit den Werten 1 und 0 operiert. "Daten"
sind konkreter als "Informationen" usw. Als wir unsere Vorschläge
kürzlich auf dem Stuttgarter Zukunftssymposium [6] wieder einmal
diskutierten, fielen ein paar Punkte auf, die man ruhig noch einmal
neu durchdenken sollte:

"Jeder hat das Recht, zu erfahren, welche Algorithmen, Verfahren,
 Regeln oder Kriterien bei ihn betreffenden automatischen
 Beurteilungen oder Entscheidungen wirksam wurden, und sie durch
 einen Menschen uruzu lassen."



Ein Anspruch auf Erklärbarkeit automatischer Entscheidungen ist in der
Praxis nicht leicht einzulösen. Künstliche neuronale Netze sind in
ihrer Komplexität schnell nicht mehr zu verstehen. Wenn man sich mit
einer offenbar korrekten Ausgabe zufriedengibt, ohne genau zu wissen,
wie diese zustande kommt, so hat man zumindest ein Problem, die
Korrektheit auch nachzuweisen. Und sehr wahrscheinlich wird man sich
bald auf das System verlassen, ohne es zu verstehen.

Als Beispiel: Eine Künstliche Intelligenz, die mit guter Sicherheit
Huskys von anderen Hunden unterscheiden konnte, achtete bei näherem
Hinsehen lediglich auf den Schnee im Hintergrund. Ein Trick, der noch
durchschaubar ist, wenn man sich dafür interessiert. Wenn der
Algorithmus aber eine scheinbar verlässliche Black Box ist, sind
Verzerrungen wahrscheinlich - und sei es nur in der Fortschreibung
menschlicher Vorurteile.

"Für einen Menschen muss stets klar erkennbar sein, ob er mit einem
 Menschen oder einem automatischen System kommuniziert."



Ein solcher Passus fehlt in unseren Vorschlägen bisher, es gibt aber
inzwischen einigen Konsens darüber, dass dies im Sinne eines
selbstbestimmten Lebens so sein sollte.

"Jeder hat das gleiche Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zu
 Informations- und Kommunikationsdiensten."



Hier kam die Frage auf, wie es um Kinderrechte bestellt ist und
inwieweit Erwachsene das Recht haben, ihren Kindern Informationen
vorzuenthalten. Wenn man an Gewaltdarstellungen denkt, würde man hier
eine klare Verpflichtung zum Kinderschutz erkennen, die mit Aufkommen
des Internets nun mal relevanter geworden ist. Aber wie ist es mit
weltanschaulichen Inhalten, etwa dem Vergleich von Religionen oder
Sexualkunde? Hier verlassen wir vermutlich das Terrain der
Digitalisierung und kommen zu den Kinderrechten, etwa dem Recht auf
Bildung [7].

"Was sagt ihr zu Neurodaten?"



Im Zusammenhang mit Neurodaten (zum Beispiel erfassten Gehirnströmen)
öffnet sich ein noch schwerer fassbarer Bereich, der im Kern auf die
Gedankenfreiheit sowie die Grenzen von Persönlichkeit und freiem
Willen zielt. Der Umgang mit solchen intimsten Daten, die sogar
jenseits unseres eigenen Bewusstseins liegen, öffnet der Manipulation
neue Felder. Um hier klare Linien zu ziehen, wird es nicht genügen,
einmal mehr die unbestimmte Menschenwürde zu zitieren. Die Grenzen des
Menschen selbst werden hier unscharf. Eine Auseinandersetzung mit
Themen wie Cyborgs, Augmented Intelligence und Transhumanismus ist
seit Jahrzehnten im Gang, aber wirksame Positionen konnten wir hierzu
in unserer Gesellschaft noch nicht entwickeln.


Wie geht es weiter?

Es ist denkbar, dass die Entwicklungen in der UN mittelfristig zu
einer Art "Charta für informationelle Grundrechte" führen werden.
Welche Nationen dieser dann zustimmen, ist derzeit offen, denn derzeit
kochen viele Regierungen ihr Süppchen auf einem noch weitgehend
unregulierten Status Quo. Wahrscheinlicher ist, dass die Europäer
einen Schritt vorangehen - wenn wir sie dazu antreiben.

Die Vorschläge der gbs können immerhin schon jetzt als Ausgangspunkt
für Positionen in neuen und alten Debatten dienen. Wir werden sie
weiter einbringen und sind dabei, unsere Kontakte in dieser Hinsicht
auszubauen.


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/wann-kommen-digitalen-menschenrechte-17508


Anmerkungen:


[1] https://digitalhumanrights.blog/wp-content/uploads/gbs_digitalrechte_un.pdf

[2] https://digitalcharta.eu/

[3] https://www.giordano-bruno-stiftung.de/sites/gbs/files/download/menschenrechte_gbs.pdf

[4] https://www.un.org/sustainabledevelopment/sustainable-development-goals/

[5] https://digitalhumanrights.blog/

[6] https://stuttgarter-zukunftssymposium.de/

[7] https://hpd.de/artikel/kinderrechte-ins-grundgesetz-17224


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Reto Thumiger
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2245: Überarbeitete Regelwerke zum Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur Prävention (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 09.12.2019

Überarbeitete Regelwerke zum Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur
Prävention im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz



Zu Beginn des kommenden Jahres treten die neue "Ordnung für den Umgang mit
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger
Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst"
und die "Rahmenordnung - Prävention gegen sexualisierte Gewalt an
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz" in allen (Erz-)Diözesen in Kraft. Beide
Dokumente wurden vom Ständigen Rat der Deutschen Bischofskonferenz am 18.
November 2019 beschlossen.

Die Regelungen der bisherigen "Leitlinien" wurden überarbeitet und werden
künftig als eine für alle (Erz-)Diözesen einheitliche "Ordnung" Geltung
haben. Sie wird - nach der Inkraftsetzung durch den jeweiligen
Diözesanbischof und der Veröffentlichung im Amtsblatt - zu einem in jeder
(Erz-)Diözese gleichlautenden diözesanen Gesetz.

Besondere Berücksichtigung findet die Perspektive der Betroffenen sexuellen
Missbrauchs - so ist unter anderem die Beteiligung Betroffener an Prozessen
zum Umgang mit sexuellem Missbrauch ausdrücklich vorgesehen. Die Einbindung
externer und unabhängiger Fachberatungsstellen ist ausdrücklich vorgesehen.
Die neue Ordnung spricht zudem durchgängig von "Betroffenen" anstelle von
"Opfern". Auch auf den Zusatz "mutmaßlich" wird auf Wunsch von Betroffenen
verzichtet. Damit soll deutlich werden, dass Personen, die
Missbrauchshandlungen melden, nicht mit einer misstrauischen, sondern einer
zugewandten Haltung begegnet wird.

Der Geltungsbereich der Ordnung umfasst alle kirchlichen Stellen und
Einrichtungen der jeweiligen (Erz-)Diözese sowie alle kirchlichen
Rechtsträger, die der bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen.

Die Rahmenordnung Prävention wird ebenfalls in den Amtsblättern der
(Erz-)Diözesen veröffentlicht. Unter anderem unterschiedliche gesetzliche
Vorgaben in den einzelnen Bundesländern machen in der Regel
diözesanspezifische "Ausführungsbestimmungen" erforderlich, die die
konkreten Vorgaben zur Präventionsarbeit in der (Erz-)Diözese festlegen.

Ausdrücklich werden als Adressaten der neugefassten Rahmenordnung
Prävention auch die Neuen Geistlichen Gemeinschaften, kirchlichen
Bewegungen und Initiativen benannt. Damit werden sie verbindlicher als
bisher zu Präventionsmaßnahmen verpflichtet. Neu enthalten sind die
Begriffe der "sekundären" und "tertiären" Prävention. Sie unterstreichen
den mehrdimensionalen Ansatz von Prävention: Prävention im Sinne der
Rahmenordnung will mit geeigneten Maßnahmen sexualisierten Übergriffen
vorbeugen (primär), die Gewalt erkennen und beenden (sekundär) und das
Geschehene aufarbeiten und ausreichend Schutz und Hilfe in Form einer
nachsorgenden Prävention (tertiär) anbieten.

Der Beauftragte der Deutschen Bischofskonferenz für Fragen des sexuellen
Missbrauchs im kirchlichen Bereich und für Fragen des Kinder- und
Jugendschutzes, Bischof Dr. Stephan Ackermann (Trier), sieht die neuen
Dokumente positiv: "Die beiden Regelwerke sind aufgrund zahlreicher
Rückmeldungen und Hinweise zum zweiten Mal gründlich überarbeitet worden.
In der aktuellen Fassung spiegeln sich die Erfahrungen und Erkenntnisse
wider, die wir den letzten Jahren gewonnen haben. Diese haben sowohl zu
einer Ausweitung des Anwendungsbereichs wie auch zu einer größeren
Verbindlichkeit geführt. Dafür bin ich dankbar. Denn das dient der noch
konsequenteren Aufdeckung von Fällen sexualisierter Gewalt und einem
wirksameren Schutz von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen, die sich
anderen im Raum der Kirche anvertrauen."


Hintergrund

Bereits bei der Verabschiedung der "Leitlinien für den Umgang mit sexuellem
Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker,
Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz" und der "Rahmenordnung - Prävention gegen
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen im
Bereich der Deutschen Bischofskonferenz" im August 2013 wurde für beide
Regelwerke eine Geltungsdauer von fünf Jahren sowie eine Überprüfung vor
der Verlängerung der Geltungsdauer vereinbart. Um die Ergebnisse der im
September 2018 veröffentlichten Studie "Sexueller Missbrauch an
Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und männliche
Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz" ("MHG-Studie")
und das im Mai 2019 veröffentlichte Motu proprio Vos estis lux mundi von
Papst Franziskus bei der Überarbeitung entsprechend zu berücksichtigen,
wurden die Leitlinien und die Rahmenordnung Prävention bis zum 31. Dezember
2019 verlängert und werden nun zum 1. Januar 2020 durch die beiden neuen
Regelwerke ersetzt. Nach fünf Jahren ist jeweils eine Evaluation beider
Regelwerke vorgesehen.


Hinweise:

Die "Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige
Beschäftigte im kirchlichen Dienst" sowie die "Rahmenordnung - Prävention
gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder
hilfebedürftigen Erwachsenen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz"
sind als pdf-Dateien im Anhang sowie unter www.dbk.de auf der Themenseite
Sexueller Missbrauch verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 207 vom 9. Dezember 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





BUNDESLIGA/563: Männer - 3. und 4. Runde (SB)




Nach Runde 3 der Schachbundesliga verringerte sich die Zahl der
Mannschaften ohne Verlustpunkt von fünf auf drei: die SF Deizsau, die
OSG Baden-Baden und der SV Werder Bremen.

Im Spielort Hamburg mußte sich der Gastgeber indes gegen Viernheim
mit einem 4:4 begnügen und konnte damit noch ganz zufrieden sein.
Denn die Gäste waren elomäßig stärker aufgestellt, zudem mußte
Hamburg ohne Duda und Sarin antreten. Dafür sorgte Luis Engel am
dritten Brett für eine kleine Überraschung, als er einen kraftvollen
Angriff auf den König von Igor Kovalenko einleitete und damit Erfolg
hatte. Allerdings mußte sich Rasmus Svane David Anton Guijarro
geschlagen geben, und auch Dirk Sebastian kassierte gegen Ilja
Zaragatski eine Niederlage, so daß beim Stand von 4:3 für Viernheim
Sune Berg Hansen in die Bresche springen mußte, um mit einem Sieg in
einem Damenendspiel gegen Bassem Amin das Unentschieden
sicherzustellen. Im Parallelkampf kam Kiel gegen Aachen zu einem
problemlosen 7:1-Sieg. Nur Rudolf Meessen holte für Aachen einen
Trostpunkt.

Gastgeber Dresden hoffte gegen Augsburg auf wertvolle Punkte, aber
die Begegnung verlief anders. Nach sechs Stunden Spielzeit stand es
3,5:3,5, aber Eckhard Schmittdiel ließ seine bayerischen Kollegen
aufjubeln, als er seine beiden Mehrbauern gegen Hans Möhn sicher
verwertete und so Augsburg einen mühsam erkämpften, aber letzten
Endes verdienten Sieg schenkte. Bei dem anderen Wettkampf konnte der
FC Bayern im Kampf gegen den Abstieg, der jedes Jahr von neuem droht,
ein wichtiges Remis gegen die SF Berlin erringen. Volle Punkte gab es
nur an den beiden letzten Brettern. Für Berlin war Krzysztof
Jakubowski erfolgreich, während München auf den FIDE-Meister Makan
Rafiee bauen konnte.

Gastgeber Baden-Baden mußte im ewigen Klassiker gegen die SG Solingen
ran, und am Ende war die Überraschung größer als der Sieg über die
Gäste. Solingen geistert weiter im unteren Drittel der Tabelle herum,
was durch die 2,5:5,5-Niederlage gegen Baden-Baden noch zementiert
wurde. Tatsächlich konnten die Solinger an keinem Brett überzeugen
und nur fünf Remisen einfahren. Einen bequemen 6,5:1,5-Sieg feierten
dagegen im Parallelkampf die SF Deizsau gegen den SV Mülheim Nord.

Einen wahren Überraschungssieg konnten sich unterdessen die Gastgeber
aus Lingen ans Revers heften. Der Aufsteiger bezwang den
Meisterschaftsanwärter aus Hockenheim mit 4,5:3,5. Die Truppe aus
Niedersachsen zeigte im ersten Jahr ihrer Ligazugehörigkeit Klasse,
was insbesondere für den Altmeister Lev Gutman galt, der am letzten
Brett den nominell überlegenen Tamas Banusz nach 34 Zügen
niederstreckte. Lange bangen mußte derweil Werder Bremen, bis man zum
4,5:3,5-Sieg über Speyer-Schwegenheim die Hände hochreißen konnte,
zumindest solange, bis Jan Werle an Brett 6 gegen Denis Mager den
entscheidenden Sieg einfahren konnte.

Am Sonntag verblieb nur noch Serienmeister Baden-Baden ohne
Verlustpunkt und führt damit die Tabelle wie bekannt souverän an.
Nun, die sonntagliche Herausforderung hielt sich ohnehin in Grenzen.
Mülheim Nord schaffte nichtsdestotrotz zweieinhalb Punkte. Besonders
verdienstvoll war der Sieg von Volkmar Hausrath gegen Alexei Shirov,
der keinen guten Tag erwischt hatte, aber Baden-Baden darf ungeachtet
dessen mit dem Stand nach dem vierten Spieltag zufrieden sein. Auch
Solingen konnte im Parallelduell endlich auftatmen. Nach einem
katastrophalen Saisonstart mit drei Niederlagen holte sich der
Meister von 2016 den ersten Saisonsieg gegen Deizisau und meldete
sich so wieder zurück ins Rennen.

Im Duell Viernheim gegen Kiel in Hamburg mußten die Norddeutschen
eine knappe 3,5:4,5-Niederlage einstecken. Ein Unentschieden lag im
Raum, da Ivan Cheparinov am Spitzenbrett dank eines
vielversprechenden Turmopfers seinem Kontrahenten David Anton
Guijarro das Leben tatsächlich schwer machte. Doch der Spanier fand
in bedrängter Lage schließlich doch den sicheren Ausweg für seinen
König, so daß das Remis den Viernheimer Sieg am Ende des Tages
sicherstellte. Im Gegenzug hatte Gastgeber Hamburg keinerlei Probleme
mit den Gästen aus Aachen und siegte klar mit 6,5:1,5.

Die Hauptstädter, die am Vortag gegen Bayern München nicht über ein
4:4 hinauskamen, konnten am Sonntag endlich jubeln. Gegen Augsburg
gelang ihnen ein schwer umkämpfter 5:3-Sieg. Maßgeblichen Anteil am
ersten Saisonsieg hatte Kryzsztof Jakubowski, der am Samstag gegen
die Münchener mit einem Siegpunkt immerhin das Unentschieden gerettet
hatte, und nunmehr gegen Eckhard Schmittdiel seinen zweiten Sieg des
Wochenendes einfuhr. Dankbar für ihren 4,5:3,5-Sieg war auch die
Truppe aus München, die mit Dresden einen nominell stärker
aufgestellten Gegner bekam, aber am Ende dank Miguel Santos Ruiz und
Linus Johansson feiern konnte. Dresden hingegen wartet auf dem
vorletzten Tabellenplatz weiterhin auf den ersten Saisonsieg.

Von sich reden machte derweil Gastgeber Lingen. Der Aufsteiger, der
am Vortag Hockenheim bezwungen hatte, setzte gegen
Speyer-Schwegenheim am Sonntag noch einen drauf mit einem klaren
5:3-Sieg. Im Augenblick rangiert der Liga-Neuling auf Platz 3 der
Tabelle, was aller Ehren wert ist. Die ersten Minuspunkte kassierte
dagegen Werder Bremen im Spitzenspiel gegen Hockenheim. Zwar konnte
Bremens Spitzenspieler Tamir Nabaty den renommierten Großmeister
Vladimier Fedoseev allen Schneid abkaufen, aber Hockenheim schlug
über Ivan Saric und Tamas Banusz zurück und sicherte sich so den
4,5:3,5-Sieg.



Runde 3, am 7.12.2019

Hamburger SK - SC Viernheim 4:4

SG Turm Kiel - Aachener SV 7:1

USV TU Dresden - BCA Augsburg 3,5:4,5

SF Berlin - FC Bayern München 4:4

OSG Baden-Baden - SG Solingen 5,5:2,5

Schachfreunde Deizisau - SV Mülheim Nord 6,5:1,5

SV Lingen - SV Hockenheim 4,5:3,5

SV Werder Bremen - SG Speyer-Schwegenheim 4,5:3,5



Runde 4, am 8.12.2019

SC Viernheim - SG Turm Kiel 4,5:3,5

Aachener SV - Hamburger SK 1,5:6,5

BCA Augsburg - SF Berlin 3:5

FC Bayern München - USV TU Dresden 4,5:3,5

SG Solingen - Schachfreunde Deizisau 4,5:3,5

SV Mülheim Nord - OSG Baden-Baden 2,5:5,5

SV Hockenheim - SV Werder Bremen 4,5:3,5

SG Speyer-Schwegenheim - SV Lingen 3:5




	
 Stand nach der 4. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden-Baden

Hamburger SK

SV Lingen

Schachfreunde Deizisau

SV Hockenheim

SV Werder Bremen

SG Turm Kiel

SC Viernheim

BCA Augsburg

SF Berlin

FC Bayern München

SG Speyer-Schwegenheim

SG Solingen

SV Mülheim Nord

USV TU Dresden

Aachener SV


	
4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4

4


	
8

7

7

6

6

6

5

5

3

3

3

2

2

1

0

0


	
22,5

21  

18  

21  

18,5

17,5

19,5

16,5

14,5

14  

14  

16  

14  

11  

11,5

6,5
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07116: Kulturgeschichtlicher Schock (SB)


Die arabisch-islamische Kultur steht dem Glücks- und Wettspiel seit
jeher mit unversöhnlicher Härte gegenüber. Überhaupt wird jede Art von
persönlicher Bereicherung beispielsweise durch Wucherzinsen oder
Verteuerung von Waren, die für breite Bevölkerungsschichten zum
grundexistentiellen Bedarf gehören, im Koran, dem religiösen Buch des
Islam, wie ein Kapitalverbrechen behandelt. Wettpreise waren für die
Araber eine nicht minder ruchlose Betrügerei und Verletzung
hochheiliger Umgangsformen unter Menschen. Auf ihren Entdeckungsreisen
machten die Araber auch Kontakt mit den Sitten der Inder, an denen sie
besonders interessiert waren, kam doch das Schachspiel ursprünglich
aus Indien und dann über die Perser zu ihren. Die frühen Berichte
zeichnen jedoch ein grausames Bild dieser bilateralen Kontakte. Mag
sein, daß einiges überzeichnet wurde, ein Körnchen Wahrheit enthalten
sie jedoch gewiß. So schrieb der arabische Historiker al-Mas'udi um
950: "Wenn die Inder Schach spielen, wetten sie um Stoffe oder
Edelsteine, doch kommt es manchmal vor, daß ein Spieler, der seinen
ganzen Besitz verloren hat, eines seiner Glieder verwettet. Da wird
neben die Spielenden ein kleines Kupfergeschirr über ein Holzfeuer
gesetzt, worin eine rötliche Salbe, eine Spezialität dieses Landes,
gekocht wird. Sie hat die Eigenschaft, Wunden zu heilen und fließendes
Blut zu stillen. Wenn nun ein Mann, der um einen seiner Finger
gewettet hat, verliert, schneidet er den Finger mit einem Dolche ab,
steckt die Hand sofort in die Salbe und brennt die Wunde aus, dann
kehrt er zum Spiel zurück. Ist ihm das Glück abhold, so opfert er noch
einen Finger, und es kommt vor, daß sich einer, der fortgesetzt
verliert, der Reihe nach alle Finger, die Hand, den Unterarm, den
Ellenbogen und noch andere Körperteile abschneidet. Nach jeder
Amputation ätzt er die Wunde mit der Salbe, die eine merkwürdige
Mixtur von typisch indischen Bestandteilen und Drogen von
außerordentlicher Wirkung ist. Dieser Brauch, von dem ich eben sprach,
ist eine allgemein bekannte Tatsache." Tatsache ist im heutigen Rätsel
der Sphinx jedenfalls, daß Weiß mittels Td8xf8+! Matt drohte, weswegen
Schwarz nun zur Abwehr 1...Lf5-d7 spielte. Ob er damit die
grundsätzliche Gefahr gebannt hatte, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07116: Kulturgeschichtlicher Schock (SB)]



Geller - Pantschenko

Sotschi 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Etwas mehr kämpferischer Sinn stände der schwarzen Position durchaus
gut zu Gesicht, denn nach 1...Sc6-d4! verliert Weiß nach 2.Sa4-b6+ Ka8-
b7 3.Db5-e5 Da7xb6 4.De5xg7 Sd4-e2+ 5.Kc1-b1 Th8-g8! notwendig,
während seine Rettungschancen bei der besseren Abfolge 2.Db5-e5 Le8xa4
3.Td1xd4 ebenfalls zu wünschen übrig lassen.



Erstveröffentlichung am 21. November 2006
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/949: Hanau - Hochklassige Kleinkunst im Frühjahr 2020, 18.01.-10.05.2019


Stadt Hanau

Hochklassige Kleinkunst und beste Unterhaltung

Reihe "Kult(o)ur bietet 11 Veranstaltungen im Frühjahr 2020



Stand-up Comedy mit dem Gewinner des 1. Hanauer Comedy Slams Helmuth
Steigerwald, Satire mit Christoph-Maria Herbst und Moritz Netenjakob
oder auch Kabarett unter dem Motto "Altern ist nichts für Feiglinge" -
die zweite Hälfte der städtischen Veranstaltungsreihe "Kult(o)ur"
hält, was die erste versprochen hat. Geboten wird zwischen Januar und
Mai 2020 wieder ein anspruchsvolles Kulturprogramm, das ganz gezielt
abseits des Mainstream und der TV-Comedians angesiedelt ist.

Seit 1987 bereichert die Veranstaltungsreihe das kulturelle Leben in
der Brüder-Grimm-Stadt und hat sich seit ihrem Start einen ebenso
großen wie treuen Freundeskreis aufgebaut. Die bunte Mischung aus
unterhaltsamer und hochklassiger Kleinkunst setzt einfach Maßstäbe.
Der Vorverkauf läuft bereits und bietet damit die Chance, die
Eintrittskarten unter den Weihnachtsbaum zu legen.

Den Anfang macht Helmuth Steierwald am Samstag, 18. Januar, im
"Brückenkopf". Steierwald gilt als der lustigste Lebensmittelchemiker
seit Dr. Oetker. Sein Programm vereinigt ungezügelte Stand-Up-Comedy
mit wissenschaftlichem Kabarett. Dabei blickt er über den Tellerrand
der gewöhnlichen Gesundheits- und Ratgeberliteratur hinaus. Er zeigt,
wo unser Leben von Chemie bestimmt ist. Denn eines ist klar: Chemie
ist Leben. Und in allen Lebenslagen ist ebenso klar: Die Chemie muss
stimmen. Dass dies bei Helmuth Steierwald der Fall ist, davon kann das
Publikum ausgehen. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem KUZ
- Trägerverein Kulturzentrum Pumpstation e. V. statt.

Ein bekanntes Gesicht in der Hanauer Kultour-Reihe ist Sebastian
Pufpaff, der am Freitag, 24. Januar, im Congress Park Hanau unter dem
Motto "Wir nach" zu einer Reise in die Mitte des Humors einlädt. Denn
dort, so seine These, entspringt der Sinn des Lebens - das Lachen.

"Altern ist nichts für Feiglinge - jung bleiben !" ist der Titel des
aktuellen Programms von Monika Blankenberg, die als Fachfrau für den
gesunden und fröhlichen Alterungsprozess am Donnerstag, 30. Januar, im
Café Amadeo antritt, um mit unerschütterlichem Optimismus dem
Jugendwahn ein Ende zu setzen.

Der dritte Hanauer Comedy Slam setzt die Reihe Kultour am Samstag, 1.
Februar, im Brückenkopf fort. Das Publikum darf sich auf einen Abend
voller Überraschungen freuen. Moderiert von dem großartigen Comedian
Thomas Nicolai, ist dieser Wettstreit für alle Newcomer und Profis aus
der Comedy-, Kabarett- und Kleinkunstszene eine einmalige Gelegenheit,
sich zu präsentieren und neues Material zu testen. Bei diesem
Wettbewerb entscheidet der Applaus des Publikums, wer ins Finale
einziehen darf. Künstlerbewerbungen nimmt das Veranstaltungsbüro der
Stadt Hanau, Carola Odenwäller, veranstaltungsbuero@hanau.de,
entgegen.

Improvisations-Comedy und Kabarett steht am Sonntag, 16. Februar, auf
dem Programm, wenn Sascha Korf mit "Aus der Hüfte, fertig, los!" ein
wahres Feuerwerk der Sprache entzündet. Der Wahl-Kölner tritt im
entgegen der ursprünglichen Ankündigung im Café Amadeo den Kampf gegen
das Verstummen im Zeitalter der Statusmeldungen und Emojis an. Die
fürs Café Central ausgewiesenen Karten behalten ihre Gültigkeit.

Gewohnt bayrisch, spitzbübisch und äußerst schwarzhumorig - so ist das
brandneue Programm "Löwenzahn" von Helmut A. Binser. Voller Tatendrang
nimmt er sich am Donnerstag, 27. Februar, im Café Amadeo der
Lebensmitte an, die mit 40 erreicht wird. Denn gerade im Hochsommer
des Lebens gibt es viel zu tun.

"Meschugge" ist laut Duden umgangssprachlich und steht für verrückt.
Und Menschen, bei denen es im Kopf nicht ganz rund läuft, gibt es
zuhauf - in der Fußgängerzone ebenso wie im Supermarkt, im Bus ebenso
wie im Café. Frank Fischer hat sie alle beobachtet und daraus sein
neues Programm gestrickt. Wer sich gemeinsam mit ihm die Frage stellen
will, wer eigentlich die Normalen sind, kann dies am Sonntag, 15.
März, machen. Die Veranstaltung findet allerdings - anders als
ursprünglich angekündigt - im Café Amadeo statt. Bereits gekaufte
Karten behalten auch hier ihre Gültigkeit.

Jo van Nelsens Karriere begann 1989 mit einem wahren Paukenschlag:
Sein Dancefloorhit "Ich bin so wild nach deinem Erdbeermund" war 18
Wochen in den deutschen Charts. Bis heute ist es ein Club- und Radio-
Hit auf der ganzen Welt. "Der Erdbeermund" ist aus der deutschen
Popgeschichte nicht mehr wegzudenken. Zum 30jährigen Jubiläum des Hits
und seiner Karriere erinnert sich Jo van Nelsen mit seinem Pianisten
Bernd Schmidt am Donnerstag, 26. März, im Café Amadeo an seine Anfänge
und hebt so manchen Schatz aus seinen Bühnenauftritten der letzten 30
Jahre in einem sehr persönlichen Cross-Over-Programm.

Im Comoedienhaus Wilhelmsbad heißt es am Freitag, 3. April, "Ruscher
hat Vorfahrt". Scharfzüngig, intelligent, aber charmant hinterfragt
Deutschlands Kabarett-Lady Barbara Ruscher den Selbstoptimierungswahn
unserer Gesellschaft und ist dabei immer eine Spur voraus. Vor keinem
Thema schreckt sie zurück und geht mit viel Charme und satirisch
intelligentem Biss gesellschaftsaktuellen Fragen nach.

Musikkabarett vom Feinsten gibt es am Donnerstag, 23. April, wenn
Markus Kapp singend Tabularasa macht im Tohuwabohu der Themen unserer
Zeit. In stürmischen Zeiten, wenn das Wasser bis zum Hals steht,
stellt sich die Frage, ob wir nur Treibgut im Meer der
Belanglosigkeiten sind oder das Steuer selbst in die Hand nehmen
wollen.

Mit dem "Ernsthaften Bemühen um Albernheit" geht die Reihe Kultour am
Sonntag, 10. Mai, in die Sommerpause. Christoph-Maria Herbst und
Moritz Netenjakob lieben feine Satire, schnelle Rollenwechsel und
Loriot. An diesem exklusiven Abend im Comoedienhaus Wilhelmsbad
plaudern sie nicht nur über ihre Leidenschaft für intelligenten Humor,
sondern geben dem Publikum auch jede Menge Kostproben satirischer
Schreibkultur.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo beginnen um 20.30 Uhr. Im
Comoedienhaus Wilhelmsbad und im Congress Park Hanau hebt sich der
Vorhang bereits um 20 Uhr. Einlass ist immer ab 19 Uhr. Karten zu
allen Veranstaltungen der Reihe Kultour gibt es im Hanau Laden, Am
Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau, Nürnberger Straße 2, sowie
bei allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KLEINKUNST/948: Lübeck - Die Heinz Strunk Show, 25.1.2020


THEATER LÜBECK

Heinz Strunk

Nach Notat zu Bett - Die Heinz Strunk Show

25.01.2020, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 22 Euro (ermäßigt 18 Euro)



2020 heißt es bei Heinz Strunk wieder Showtime at it's best: Der
Gagbomber von der Waterkant dreht diesmal am ganz großen Rad. In
seiner unvergleichlichen Art verquickt er High End-Literatur, moderne
Musik und visuelle Schlüsselerlebnisse zu einem einzigartigen Mixtum
Compositum.

Weitere Infos www.heinzstrunk.de

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL/1317: Hamburg - "Work in progress #1", 12.1.2020


LICHTHOF Theater

"Work in progress #1"

Künstlerische Leitung und Performance: Greta Granderath und Juliana
Oliveira 

Dramaturgische Beratung: Hannah Georgi

So, 12.01., 18:00 Uhr



Der Schauspieler und Performer Çalar Yiitoullari ist in dieser
Spielzeit artist in residence des LICHTHOF Theaters. Ermöglicht wird
dies durch das Programm INTRO der Behörde für Kultur und Medien. Çalar
Yiitoullari war fester Schauspieler am Stadttheater Istanbul, das er
nach der Aufhebung der Kunstfreiheit durch die AKP-Regierung in Folge
der Gezi-Proteste verlassen musste. Während der LICHTHOF Residenz wird
er in regelmäßigen Abständen Einblick in sein momentanes Schaffen
geben.

In "Work in progress #1" geht es um das Thema Begrenzung und Freiheit,
inspiriert von Handkes "Kaspar Hauser". Im Austausch mit dem Publikum
wird Çalar Yiitoullari auch über seine persönliche und berufliche
Situation berichten und diese in Verbindung bringen mit der Frage, wie
man im fremden Land seine künstlerische Integrität bewahrt und nicht
allein als "der andere" betrachtet wird. Den Abschluss des Abends
bildet die Performance Wunderland, eine ebenso risikoreiche wie
spannungsvolle Auseinandersetzung mit der Fragilität unserer Existenz.

Reservix-Hotline 01806 700733

und an allen gängigen VV-Stellen

Eintrittspreise 18 € / 12 € / 8 €

Sonderveranstaltungen können abweichende Preise haben.

Gefördert durch das Programm INTRO der Behörde für Kultur und Medien
Hamburg.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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TREFF/483: Bielefeld - Musiktheater hautnah. Einführung in die Inszenierung, 5 x ab 18.12.19


Stadt Bielefeld

Musiktheater hautnah: Einführung in die Inszenierung



Bielefeld (bi). Wie entsteht ein Musiktheater oder wie wird es
inszeniert? Das erleben Interessierte hautnah bei der Inszenierung des
Musiktheaters "Paradise reloaded", das am 18. Januar Premiere feiert.
Das Seminar der VHS in Kooperation mit den Bühnen und Orchester der
Stadt Bielefeld startet am 18. Dezember und geht über fünf Termine.
Musikdramaturgin Anne Oppermann gibt beim ersten Termin um 20 Uhr eine
Einführung in Werk und Inszenierung.

Treffpunkt für den ersten Termin ist die Pforte des Stadttheaters,
Brunnenstraße 3. Die Kursgebühr beträgt 27 Euro. Anmeldungen unter
0521 51-2222. Alle Infos zum Kurs und zu den Seminarterminen unter
www.vhs-bielefeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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POLITIK/872: Kommentar - Die Klöckner'sche Bilanz ist eine Tiernutzerbilanz, keine Tierschutzbilanz (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 11. Dezember 2019

Bundeslandwirtschaftsministerium Julia Klöckner hat heute den
Tierschutzbericht 2015-2018 vorgelegt und in einer Presseerklärung die
"Verbesserungen im Nutztierbereich" hervorgehoben. Dazu kommentiert Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

Die Klöckner'sche Bilanz ist eine Tiernutzerbilanz, keine
Tierschutzbilanz 



"Die Bundesministerin feiert sich in ihrer Presseerklärung selbst. Viele
Verbesserungen im Nutztierbereich? Wohl kaum. In den letzten Jahren hat
sich Frau Klöckner vor allem als Ministerin der Tiernutzer alle Ehre
gemacht. So wäre die betäubungslose Kastration von Ferkeln eigentlich
längst verboten. Eigentlich - hätte der Deutsche Bundestag mit Wohlwollen
der Ministerin das schon bestehende Verbot nicht gekippt und die Qual der
Ferkel um weitere zwei Jahre verlängert. Dasselbe gilt für das Kükentöten,
das eigentlich - glaubt man dem Koalitionsvertrag - ebenfalls längst
verboten sein sollte. Stattdessen arbeitet man in Klöckners Ministerium
immer noch an rein technischen Lösungen, die in der Fläche noch lange nicht
einsetzbar sind und das alte kaputte System am Leben erhalten. Die
Regierung hat in der Kükenfrage gänzlich versagt. Wer hier von einem
"Durchbruch" spricht, hat offenbar noch nicht verstanden, was Tierschutz
bedeutet. Wenn dies ein Durchbruch ist, steht es wahrlich schlecht um den
Tierschutz in Deutschland.

Offenbar ist der Bundesregierung zwar bewusst, dass der Tierschutz als
Staatsziel im Grundgesetz verankert ist. An ihrem Handeln - das
wirtschaftlichen Interessen stets Vorrang einräumt - ist dies aber nicht
erkennbar. Freiwillige Lösungen mit der Branche hier, kleinere Reparaturen
am kaputten System da, im Großen und Ganzen aber Rückschritte im Tierschutz
- das ist die bisherige Bilanz dieser Regierung. Dazu passen die Pläne, die
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung Anfang 2020 anzupassen und einen
Passus zu streichen, der Sauen im Kastenstand zumindest das Ausstrecken
ihrer Gliedmaßen zugesteht. Dabei ist es offenbar völlig egal, dass mit
dieser Verschlechterung für die Tiere gegen das Grundgesetz verstoßen wird.
Eine Bundesministerin, die sich für diese Arbeit selbst als Tierschützerin
feiert, kann nur als heuchlerisch bezeichnet werden.

Statt Landwirte in Sicherheit zu wiegen und Verbrauchern vorzugaukeln, dass
man schon vieles erreicht habe, wäre es Aufgabe des Gesetzgebers, proaktiv
den unausweichlichen Wandel in der Landwirtschaft - hin zu mehr Tierschutz -
vorzugeben.

Doch nicht nur im Nutztierbereich ist die Tierschutz-Politik der
Bundesregierung enttäuschend. Die Exopet-Studie, mit der das Ministerium
Daten zur Heimtierhaltung erhoben hat, liegt schon länger vor -
Konsequenzen zur Verbesserung des Tierschutzes lassen aber noch immer auf
sich warten. Die wohlklingenden Ankündigungen der Regierung, Tierversuche
durch Alternativen zu ersetzen, sind nicht der Rede wert. Statt hier mit
gutem Beispiel voranzugehen, ist das Gegenteil der Fall: Die EU musste ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland einleiten, weil EU-Vorgaben
nicht korrekt umgesetzt wurden. Ein Verbot von Wildtieren im Zirkus wird -
entgegen Klöckners Ankündigungen hier tätig zu werden und der klaren
Meinung von Experten - ebenfalls nicht umgesetzt. Diese
Tierschutzproblematik findet im Tierschutzbericht nicht einmal Erwähnung."

Der Deutsche Tierschutzbund hatte seine Kritik - u.a. auch bei den Themen
Heimtiere, Zirkus oder Tierversuchen - im Oktober bereits zur Halbzeit der
Großen Koalition öffentlich gemacht:

www.tierschutzbund.de/news-storage/organisation/231019-halbzeitbilanz-der-grossen-koalition

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 11. Dezember 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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POLITIK/871: Bundesagrarministerin Julia Klöckner legt Tierschutzbericht 2015-2018 vor (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 249 vom 11.02.2019

Viele Verbesserungen im Nutztierbereich 

Bundesagrarministerin Julia Klöckner legt Tierschutzbericht 2015-2018 vor -
Deutschland soll Vorreiter beim Ausstieg aus dem Kükentöten werden



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute im Bundeskabinett den aktuellen Tierschutzbericht vorgelegt. Alle
vier Jahre informiert das Ministerium damit über den Stand der Entwicklung
des Tierschutzes. Der Bericht dokumentiert, mit welchen konkreten Maßnahmen
die Bundesregierung zu einer Verbesserung der Situation von Nutz-, Heim-
und Versuchstieren beträgt. Der heute vorgelegte Tierschutzbericht umfasst
die Jahre 2015 bis 2018.

Julia Klöckner: "Der Tierschutz ist als Staatsziel im Grundgesetz
verankert, das ist gut und richtig. Tiere sind unsere Mitgeschöpfe. Und es
ist ein Auftrag, kontinuierlich an Verbesserungen zu arbeiten. Das machen
wir. Auch durch Investitionen in Forschung und tierschutzgerechtere
Haltungssysteme. In den vergangenen Jahren haben wir gerade im Bereich der
Nutztierhaltung viel erreicht."

Hervorzuheben sei der Erfolg auf dem Weg zum Ausstieg aus dem ethisch nicht
vertretbaren Kükentöten. Mit der vom Bundesministerium maßgeblich
mitfinanzierten Forschung habe es hier einen Durchbruch gegeben: Seit
November 2018 sind in den ersten Supermärkten Eier erhältlich, in deren
Produktionskette das Verfahren der Geschlechtsbestimmung im Ei angewandt
wurde. So wird verhindert, dass männliche Küken überhaupt erst schlüpfen.

Deutschland ist mit der Forschung und den Umsetzungsanstrengungen führend
in der EU. Das Ziel der Bundesministerin ist es, bis Ende 2021 als erstes
Land aus dem Kükentöten auszusteigen. Um eine entsprechende Vereinbarung zu
erreichen, haben bereits mehrere Runde Tische mit der Branche
stattgefunden. Denn mit einem Gesetz müssten lange Übergangszeiten
eingeräumt werden.

Außerdem arbeitet das Bundeslandwirtschaftsministerium an der Einführung
eines staatlichen Tierwohlkennzeichens - einem Positivkennzeichen wie auch
das Bio-Siegel. Damit sollen Produkte, die nachprüfbar und kontrolliert für
mehr Tierwohl in der Nutztierhaltung stehen - über die gesetzlichen
Standards hinaus - auf den ersten Blick erkennbar werden

Der Blick müsse dabei auch über den Tellerrand und die Ländergrenzen gehen:
"Wenn wir verhindern wollen, dass unsere landwirtschaftliche Produktion ins
Ausland abwandert und dort zu Bedingungen produziert wird, auf die wir kaum
Einfluss haben, brauchen wir europäische Regelungen. Ich setze mich deshalb
zum Beispiel dafür ein, dass zukünftig eine verbindliche Regelung zur
Kennzeichnung von mehr Tierwohl europaweit vorgeschrieben wird."

Tierschutz gehe letztlich alle an, so die Ministerin: die Politik, die
Wirtschaft und auch die Verbraucher - mit ihrer Entscheidung, was im
Einkaufswagen lande. "Wir alle müssen unserer Verantwortung hier gerecht
werden."

Verbesserungen im Nutztierbereich

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hatte im Jahr 2014
eine umfassende Initiative zur Verbesserung des Tierwohls in Deutschland
und Europa auf den Weg gebracht. Der Tierschutzbericht beleuchtet
insbesondere die Aktivitäten dieser Initiative. Auf den wichtigsten
Handlungsfeldern der Initiative im Bereich Nutztiere konnten im
Berichtszeitraum (2015-2018) folgende Ergebnisse erzielt werden:

Nicht-kurative Eingriffe bei Nutztieren beenden

Im Juli 2015 wurde die Vereinbarung zur Verbesserung des Tierwohls,
insbesondere zum Verzicht auf das Schnabelkürzen in der Haltung von
Legehennen und Mastputen von der betroffenen Geflügelwirtschaft und dem
BMEL unterzeichnet. Die praktische Umsetzung verläuft wie vereinbart, die
Brütereien haben das Kupieren der Schnäbel bei für die Legehennenhaltung in
Deutschland vorgesehenen Küken seit dem 1. August 2016 eingestellt.

Schlachten hochträchtiger Tiere verhindern

Nach Paragraph 4 des Tiererzeugnisse-Handels-Verbotsgesetzes ist es
grundsätzlich verboten, Säugetiere (außer Schafe und Ziegen) im letzten
Drittel der Trächtigkeit zum Zwecke des Schlachtens abzugeben. Kleine
Wiederkäuer wurden im Gesetzgebungsverfahren ausgenommen, da die
Haltungsverfahren und sonstigen Rahmenbedingungen grundlegend anders sind
als im Bereich der Haltung von z. B. Rindern und Schweinen. Die Regelung
ist am 1. September 2017 in Kraft getreten.

Tierwohlkennzeichen

Das BMEL hat die Arbeiten für die Einführung eines freiwilligen staatlichen
Tierwohlkennzeichens für bestimmte tierische Produkte, bei deren Erzeugung
höhere als die gesetzlichen Mindeststandards eingehalten wurden,
aufgenommen. Dieses staatliche Tierwohlkennzeichen wird sich nicht am
Konzept der Eierkennzeichnung orientieren. Wesentliche Unterschiede sind
insbesondere ein nationaler Rechtsrahmen, eine freiwillige Teilnahme und
Anforderungen, denen nicht Haltungssysteme, sondern ressourcen-, management-
 und insbesondere tierbezogene Kriterien zugrunde liegen. Das Kennzeichen
soll im Bereich Schwein starten, später sollen weitere Tierarten einbezogen
werden.

Tierschutz auf internationaler und EU-Ebene voranbringen

Die gemeinsame Initiative Deutschlands, Dänemarks und der Niederlande für
mehr Tierschutz soll Fortschritte auf EU-Ebene in Gang bringen und zugleich
Wettbewerbsverzerrungen verhindern. Bislang wurden eine gemeinsame
"Dacherklärung", ein Positionspapier zum Tierschutz beim Transport, ein
Positionspapier zum Tierschutz in der Schweinehaltung, ein Vorschlag zur
Einrichtung einer Tierschutz-Informationsplattform auf EU-Ebene sowie ein
Positionspapier zur Junghennenhaltung unterzeichnet. Schweden und Belgien
sind dem Bündnis zwischenzeitlich beigetreten.

Geschlechtsbestimmung im Ei

Das BMEL verfolgt das Ziel, das Töten von Eintagsküken möglichst schnell
mithilfe einer praxistauglichen Alternative zu beenden. Hierzu hat das BMEL
die Entwicklung von Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im Hühnerei seit
dem Jahr 2008 mit rund 6,5 Millionen Euro gefördert. Aus dieser Forschung
sind zwei unterschiedliche Verfahren zur Geschlechtsbestimmung
hervorgegangen, ein endokrinologisches und ein spektroskopisches Verfahren.
Seit dem 8. November 2018 sind in einigen Supermärkten Eier erhältlich, die
von Legehennen gelegt wurden, die das Verfahren der Geschlechtsbestimmung
im Ei durchlaufen haben.

Staatssekretärsausschuss Tierschutz

Der "Staatssekretärsausschuss Tierschutz" dient dazu, die Vielzahl der
Initiativen von Bund und Ländern im Bereich Tierschutz enger abzustimmen.
Wesentliche Ergebnisse des Ausschusses bisher: Auslaufen der
Kleingruppenhaltung von Legehennen und Abstimmung der Forschungsaktivitäten
zum Komplex Schwanzbeißen.

Haltung von Sauen in Kastenständen

Bund und Länder haben sich intensiv über eine Neuregelung der
Kastenstandhaltung von Sauen ausgetauscht. Eine solche Neuregelung muss den
Tierschutz, aber auch ökonomische Gesichtspunkte berücksichtigen, um
weitere Strukturbrüche zu vermeiden. Weitgehende Einigkeit besteht darin,
dass die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung dahingehend geändert werden
soll, dass zukünftig die zulässige Fixationsdauer im Kastenstand, im
Deckzentrum und im Abferkelbereich deutlich reduziert werden soll. Das BMEL
hat einen entsprechenden Verordnungsentwurf vorgelegt.

Umsetzung der Koalitionsvereinbarungen im Bereich Tierschutz

Die Koalitionsvereinbarungen der vergangenen Legislaturperioden haben dem
Tierschutz jeweils breiten Raum eingeräumt. In der Koalitionsvereinbarung
zur 19. Legislaturperiode sind eine Vielzahl von Themen angesprochen.
Entsprechend werden auch in dieser Legislaturperiode unter anderem folgende
Schwerpunkte bearbeitet: Schaffung eines staatlichen Tierwohlkennzeichens,
Weiterentwicklung der nationalen Nutztierstrategie und Beendigung des
Tötens von Eintagsküken. Darüber hinaus werden auch die intensiven
Aktivitäten zur Erforschung und Anwendung von Alternativmethoden zu
Tierversuchen fortgeführt. Zudem werden in verschiedenen anderen Bereichen,
wie beispielsweise Wildtier- und Exotenhaltung (Umsetzung der Empfehlungen
der Studie "Haltung exotischer Tiere und Wildtiere in Privathand (Exopet)",
Überarbeitung verschiedener Gutachten und Leitlinien des BMEL), illegaler
Welpenhandel, Umgang mit Nutztieren bei Tiertransporten und Entwicklung von
Ställen für die Zukunft konkrete Maßnahmen zur Verbesserung des
Tierschutzes geprüft und umgesetzt.

Den gesamten Bericht finden Sie hier:

www.bmel.de/tierschutzbericht

Hintergrund

Die Bundesregierung erstattet mit dem Tierschutzbericht dem Deutschen
Bundestag alle vier Jahre einen Bericht über den Stand der Entwicklung des
Tierschutzes. Der Berichtszeitraum umfasst die Jahre 2015 bis 2018.

 * 

Quelle:
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LATEINAMERIKA/202: Brasilien - Amazonien in Gefahr (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Amazonien in Gefahr

Von Steffi Wassermann



(Berlin, npla, 15. November 2019) - Amazonien, die grüne Lunge der
Erde, wird systematisch zerstört. In diesem Jahr wurden besonders
viele Brände dokumentiert, die maßgeblich auf Brandstiftung
zurückzuführen sind. Doch die Gefahren für den Regenwald liegen
tiefer. Nicht nur in Brasilien brannte es, auch in Paraguay, Bolivien,
Kolumbien und Peru. Und die Brände sind nur das sichtbarste Zeichen
eines komplexen Zerstörungsprozesses der Natur, der im Namen von
Fortschritt und Entwicklung seit Jahrzehnten voranschreitet - und von
dem brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro befördert wird.

"Amazonien wird zur Zeit im Blut der Indigenen gebadet", ruft
Alessandra Korap bei der Abschlusskundgebung des globalen Klimastreiks
im September 2019 in Berlin in das Mikrofon. Die Vertreterin der
indigenen Munduruku aus dem brasilianischen Amazonasgebiet ist nach
Deutschland gereist, um auf die bedrohliche Situation der indigenen
Gemeinden aufmerksam zu machen. Die Natur werde zerstört, Menschen,
die vor Ort dagegen aktiv vorgingen, würden in Brasilien zunehmend
bedroht. Koraps Befürchtungen spiegeln sich in konkreten Zahlen wider:
Der Jahresbericht des Missionswerks der Katholischen Kirche in
Brasilien (CIMI) spricht für 2018 von einer deutlichen Zunahme von
Morden an Indigenen (135 Morde gegenüber 110 im Vorjahr). Für 2019 ist
ein weiterer Anstieg zu befürchten. Unterstützt werden die Gewalttäter
durch die Rhetorik des rechtsradikalen Präsidenten Jair Bolsonaro, der
Viehzüchter, Goldschürfer und allerlei andere fragwürdige Glücksritter
ermutigt, immer weiter in Schutzgebiete und indigene Territorien
vorzudringen.


Big Business im Amazonas

Jair Bolsonaro war schon als Abgeordneter ein bekennender Lobbyist für
die Legalisierung des Goldbergbaus auf indigenen Territorien. Bisher
sei Bergbau dort zwar verboten, stelle aber schon heute ein großes
Problem dar, berichtet Alessandra Korap: "Unsere Böden und unser
Wasser werden durch die Goldgewinnung mit Quecksilber vergiftet. Und
nun wird ein Gesetz diskutiert, das in den eigentlich geschützten
indigenen Gebieten den zerstörerischen Abbau legalisieren soll."
Möglich ist dies durch die brasilianische Verfassung, die den
Indigenen die Gebiete oberhalb der Erdoberfläche zusichert, die
Gebiete unterhalb der Erdoberfläche allerdings als Eigentum des
Staates deklariert.

Tatsächlich ist die Bedrohungslage für die Natur komplex und kommt von
verschiedenen Seiten. "In Itaituba, wo ich lebe, gibt es viele
Großprojekte. Am Fluss Tapajós liegen sechs Häfen, von dort aus wird
Soja nach Europa exportiert", erklärt Alessandra Korap im Gespräch. Es
gebe aber noch andere Projekte, wie eine Eisenbahntrasse oder
Staudämme. Die Eisenbahnstrecke solle dem Abtransport von Holz dienen;
allein am Tapajós und kleineren Flussarmen in der Nähe seien bis zu 46
Staudämme geplant, von denen bereits vier gebaut seien. Mit den
Staudämmen wird nicht nur Strom für energieintensive Industrien
erzeugt, sondern es werden auch Stromschnellen geflutet, um die Flüsse
schiffbar zu machen - sie sind die Vorhut für die weitere Zerstörung
Amazoniens.


Trotz allem: die grüne Lunge der Erde

Auch wenn sich die Alarmsignale zunehmend mehren, sind noch immer
große Bereiche Amazoniens weitgehend intakt. Vor allem indigene
Territorien und Schutzgebiete, die immerhin ca. 45 Prozent des
Regenwaldes ausmachen, konnten noch in vielen Gegenden vor der
Zerstörung bewahrt werden. Das größte Tropenwaldgebiet der Erde
beherbergt heute etwa 10 Prozent der Artenvielfalt sowie ein Viertel
der Reserven an Süßwasser weltweit. Die existentielle Bedeutung des
Regenwaldes für das globale Klima ist unbestritten. Amazonien bietet
zudem Lebensraum für rund 33 Millionen Menschen. Zwei Drittel von
ihnen leben in den urbanen Zentren wie Manaus oder Belém. In der
Region liegen aber auch fast 400 registrierte indigene Gemeinschaften,
meist auf indigenen Territorien oder Schutzgebieten.

Ein neues Phänomen ist die wirtschaftliche Ausbeutung, ob legal oder
illegal, nicht. Doch die Rhetorik des Präsidenten Bolsonaro schafft
zunehmend ein Klima, das die Lage für die Bewohner*innen bedrohlicher
werden lässt und der Zerstörung Tür und Tor öffnet.


Unterstützung aus Deutschland: Fehlanzeige

An wirtschaftliche Sanktionen denkt die deutsche Regierung angesichts
der aktuellen Situation allerdings nicht. Anders als europäische
Nachbarn wie Österreich oder Frankreich treibt sie die Verhandlungen
des EU-Mercosur-Abkommens weiter voran, das durch Liberalisierung des
Handels die größte Freihandelszone der Welt schaffen würde. Die
EU-Kommission hält ebenfalls an dem Abkommen fest und argumentiert,
dass im Nachhaltigkeitskapitel, das ebenfalls Teil des Vertragstextes
ist, ein klares Bekenntnis zum Pariser Klimaabkommen und nachhaltige
Waldbewirtschaftung festgeschrieben seien. Dies sei ein Druckmittel,
das die EU nicht einfach aus der Hand geben solle, um weiter auf die
Regierung Bolsonaro einwirken zu können. Dass bei Nichteinhaltung
keine Sanktionen drohen, wird dabei geflissentlich übergangen.

Auch die Ankündigung der deutschen Umweltministerin Svenja Schulze im
Sommer 2019, die Zahlungen des Amazonas-Fonds von vielen Millionen
Euro einzufrieren, ist ein stumpfes Schwert. Die brasilianische
Regierung reagierte lapidar und versicherte, dass sie nicht auf die
Zahlungen angewiesen sei.

Die Munduruku-Vertreterin Alessandra Korap prangert auf ihrer
Deutschlandreise nicht nur die fortschreitende Zerstörung der
Lebensgrundlage für die Bewohner*innen im Amazonas an, sie hat auch
klare Forderungen im Gepäck: "Ich wünsche mir von solidarischen
Menschen in Deutschland, dass sie gemeinsam mit uns die Situation
öffentlich machen und kritisieren". Doch die Suche nach
internationaler Unterstützung gestaltet sich schwierig. Zu schwer
wiegen für Deutschland und andere Staaten die wirtschaftlichen
Interessen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/amazonien-in-gefahr/
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LAIRE/314: Gelogen - von einer Tasche in die andere ... (SB)




Fast jedes dritte neu zugelassene Auto in Deutschland ist ein SUV
(Sport Utility Vehicle) oder Geländewagen. Die Anteil dieser
spritfressenden, einen hohen Materialeinsatz erfordernden
Fahrzeugklasse wird in den nächsten Jahren weiter steigen - allen
Klimanotstandserklärungen zum Trotz.

Die Bundesregierung, die derzeit auf dem Weltklimagipfel in Madrid
für ihr Klimapäckchen wirbt, hatte einst auf EU-Ebene durchgesetzt,
daß die Senkung der CO₂-Emissionen seitens der Autoindustrie
an der gesamten Fahrzeugflotte eines Herstellers gemessen wird. Das
bedeutet, daß dank der Elektroautos, die als CO₂-neutral
eingestuft werden (was sie nicht sind), immer mehr SUVs auf den Markt
gebracht und rechnerisch die Grenzwerte eingehalten werden können. So
macht den Autokonzernen der grüne Kapitalismus Spaß ...

SUVs und Geländewagen haben inzwischen einen Marktanteil von knapp 31
Prozent, berichtet der "Tagesspiegel" [1] unter Berufung auf Zahlen
des Kraftfahrt-Bundesamts in Flensburg. Erstmals wurden in
Deutschland binnen eines Jahres mehr als eine Million dieser
Fahrzeuge zugelassen. Auch die ab 2021 geltenden, verschärften
CO₂-Grenzwerte der Europäischen Union von 95 g/km werden diese
ressourcenintensiven Boliden nicht stoppen. Denn die Europäische
Union vermeidet es nach wie vor, absolute CO₂-Grenzwerte
festzulegen. Der Flottenverbrauch eines Unternehmens bleibt die
entscheidende Kenngröße, so daß die Oberklasse, das Luxussegment,
weiterhin bedient werden kann, sofern nur zeitgleich ausreichend
Fahrzeuge mit geringeren CO₂-Emissionen auf den Markt gebracht
werden. Elektroautos zum Beispiel.

Der deutsche Autokonzern VW rechnet damit, daß im Jahr 2025 jedes
vierte Auto, das "über die Ladentheke" geht, ein Elektrofahrzeug sein
wird. Dadurch lassen sich trefflich die steigenden Verkaufszahlen der
SUVs ausgleichen. Allerdings erweist sich der Blick allein auf den
Treibstoffverbrauch als viel zu eng. Beispielsweise werden weder bei
Elektroautos noch SUVs mit Verbrennungsmotoren die
CO₂-Emissionen, die bei der Herstellung der Fahrzeuge
anfallen, in die Klimabilanz eingerechnet. Elektroautos haben einen
höheren Ressourcenbedarf als Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren und
amortisieren sich energetisch beim gegenwärtigen Energiemix in
Deutschland erst nach rund fünf Jahren. Steigt der Anteil der
erneuerbaren Energien an der Stromproduktion, verkürzt sich die
energetische Amortisierungszeit.

Auch wenn nicht alle SUVs so gigantische Spritschlucker sind wie der
Aston Martin DBX, der 14,3 Liter Super auf 100 Kilometer durch die
Röhre schickt, haben sie im Schnitt einen 25 Prozent höheren
Treibstoffverbrauch als normale Mittelklassewagen. Nach Angaben der
Internationalen Energieagentur (IEA) in Paris waren 2018 weltweit
mehr als 200 Mio. SUV zugelassen, 2010 waren es noch 35 Mio. Der
"Stadtpanzer" liegt im Trend. In China, dem führenden Wachstumsmarkt
dieser Branche, ist inzwischen jedes zweite Auto ein SUV. Diese
Fahrzeugklasse werde "eine bestimmende Kraft für die wachsende
Ölnachfrage und ist die zweitwichtigste Ursache für weltweit
steigenden CO₂-Emissionen seit 2010", berichtete "Die Welt"
[2] unter Berufung auf den "World Energy Outlook 2019" der IEA.

Bezogen auf den globalen Anstieg der CO₂-Emissionen nehmen
SUVs inzwischen den zweiten Rang ein, noch vor der Schwerindustrie
(inklusive Eisen-, Stahl-, Aluminium- und Zementherstellung),
Luftfahrt, Schiffahrt und dem Lkw-Verkehr, einzig übertroffen vom
Kraftwerkssektor. Mit den SUVs werden milliardenschwere Umsätze und
riesige Gewinne gemacht, wohingegen Kleinwagen, die in der Regel
einen geringeren Treibstoffverbrauch aufweisen, für die Hersteller
weniger attraktiv sind.

"Grün" ist beim Management der Autokonzernen allenfalls der Neid auf
die Konkurrenz, nicht aber die Einstellung zum Klimaschutz. Ähnliches
gilt für die Verbraucherinnen und Verbraucher. Vor die Frage
gestellt, sich so emissionsarm wie möglich fortzubewegen, entscheiden
sich offenbar immer mehr Menschen für die emissionsreichere Variante.

Die neue EU-Kommission unter dem Vorsitz Ursula von der Leyens hat
Klimaschutz zur Priorität erklärt und will die EU bis 2050
rechnerisch klimaneutral machen. Das entspricht der Empfehlung des
vor gut einem Jahr veröffentlichten "Sonderberichts 1.5" des
Weltklimarats IPCC. Darin wird der gravierende Unterschied
beschrieben, was passiert, wenn das 2015 beschlossene
Klimaschutzübereinkommen von Paris eingehalten und die Erderwärmung
entweder auf deutlich unter zwei Grad C oder auf 1,5 Grad C gegenüber
dem vorindustriellen Niveau begrenzt wird. Letzteres führt zu
deutlich weniger Toten, Verletzten und Zerstörungen aufgrund der
Klimawandelfolgen. [3]

Allerdings birgt selbst das Ziel der EU-Kommission die Gefahr, daß
bis Mitte des Jahrhunderts sogenannte "tipping points" oder
Kippelemente aktiviert werden. Der westantarktische Eisschild könnte
einen solchen Schwellenwert bereits überschritten haben, und das
unaufhaltsame und starke Abschmelzen des grönländischen Eispanzers
wird womöglich 2030 eintreten. Davor wird in einem aktuellen
Kommentar unter anderem vom Potsdam-Institut für Klimawandelfolgen im
Wissenschaftsjournal "Nature" [4] gewarnt.

Der enorme Verkaufserfolg der SUV führt deutlich den folgenreichen
Wachstumszwang des bevorzugten Wirtschaftssystems vor Augen. Befeuert
von der Industrie wird trotz der globalen Bedrohung durch den
Klimawandel an einem Fortbewegungsmodell festgehalten, das kräftig
daran mitwirkt, die Gefahr noch zu verschärfen.


Fußnoten:

[1] https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/hohes-tempo-der-verkaeufe-wird-anhalten-erstmals-mehr-als-eine-million-suvs-und-gelaendewagen-zugelassen/25321592.html

[2] https://www.welt.de/wirtschaft/article203469636/SUVs-Zulassungszahlen-gefaehrden-Pariser-Klimaziele.html

[3] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0146.html

[4] https://www.nature.com/articles/d41586-019-03595-0

11. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





ERSTAUFLAGE/1035: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3041 (SB)


Susan Schwartz

Die hermetische Botschaft

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3041



Milchstraße, Thantur-Lok / M 13, 25. März 2046 NGZ, Rückblick auf die
Zeit zwischen 1725 und 2041 NGZ

Thantur-Lok wird von Naatschen Freischaren und ladhonischen Piraten
angegriffen. Sie werden von Jarrak da Nardonn, dem Anführer der
Kristallgetreuen, der das arkonidische Großimperium wiedererrichten
will, instrumentalisiert. Da Nardonn hat zu diesem Zweck sogar die
Cairaner dafür gewinnen können, das gesamte von einer Bleisphäre
umschlossene Arkonsystem gegen eine andere Sonne und ihre Planeten
austauschen zu wollen. Nachdem es dem neu ernannten Mascanten Atlan da
Gonozal gelungen ist, ein entscheidendes Gefecht für die
Kristallbaronien zu gewinnen, wurde eine 24-stündige Waffenruhe
ausgehandelt.

In dieser Zeit widmet sich Atlan Chariklis Kavali, einem äußerlich
dreizehnjährigen Mädchen, das jedoch 321 Jahre alt ist und den größten
Teil seines Lebens geschlafen hat. Chariklis, die Erbtochter Aro
Ma-Anlaans, des Chefstrategen der TARTS, ist nach langer Zeit erwacht,
weil sie Atlan eine hermetische Botschaft zu übermitteln hat, deren
Inhalt sie bis zum Zeitpunkt der Überbringung selbst nicht kennt. Sie
beginnt ihre Lebensgeschichte zu erzählen, die im Jahr 1725 NGZ
beginnt, als der Forschungsraumer ihrer Eltern im System von Bonanomos
Stern, wo sie auf der Suche nach der Welt des Ewigen Lebens waren, von
Ladhonen grundlos angegriffen und vernichtet wurde. Obwohl sich die
Besatzung mit Rettungskapseln in Sicherheit zu bringen versuchte,
hatten nur Abulom Ma-Anlaan und seine hochschwangere Frau Taherem
überlebt. Ihre beschädigte Rettungskapsel machte jedoch eine
Bruchlandung auf dem vierten Planeten des Systems, bei der Abulom
leicht verletzt wurde, Taherem aber ein schweres Schädel-Hirn-Trauma
erlitt, das zu einem tiefen Koma führte, aus dem sie nicht mehr
erwachte.

Plötzlich tauchte ein Paau bei dem Arkoniden auf, der seine sterbende
Gefährtin so gut es ging versorgte, und bot Hilfe an. Er
transportierte Abulom Ma-Anlaan und seine Frau in seinem Innern zu
einem Nashadaan, wo Chariklis schließlich geboren wurde und Taherem
starb. Abulom begrub seine Frau an der Absturzstelle der
Rettungskapsel. Während der kommenden Jahre sollte der Planet, dem
Abulom den Namen Mirkandhoum gab, zur Heimat von Vater und Tochter
werden. Das Nashadaan sorgte im Auftrag seines Gebieters, der nach
Aussage des Paau "immer ein wenig hier, aber überwiegend abwesend"
war, für das Wohlergehen der beiden. Doch es ermöglichte ihnen nicht,
den Planeten zu verlassen oder Kontakt zu anderen Arkoniden
aufzunehmen. Auf Abuloms Frage hin warum, bekam er nur zur Antwort,
daß Chariklis eine sehr große Bedeutung für die Zukunft habe und sich
der Grund für alles zu gegebener Zeit offenbaren werde.

Der Paau begleitete Chariklis stets, wenn das Kind ohne seinen Vater
die Welt außerhalb des Raumschiffes erkundete. Und Abulom
unterrichtete seine Tochter in allem, was nötig war - auch in Dagor.
Nach einiger Zeit fiel Abulom auf, daß Chariklis ungewöhnlich lange
schlief. Als er nach einigen Jahren feststellte, daß sie sich
körperlich nur langsam entwickelte, stellte er den Paau zur Rede. Doch
der schwieg sich weiterhin aus.

Eines Tages entdeckte Chariklis bei einem ihrer Ausflüge in einer
Felsenregion plötzlich ein Bild, das zuvor nicht da gewesen war. Es
wies auf eine Höhle hin, die Chariklis daraufhin mit ihrem Vater und
dem Paau erkundete. Im Zentrum der Höhle, die künstlichen Ursprungs zu
sein schien, stießen die drei auf unzählige Statuen aus Eis, die alle
Völker der Milchstraße darstellten - selbst solche, die vor
Jahrtausenden ausgestorben oder verschwunden waren. Jede Stunde brach
ein Geysir aus, der sich genau in der Mitte des Eisfigurenkabinetts
befand. Dies führte dazu, daß jede Statue sich so zu bewegen begann,
als würde sie eine alltägliche Handlung vollbringen (Tisch decken,
kochen, ein Terminal benutzen...). Wenn die Figuren dann nach einigen
Minuten wieder erstarrten, hatte sich das Gesamtbild verändert.

Für Abulom ließ dieses Spiel nur einen Schluß zu: Bei dem ominösen
Gebieter des Paau handelte es sich um die Superintelligenz ES, die
Chariklis für irgendeine Aufgabe vorgesehen hatte.

Nach weiteren 37 Jahren, in denen Chariklis kaum gealtert war, tauchte
plötzlich ein arkonidisches Raumschiff im System auf. Man hatte das
Wrack entdeckt und wollte das Logbuch bergen. Von diesem Moment an war
weder vom Nashadaan noch vom Paau noch etwas zu sehen oder zu orten.
Abulom und Chariklis flogen in Abuloms Heimatsystem nach Gos'Hamtar,
wo sich Abuloms Khasurn befand. Die Familie, die ihn vor langer Zeit
verbannt hatte, nahm ihn und Chariklis wieder auf. Nach einigen
Jahren, nachdem er mit seiner zweiten Frau weitere Kinder bekommen
hatte, wurde er zum Oberhaupt des Khasurns gewählt.

Seine Hoffnung, daß sich Chariklis' Zustand nach dem Verlassen
Mirkandhoums verändern würde, erfüllte sich nicht. Ihr Langschlaf, aus
dem sie niemand wecken konnte, dauerte immer länger. Die Wachphasen
wurden immer kürzer. Die Ursache dafür konnte kein Arzt ergründen. Der
uralte Hausarzt der Familie, an den sich Abulom schließlich wand,
entdeckte allerdings in ihrem Gehirn in der Nähe der Epiphyse des für
Schlaf und Wachstum zuständigen Sektors eine neuronale Substanz. Sie
herauszuoperieren wäre für Chariklis wahrscheinlich tödlich gewesen.
Daher sah Abulom davon ab.

Chariklis erhielt ein auf ihre Bedürfnisse umgerüstetes Medobett und
als Abulom schließlich das Ende seines Lebens nahen spürte, vererbte
er sie an seinen jüngsten Sohn. Dieser wiederum übergab sie nach
weiteren Jahrzehnten in die Obhut seines jüngsten Sohnes Aro
Ma-Anlaan.

Als dieser im Jahre 2002 NGZ von seiner Mutter aus wirtschaftlichen
Gründen zur Heirat mit einer reichen Adligen genötigt wurde, machte
sich der gesamte Clan auf den Weg ins Avansystem, das zur
Sternenbaronie Ark'Ator gehörte. Unterwegs erwachte Chariklis
plötzlich aus ihrem letzten, bislang 56 Jahre währenden Schlaf und
warnte eindringlich vor einem Tryortan-Schlund, in den das Schiff
geraten würde, wenn es nicht sofort in den Normalraum zurückfiele. Ein
Hypersturm war zu diesem Zeitpunkt jedoch noch gar nicht zu entdecken.
Dieser tauchte erst später auf, und zwar genau an der Stelle, an der
das Schiff materialisiert wäre, wenn es nicht seinen Flug unterbrochen
hätte. Niemand hätte überlebt.

Wovor sie jedoch nicht warnte, war, daß das Hochzeitsfest ein blutiges
Ende nehmen würde. Ladhonen überfielen den Palast des Khasurn, in den
Aro einheiraten sollte. Kaum jemand überlebte. Aros Braut ermöglichte
ihm und der schlafenden Chariklis noch die Flucht, dann fiel sie den
Ladhonen selbst zum Opfer. Wie beim Angriff auf den Forschungsraumer
seines Großvaters hatte auch dieser Angriff der Ladhonen, der
ungewöhnlich brutal war, keinen erkennbaren Sinn. Aro und Chariklis
konnten sich retten. Sie kehrten nicht mehr in ihren Khasurn zurück,
sondern überließen ihn entfernten Verwandten. Aro ließ sich mit seiner
Erbtochter auf dem Planeten Myran am Rande von Thantur-Lok nieder und
gab Dagorunterricht.

Eines Tages erwachte Chariklis wieder und erzählte Aro von einer
Botschaft, die sie zu überbringen habe. In diesem Zusammenhang
"erinnerte" sie sich daran, daß Aro an der Tormanac-Akademie auf
Tschirmayn ein Studium für Strategie und Logistik als Jahrgangsbester
abgeschlossen hätte. Aro hatte jedoch nie studiert und er haßte das
Militär. Seine Erbtochter erinnerte sich aber genau, daß er nach
seinem Studium auf das Flaggschiff TARTS versetzt worden wäre. Es gab
aber allen Recherchen Aros zufolge kein Flaggschiff dieses Namens. Das
einzige, was diese "Erinnerungen" erklären könnte, wäre, daß es die
von ES stammende neuronale Substanz in Chariklis' Kopf war, die sich
erinnerte.

Aro erkannte, daß er Chariklis' "Erinnerungen" zu erfüllen hatte, wenn
er nicht das Erbe seiner Familie ad absurdum führen wollte. Obwohl es
ihm schwer fiel, verließ er Myran, wo er sich sehr wohl gefühlt hatte,
und ließ sich zum Strategietheoretiker ausbilden. Als Jahrgangsbester
durfte er sich ein Schiff aussuchen, auf dem er Dienst tun wollte.
Doch nach wie vor gab es kein Flaggschiff namens TARTS. Ohne mit einer
Antwort zu rechnen, setzte er sich zu der schlafenden Chariklis und
erläuterte sein Problem. Da flüsterte das Mädchen im Schlaf den Namen
Mava da Valgathan. Wie er herausfand, war das eine vielversprechende
junge Kommandantin, bei der er sich sofort bewarb. Sie nahm ihn gerne
und hatte auch nichts dagegen, daß er Chariklis samt Alkoven
mitbrachte. Wie er Mava da Valgathan bereits zu Beginn ihrer
Zusammenarbeit prophezeit hatte, bildeten sie beide bald ein so gutes
Team, daß man ihnen größere Schiffe anvertraute und zuletzt sogar das
Flaggschiff des Kristallbarons.

Und so kommt es, daß Chariklis an Bord ist, als Atlan auftaucht und
als erste Amtshandlung das Schiff in TARTS umbenennt. Sie erwacht, um
ihm die folgende Botschaft zu überbringen: Für die Cairaner ist die
Milchstraße keine Bleibe für immer. Es geht ihnen nicht um deren
Eroberung sondern darum, den Zugang zum Transuniversalen Tor zu
finden. Dies ist identisch mit dem Atopischen Konduktor im
Arkonsystem, das von der Bleisphäre umschlossen ist. Atlan ist
aufgrund seiner Ritteraura als Einziger in der Lage, das Tor zu
öffnen. Die Cairaner und ihre Verbündeten werden ihn jagen, um ihn
dazu zu zwingen. Doch würde er es tatsächlich tun, wäre das sein Tod.

11. Dezember 2019
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MARKT/4217: Leverkusen - Nordischer Weihnachtsmarkt am 14. und 15.12.2019 im Neulandpark


Stadt Leverkusen

Nordischer Weihnachtsmarkt 14. und 15.12.2019 im Neulandpark



Zum 16. Mal findet im Neuland-Park auf der Arena-Bühne der Nordische
Weihnachtsmarkt statt. Inmitten der rot-weißen Schwedenhäuschen kann
man sich auch in diesem Jahr wieder an den Feuerschalen wärmen und
dabei unter anderem Elchbratwurst oder Glögg (Glühwein) genießen.
Neben zahlreichen Ausstellern in den typischen Schwedenhäuschen
präsentieren sich auch rund 30 der 60 Aussteller im beheizten großen
Festzelt, das bei widrigen Witterungsbedingungen auch als Wetterschutz
dient. Kein Aussteller ist wie der andere, aber viele bieten
skandinavische Produkte an - Kunsthandwerk, Dekoratives, Nützliches
und Schönes. Das Angebot reicht vom Rentierfell bis zu
handgeschmiedeten Messern. Insbesondere wird sich der Markt auch in
diesem Jahr durch seine kulinarischen Angebote von anderen
Weihnachtsmärkten abheben.

Typisch skandinavische Spezialitäten

Zum Angebot gehören neben der Elchbratwurst, auch skandinavischer
Lachs, Waffeln mit Preiselbeeren, geräucherte finnische Forellen
(Muikku) und anderen Köstlichkeiten. Auch Lussekatter, ein Hefegebäck
mit Safran, das es nur in Skandinavien und nur zur Lucia-Zeit gibt,
finnische Kaltgetränke, Kötbullar - die schwedischen Fleischbällchen -
, heiße und kalte Fruchtsäfte sowie natürlich Glögg statt Glühwein
sorgen für das leibliche Wohl der Gäste. In heimeliger Atmosphäre
können die Köstlichkeiten rund um große Feuerschalen, die gleichzeitig
Wärme spenden, genossen werden. Der am weitesten gereiste Aussteller
kommt aus Nordschweden und bietet landestypische Delikatessen wie
spezielle Konfitüren, insbesondere aber auch Handwerkskunst und vieles
mehr in einem der rot-weißen Häuschen an.

Buntes Kinderprogramm

Auch an die Kleinen wird gedacht: Ein historisches Kinderkarussell,
eine Wichtelwerkstatt in der Kinder aus Birkenhölzern Wichtel nach
skandinavischer Tradition bemalen oder sich als Eisprinzessin
schminken lassen können, sowie der Bastelstand der Förster gehören zum
Angebot. An beiden Tagen besucht der Weihnachtsmann mit seinen
Rentieren den Nordischen Weihnachtsmarkt, um die Weihnachtswünsche der
Kinder entgegenzunehmen. Er steht auch für ein weihnachtliches
Erinnerungsfoto zur Verfügung. Zum Programm gehören schon traditionell
ein Schmied, dem man bei der Arbeit zuschauen kann, sowie ein
Eiskünstler, der aus großen Eisblöcken Engel und Rentiere sägt.
Für musikalische Unterhaltung ist gesorgt

Große Erfolge feierte auf dem Nordischen Weihnachtsmarkt die Band
"Agnetha Affair", die zu den bekanntesten Coverbands Deutschlands
gehört und mittlerweile eine stetig wachsende Anzahl an Fans
verzeichnet, die nur für dieses Konzert anreisen. In diesem Jahr tritt
"Agnetha Affair" am Samstag, dem 14.12.2019, ab 18.00 Uhr mit den
weltbekannten Hits der schwedischen Originalgruppe ABBA auf. Am
Sonntag, dem 15.12.2019, tritt ab 15.00 Uhr traditionell die Gruppe
Kärnseife auf. Dann heißt es wieder "Rocking Christmas". Ab ca. 17.00
Uhr verzaubert der Schwedenchor "DE tokigar trolle" die Besucher mit
seinen schwedischen Weihnachtsliedern und verabschiedet sich, ganz
typisch schwedisch, mit einem Fackelzug durch das skandinavische Dorf.

Öffnungszeiten, Eintritt und Preise

Der Erlös aus der Veranstaltung kommt dem Neuland-Park e. V. zugute.
Die Veranstaltung beginnt Samstag um 14.00 Uhr und endet um ca. 21.00
Uhr, am Sonntag öffnet der Weihnachtsmarkt um 11.00 Uhr. Der Eintritt
beträgt 5,00 Euro für alle Personen ab dem 16. Lebensjahr. Das Ticket
ist an beiden Tagen gültig.

Hunde sind leider nicht erlaubt.

Leverkusener werden gebeten, wenn möglich mit öffentlichen
Verkehrsmitteln anzureisen, und ansonsten den ausgeschilderten
Parkplatz P11 zu nutzen. Von hier aus bringt ein Shuttle die Besucher
bedarfsorientiert bis zum Eingang Mitte und wieder zurück.

Weitere Informationen: www.neuland-park.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.19

Stadt Leverkusen - Pressestelle

Friedrich-Ebert-Platz 1

51373 Leverkusen

Telefon: (0214) 406-8860

Telefax: (0214) 406-8862
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